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Dorworf. 


Muorlegende Vorträge ſind als eine Ergänzung und 
Weiterführung unſerer bereits früher veröffentlichten Vor⸗ 
träge über „die ſociale Frage und die Beſtrebungen zu 
ihrer Löſung“ (Paderborn, 1877) zu betrachten. Sie 
faſſen die ſociale Frage wirklich als „die Frage der Ver⸗ 
| geſellſchaftung“, als die Frage, wie die beſtehende geſell⸗ 
ſchaftliche Ordnung, die Ordnung von Kapital und Arbeit 
umzugeſtalten, zu reorganiſiren ſei, um der ſteigenden Zer⸗ 
klüftung der Geſellſchaft ein Ziel zu ſetzen, die gegenſätz⸗ 
lichen Kräfte wieder in Gleichgewicht und Harmonie zu 
bringen. Sie gehen von der Anſicht aus, daß die heutige 
geſellſchaftliche Ordnung, allein beſtimmt durch die Con⸗ 


currenz, als „Ordnung“ nicht genüge, weder den materielles 


Productionsbedingungen, noch den Intereſſen der ſocialen 


. Vertheilung, noch endlich den geiſtig⸗rechtlichen Anſchauungen 


Zeitalter auszeichnen; daß fie in ihrer ausſchließlich privat⸗ 


der „Freiheit“ und „Gleichheit“, wie ſie nun einmal unſer 
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wirthſchaftlichen Geſtaltung wirklich ſo zu ſagen an „orga⸗ 
niſchen“ Gebrechen leide, und der Ergänzung und Fort⸗ 
bildung zum Socialismus hin bedarf. 

Wir anerkennen voll und ganz die techniſchen und 
ideellen Fortſchritte, wie fie uns die kapitaliſtiſche Geſell⸗ 
ſchaftsordnung gebracht hat; wir möchten dieſelben nur 
für Alle zur Wahrheit machen, der Geſellſchaft eine Ver⸗ 
faſſung geben, daß dieſe „Fortſchritte“ nicht mehr dieſelbe 
überfluthen, und in ihrem ganzen Beſtande erſchüttern, 
ſondern daß umgekehrt die Geſellſchaft Kraft und Organe 
beſitze, dieſe Fortſchritte in ihren Dienſt zu zwingen, in 
den Dienſt der Gemeinſchaft zu ſtellen. 

Die Löſung der ſocialen Frage beruht weſentlich 
und allein, ſo ſcheint uns, in der Reorganiſation der Be⸗ 
rufs⸗Stände. Wir wollen mehr oder weniger, um es gleich 
zu geſtehen, die Wiederherſtellung der mittelalterlich-zünf⸗ 
tigen Geſellſchaftsordnung, die, wie keine zweite in der 
Weltgeſchichte, für ihre Zeit eine vollſtändige Löſung der 

ſocialen Frage repräſentirt. Wir ſagen: für ihre Zeit — 
den veränderten Productionsverhältniſſen und dem geiſtigen 
Umſchwung der modernen Zeit konnte ſie nicht mehr ge⸗ 
nügen, vor Allem nicht in ihren ſpäteren ausgearteten 
Formen, ſie mußte geſprengt werden. Wir können ſie des⸗ 
halb auch nicht einfach repriſtiniren wollen — wir wollen 
ſie auf erweiterter wirthſchaftlicher und demokratiſcher Grund⸗ 
lage. Wir plädiren dafür, uns vollſtändig auf modernen 
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Standpunkt ſtellend, nicht blos methodiſch, ſondern in 
vollem Ernſt. 

Es ſind nicht politiſche Gründe, nicht Parteitendenzen, 
die uns beſtimmen. Die Phraſen des Tages laſſen uns 
kalt — wir ſind gewöhnt, in ihnen nur halb Wahrheit, 
halb Irrthum zu ſehen. Unſere Gründe ſind rein wiſſen⸗ 
ſchaftliche: nationalökonomiſche, ſociale, politiſche, natur⸗ 
rechtliche und religiös⸗ſittliche; fie find theoretiſcher und 
praktiſcher Natur. In der Vereinigung, der gegenſeitigen 
Abwägung und Ausgleichung aller dieſer Momente liegt 
für uns gerade der Schwerpunkt unſerer Darlegungen. — 
Nur zu oft gefallen ſich Freunde wie Gegner in der Aus⸗ 
ſchließlichkeit eines Standpunktes. Der Nationalökonom, 
der Juriſt, der Philoſoph, der Theologe, der Partei⸗ 
Theoretiker, der Staatsmann — jeder argumentirt aus 
ſeiner Anſchauung heraus, mit Ignorirung aller Uebrigen. 
Das ſcheint uns wirklich als das proton pseudos, das 
ſpeciell in unſerer ſocial-politiſchen Literatur viel Unheil 
und Verwirrung angerichtet hat. Bei ſolcher Einſeitigkeit 
iſt eine Verſtändigung und eine den realen Verhältniſſen 
des Lebens entſprechende Politik unmöglich. Wehe der 
Geſellſchaft, die ſolchen Abſtractions-Politikern unter die 
Hände geräth! Das Leben iſt vielſeitig, läßt ſich nun 
einmal nicht in abſtracte, allgemein⸗gültige Formen zwingen. 

Unſer Standpunkt iſt weſentlich ein vermittelnder. 
Der fünfte Vortrag legt das ausführlich dar. „Liberalis⸗ 
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mus“ und „Socialismus“ ſind uns gleich berechtigt, wie 
unberechtigt. Sie ſind auch halb Wahrheit, halb Irrthum. 
Wir ſuchen die Wahrheit in der Mitte. | 
| Der „Liberalismus“ iſt als Princip in der Wiſſen⸗ 
ſchaft wie in der Politik bereits vollſtändig überwunden. 
Auch in weiteren Kreiſen bricht ſich dieſe Erkenntniß Bahn. 
Man glaubt nicht mehr an die liberale „Freiheit“, an die 
5 „Harmonie der Intereſſen“. Die bereits in Vergeſſenheit 
gerathenen „Stände“ leben wieder auf, wagen ſich ſchon 
offen hervor. Nicht blos die Lohnarbeiter, ſondern auch 
die Mittelſtände ſind der „individuellen Freiheit und Gleich⸗ 
heit müde, erſtreben ſtändiſches Recht, ſtändiſche Organi⸗ 
ſation. Es gilt, mit der „Reaction“ Ernſt zu machen: 
den wahren, berechtigten Gedanken des radicalen „Socia⸗ 
lismus“ und der „reactionären Beſtrebungen der Inter⸗ 
eſſengruppen“ herauszugreifen und zu realiſiren durch eine 
vſocialiſtiſche“ Organiſation der „Stände“, nicht mit Unter: 
drückung der Perſönlichkeit und Privatwirthſchaft, ſondern 
nur in Ergänzung derſelben durch ſociale Veranſtal⸗ 
tungen. Speciell der Arbeiterſtand muß als ein den andern 
gleichberechtigter der Geſellſchaft „organiſch“ eingegliedert, 
in ſeinen berechtigten Anſprüchen an das Kapital durch 
eine umfaſſende Geſetzgebung geſchützt, ſelbſtſtändig orga⸗ 
niſirt werden, damit das Verhältniß von Arbeiter und 
Unternehmer mehr ein Verhältniß der Gegenſeitigkeit, ein 
mehr demokratiſches, ſtändiges und ſtetiges werde. So 
kommen „Radicalismus“ wie „Reaction“ zu ihrem Recht. 
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Wir wollen „ſocialiſtiſche“ Bindung der geſelſſchaft⸗ 
lichen Kräfte, gegenüber der geſellſchaftlichen Auflöſung des 
„Liberalismus“. Wir wollen ſtändiſche „Gliederung“ der 


8 Geſellſchaft, gegenüber der Unterſchiedsloſigkeit des ſocia⸗ 


liſtiſchen Volksſtaates. Wir vollen „ſtändiſche Freiheit und 
Gleichheit“, ſowohl rechtlich, gegenüber „junkerlichen Reac⸗ 
tionsbeſtrebungen“, als auch factiſch, gegenüber dem Kohn: 
ſklaventhum des liberalen Kapitalismus. Wir wollen end⸗ 


Er lich „die perſönliche Freiheit“, nicht blos rechtlich, ſondern 


auch factiſch, nicht blos die politiſche Freiheit des Libera⸗ 
lismus und Demokratismus, auch nicht blos die materielle 
des Socialismus, ſondern die politiſche, ſociale und ma⸗ 
terielle, aber nur in und mit dem Stande, nur ſoweit, als 
der geſellſchaftliche Beſtand es zuläßt. 

Die Wogen der ſocialen Bewegung gehen hoch. Auch 
ein Machtwort — Socialiſtengeſetz — wird ſie nicht be⸗ 
ſchwören. Das ſociale Unbehagen ergreift ſogar immer 


weitere Kreiſe. Jeder Tag bringt neue Klagen, neue Vor⸗ 


ſchläge. Ob und in wie weit es uns gelungen iſt, das 


12 rechte Wort zu finden, geeignet, den weit auseinander ge⸗ 


henden „dunkeln“ Beſtrebungen, Klarheit und einheitliches 


Ziel zu geben, darüber mögen Competentere urtheilen. 


Für den erſten ſyſtematiſchen Verſuch einer Löſung im 


Großen dürfen wir wohl Nachſicht erwarten. 


Fe Wir bitten, die freundliche Aufnahme, welche unſere 
FCErſtlingsarbeit in Preſſe und Publikum gefunden, auch 
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dieſen Vorträgen nicht zu verſagen. Dieſelbe hat uns ver⸗ 

pflichtet, ernſtlich an der Vertiefung und Erweiterung un⸗ 
ſerer Studien zu arbeiten. Möge vorliegende Frucht der⸗ 
0 ſelben als Ausdruck des Dankes gelten und möge . der 


Segen Gottes nicht fehlen. 


Rom, am deutſchen Campo Santo, im Febr. 1880. 


Fr. H. 


. . 0 —— 


. Erſter Vorkrag. 


Kritik der „ſacialiſtiſchen“ Werth-Cheorie. 


Einleitung. 


Eigenthum und Arbeit, Beſitz und Erwerb, wie ver- 
halten ſie ſich zu einander, wie ſollen ſie ſich zu einander 
verhalten: damit ſtehen wir im Mittelpunkt der ſocialen 
Frage. Eigenthum und Arbeit conſtituiren die Geſellſchaft, 
eine Verſchiebung dieſer beiden Factoren muß auch eine 
Störung in dem Organismus der Geſellſchaft hervorrufen, 
und das nennen wir eben „die Frage der Geſellſchaft.“ 
| Ueber das Verhältniß von Eigenthum und Arbeit, 

oder ſagen wir lieber gleich, indem wir die heute herrſchende 
Form des Eigenthums betonen, von „Kapital“ und Arbeit 
gibt es zwei extreme Anſchauungen reſp. Tendenzen, die 
der Mancheſter- oder liberalen Freihandelsſchule, und anders 
ſeits die ſocialdemokratiſche, wie ſie Marx und Laſalle 
vertreten. Die eine betont das Recht des Kapitals, die 
andere das der Arbeit, die eine wirft ſich zum unbedingten 
Lobredner der heutigen Eigenthumsform auf, leugnet über⸗ 
haupt die Exiſtenz einer ſocialen Frage, der anderen er- 
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ſcheint unſere heutige kapitaliſtiſche Geſellſchaftsordnung 
als die verkörperte, abſolute Ungerechtigkeit, die um jeden 
Preis geſtürzt werden muß. 5 
Beide extreme Anſchauungen ſind einſeitig, unwahr. 
Die conſervative, chriſtliche Anſchauung hält die Mitte 
zwiſchen beiden. Sie betont ebenſo ſehr das Recht der Ar⸗ 
beit als das des Kapitals, erſtrebt nicht eine abſolute Be⸗ 
herrſchung, Abſorbirung des einen Princips durch das 


andere, ſondere will ihre Verſöhnung und Ausgleichung. 


Das Warum und Wie wird eben der Gegenſtand der fol— 
genden Vorträge bilden. 
In Vorbereitung zu dieſer Aufgabe nun werden wir 


zunächſt die Anſchauung des „Liberalismus“ und „Socia⸗ 


lismus“ in ihrer Begründung prüfen reſp. widerlegen. 
Damit haben wir dann freien Boden gewonnen für unſere 
poſitiven Darlegungen, iſt die Aufgabe ſchon mehr wie 
halb gelöſt. Für heute wenden wir uns dem „Socialis⸗ 
mus“ zu. Der wiſſenſchaftliche Begründer desſelben iſt 
Marx; an dieſen werden wir uns halten. 


Theſe und Forderung. 


Marx und mit ihm der ganze radicale „Socialismus“ 

willl die Arbeit zum allein herrſchenden Princip der Ge 

ſellſchaft machen. Er begründet dieſe Forderung national⸗ 
ökonomiſch. Er ſagt ſo: Arbeit iſt die alleinige Schöpferin 
aller Werthe, aller Güter; alle Eigenthumsobjecte ver⸗ 
danken ihre Exiſtenz ausſchließlich der Arbeit: das iſt 
feine Theſe. Deshalb ſollen auch alle Güter ihrer 
Schöpferin folgen, Arbeit ſoll alleinige Eigenthumsquelle 
ſein: das iſt ſeine Forderung. Fällt die Theſe, dann 
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f fällt auch, für Marx wenigſtens, die Forderung. Marx 
und der ganze Radicalſocialismus geſtehen das ein. Das 


Werk von Marx, „das Kapital“, iſt ganz auf dieſer Theſe 


aufgebauet, und ſein ganzes Syſtem ſteht und fällt mit 
dieſer. Und wenn, in richtiger Anerkennung dieſer That⸗ 

ſache, die ganze ſocialiſtiſche Preſſe, die populäre nicht aus⸗ 
genommen, z. B. im vorigen Jahre (1877) in zahlreichen 
Artikeln, die Frage der Werth-Theorie eingehend und mit 
wiſſenſchaftlichem Ernſt behandelte, dann darf ich wohl um ſo 
mehr von Ihnen Nachſicht erwarten, wenn ich Ihre volle Auf⸗ 
merkſamkeit für dieſe trockenen und abſtrakten Ausführungen 
in Anſpruch nehmen möchte. Gehen wir denn mit Energie 
an unſere Aufgabe. 


Die „ſocialiſtiſche“ Definition des Tauſchwerthes. 


- Unfere heutige Geſellſchaft iſt dadurch charakteriſirt, 
daß fie „ſTauſch⸗Werthe“ producirt — nicht fo ſehr 
Gebrauchswerthe zu Eigen em Gebrauch, ſondern Ge⸗ 
brauchswerthe zum Eintau ſch gegen andere von Anderen 
producirte Güter, oder, was dasſelbe iſt, zum Ver⸗ 
kauf, um andere Güter dafür einzukaufen. Auf dieſes 

Verhältniß nun — Production von Tauſch-Werthen — 
bbige Theſe angewandt, definirt Marx alſo: der Tauſch⸗ 
werth einer Waare iſt beſtimmt durch die 

tn ihrvergegenſtändlichte geronnene Ar⸗ 
beit; oder, indem er als Maaß der Arbeit die Zeit 
annimmt, durch die zuihrer Herſtellung noth⸗ 


wendige geſellſchaftliche Arbeitszeit. 


Z3u bemerken iſt das „geſellſchaftlich nothwen⸗ 
dige Arbeitszeit.“ Alſo nicht die Arbeit, die etwa der A 
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und B zur Herſtellung z. B. eines Pfundes Garn brauchen, 
iſt maßgebend, ſondern „die Arbeitszeit, erheiſcht, um irgend 


W 


einen Gebrauchswerth (3. B. das Pfund Garn) mit den 


vorhandenen geſellſchaftlich- normalen Pro⸗ 


ductionsbedingungen und dem geſellſchaft⸗ 
lichen Durchſchnittsgrad von Geſchick und 


Intenſivität der Arbeit darzuſtellen (S. 14).“ 


Wenn alſo der A faul oder untüchtig iſt, und der B viel⸗ 
leicht mit dem Spinnrad ſpinnt, während im Durchſchnitt 
überall mit der Maſchine geſponnen wird, ſo wird beider 


individuelle Arbeit nicht die Durchſchnittsarbeit ſein, fon: 
dern geringer, und deshalb auch der Werth ihres etwa in 
einer Stunde geſponnenen Garns. 

Wir wollen hier nicht unterſuchen, ob die Zeit der 
richtige Werthmeſſer der Arbeit ſei, ob wirklich die z. B. 


qualificirte Arbeit, d. h. höhere Intelligenz, Uebung und 


Ausbildung erfordernde Arbeit oder die mit ſpeciellen Opfern 


und Gefahren verbundene Arbeit, ſich, wie Marx will, auf 


einfache Arbeit reſp. Arbeitszeit reduciren läßt — ich 
glaube kaum!) — ich ſage, wir wollen das nicht unter: 
ſuchen, da das eine verhältnißmäßig gleichgültige Frage 
iſt gegenüber der andern, ob überhaupt Arbeit Maaß des 
Tauſchwerthes ſei. 


Merk 0 iſt, daß gerade von dem Vater der libe⸗ 


ralen Schule, Adam Smith, dieſer Satz zuerſt aufgeſtellt 
worden iſt, daß er gerade in dieſer Schule ſpeciell durch 
Ricardo weiter durchgebildet und angeblich tiefer begründet 


N Di. Kaberle wendet ſich in ſeiner Schr ift: Carl Marx, „das Ka⸗ 
pital“ und der Socialismus. Kritik einiger ihrer Fundamentalſätze, ge 
rade gegen dieſen a der Marx'ſchen . und wie uns ſcheint, 


mit Erfolg. 


Die beſtimmenden Factoren des Tauſchwerthes. 3 


worden iſt. Marx und Laſſale konnten dieſen Satz des⸗ 
halb als „ein geſichertes Reſultat der klaſſiſchen Wiſſen⸗ 
ſchaft“ einfach entlehnen und ihre ganze Kraft darauf con⸗ 
kentriren, dieſelbe in ihrem Sinne auszubeuten, die Waffe, 
die ihnen ihr Gegner geliefert, kräftig gegen ſie zu ſchwingen. 
Es war für den „Socialismus“ leicht, von dieſem Ober⸗ 
ſatz aus die ganze heutige Geſellſchaftsordnung als eine 
total ungerechte hinzuſtellen, indem doch thatſächlich es zu 
lächerlich wäre, etwa das Rothſchild'ſche Einkommen als 
Arbeitslohn hinzuſtellen. Trotzdem verſuchte die liberale 
Schule, tren dem Spruch ihres Meiſters, es noch lange, 
wirklich Unternehmergewinn und Zins als „Arbeitslohn“, 
und zwar als „geiſtigen Arbeitslohn“ zu rechtfertigen; noch 
Thiers und v. Sybel wollen es ſo, und erſt einige wenige 
Kathederſocialiſten haben es endlich über ſich vermocht, mit 
der Schulmeinung zu brechen. e 


Die beſtimmenden Factoren des Tauſchwerthes. 


| Prüfen wir, wie die Sache ſteht. Welches ſind denn 
die conſtitutiven Factoren des Tauſchwerthes der „Güter“ 
im wirthſchaftlichen Sinne? a 
Damit Etwas ein „Gut“ im wirthſchaftlichen Sinne 
jet, Tauſchwerth habe, iſt vor Allem erfordert, daß es ein 
„Bedürfniß“ befriedige. Es muß einen „Gebrauchs⸗ 
werth“ haben, ein „Gebrauchswerth“ ſein. 
Zweitens muß es aneigbar ſein, in aus ſchließlichen 
Beſitz übergehen können und in irgendwie beſchränktem 
Maaße vorhanden und drittens nur mit irgend einer Mühe, 
Arbeit herſtellbar und erwerbbar ſein. So gehören die 
ſog. „freien Güter“ nicht zu den wirthſchaftlichen Gütern, 
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wie Luft, Licht und Waſſer, weil ſie von der Natur Jedem 
frei geboten werden und zwar, für gewöhnlich, für Jeden 
in jedem beliebigem Maaße. In einzelnen Fällen können 
auch ſie wirthſchaftliche Güter werden, z. B. Luft und 
Licht in dichtbevölkerten Städten, Waſſer in der dürren 
Wüſte, wo es nur ſpärlich vorhanden iſt, oder mit viel 
Arbeit transportirt werden muß 2c. 

Drei Beſtimmungsgründe gelten alſo für den Tauſch⸗ 
werth: Gebrauchswerth (die Art, Intenſivität des 
Bedürfniſſes und der Grad, in dem es dieſes befriedigt), 
Seltenheit und Ausſchließlichkeit des Beſitzes und 
die Mühe ſeiner Herſtellung, die Arbeit, die das Gut 

koſtet (Arbeitskoſtenwerth). Und nicht blos iſt das D a⸗ 
ſein dieſer Momente überhaupt Bedingung für den Tauſch⸗ 
werth, ſondern auch der Grad jedes dieſer Momente iſt 
von entſcheidender Bedeutung für den Tauſchwerth 
in jedem Augenblicke, an jedem Ort. Kurz, wir müſſen 
Gebrauchswerth, Seltenheit, Arbeitskoſtenwerth nicht blos 

als Bedingung im allgemeinſten Sinne des Wortes, ſon⸗ 
dern als conſtitutive Factoren des Tauſchwerths 
anſehen. Aus dieſen Factoren fest ſich der Tauſchwerth 
zuſammen, und mit jeder Veränderung eines Factors ver⸗ 
ändert ſich der Tauſchwerth. 
5 Zwei Factoren müſſen immer da ſein: Gebrauchs⸗ 
werth und: entweder Seltenheit oder Arbeit. Es können 
auch alle drei concurriren. Die verſchiedenen Combina⸗ 
tionen dieſer Factoren können Sie ſich leicht vorführen. 
Greifen wir eine heraus. Denken wir uns zwei Güter 
von demſelben Gebrauchswerth und in beliebigem Maaße 


5 ohne geſteigerte Mühe vermehrbar, — d. h. alſo, wo 


der Factor: „Seltenheit“ wegfällt: ſo wird wirklich zu⸗ 
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treffen, was Marx annimmt, ihr Tauſchwerth wird ſich 
richten nach der in ihnen vergegenſtändlichten Arbeit, ihren 


Arbeitskoſten. In dieſem Falle trifft alſo die Marx'ſche 


Theſe zu, falſch iſt, daß er ſie verallgemeinert. 


Man kann wohl ſagen, daß dieſe Vorausſetzung bei 
den meiſten Induſtrie⸗Gütern als ſolchen ſo ziem⸗ 
lich zutrifft,!) daß fie beliebig vermehrbar find, die Pro⸗ 
duction ſich den Bedürfniſſen anſchmiegen kann, ſo daß 


auch der Grad des Gebrauchswerthes als Factor weg- 
fällt, daß alſo in der Induſtrie wirklich die Tendenz herrſcht, 


den Tauſchwerth auf die Arbeitskoſten herabzudrücken. Und 


da der klaſſiſchen Nationalökonomie und auch Marx die 


Induſtrie gerade die Unterlage ihrer Studien bot, 


ſo können wir uns phychologiſch es wohl erklären, wie ſie 


die Reſultate ihrer Betrachtungen verallgemeiner⸗ 
ten und nun überhaupt die Arbeit zum alleinigen 
Factor des . machten. 


Die „Begründung“ der ſocialiſten Werththeorie. 


Trotz dieſer phychologiſchen „Erklärung“ werden Sie 
es doch noch immer mehr oder weniger unbegreiflich finden, 


wie man die gewöhnlichen Thatſachen des Lebens, wo doch 


9 


ſo oft Arbeit und Werth, z. B. am auffallendſten in der 
Landwirthſchaft, ſich nicht decken, ſo leicht ignoriren konnte, 
und werden neugierig nach dem Beweiſe fragen, den dieſe 
9 doch jedenfalls für ihre Theſe vorbringen. 


1) Wir jagen: In den Induſtriegütern „als ſolchen“, denn in 
der der Juduſtrie zu Grunde liegenden Urproduction macht ſich der Factor 
„Seltenheit“ faſt immer geltend. Wir ſagen: „ſo ziemlich,“ denn auch der 


Productions⸗Factor Kapital iſt nur beſchränkt vorhanden. 
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Zu dieſem Zwecke habe ich nun nochmals den ganzen 
Marx durchſtudirt, von einem Beweiſe a posteriori, 
der hier doch allein maßgebend ſein kann, habe ich wenig 


gefunden, auch nicht einmal die Andeutung eines ſolchen. 


Bei Verſicherungen, daß es ſo ſei, bleibt es. Nur gleich 
auf den erſten Seiten findet ſich eine Expoſition, die viel⸗ 
leicht als „Beweis“ gelten könnte. Marx! meint: „Wenn 
ich zwei Waaren gleichſetze, z. B. 1 Quarter Weizen = & 
Ctr. Eiſen, ſo ſagt das nichts Anderes als, daß ein Ge⸗ 
meinſames von derſelben Größe in den zwei verſchiedenen 
Dingen exiſtirt, in ein Quarter Weizen und ebenfalls in 
a Ctr. Eiſen. Beide find alſo gleich einem dritten, das 
an und für ſich weder das Eine noch das Andere iſt. 
Jedes der Beiden, ſoweit es Tauſchwerth iſt, muß alſo 
auf dieſes dritte reducirbar fein. Dieſes Gemeinſame kann 
nicht eine geometriſche, phyſiſche, chemiſche oder ſonſtige 
natürliche Eigenſchaft der Waaren ſein. Ihre körperlichen 
Eigenſchaften kommen überhaupt nur in Betracht, ſoweit 
ſelbe ſie nutzbar machen, alſo zu Gebrauchswerthen. Inner⸗ 
halb desſelben gilt ein Gebrauchswerth gerade ſoviel wie 
jeder andere, wenn er nur in gehöriger Proportion vor⸗ 
handen iſt. Als Gebrauchswerthe find fie vor Allem () 
verſchiedener Qualität, als Tauſchwerthe können fie nur 
verſchiedener Quantität fern, enthalten alſo (2!) kein Atom 
Gebrauchswerth. — Sieht man nun vom Gebrauchswerthe 
der Waarenkörper ab, ſo bleibt ihnen nur noch eine 
Eigenſchaft, die von Arbeitsproducten.“ Das dritte, Ge⸗ 


1) S. „Das Kapital, Kritik der politiſchen Oekonomie.“ 2. Aufl. 
Hamburg 1873. S. 117. n 
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112 meint Marx, kann alſo nur die Arbeit ſein, die 
durch Zeit gemeſſen wird; alſo die Arbeit und Zeit iſt 
alleiniges Maaß, auf das der Tauſchwerth reducirbar iſt. 
Das Falſche der Mark'ſchen Deduction liegt nun eben 
darin, daß er vom Gebrauchswerth abſtrahirt. Das 
könnte er, wenn z. B. in der obigen Gleichung 1 Quarter 
Weizen = a Ctr. Eiſen gleichen Gebrauchswerth 
hätten. Beide ſind Gebrauchswerthe, deshalb aber noch 
nicht gleiche, in gleichem Grade Gebrauchswerthe. Wenn 
Marx ſagt: In dieſer Gleichung abſtrahire man von den 
phyſiſchen, chemiſchen ꝛc. Eigenſchaften der Dinge, ſo kann 
man ſagen: von der phyſiſchen Eigenſchaft als ſolcher: 
Ja, von der phyſiſchen Eigenſchaft als Träger des Ge— 
brauchswerthes: Nein. Es iſt falſch, „daß ein Gebrauchs⸗ 
werth ſoviel gilt als der andere, wenn er nur in der 
gehörigen Proportion vorhanden iſt“, vielmehr kommt es auf 
den Grad des Gebrauchswerthes an. Marx ſagt: 1 Quarter 
Weizen und à Ctr. Eiſen müſſe alſo gleich einem Dritten 
ſein, das weder das Eine noch das Andere ſei. Gewiß, 
ein Drittes iſt, daß ſie z. B. beide Gebrauchswerthe ſind, 
ferner, daß ſie beide Arbeitskoſten repräſentiren; Marx 
will letztere allein als dieſes Dritte gelten laſſen, wir da⸗ 
gegen ſagen: das Dritte ſind weder die Arbeitskoſten allein, 


noch der Gebrauchswerth allein, ſondern beide zu— 


ſammen. Wenn der Gebrauchswerth gleich iſt, dann ent- 
ſcheiden die Arbeitskoſten, wenn die Arbeitskoſten gleich 
ſind, dann entſcheidet der Gebrauchswerth. In der That 
liegen die Verhältniſſe ſelten ſo einfach, und deshalb iſt 


die Werthſchätzung ein gar complicirtes Ding, die nur 


unter ſelbſteigener Betheiligung aller Conſumenten und Pro⸗ 
5 | 2 
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ducenten, wie ſie ſich in Angebot und Nachfrage auf dem 
Markte ae bewältigt werden kann.!) 


Widerſtreit zwiſchen Marx m ſeinen Jüngern. 


Marx vernachläßigt den Grad des Gebrauchswerthes 
— die Intenſivität des Bedürfniſſes, das durch den Ge- 
brauchswerth befriedigt wird, und das Maaß der Befrie⸗ 
digung; daß überhaupt Gebrauchswerth da ſein müſſe, um 
von einem Tauſchwerth zu ſprechen, iſt auch für Marx 
ſelbſtverſtändlich. Der Gebrauchswerth iſt ihm der Trä⸗ 
ger des Tauſchwerths, aber niht conftitutiner Factor. 

Hier haben wir, glaube ich, auch die Löſung eines 
Streites, der im vorigen Jahre in der ſocialiſtiſchen Preſſe 
mit Erbitterung geführt wurde. Einige „Socialiſten“ er⸗ 
kennen die Schwäche der Marx'ſchen Werththeorie, wie wir 
ſie oben entwickelt haben, an, leugnen deshalb, daß Marx 
dem Gebrauchswerth zu wenig gerecht geworden, und 
führen zu dem Zwecke folgende Stelle?) an: „Geſetzt (end⸗ 
lich), jedes auf dem Markte vorhandene Stück Leinwand 
enthalte nur geſellſchaftlich nothwendige Arbeitszeit (im 
Gegenſatz zu der individuell aufgewandten Arbeit). Trotz⸗ 
dem kann die Geſammtſumme dieſer Stücke überflüſſig ver⸗ 
ausgabte Arbeitszeit enthalten. Vermag der Marktmagen 
das Geſammtquantum Leinwand, zum Normalpreis von 
2 sh. per Elle, nicht zu abſorbiren, ſo beweist das, daß 
ein zu großer Theil der geſellſchaftlichen Geſammtarbeits⸗ 
zeit in der Form der Leinweberei verausgabt wurde. Die 

1) ©. Hitze, die ſociale Frage und die Beſtrebungen zu ihrer Löſung. 
Mit beſonderer Berückſichtigung der verſchiedenen ſocialen Parteien in 
Deutſchland. Paderborn (Bonifacius⸗Druckerei) 1877. S. 14775, 
2) S. „Kapital“ S. 86; 
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: Wirkung iſt dieſelbe, als hätte jeder einzelne Leinweber 
mehr als die geſellſchaftlich nothwendige Arbeitszeit auf 
Id individuelles Product verwandt.“ 

= Hier ſcheint Marx ein neues Moment hinzuzufügen, 
5 ſcheigt er plötzlich die Beſtimmung: „geſellſchaftlich noth⸗ 
wendige Arbeitszeit“ nicht mehr, wie oben, im Sinne von: 
geſellſchaftlich zur Herſtellung dieſes Pro⸗ 
direct? nothwendige Arbeitszeit, ſondern in dem Sinne von: 
zur Befriedigung des Bedarfs geſellſchaftlich 
nothwendige Arbeitszeit zu nehmen, was offenbar ein ganz 


neues Moment dem obigen Begriff zufügt. Laſſalle und 
andere Schüler von Marx, z. B. Dietzgen, haben das „ge⸗ 


ſellſchaftlich nothwendig“ ebenfalls in dieſem erweiterten 
Sinne genommen: als „Arbeitszeit, erforderlich, um das 


= für die realen Bedürfniſſe der Geſellſchaft nöthige Quan⸗ 


tum Producte zu liefern.“ 
Allein Marx iſt dieſe doppelſinnige Auffaſſüng des: 


„geſellſchaftlich nothwendig“ durchaus fremd; überall, viel 
hundertmal, wird ſie in der engeren Bedeutung genommen, 


Rund es wäre doch merkwürdig, wenn er hier, bei zufälliger 
Anwendung eines Beiſpieles, dem Worte auf einmal eine 
ganz neue Bedeutung unterſchieben wollte. Um ſo mehr, 
da Marx mit ſeiner obigen Werththeorie in dieſem Falle, 
wie er ihn ſich denkt, vollſtändig ausreicht. Die Leinwand, 


die zu viel producirt wird, ſagt er ſich, hat eben über⸗ 
haupt keinen Gebrauchswerth mehr, daß aber 


Gebrauchswerth nothwendig ſei zum Tauſchwerth, hat ja 

auch Marx zugegeben. Das, was Marx hier neu hervor— 

heben will, iſt, daß für die unnütz veraus gabte, keinen 

Tauſchwerth erzeugende Arbeit alle Leinweber als Ge⸗ 

ſammtheit aufkommen müſſen, ſich der Nachtheil dieſer un⸗ 
2* 
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zweckmäßigen Production auf Alle vertheilt. Das 


und nichts mehr hat Marx ſagen wollen. 

Freilich, Marx ſtellt das Beiſpiel einſeitig dar. Er 
denkt ſich die Sache ſo, als wenn bei einem gewiſſen Punkte 
plötzlich der Marktmagen ſeine Abſorptionskraft verlöre, 
die Arbeit plötzlich aufhöre productiv zu ſein, plötzlich 
überflüſſig werde. Allein das iſt nicht ſo. Der Markt⸗ 
magen iſt ein gar dehnbares Ding, die Bedürfniſſe haben 
gar große Spannkraft, es gibt keinen feſten Punkt, wo das 
Bedürfniß aufhört. Bei hohen Preiſen, etwa bei Hand— 
weberei, begnügt ſich eine beſtimmte Conſumentenzahl, 
wollen ſagen eine Gemeinde, vielleicht mit 10,000 Ellen 
Leinwand; nun, aus Verſehen ꝛc., geſellen ſich vielleicht 
eine Anzahl neuer Weber den alten bei, oder die alten 
Weber arbeiten anſtatt 10 Stunden 11 Stunde pro Tag, 
kurz, die Production ſteigt auf 11,000 Ellen. Was iſt 
die Folge? Das elfte tauſend Ellen hat dieſelbe Arbeit ge— 


koſtet, wie eins der erſten 10,000 Ellen, hat auch Gebrauchs⸗ 


werth — die Gemeinde kann ſie noch ſehr gut gebrauchen 


— müßte alſo nach der Marx'ſchen Werththeorie de n⸗ 


ſelben Tauſchwerth haben, wie die erſten 10,000 Ellen. 
Der Gebrauchswerth, auch der verhältnißmäßige, damit 
die Arbeit noch „productiv“ ſei, iſt da, aber freilich nicht 
ſo groß, wie der der erſten; deshalb iſt auch ſein Tauſch⸗ 
werth geringer, was allerdings Marx, der den Grad 
des Gebrauchswerthes nicht als Factor gelten läßt, leug⸗ 
nen muß. | 


T 
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Die Arbeitskoſten werden bedingt durch die Arbeitsmittel. 
| „Renteneinkommen“. 


Betrachten wir nun einmal, wie die Verhältniſſe ob⸗ 
jectiv liegen, jo müſſen wir ſagen: nur ein ſehr ge 
ringer Theil nicht blos der Producte über⸗ 
haupt, ſondern auch jeder Art von Produc⸗ 
tion wird um die Arbeitskoſten vertauſcht. 
Der Marktwerth, der geſellſchaftliche Tauſchwerth iſt für 
alle Producte derſelben Art — denn das macht eben den 
Unterſchied des geſellſchaftlichen Tauſchwerthes vom indivi⸗ 
duellen aus — und Quantität der gleiche, ob fie der A 


oder der B oder der C producirt hat. Die Arbeitskoſten 


ſind aber verſchiedene für A und B und Cz. B. je nach 
der Güte der Arbeitsmittel, die A, B und C zur 
Verfügung ſtanden. A hat etwa günftigere Mittel als 
B, B günſtigere als CO. Der Tauſchwerth, der Markt: 
preis muß offenbar jo groß ſein, daß C noch feine Ar⸗ 

beitskoſten herausbekommt, denn ſonſt würde er nicht mehr 


produciren. C iſt alſo maßgebend für den Marktpreis 


ſeiner Niedrigkeit nach; A und B bekommen eben denſelben 
Preis wie C, da ihr Product ja für den Käufer den⸗ 
ſelben Gebrauchswerth hat, auf den es der Käufer ja doch 
allein abſieht. A und B bekommen alſo mehr als ihre 
Arbeitskoſten, auch mehr als den Durchſchnitt der Arbeits⸗ 
often des A, B und C — beziehen arbeitsloſes, „Renten⸗ 
einkommen“. Und wo geſchieht da Unrecht? Soll man 
etwa von A, B und C. verlangen, daß ſie, jeder an ſeinen 
reſpectiven Abkäufer, a, b, e, ihre Producte zu ihren jedes⸗ 
maligen Arbeitskoſten ablaſſen? Dann würde Jeder auf 
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dem Markte erſcheinende Käufer von A kaufen wollen, 
keiner von C; da aber nicht alle von A kaufen können, 
ſo müßte Zufall oder Gewalt entſcheiden, wer von 
A kaufen ſolle, und geſchehe C gewiß Unrecht. 
Solange die Productionsmittel ungleiche ſind, 
ſolange die Productionsmittel und die Productionspro⸗ 
ducte in Privatbeſitz ſind, ſolange der Tauſch unter 
Angebot und Nachfrage, auf dem freien (nicht 
vom Staate für jedes Judividuum beſonders gere⸗ 
gelten) Markt geſchieht, haben wir auch einen Marktpreis, 
einen Tauſchwerth, der nicht mit den Arbeitskoſten, weder 
den Durchſchnitts⸗, noch den individuellen Arbeitskoſten ſich 
deckt, höchſtens ſich deckt mit den Arbeitskoſten 
der ungünſtigſt geſtellten Producenten. 
Aus der Verſchiedenheit der Arbeitsmittel und damit der 
Arbeitskoſten reſultirt, da auf dem Markte die Arbeits⸗ 
koſten des mit den ungünſtigſten Mitteln ausgeſtatteten 
Producenten maßgebend ſind, immer nothwendig für den 
mit beſſern Arbeitsmitteln ausgeſtatteten Renteneinkommen. 
Daherentſteht z.B. die Grundrente. Auf dem einen Felde geben 
10 Tage Arbeit X Scheffel Roggen, auf dem andern viel beſſern 
Boden 2x Scheffel; offenbar iſt für den Beſitzer des zweiten 
Feldes die zweite Hälfte des Roggens gegenüber dem Beſitzer 
des erſten Feldes, da beide auf dem Markte gleichen Preis 
bekommen, ein „arbeitsloſes Einkommen“, „Rentenein⸗ 
kommen“, allein bezogen auf Grund ſeines beſſern Ackers. 
Dabei bleibt ſich's auch ganz gleich, ob der Beſitzer des 
zweiten Feldes ein Privatmann (Bauer) oder eine Ge— 
meinde, oder eine Genoſſenſchaft (etwa Productivgenoſſen⸗ 
ſchaſt) oder gar der Staat ſelbſt iſt, immer bleibt er dem 
Privatmann, der Gemeinde, der Genoſſenſchaft, dem Staat, 


„„ 
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kurz demjenigen gegenüber, der das erſte Feld beſitzt, ein 
„Rentner“. Und wenn das ſchon dem Beſitzer von beſſern 
Productionsmitteln gegenüber dem von ſchlechtern gilt, 
ſo gilt das gewiß noch viel mehr gegenüber dem, der der 


Productionsmittel ganz entbehrt. Sobald wir nur irgend⸗ 


wie Eigenthum anerkennen an den nun einmal be⸗ 
ſchränkt und in verſchiedener Qualität exiſtirenden Pro⸗ 
ductionsmitteln, haben wir auch Rentenein⸗ 
kommen, und die Leugnung des arbeitsloſen, des Ren⸗ 
teneinkommens, oder, was dasſelbe tft, die Aufſtel lung, 
= Aydberthercalleinrge Werthguelle, ſchließt 
die Leugnung des Eigenthums in ſich. 

Ja freilich, rufen die Socialiſten aus, das haben wir 
ja immer geſagt, deshalb wollen wir ja Abſchaffung des 
Privateigenthums an den Productionsmitteln, deshalb ſoll 
der Staat in den Beſitz derſelben, ſoll er die Arbeit orga— 
niſiren und ebenſo die Vertheilung der Producte beſorgen, 
und zwar nach dem Maaßſtabe der Arbeit. 
| Aber, ſo entgegnen wir den Socialiſten, dann dürft 

Ihr auch nicht ſagen: Arbeit i ſt der alleinige Maaßſtab 
des Werthes, ſondern Arbeit ſoll alleiniges Maaß des 
Werthes werden. Da ſtellt Ihr als Begriff hin, was 
erſt noch Forderung iſt; Ihr ſtellt a priori einen Be⸗ 
griff auf, und thut, als wenn Ihr den a posteriori ges 
funden hättet. Ihr nehmt einen Begriff aus Eurer zu: 
künftigen Geſellſchaftsordnung, und thut, als wenn 
Ihr ihn aus der jetzigen eruirt hättet, wendet dieſen 


Begriff auf die jetzige Geſellſchaftsordnung an, und 


beweist nun, daß ſie mit ſich ſelbſt im Widerſpruch iſt: 
wenn das keine Fälſchung der e iſt, dann weiß 
5 on in 
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Auch im Zukunftsſtaate muß der Gebrauchswerth mit 
berückſichtigt werden. | 


Aber laſſen wir das, gönnen wir dem „Socialismus“ 
dieſes ſein Kunſtückchen, prüfen wir die Forderung, 
Arbeit zu alleiniger Werthquelle zu machen. Wir haben 
ſchon geſagt: Sobald wir irgendwie Eigenthum an Bros 
ductionsmitteln anerkennen, haben wir auch Rentenein⸗ 
kommen. Deshalb erfüllen die Laſſalle'ſchen Productiv— 
aſſociationen, überhaupt die Productivaſſociationen, wie ſie 
auch der radicale Socialismus als Uebergangsſtadium in 
Ausſicht ſtellt, ſobald ſie mit eigenen Mitteln produciren, 
dieſe ſocialiſtiſche Forderung durchaus nicht. Und ſelbſt 


der eine ſocialiſtiſch organiſirte Staat wird gegenüber dm 


andern Staate, falls er beſſere Arbeitsmittel beſitzt, 
„Rentner“ bleiben. Jeder Einzelne tft wenigſtens Eigen⸗ 
thümer ſeiner Arbeitskraft, auch im ſocialiſtiſchen Staate; 
nun, wer mit beſſerer Arbeitskraft ausgeſtattet iſt, arbeitet 
in 1 Stunde, was ein anderer Arbeiter in 2 Stunden 
arbeitet. Zahlt der Staat nach Arbeitsleiſtung, 
ſo bezieht der erſte gegenüber dem zweiten Renteneinkommen, 
Einkommen rein auf Beſitz ſeiner beſſeren Arbeitskraft 
hin. Conſequente Socialiſten müſſen deshalb auch abſolut 
gleiche Lohnung im Zukunftsſtaate, rein nach der Zeit 
berechnet, ohne Berückſichtigung der Arbeitsleiſtung, ver— 
langen, während die Vernünftigeren doch die Sache nicht 
ſo auf die Spitze treiben wollen, wenigſtens zunächſt nicht. 

Iſt es nun wirklich möglich, im Zukunftsſtaate 
wenigſtens die Producte an die Einzelnen allein zu den 
Arbeitskoſten abzulaſſen? Wir ſagen: nein, auch der Ge⸗ 
brauchswerth (Seltenheit, Intenſivität des Bedarfs und 
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Grad der Befriedigung) muß berückſichtigt werden, und 
zwar bei all den Gütern, die nicht beliebig und 
ih ohnevbergrypertie Kraftanstrengung 
vermehrbar find. Und dieſe Güter bilden die Mehr— 
zahl, denn die ganze Urproduction, mit deren Ver: 
arbeitung es ja nur die Induſtrie zu thun hat, iſt b e— 
ſchränkt, und dieſe Schranke iſt nur mit Mühe zu 
überwinden; immer muß ſich ebenſo ſehr die Con⸗ 
ſumtion mit der Production, wie die Produc⸗ 
tion mit der Conſumtion ins Gleichgewicht ſetzen. 
Die Hypotheſe, daß Bedarf und Production, Nachfrage 
und Angebot ſich decken, trifft z. B. in dem ganzen Bereich 
der Lebensmittel, namentlich der beſſern, nie zu. Wenn. 
aber die Nachfrage größer iſt als das Angebot, wie 
ſoll denn die Vertheilung ſtattfinden? Etwa nach Köpfen? 
Nun, dann wird der Privattauſch ſich der Sache be— 
mächtigen, zum Ausgleich der Bedürfniſſe, und das Ren⸗ 
teneinkommen, das bei höherer Preisanſetzung dem 
Staate, der Gemeinſchaft zu Gute gekommen wäre, in die 
Taſche von Privaten fließen. Ich denke, der 
Staat mache es wie der heutige Kapitaliſt: er ſtelle ſeinen 
Preis auf die Höhe, wie es der Nachfrage entſpricht; ſo 
kommt das Product in die Hände derer, für die es am 
meiſten Gebrauchswerth hat, und die Geſammtheit der 
andern Conſumenten (Staat) werden mehr wie entſchädigt 
durch Anweiſung auf andere Conſumtionsartikel, auf die 
dieſe Käufer verzichten. So vollzieht ſich ein Ausgleich, 
der beiden zu Gute kommt. | 
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Berechtigung des Handels⸗Profits. 


Freilich, der Socialiſt wird das wieder ſchwer begreiflich 
finden, wie beide dabei verdienen können. Wenigſtens 


legt ſein heutiger Eifer gegen den Handel und den da⸗ 
mit gegebenen Profit eine ſolche Annahme nahe. Der 


Socialismus hält den Handel für unproductiv, des⸗ 
halb jeden Gewinn aus demſelben für ungerecht. Das 
kommt wieder von ſeiner grundſätzlichen Ignorirung des 


Gebrauchswerthes oder doch des Grades des Gebrauchs: 


werthes her. In jedem Tauſche iſt es jedem der Contra⸗ 
henten um den für ihn höhern Gebrauchswerth des An— 
dern zu thuen, ob er dieſen Gebrauchswerth nun unmittel⸗ 
bar oder durch weitern Tauſch effectuiren will. Wenn 
Marx die Sache anders darſtellt, als wenn in der heutigen 
Geſellſchaft den Kapitaliſten Geld, alſo Tauſchwerth das 


letzte Ziel der Bewegung ſei: „Geld — Waare — Mehr⸗ 
geld“, ſo daß hier die Waarenbewegung wiederum 
„mit ſich ſelbſt in Widerſpruch käme“, ſo iſt das eine will⸗ 


kührliche Darſtellung. Er ſtellt die Bewegung als abge⸗ 
ſchloſſen dar, wo ſie vielleicht der Zeit nach abgebrochen 


erſcheint, aber der Idee und dem Zwecke nach nicht; denn 


das Mehrgeld hat nur Sinn für den Kapitaliſten, weil er 
mehr Gebrauchswerth dafür erzielt. | 
Der Gebrauchswerth macht fih nur individuell 5 05 | 
weil der Conſum nur individuell ſtattfindet; der Gebrauchs⸗ 
werth iſt individuell verſchieden, der Handel beſorgt den Aus⸗ 
gleich der individuellen Bedürfniſſe, macht ſo, daß die Ge⸗ 
brauchswerthe höhere Bedürfniſſe befriedigen, alſo ſelbſt als 
Gebrauchswerthe ſteigen, ſetzt alſo wirklich dem Gebrauchs⸗ 


werthe Gebrauchswerth zu. Der „Socialismus“ſagt: 100 Ctr. 


Berechtigung des Handels⸗Profits. | ET 


ind 


Korn bleibt 100 Ctr. Korn, ob es in der Hand des A 
oder des B iſt; der Handelsmann, der das Korn aus der 
Hand des A in die Hand des B ſpedirt, ſetzt dem Korn 
kein Pfd. zu noch ab, noch verbeſſert er das Korn. Das 


St. iſt richtig, aber der Gebrauchswerth des Korns, der Grad 


der Bedürfnißbefriedigung wird ein höherer. Der Begriff 
„Gebrauchswerth“ ſchließt eben ein doppeltes Moment in 


— — — 


ſich, ein objectives und ein ſubjectives; das objective ſind die 


ſinnlichen Eigenſchaften des Korns, ſein Nahrungsgehalt, 
das ſubjective iſt das Bedürfniß, hier des A und B. Mit 
dem Wechſel beider Factoren wechſelt auch der Gebrauchs- 


werth. B hat dringenderes Bedürfniß nach dieſen 100 


Ctr. Korn als A. A iſt vielleicht ein reicher Grundbeſitzer im 
fruchtbaren Miſſiſſippi⸗Thale, der Korn in Hülle und Fülle 
zieht, B vielleicht ein, auch reicher, aber kornarmer Leinen⸗ 
Manufacturiſt des Rieſengebirges. Der Händler C geht 
zum A und kauft deſſen 100 Ctr. Roggen zu dem im 
Miſſiſſippi⸗Thale geltenden Tauſchwerthe, geht dito zum 
B und kauft vou ihm x Ellen Leinwand zu dem dort rea⸗ 


| = liſirbaren Tauſchwerth; dann verkauft er umgekehrt dem 
B die 100 Ctr. Roggen zu geringerem als dem im Rieſen⸗ 
gebirge üblichen Preiſe, und ſteckt den übrig bleibenden 


Theil in die Taſche. Er hat dem A einen Dienſt der⸗ 
wieſen und dem B, beide würden den Tauſch nicht wieder 
rückgängig machen wollen; und er ſelbſt iſt auch gut dabei 
gefahren. Von einer Ungerechtigkeit kann da nirgends die 
Rede ſein. | 

Gewiß wollen wir nicht behaupten, daß der Handel 


= immer fo richtig zugeht, daß nicht große Betrügereien, 


große Ausbeutung der individuellen Noth ꝛc. ſtatt⸗ 
finde, aber hier handelt es ſich darum, ob der Handel 
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principiell, in ſich betrachtet, ungerecht iſt. Das 
leugnen wir. Man kann den Privathändlern den Handel 
entziehen wollen, man kann ja dem Staate die Aufgabe 
zuſchieben, den Austauſch der Producte zu beſorgen, und 
zwar unentgeltlich, wie es der „Socialismus“ will, aber ſo 
lange das nicht der Fall iſt, kann man vom Handelsmann 
nicht rechtlich verlangen, daß er es thue, es ohne beſon⸗ 
deres Entgelt thue, noch viel weniger kann man auf den 
Austauſch überhaupt verzichten, vielmehr macht ſich der 
Handelsmann immerhin um die Geſellſchaft verdient, um 
Käufer wie Verkäufer. Man kann ſagen: Er beutet die 
Unterſchiede der individuellen Bedürfniſſe oder Gebrauchs⸗ 
werthe aus zur eigenen Bereicherung, man kann aber auch 
eben ſo gut ſagen: Er bringt die Unterſchiede der indivi⸗ 
duellen Bedürfniſſe zum Ausgleich, wirkt ſo verſöhnend, 
vermittelt die Unterſchiede des Eigenthums ꝛc. c. Mit 
dem Privateigenthum iſt der Handel gegeben, muß ihm 
eine civiliſatoriſche und productive Bedeu⸗ 
tung beigelegt werden. Ob der Staat ihn beſſer beſorgt, 
das muß der „Socialismus“ erſt beweiſen. Sobald, mit 
andern Worten, der ſocialiſtiſche Zukunftsſtaat realiſirt wird, 
hat der heutige Handel aufgehört, berechtigt zu ſein. 
Wenn aber auch die Organiſation des Handels verbeſſert 
werden kann, ſo folgt daraus noch nicht, daß er abſolut 
ungerecht iſt. 


Auch der Zukunftsſtaat kann von dem Unterſchied der 
Arbeitsmittel nicht abſtrahiren. 


Wir haben oben ausgeführt, daß in der privatwirth⸗ 
ſchaftlichen Geſellſchaft, bei Herrſchaft von Angebot und 
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3 Nachfrage, der Preis, der geſellſchaftliche Tauſchwerth be: 


ſtimmt werde durch die Arbeits koſten des mit den 
un günſtigſten Arbeitsmitteln noch productiv Produ: 
eirenden und daß dadurch eben das Renteneinkommen ent: 
ſteht. Vielleicht entgegnet der Socialiſt nun: der Staat, 
im Beſitz aller Arbeitsmittel, günſtiger wie ungünſtiger, 
ſoll den Tauſchwerth eben nach den Durchſchnittsarbeits— 
koſten des ganzen Productionsgebietes, d. h. nach der den 
Durchſchnittsmitteln entſprechenden nothwendigen 
Arbeitszeit bemeſſen, ſo daß alſo, wenn z. B. für den 
einem Staate nothwendigen Weizen drei verſchiedene Boden— 
orten da find, gleich groß und gleich unterſchieden, die 
Berechnung nach der Bodenſorte I“ geſchieht, indem Boden 
III, wo Arbeitskoſten und ⸗Ertrag ſich decken, und I, wo 
Ueberertrag ſtattfindet, ſich compenfiren. Gut, das wäre 
möglich. Aber was wird nun die Folge ſein? Die Nach⸗ 
frage wird ſteigen, weil der Gebrauchswerth höher iſt, als 
der Preis, und will der ſocialiſtiſche Staat nun dem Drän⸗ 
gen der Nachfrage gerecht werden, nicht wilkürlich, 
wie oben ſchon ausgeführt, die übermäßig nachgefragten 
Producte vertheilen, dann muß er mehr Weizen produciren, 
alſo etwa Boden IV in Anſpruch nehmen. Auf Boden 
IV iſt aber die Arbeit eine unproductive, da ja nach der 
Annahme auf Boden II Productionskoſten und Ge⸗ 
brauchswerth ſich deckten. Der ſocialiſtiſche Staat ver⸗ 
ſchleudert hier alſo die Arbeitskoſten ſeiner Unterthanen, 
befriedigt die Käufer des Weizens von Boden IV auf 
Koſten des Staates, der Geſammtheit. Da geht denn der 
ganze Vortheil der beſſern Arbeitsmittel 
verloren, alle Arbeit wirdunproductiv gemacht, 
durch die unproductive Bebauung des Bodens IV. Ent⸗ 
weder muß alſo der Socialiſtenſtaat die Naſch⸗ 
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frage ignoriren und die Vertheilung mecha- 
niſch, willkürlich vornehmen, oder aber den 


Preis auf die für die ungünſtigſten Arbeits be⸗ 
dingungen zutreffenden Arbeitskoſten normiren und 


das Renteneinkommen aus den günſtigern Arbeit⸗ 


mitteln ſelbſt einſtecken. Und das iſt wohl das 
Vernünftigſte, zumal dieſes Renteneinkommen allein der: 
Geſammtheit wieder zu Gute kommt. Mit dem Oberſatz 
des Socialismus iſt es da allerdings vorbei. 


„Socialiſtiſche“ Kunſtgriffe. 


Möchte hier noch auf zwei Kunſtgriffe der Socialiſten 
bei Entwickelung ihrer Werththeorie aufmerkſam machen. 
Der erſte iſt, daß ſie ſich immer gegen die Verwechſelung 
von „Tauſchwerth“ und „Preis“ verwahren, immer es ſo 5 
darſtellen, als wenn beide nichts mit einander zu thun 
hätten. Nun, der Preis iſt der Ausdruck, die Realiſirung 
des Tauſchwerthes, und wenn der Begriff „Tauſchwerth“ 
nicht ganz in der Luft ſchweben, wenn er wirklich das 
Verhältniß des Austauſches der Güter auf dem Markt 
bezeichnen ſoll, ſo muß der geſellſchaftliche, der Durch⸗ 
ſchnittspreis ſich ſo ziemlich mit dem geſellſchaftlichen oder 
Daurchſchnittstauſchwerth decken. Hie et nunc, in dieſem 
individuellen Falle kann der Preis höher oder niedriger 
ſein, als der geſellſchaftliche Tauſchwerth, in Folge von 
T Täuſchung, von Leichtſinn, von individueller Noth ꝛc., 
ſpeciell an der Börſe z. B. herrſcht die abſichtliche und 
unabſichtliche Täuſchung ſo vor, daß der Preis der Papiere 
nur ſelten dem Tauſchwerth entſpricht; aber dieſe zufälligen 
Umſtände find doch nicht die Regel, und jo müſſen wir 
Tauſchwerth und Preis für gewöhnlich als ſich ziemlich 


„Socialiſtiſche“ Kunſtgriffe. 531 


deckend erachten. Der Socialismus ſteht mit ſeiner Theorie 
ſo in Widerſpruch mit den tagtäglichen Erfahrungen des 


Lebens, daß er jeden Zuſammenhang von Theorie und 


Wirklichkeit leugnet, wiewohl er doch auch ſeine Theorie 
aus der Erfahrung, durch Induction geſchöpft haben ſoll. 
Freilich, er hat falſch, einſeitig beobachtet oder a priori 
conſtruirt, deshalb ſeine Verlegenheit. Speciell Letzteres, 
a priori Begriffe aufzuſtellen, ſteht ihm um jo weniger an, 
als er ſonſt keine Gelegenheit vorübergehen läßt, ſich luſtig 
zu machen über ſog. „abſolute“, „ewige“ Wahrheiten, „ab— 
ſolute Ideen“, „Vernunftrechte“ ꝛc., als er allem, auch 
dem berechtigſten Idealismus den Krieg erklärt. 
Cin zweiter Kunſtgriff iſt folgender: Wir ſagten oben, 
auch im Zukunftsſtaate müſſen Conſum und Production, 
Nachfrage und Angebot, ſich in's Gleichgewicht ſetzen; das 
Verhältniß ſei ein gegenſeitiges. Von einer abſoluten Be⸗ 
friedigung des Bedarfs könne keine Rede fein, und deshalb 
müſſe ſich das dringendere Bedürfniß durch Steigerung des 
Preiſes über die Arbeitskoſten geltend machen können. Das 
ſei der beſte Vertheilungsmodus. Da ſtellen die Socia⸗ 
liſten nun die Sachen ſo dar, als wenn das Mißverhält⸗ 
niß zwiſchen Production und Bedarf allein in zufälligen 


Urſachen, in der zufälligen Ungleichheit des Productions⸗ 


ausfalles, z. B. ungleichen Ernten feinen Grund hätte, 


und weiſen nun mit Stoß darauf hin, daß ſich dieſe un⸗ 
gleichheit durch Aufſpeicherung, durch ein gutes Magizi⸗ 


nirungsſyſtem paralyſiren ließe, was, nebenbei bemerkt, nur 


bei wenigen Gütern, am wenigſten bei den Lebensmitteln 


angeht. Wir aber ſagen: Nicht bloß bei Mißernten, ſon⸗ 
dern auch bei guter Ernte iſt zu wenig Weizen, Wein, 
Reis ꝛc. da, und der hohe Preis ſchränkt den Conſum ein, 
läßt mit Roggen, Bier 2c. vorlieb nehmen. — Hiermit 
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verwandt iſt noch ein anderer Kunſtgriff. Der Socialiſt 
ſpricht gern von „Monopolpreiſen“, will dieſelbe noch allen- 
falls gelten laſſen, ſtellt dann aber die „Monopolgüter“ 
als ſeltene Ausnahmen hin. Allein Monopolgüter find 
die Regel, weil die Grundlage, der erſte Factor aller 
Production, die Erde, nur in beſchränktem Maaße 5 
vorhanden iſt, und dieſe Schranke ſich nur höchſt unvoll⸗ 
kommen und nur zu geringem Theile überwinden läßt, 
freilich bei verſchiedenen Producten ſehr verſchieden. So 
mag ſich bei Induſtrieproducten der Monopolcharakter ſehr 
abſchwächen, kaum noch erkennbar fein, aber in etwa 
macht er ſich immer geltend. Man mag hier auch, um 
mit Marx zu ſprechen, das Geſetz verkennen, geltend machen 
wird es ſich doch, und wenn es der „Socialismus“ bei Ver⸗ 
theilung der Producte ignorirt, jo werden die Schwierig- 
keiten ſich bergeshoch aufthürmen. Immer tritt die Frage 
auf: wie will er dieſe Monopolproducte vertheilen, mecha⸗ 
niſch, nach Köpfen — wo ſich ſicher über ſeinen Kopf hin⸗ 
aus noch wieder eine andere Vertheilung vollziehen würde 
— oder an die gerade dieſes Gutes Bedürfti geren 
gegen höheres Entgelt? 

Unſer Schluß⸗Reſultat iſt und bleibt alſo: die 


Arbeitszeit genügt nicht zur Beſtimmung des Tauſch⸗ 


werthes, der Oberſatz des „Socialismus“ iſt falſch. Will 
der „Socialismus“ eine Zukunft haben, ſowohl in ſeiner 
Kritik als in ſeiner aufbauenden Thätigkeit, dann muß 
er vor Allem ſeine Werththeorie corrigiren. Möglich iſt 
das, aber man hat ſich eben für ſie engagirt, ſo ſehr daß es 
ſicher ſchwer hält, dieſe Waffe als allzuſcharf einfach weg⸗ 
zuwerfen. 


Zweiter Vortrag. 


5 


Kritik der beſtehenden kapitaliſtiſchen Geſellſchafts⸗ 
Ordnung. | 


Wir haben in dem vorigen Vortrage geſehen, daß es 
mit der einen extremen Anſchauung, die ſich gar ſehr in 
der Betonung der wirthſchaftlichen Bedeutung und des dar⸗ 
aus reſultirenden Rechts der Arbeit gefällt, die Arbeit als 
alleinige Werth⸗ und Eigenthumsgquelle gelten laſſen will, 
nicht beſonders beſtellt iſt, daß deshalb für die Jünger 
des radicalen Socialismus auch die Forderung: „der 
Arbeit ihr voller, d. h. der ganze Productions = Ertrag” 
nach eigene in Geſtändniß zuſammenfällt, unhaltbar iſt. Wir 
ſagen: für die jetzigen Vertreter des Socialismus, denn 
vob dieſe Forderung ſich nicht doch vielleicht noch ander⸗ 
weitig begründen läßt, ob ſie ſich z. B. nicht a priori 
als Ideal aufſtellen läßt, ob und in wieweit fie überhaupt als 
Ziel einer realen Politik gelten kann und ſoll, alles das iſt 
damit natürlich noch nicht entſchieden. Wir werden dies 
noch zu unterſuchen haben, wollen aber, um Bedeutung und 

| 3 
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Tragweite dieſer Unterſuchung richtig zu erfaſſen, vorher 
die thatſächlichen Verhältniſſe und ihre Vertheidigung uns 
vorführen — die Berechtigung der anderen extremen Partei 
kennen lernen, wie wir ſchon im Anfange des vorigen Vor⸗ 
trages ſignaliſirt haben, die der Mancheſterpartei. 

Wie ſtehts denn jetzt mit unſern ſocialen Verhält⸗ 
niſſen, wie ſind Kapital und Arbeit organiſirt? Wer er⸗ 
hält den Löwenantheil? 

Um concret zu fein, müſſen wir drei Kategorien in 
den Verhältniſſen von Eigenthum und Arbeit unterſcheiden: 
den Stand der Groß⸗Kapitaliſten und ⸗Grundbeſitzer, den 
der Mittelſtände (Handwerker- und Bauernſtand) und end⸗ 
lich den Stand der Kleinbeſitzer und Beſitzloſen (reiner Ar⸗ 
beitſtand). In der erſten Kategorie behauptet das Renten⸗ 
einkommen das Uebergewicht, in der zweiten Kategorie 
halten ſie ſich die Wage, in der dritten endlich exiſtirt blos 
Arbeitseinkommen. Die Grenzen dieſer Kategorien ſind 
ſehr unbeſtimmt, im Großen und Ganzen trifft aber Ye 
Eintheilung zu. | 

Die Beziehungen dieſer Kategorien und ihrer Glieder 
find geregelt durch die Concurrenz. Alle erſcheinen auf 
dem Markte, tauſchen ihre Producte aus nach den Ge 
ſetzen des Angebotes und der Nachfrage: darauf be⸗ 
ſchränkt ſich ihre ganze Organiſation, in ſich wie nach 
Außen. 

Das Bindemittel iſt das Bedürfniß des Tauſches. 
Angebot und Nachfrage ſind die Geſetze des Austauſches, die 
Concurrenz beſorgt die Ausführung dieſer Geſetze. Auch 
Beſitz und Arbeit ſind durch dieſe Geſetze beſtimmt, orga⸗ 
niſirt. Es iſt nun die Frage, ob dieſe Organiſation ge⸗ 
nügt. Der „Socialismus“ leugnet das gegenüber dem 
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Liberalismus, und wir müſſen ihm Recht geben. Führen 
wir uns nur die Hauptanklagen vor. 


I. Concentration des Kapitals und der Production. 

ö i 1 f 

Die erſte und bedeutungsvollſte Anklage iſt, daß in 
dieſem Kampfe mit ungleichen Waffen noth⸗ 
wendig das größere Kapital das kleinere 
aus dem Felde ſchlagen muß, daß damit das 
Renteneinkommenprogreſſiv wachſen muß, 
und ſo mit der Scheidung von Renten und 
Arbeitseinkommen auch die Kluft zwiſchen 
Kapitaliſten und Arbeitern ſich immer mehr 
vertiefen und erweitern wird. Das iſt das 
Größengeſetz des Kapitales, daß das größere das kleinere 
anzieht, und dieſe Attractionskraft wächſt progreſſiv mit 
ſeinem eigenen Wachsthum. 

Zunächſt gilt's der Abſorption der Mittelſtände, 

von dem Kleinbeſitz gar nicht zu ſprechen. Das Hand⸗ 
werk wird verdrängt durch die Fabrik; „Meiſter“ und 
„Geſellen“, durch „Unternehmer“ und „Arbeiter“. Immer 
mehr Zweige des Handwerkes verfallen dieſem Proceß. 
Täglich werden neue Maſchinen erfunden, und dieſe Ma⸗ 
ſchinen ſind die Hebel des Kapitals. Und ſelbſt die Hand⸗ 
werke, welche ſich erhalten z. B. Handweberei ꝛc., concen⸗ 
triren ſich in die Hand eines Manufacturiſten, arbeiten 
für „Magazine“, Kaufleute, büßen ſo einen Theil ihres 
Lohnes ein, und, was ſchlimmer iſt, verlieren immer 
mehr ihre Selbſtändigkeit. 
Aauch in der Landwirthſchaft erhalten Maſchine 
0 und T nl immer größere Bedeutung, werden 10 


36 Zweiter Vortrag. 


und Wiſſenſchaft (Chemie) immer entſcheidendere Factoren, 
denen der Fleiß des Bauern nur mühſam die Wage hält. 
Hypothekenſchulden und Erbtheilungen drängen den mittlern 
Bauernſtand, der noch allenfalls den Kampf aufnehmen 
könnte, immer mehr in den Stand der Kleinbauern, die 
dann wieder um fo leichter landaufkaufenden Kapitaliſten zur 
Beute fallen. In Deutſchland hat das Kapital noch wenig Luſt 
dazu gezeigt, weil die Induſtrie vorläufig, namentlich in den 
Jahren des Ueberfluſſes, ein fruchtbares Feld abgab. 
Allein iſt die Induſtrie mal geſättigt mit Kapital — die 
Ueberproduction und Kriſe, wie wir ſie furchtbarer noch 
nicht gehabt haben, zeigt klar, daß der Sättigungspunkt 
ſchon längſt überſchritten iſt — dann wendet ſich dasſelbe 
mit ganzer Wucht dem Auskauf von Grundbeſitz zu. Dies 
um ſo mehr, als die moderne Entwickelung ſchon von 
ſelbſt auf Vereinigung von Induſtrie und Landwirth⸗ 
ſchaft drängt. Denn ſo allein können die Landarbeiter 
und Arbeiterinnen auch im Winter, nachdem fie durch 
Dreſchmaſchine, durch Webe-, Spinn⸗, Strick⸗ und 
Nähemaſchine aus ihren früheren Productionsgebieten hin⸗ 
ausgeworfen ſind, angemeſſen beſchäftigt werden, ſo bleibt 
der Abfall z. B. der Zuckerſiedereien, Spiritusfabriken ꝛc. 
dem Land (zur Düngung) erhalten, ſo kann Waſſer⸗ und 
Dampfkraft induſtriell und landwirthſchaftlich ausgebeutet 
werden ꝛc. Freilich, wir ſind erſt ganz im Anfang dieſer 
Entwickelung; aber ſie geht reißend ſchnell, und es iſt 

ernſte Aufgabe der Wiſſenſchaft, auf dieſe Entwickelung auf:; 
merkſam zu machen und ihre Gefahren zu paralyſiren, und 
anderſeits wieder, ſie für die ganze on fruchtbar 
zu machen. 
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| 2, | 
Das Kapital abſorbirt die Mittelſtände: das iſt 
das erſte Stadium; das größere Kapital abſor⸗ 
birt das kleinere: das iſt das zweite Stadium. 
Dieſe Entwickelung geht viel ſchneller, als die erſtere, weil 
die Zahl der Concurrirenden geringer, die techniſchen Bedin⸗ 
gungen viel entwickelter ſind, die Widerſtandskraft aller, dort in 
Sitte und angeborener Zähigkeit wurzelnd, hier viel ſchwächer 
iſt. Schon jetzt kann man dieſe bedrohliche Entwickelung 
deutlich verfolgen in dem raſchen Wachsthum der Actien⸗ 
unternehmungen. Das einzige was das Actien⸗ 
unternehmen voraus hat, iſt: ſein größeres Kapital; in 
allen andern Beziehungen, ſpeciell was ſeine Leitung an⸗ 
belangt, ſteht es den Privatunternehmen, ja ſogar der 


Productivaſſociation nach, ein Beweis, daß Fleiß und In⸗ 


telligenz an Bedeutung verlieren, der Größe des Kapitals 
nicht die Wage halten können. Maſſenweis gingen die 
Privatunternehmungen in den 70ger Jahren in Actienbeſitz 
über, nur Ueberſpeculation ce ihren ebenſo reißen⸗ 
den Zuſammenbruch. 

8, 

So concentrirt ſich die Production in immer 
wenigere Hände, denen die Maſſe der „unterſchiedsloſen“ 
Lohnarbeiter „fremd“ gegenüber ſteht. Der Druck wächſt, 
die Entfremdung wächſt. Auch das Unternehmen wird 
immer mehr zu einer Laſt. Das wird dann die Vollen⸗ 
dung einer zweiten, der Scheidung von Kapital und Arbeit 
parallelen Entwickelung: die Trennung von Un⸗ 
ternehmung und Kapital. Auch in dieſer Ent⸗ 
wickelung ſind wir bereits begriffen, ſchon ziemlich weit 


vorgerückt. Unſere Unternehmungen verfallen immer mehr 


4. 
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in die Abhängigkeit unſerer Kapitalmagnaten, der großen 
Banken. So verfällt die ganze Geſellſchaft, Unternehmer 
wie Arbeiter der Herrſchaft des Großkapitals — muß 
frohnden für das genießende Rentnerthum. 


II. Ueberproduction. 
Ueberſpeculation, Ueberproduction: damit haben wir 
einen zweiten ſchweren Vorwurf des „Socialismus“ gegen 
unſere Geſellſchaftsordnung, der dieſe Ueberſpeculation, Ueber⸗ 
production weſentlich, immanentes Geſetz ſein ſoll — ein 
immanenter Widerſpruch, der ihren Untergang herbeiführen 
müſſe. Betrachten wir das ausführlicher. 
Die Ueberproducton hat zwei Gründe, einmal die 
Anarchie der jetzigen privatwirtſchaftlichen Productions⸗ 
weiſe, zweitens die Unterconſumption der Maſſen. 


A. Anarchie dev Produckion. 
. 

Wir haben ſchon früher bemerkt, daß unſere Ge 
ſellſchaft weſentlich Tauſchgeſellſchaft iſt. Jeder producirt 
auf Tauſch⸗Gebrauchswerthe für andere, für den Markt. 
„Angebot und Nachfrage“ und der damit gegebene Markt⸗ 
preis ſagt ihm, welche Güter vor Allem bedurft werden, 
vor Allem gebrauchswerthig ſind, und Jeder wirft ſich auf 
die Production ſolcher Güter, die eben den relatib (zu den 
Arbeitskoſten) höchſten Marktpreis erzielen, weil ſie am 
meiſten Verdienſt abwerfen und am beſten abgehen. So, 
durch den augenblicklichen Stand des Marktes verleitet, 
kommt es, daß ſich eine Menge Producenten auf dieſes 
Gebiet werfen, bis plötzlich der Marktmagen den Sätti⸗ 
gungspunkt erreicht hat, und nun das Angebot die Nach⸗ 
frage nicht blos eingeholt, ſondern überholt hat. Alle 
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wollen ihre Ware noch an den Mann bringen, der Preis 
ſinkt auf, unter die Arbeitskoſten, eine ganze Menge, und 
gerade die ſchwächern Unternehmungen, müſſen losſchlagen 
um jeden Preis, der Bankerott iſt unvermeidlich. Der 
Schrecken der Ueberproduction verbreitet ſich weiter, ergreift 
auch andere Gebiete, das Kapital wird mißtrauiſch, ent⸗ 
zieht ſich der Circulation, ſammelt ſich wieder in die Hände 

der „Kapitaliſten“; die Nachfrage nach Kapital umgekehrt 
ſteigt, da den Producenten mit der Unabſetzbarkeit, Unver⸗ 
käuflichkeit ihrer Producte ihr regelmäßiges Einkommen (Kapi⸗ 
tal) ausbleibt und ſie nur durch Anleihen dasſelbe decken, aus⸗ 
gleichen können — Credit⸗Kriſe. Bekannt iſt ja das Geſetz: 
daß die Größe des Kapitals im umgekehrten Verhältniſſe zur 
Anzahl der Umläufe ſteht. Jeder Kaufmann weiß, daß, 
wenn er im Jahre ſechsmal umſchlägt, er nicht ſo großes 
Kapital braucht, als wenn er blos zweimal umſchlägt. 
Da nun die Kriſe eben eine Stauung im Umſchlag iſt, ſo 
fordert ſie größeres Geſchäftskapital. Dazu kommt, daß 
das meiſte Geld heute reines Creditgeld iſt, d. h. 
bloße Anweiſungen auf Waaren; dieſes ſinkt ganz in 
ſeinem Werthe, da dasſelbe in der Kriſe eben nicht mehr 
realiſirbar iſt. Was hilft mir der Anſpruch, die Anwei⸗ 
ſung auf ein ganzes Warenlager, wenn ich und ſo lange 
ich die Ware nicht verkaufen kann. In guten Jahren 
iſt mir dieſe Anweiſung gerade ſo viel werth als baares 
Geld, weil dieſes jeden Augenblick dafür zu haben iſt. 
Die allgemeine Panik und Geldverlegenheit bewirkt wieder 
Einſchränkung in der Conſumtion — ein neuer Grund zur 
Steigerung der Ueberproduction. So zieht die einzelne 
Productionskriſe immer weitere Kreiſen — ſie wird zu 
einer allgemeinen Kriſe, alle Productionsgebiete beherr⸗ 
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ſchend, zu einer Weltkriſe, den ganzen Weltmarkt er⸗ 
ſchütternd. 

In einer ſolchen Weltkriſe ſtehen wir augenblicklich, 
die intenſivſte, die allgemeinſte und umfaſſendſte, die je 
noch dageweſen.!) Namentlich hat Deutſchland unter ihr 
ſchwer gelitten, weil in Folge des Milliardenzufluſſes hier 
vor Allem die Ueberſpeculation und Ueberproduction Boden 
gewinnen mußte, gefördert und auf die Spitze getrieben 
durch das Gründerthum. Frankreich widerſtand am läng⸗ 
ſten: die Anzapfung von 1870/71 ließ eine EN 
jo ſchnell nicht aufkommen. 

2. 

Je umfaſſender der Markt, je complicirter die Pro⸗ 
ductionsverhältniſſe, deſto häufiger, regelmäßiger, erſchütten⸗ 
der ſind dieſe Weltkriſen. Die Steigerung läßt ſich ganz 
genau verfolgen. Die jetzige übertrifft die von 1857, dieſe 
die von 1847, dieſe wieder die von 1825 (von 1799 und 
1763). Man kann ſagen, alle zehn bis zwanzig Jahre 
tritt eine ſolche Kriſis ein. Auch der Verlauf iſt immer 
derſelbe. Erſt machen fie ſich als Handel skriſebemerklich, 
weil die Ueberproduction den Händlern zuerſt in der Ab⸗ 
ſatzſtockung aufſtößt; dann folgt Kreditkriſis, endlich 
Productionskriſis. Es iſt keine eigentliche Geldkriſis, 
denn Geld iſt noch gerade ſoviel da wie früher auch; aber 
einerſeits bedarf man mehr Geld wegen geringeren Umſchlags, 
wie oben angedeutet, anderſeits zieht ſich das vorhandene 
zurück, ſcheut den Markt, die Anlage. Erſt allmälig ge⸗ 
winnt es wieder Vertrauen, wagt es ſich wieder vor. Das 
Beiſpiel wirkt, ermuthigt, Anlage folgt auf Anlage, der 
Unternehmungsgeiſt erſtarkt, wird übermüthig, die Pro⸗ 

1) Vergl. „Noten und Belege“ zu dieſem Vortrage. 
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duction ſteigt, Production ruft Production, das Geſchäft 
florirt, Niemand denkt an Selbſtbeſchränkung — bis man 
plötzlich erwacht aus dem Traume, die Waſſer der Kriſis 
von allen Seiten hereinbrechen. Dann heißt's: Sauve qui 
peut, alles iſt verzweifelt, und nun richtet Verzweiflung und 
Kopfloſigkeit nicht minder Schaden I als vorher die Ver⸗ 
trauensſeligkeit. 
| 3. 

Das iſt die ſogenannte „Anarchie der Production:“ 
die einzelnen Privatproducenten können Bedarf und Pro⸗ 
duction nicht überſchauen, ſind in ihrem Urtheil allein an⸗ 
gewieſen auf den gerade augenblicklich herrſchenden Stand 
des Angebots und der Nachfrage. Angebot und Nachfrage 
aber werden beſtimmt durch die gerade jetzt auf dem 
Markt actu auftretenden Käufer und Verkäufer; damit iſt 
aber noch nicht feſtgeſtellt, wie viele Käufer und Verkäufer 
morgen und andere Woche erſcheinen werden. 

Namentlich muß man dazu die häufigen Wechſel 
der Production smittel berückſichtigen. Jede Ma⸗ 
ſchine, jeder techniſche Fortſchritt erſchüttert Angebot und 
Nachfrage — erhöht die Productivität der Arbeit, mehrt 
alſo für jede einzelne Unternehmung das Arbeitsproduet, 
erlaubt höhern Unternehmergewinn, reizt damit zu neuen 
Anlagen und Unternehmungen, verurſacht ſo nochmals 
extenſiv wieder Erweiterung der Production durch die Zahl 

der Unternehmungen: was Wunder, wenn da das Ange— 

bot ganz unverhältnißmäßig zur Nachfrage ſteigt, bald 

überſteigt, fo daß ſich Ueberproduction ausweist. Und N 
Tag bringt ſolche Wechſel. 

Allein das find noch alles mehr äußere, zufällige, vor⸗ 

übergehend ſich geltend machende Gründe, die uns Umfang 
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und Dauer der Kriſe kaum erklären. Es gibt noch einen 
zweiten Grund, der ſich viel dauernder und intenſiver gel⸗ 
tend macht, und das iſt, wie ſchon geſagt, 


B. „Die Unterconfumpfion dev Mlaſſen.“ 
15 | 
1) „Ueberproduction!“ ruft die Zukunft aus, „welch' 
wunderbarer Ausdruck! Es iſt zu viel Getreide da — und 
die Arbeiter hungern. Es iſt zu viel Tuch und Leder, zu 
viel Baumwollen- und Leinenzeug da — und die Mehrzahl 
der Arbeiter geht in Lumpen oder hat ſo mangelhafte 
Kleidung, daß ſie ſich den Unbilden des Wetters nicht aus⸗ 
ſetzen können. Wir haben zu viel Steine und Holz, zu 
viel Eiſen und Glas, zu viel Materialien, um Häuſer und 
Wohnungen zu bauen und einzurichten; wir haben Häuſer 
und Wohnungen leer ſtehen — und die Aſyle für Obdach⸗ 
loſe ſind überfüllt. Die Kohlenbergwerke hören mit der 
Förderung auf, weil die vorhandenen Maſſen keinen Abſatz 
finden, weil bereits zu viel Kohlen aus dem Schooße der 
Erde hervorgeholt ſind — und Hundertauſende müſſen in 
ungeheizten Stuben leben und arbeiten! Kann man bei 
ſolchen Verhältniſſen im Ernſt von einer Ueberproduction 
reden? Wenn man aus den vorhandenen Vorräthen nur 
den dringendſten Bedarf der Menſchen befriedigen wollte, 
es würde ſich ſofort zeigen, daß nur nicht zu viel, ſondern 
noch lange nicht genug producirt worden iſt, daß die Ge⸗ 
ſellſchaft raſtlos thätig ſein müßte, um nur den wirklich 
vorhandenen Bedarf zu befriedigen. Der Mangel an Ab⸗ 
ſatz legt die Production lahm, und doch iſt der Bedarſ 
noch lange nicht gedeckt. Die Kaufleute möchten gerne ver⸗ 
kaufen, die Unternehmer möchten gerne produciren, die Ar⸗ 
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beiter möchten gerne arbeiten, aber Allen tritt der Mangel 
an Abſatz hindernd und hemmend in den Weg! Woher 
dieſe abnorme Erſcheinung?“ 

Mangel an Kaufkraft (Geld) iſt es, weshalb Pro⸗ 
ducte zu viel da ſind; der noch recht dringende Bedarf 
kann ſich nicht geltend machen. Der bekannte Philoſoph 
Präſident v. Kirchmann hat ſchon vor dreißig Jahren !) 
dieſes Verhältniß klar entwickelt, und es iſt merkwürdig, 
wie die ſog. Wiſſenſchaft die dort gegebene Aufklärung 
über das Weſen der e bis auf dieſe Stunde 
ignoriren kann. 

Das ganze Verhältniß macht v. Kirchmann an einem 
Beiſpiel klar. „Man nehme“, ſo demonſtrirt v. Kirchmann 
„zur Vereinfachung des Beweiſes an, daß die Bewohner 
eines Ortes ſich alle Bedürfniſſe durch ihre eigne Pro⸗ 
duction verſchafften, daß dieſe Production nur aus drei 
Arten beſtände; die eine ſorgt für Kleidung, die zweite für 
Nahrung, Licht und Feuerung, und die dritte für Woh⸗ 
nung, Meubles und Werkzeuge. In jedem dieſer drei 
Productionsgeſchäfte beſteht ein Unternehmer, der das Ka⸗ 
pital ſammt Rohſtoffen hergibt und 300 Arbeiter, welche 
die mechaniſche Arbeit dazu liefern. Die Löhnung der Ar- 
beiter erfolgt in jedem dieſer Geſchäfte ſo, daß die Ar⸗ 
beiter die Hälfte des jährlichen Productes als Lohn er⸗ 
halten, und der Unternehmer die andere Hälfte als Zins 
ſeines Kapitals und als Unternehmungsgewinn behält. 
So ſind in dieſem Orte 903 Einwoher, welche ſich ihre 
ſämmtlichen Bedürfniſſe ſelbſt produciren; der Unternehmer 

1) Die Kirchmann ' ſchen Ausführungen find auszüglich wiedergegeben 
in: „Dr. Rodbertus⸗Jagetzow, zur Beleuchtung der ſocialen 
Frage.“ Berlin (Schindler) 1875. S. 11 ff. 
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für die Bekleidung iſt ſehr wohl im Stande, mit ſeinen 

300 Arbeitern die Kleider für alle 903 Einwohner zu be⸗ 
ſchaffen, ebenſo die andern mit ihren reſp. Producten. So 
enthält dieſer Ort alſo alle Bedingungen eines allgemeinen 


Wohlſeins für ſeine ſämmtlichen Einwohner. Alles macht 


ſich demnach friſch und muthig an die Arbeit, aber 
nach einigen Tagen ſtellt ſich die Sache ganz anders dar; 
jene 900 Arbeiter haben nur die allernothdürftigſte Klei⸗ 
dung, Nahrung, Wohnung, und jene drei Unternehmer 
haben ihre Magazine voll Kleider und Rohſtoffe, ſie haben 
Wohnungen leer ſtehen; ſie klagen über Mangel an Abſatz und 
jene Arbeiterklagen umgekehrt über unzureichende Befriedigung 
ihrer Bedürfniſſe, genau ſo, wie heut zu Tage in der wirk⸗ 
lichen Welt. Woher kommt dieſes in jenem Orte, wo die 
Productionskraft und Mittel doch in ſo richtigem Maße 
und in ſo richtiger Vertheilung angewandt ſind, daß im 
Verhältniß zu der Summe der Einwohner überhaupt und 
ihren Bedürfniſſen es nicht beſſer ſein kann („Anarchie der 


Production“ alſo nicht zutrifft). ..... Das Hemmniß 


liegt lediglich und allein in der Vertheilung der Pro⸗ 
ducte; die Vertheilung erfolgt nicht gleich unter alle, ſon⸗ 
dern die Unternehmer behalten als Zins und Gewinn die 
Hälfte für ſich und geben nur die Hälfte an die Arbeiter. 
Es iſt klar, daß der Kleiderarbeiter ſich deshalb mit ſeinem 


halben Producte auch nur die Hälfe der Producte an 


Nahrung und Wohnung und ſofort eintauſchen kann; es 
iſt klar, daß die Unternehmer ihre andere Hälfte nicht los 
werden können, weil kein Arbeiter noch ein Product hat, 
um ſo von ihnen eintauſchen zu können. Die Unternehmer 


wiſſen nicht, wohin mit ihrem Vorrathe; die Arbeiter 
wiſſen nicht, wohin mit ihrem Hunger und ihrer Blöße. 


1 As TRETEN IT, 7 
e 
VEN a 
V 
2 M 


Die e der Maſſen. 45 


In biefem Dorfe liegt alſo der Grund dieſes Leidens 


lediglich darin, daß der Unternehmer nicht mit ſeinen Ar⸗ 
beitern zu gleichen Theilen theilt; d. h. daß er einen Theil 


der Production in der Form von Kapitalzins vorweg, 
nimmt, ehe er dieſe Theilung vornimmt. Theilte er ohne 
ſolchen Abgang gleich, ſo wäre jeder Kleiderarbeiter im 
Stande, mit einem Drittel ſeines Productes ſeine eigene 
Kleidung ſich zu beſchaffen, mit dem zweiten Drittel ſich 
reichliche Nahrung, Feuerung und Licht einzutauſchen und 
mit dem letzten Drittel als Miethzins ſich eine geſunde 
und bequeme Wohnung zu verſchaffen. Die Arbeiter der 
andern Productionszweige wären in gleicher Lage und alle 
Einwohner des Dorfes befänden ſich wohl und glücklich; 
ſie wären reichlich genährt, gekleidet, hätten gute Wohnung 
ohne dabei eine Minute länger zu arbeiten als in jenem 
Zuſtande, wo der Unternehmer iich die Hälfte als Kapital⸗ 
zins zurückhält.“ | 
In dieſem Fundamentalbeiſpiel ſpiehekt ſich der Vor⸗ 
gang der wirklichen Welt; denn die Umſtände, „daß ſtatt 
dreier Productionsarten ſich hundert und mehr in der 
wirklichen Welt vorfinden“, daß „das Antheilverhältniß 
zwiſchen Unternehmern und Arbeitern nicht allemal die 
Hälfte, ſondern nur ein Drittel oder Viertel ſei“, daß 
„den Unternehmern das Kapital nicht gehöre, mit dem ſie 
wirthſchaften“, daß „die Production der verſchiedenen 
Waren in der Wirklichkeit noch nicht ſo reichlich ſei, daß 
alle Mitglieder bei gleicher Vertheilung eine reichliche Be⸗ 
friedigung ihrer Bedürfniſſe gewährt erhalten“, daß „der 
Lohn und der Zins nicht in natura, nicht in Producten, 
ſondern in Geld gezahlt wird“; — alle dieſe Umſtände 
ändern weſentlich an jenem Beiſpiele nichts. 


I 
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„Es bleiben indeſſen“, fährt Kirchmann fort, „noch 
zwei Verſchiedenheiten übrig zwiſchen unſerm Dorf und der 
wirklichen Welt, die vielleicht von größerem Einfluß ſein 
könnten, als die bisher berührten; es ſind der Luxus 
und der auswärtige Handel, die beide für dieſe 
Frage in naher Beziehung zu einander ſtehen. 

„In jenem fingirten Orte häuften ſich die Waren bei 
den drei Unternehmern, weil dieſe nicht im Stande waren, 
die ganze Hälfte des Geſammtproductes an Kleidern, 
Nahrungsmitteln, Wohnungen, Hausrath, was auf fie als 
Kapitalzins fiel, ſelbſt zu verbrauchen, und weil die 900 
Arbeiter, die allein ſie verbrauchen konnten, die Mittel 
nicht hatten, ſie zu kaufen. Man kann nun ſagen, dieſer 
Ueberfluß wird ſofort verſchwinden, wenn die Hälfte der 
ſämmtlichen Arbeiter nicht mehr dergleichen ordinäre Gegen⸗ 
ſtände fabrizirt, ſondern Luxuswaren, die mehr Kapital 
und Arbeit fordern und wo deshalb dieſe 450 Arbeiter 
nicht mehr an Waaren produciren werden, als jene drei 
Unternehmer conſumiren können. Es iſt das Weſen der 
Luxusware, daß ſie dem Conſumenten es möglich macht, 
mehr an Kapital und Arbeitskraft zu verbrauchen, als bei 
den ordinären Waren möglich iſt. 

„Wenn in unſerm Dorfe die drei Unternehmer auf 
dieſe Vorſchläge eingehen, ſo ſtellen ſich die Verhältniſſe 
alsdann folgendermaßen dar: ſtatt 300 Arbeiter in Klei⸗ 
dern würden nur 150 darin beſchäftigt; dieſe würden noch 
immer ſoviel Kleider produciren können, als die Geſammt⸗ 
bevölkerung bisher verbrauchte; durch den Wegfall der 
Kleiderarbeit der andern 150 Arbeiter würde nur der 
Ueberfluß an Kleidern wegfallen, welchen die Unternehmer 
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bisher als Kapitalzins für ſich behalten hatten, und welche 
ſich anhäufte, weil ſie den Kapitalzins für ſich in dieſer 
Form nicht ſelbſt verzehren konnten. Der Unternehmer 
entſchließt ſich deshalb und verwendet dieſe 150 Arbeiter 
und das bisherige Kapital, womit dieſe arbeiteten, zur 
Fabrikation von Luxuswaren; er läßt ſie z. B. feine 
Stickereien ausführen, mühſame und 1 5 Spitzen 
klöppeln, koſtbare Shawls weben und ſchöne Kutſchwagen 
bauen. In dieſer Weiſe beſchäftigt, erhält der Unternehmer 
ſtatt eines unverbrauchten Ueberſchuſſes an gewöhnlichen 
Kleidern, nun ein ſolches Quantum an koſtbaren Kleidern, 
Tüchern, Kutſchwagen u. ſ. w., daß die drei Unternehmer 
des Ortes es bequem allein conſumiren können. Den Lohn 
für dieſe 150 Arbeiter in Luxusſachen hat er in den Klei⸗ 
dern, welche ihm die andern 150 Arbeiter nach wie vor 
an Kleidern abgeben müſſen. — Verfahren der zweite und 
dritte Unternehmer ebenſo, ſo würden die 900 Arbeiter 
nach wie vor in der alten Dürftigkeit fortleben, allein die 
drei Unternehmer wären dadurch, daß fie ſtatt die Produc⸗ 
tion nur auf ordinäre Kleider, Nahrung und Wohnung zu 
richten, dieſe auf Luxusgegenſtände gewendet, nunmehr aus 
der Verlegenheit heraus, zwiſchen unverkäuflichen Waren⸗ 
maſſen eingepfercht ordinär zu leben, ſie wären im Stande 
die nunmehrigen Producte jener 450 Arbeiter in Luxus⸗ 
waren ſelbſt zu conſumiren und ſomit alle Aufſtapelung 
unverkäuflicher Ware zu beſeitigen.“ 

Kirchmann ſchließt, in Anwendung ſeines Beiſpiels 
auf unſere heutige kriſenreiche Zeit: daß, trotzdem der 
Luxus der Kapitaliſten ſchon zu bedeutender Höhe geſtiegen 
iſt, doch noch zu wenig conſumirt werde. Alle Welt ver⸗ 
lege ſich heute auf productive Conſumption, auf An⸗ 
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legung ihrer Kapitalien in neue Production ohne Rückſicht 
auf die Möglichkeit des Abſatzes, daher die Abſatzkriſen. 

Auch der auswärtige Handel ändere an dieſer That⸗ 
ſache nichts, denn ſein Weſen beſteht nur darin, entweder 
„die Mannigfaltigkeit der Waren des inländiſchen Marktes 
zu vergrößern“ oder die Productivität zu erhöhen. „Ent⸗ 
weder alſo ſind dieſe Waren, welche der ausländiſche 
Handel durch ſeine Maſchinerie der Nation feilbietet, or⸗ 
dinäre Waren, dann mag ſie der Kapitaliſt nicht kaufen, 
und der Arbeiter kann ſie nicht kaufen, weil er die Mittel 
nicht hat, oder es ſind Luxuswaren, dann kann ſie natür⸗ 
lich der Arbeiter noch weniger kaufen, und der Kapitaliſt 
mag ſie wegen ſeines Beſtrebens zu ſparen ebenfalls nicht.“ 

„So“, ſchließt v. Kirchmann, „ſieht man mit Er⸗ 
ſtaunen, daß trotz der ungeheuren Häufung von Kapitalien, 
trotz unzähliger Erfindungen zur Leitung und Beherrſchung 
der Natur⸗ und Menſchenkräfte, doch der Vortheil davon 
nur zu einem geringen Theile ſich über alle Glieder der 
Nation ausdehnt (inſofern blos, als die Producte billiger 
und beſſer werden, und ſo der Arbeiter für ſeinen alten 
Geldlohn mehr kaufen kann), daß der größere Theil dieſer 
Vortheile nur einer auserwählten Klaſſe der Nation zu 
Gute kommt, und daß vermöge des bisherigen Lohn- und 
Zinsſyſtems und der Tendenz des Sparens dieſe glücklichen 
Klaſſen in einem Widerſpruche ſich befinden, der ſie ſelbſt 
nicht zur Ruhe kommen läßt. Aus Egoismus nehmen ſie 
in der Form des Kapitalzinſes und des Unternehmerge⸗ 
winns nicht nur dem Arbeiter die Hälfte des Products, 
und die Macht zu verzehren, ſondern in blindem Eifer 
ſchaffen ſie immer neue Productionsgeſchäfte für Producte, 
die Niemand kaufen kann. Mitten in den Mitteln des Ge⸗ 
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nuſſes ſtzend, ae fie fich nicht entſchließen, weder die 
umſtehenden Arbeiter mitgenießen zu laſſen, noch ſelbſt zu 
genießen. Gleich einem Siſyphus quälen ſie ſich in dem 
unlösbaren Widerſpruch, verkaufen zu wollen, nachdem ſie 
doch ſelbſt dem Käufer die Mittel zu kaufen genommen 
haben. So hat die gegenwärtige Geſellſchaft große Aehn⸗ 
lichkeit mit einer Schaar Reiſender in der Wüſte. Durſtig 
finden ſie eine Quelle, die genügend wäre, alle zu erquicken 
und zu ſtärken, allein eine kleine Zahl wirft ſich auf zum 
Herrn der Quelle; aus Mißgunſt laſſen ſie der Mehrzahl 
nur wenig Tropfen für ihren Durſt; ſie ſelbſt trinken in 
langen Zügen, allein die Quelle fließt ſtärker als daß ſie 
dieſelbe austrinken könnten; ſo laſſen ſie aus Ueberſättigung 
und Mißgunſt zugleich die Hälfte des ſprudelnden Stromes 
in den Sand verrinnen. | 
3 


So ſpricht nicht ein Socialdemokrat, ſondern ein 
Philoſoph, Präſident v. Kirchmann. Und er zeichnet die 


Lage richtig. Es iſt ein unerträglicher Zuſtand: die Ar⸗ 
beitsmittel unbenutzt liegen ſehen und die Arbeiter hun⸗ 
gernd und — müſſig. Das iſt offenbar ein ungeſundes 
Verhältniß, das iſt das Verhältniß von Arbeit und Ka⸗ 
pital auf den Kopf ſtellen. Wenn das unſere Geſellſchaft 
nicht abändern kann, dann iſt „ſie werth, daß ſie zu Grunde 
geht.“ In Zeiten des Aufſchwunges: zu viel Kapital und 
zu wenig Arbeit; in den Zeiten des Niedergangs: zu wenig 
Kapital und zu viel Arbeit. Es muß ein Ausgleich mög⸗ 
lich ſein, und wenn kein anderer gefunden wird, müſſen 
wir den des „Socialismus“ acceptiren: Ausgleich durch 
die ordnende Staatsgewalt. 


Löſung heiſcht die Frage um ſo mehr, als die Mißver⸗ 
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hältniſſe ſich mit dem Fortſchritt der Technik progreſſiv 
ſteigern. Jede neue Erfindung erſetzt Arbeits⸗ 
kraft, erhöht die Productivität, das Arbeits: 
product, .wirftTo einerſeits Arbeiter aus 
ihrem Arbeitsgebiet und Verdienſt heraus, ) 
überfüllt anderſeits den Markt mit Arbeits⸗ 
producten, hat alſo gleichzeitig Verengung 
des Kreiſes der beſchäftigten kaufskräftigen 
Arbeiter und, anderſeits, Vermehrung der 
Abſatz ſuchen den Producte zur Folge, d. h. 
Ueberproduction aus doppeltem Grunde. Anders 
ausgedrückt: Jede Maſchine, jeder techniſche Fortſchritt 
kommt nicht dem Kapital und der Arbeit in gleichem Ver⸗ 
hältniß zu Gute, ſondern blos den Kapitaliſten, während 
ſie den Arbeitern nur ſchadet, die Arbeitskraft nur billiger 
macht (da die Maſchine ſie erſetzt). Der verhältnißmäßige 
Antheil des Kapitals am Geſammtproduct ſteigt, der der 
Arbeit fällt. Das producirende Kapital wächſt, die con⸗ 
ſumirende Arbeit wird eingeſchränkt. Die Production ſteigt, 
die Kaufkraft der Arbeiter, d. h. der Abſatzmarkt verengert 
ſich. So verſchließt ſich das gewinnſüchtige Kapital ſelbſt 
ſeinen Abſatz-Markt. Wenn es wenigſtens mit den Ar⸗ 
beitern die gewonnenen Productionsvortheile zu gleichen 
Theilen theilte!?) So wird der Fortſchritt zum Rück⸗ 
1) Ueber dieſe „relative Ueber völkerung“ vergl. „die ſociale 
Frage“. S. 39. | BAR 
2) So will es Rodbertus. Er glaubt damit die Ueberproduction 
zabgeſchnitten. Er hat die von Kirchmann'ſchen Darlegungen erweitert, 
dem er nachweist, wie durch das progreſſive Wachſen des verhält⸗ 
nißmäßigen Antheils des Kapitals am Geſammtproduct infolge unſerer 
Productionsfortſchritte ſtetig wachſen de Ueberproduction 


eintritt. Rodbertus wollte mit ſeiner Darlegung die v. Kirchmann's umſtürzen, 
uns erſcheinen ſie nur als Erweiterung: er gibt einen neuen Grund unſerer 
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ſchritt, das Mittel der Befreiung zum Mittel der Unter⸗ 
drückung für Kapital wie für Arbeit. 

Auch hier müſſen wir wiederholen: die Productionskri en 


find die Todeswunde der kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsordnung. 
Weder Arbeiter noch Kapitaliſten werden in dieſen Kriſen froh; 


beide werden gehetzt, bald zur Ueberanſtrengung, bald zum 


Nichtsthun, bald in Ueberfülle, bald in Mangel lebend 
immer hängend zwiſchen Reichthum und Bankerott. „Der“ 
Zufall ſpielt Ball mit den Menſchen“ und das iſt un⸗ 
würdig und entſittlichend zugleich, dabei muß der ſociale 
Friede und der Friede der Seele verloren gehen. 

Wir müſſen der Wahrheit offen in's Auge ſchauen, 
müſſen uns zu dem Bekenntniß ermannen, daß unſere ſo⸗ 
cialen Verhältniſſe unhaltbar ſind, daß unſere jetzige Ge⸗ 
ſellſchaftsordnung wirklich an innern Widerſprüchen krankt, 
die ihre Auflöſung bewirken müſſen, kurz, wir müſſen die 
Exiſtenz einer ſocialen Frage offen anerkennen, eine Neu⸗ 
ordnung von Kapital und Arbeit, eine Reorganiſation der 
Geſellſchaft mit Energie erſtreben, zur Brechung der Ueber⸗ 
macht des Kapitals, zur Löſung des Widerſpruches, in 
den das Kapital durch die Ueberproduction mit ſich ſelbſt 
geräth. Die Concurrenz genügt als ordnendes Princip 
nicht, weder den Intereſſen der Gemeinſchaft, noch denen 
des Kapitals. Sie repräſentirt die Expropriation 
in Permanenz, executirt durch das Recht des Stär⸗ 
keren und das Spiel des Schickſals. Es iſt ein „Kampf 
um's Daſein“, der Kapital wie Arbeit zu Grunde richtet. 


ſteigenden Productionskriſen, der aber die alten Kirchmann'ſchen nicht ent⸗ 
kräftet. Deshalb erſcheint uns auch die Löſung von Rodbertus nicht go⸗ 
i nügend; wenn die Kapitaliſten auch nur ihren verhältnißmäßigen Antheil, 
anſtatt zu conſumiren, in Production anlegen, gibts Ueberproduction. 
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Noten und Belege zum zweiten Vorkrage. 


Die gegenwärtige Kriſe. 


Umfang, Intenſivität und Dauer der gegenwärtigen Kriſe 
hätte ſchon längſt zu einer umfaſſenden, gründlichen Enquste 
Veranlaſſung geben ſollen. Es iſt wirklich bewunderungswürdig, 
mit welchem Fatalismus dieſelbe ertragen wird. Der „Türken⸗ 
glaube“ an die ſocialen Naturgeſetze hält auch hier die Geiſter 
gefeſſelt. Freilich, eine gründliche Unterſuchung würde wohl 
die Herrlichkeit der beſtehenden Geſellſchafts⸗„Ordnung“ in ſehr 
zweifelhaftem Lichte erſcheinen laſſen, und die herrſchenden Par⸗ 
teien haben allen Grund, das zu vermeiden. Anderſeits ſcheint's 
aber auch wirklich an der nöthigen Einſicht zu fehlen. Nicht 
blos der Tagespreſſe, ſondern auch der ganzen liberalen Wiſſen⸗ 
ſchaft iſt das Weſen der Kriſe noch ein Buch mit ſieben Siegeln. 
Einzelne Intereſſenkreiſe wiſſen wohl von den Nöthen ihrer 
Productionsgebiete, namentlich von ihrer Benachtheilung gegen⸗ 
über den andern viel zu erzählen, aber zu einer tieferen, ein⸗ 
heitlicheren, umfaſſenderen Auffaſſung der Productionskriſe dringt 
man nicht vor. Man bleibt an den zufälligen, begleitenden 
Gründen haften. Man iſt z. B. darüber einig, daß der Frei⸗ 
handel namentlich in der Eiſen⸗ und Textil⸗Induſtrie uns der 
Uebermacht vor Allem England's preisgegeben hat, mit dem 
wir wegen ſeiner reichen, günſtig gelegenen Naturſchätze, ſeines 
ausgebildeten Verkehrsweſens, ſeiner immenſen Kapitalmacht 
und geſchulten Arbeitskräfte eben nicht concurriren können, man 
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a: deshalb Schutzzoll. Man verſteht ſich ſogar dazu, auch 
dem Landwirthe Schutz anzubieten gegen die Ueberproduction 
Rußland's, Ungarn's, Amerika's. Man ſpricht überhaupt viel 
von „Schutz der nationalen Arbeit“, Producenten und Arbeiter 
ohne Weiteres identificirend. Auch darüber iſt man — wenig⸗ 
ſtens in etwas tiefer blickenden Kreiſen — einig, daß die plötz⸗ 

liche Flüſſigmachung der franzöſiſchen Milliarden ein unverzeih⸗ 
licher Mißgriff war, daß ebenſo die Freigebung des Actien⸗ 
weſens und das damit in die Blüthe ſchießende Gründerthum 
viel, viel zur Ueberproduction beigetragen hat. Auch der letzte 
Krieg iſt verantwortlich gemacht worden, der Deutſchl ands 
Kapital⸗ und Arbeitskraft um ein Bedeutendes geſchwächt hat. 
Die Dauer und Heftigkeit der vaterländiſchen Kriſe hat man 
auf die ungenügende Organiſation des Credit's zurückführen 
wollen. 

Alle dieſe Gründe haben mitgeſpielt, und wir ſind weit 
entfernt, ſie zu unterſchätzen. Aber einerſeits liegen diejenigen, 
welche zur Erklärung unſerer Ueberproductiou angeführt werden, 
doch wieder zuletzt in dem allgemeinen Grunde, den wir als 
den Grundfehler unſerer Geſellſchaftsordnung bezeichnet haben: 
der „Anarchie der Production“, eingeſchloſſen, und anderſeits 
können alle Gründe doch höchſtens nur zur Erklärung unſerer 
heimiſchen Kriſe angeführt werden, während in Wirklichkeit 
die Kriſe eine Welt ⸗Kriſe iſt. England iſt z. B. vielleicht 
noch härter heimgeſucht, als wir — trotz ſeiner Abſatzgebiete 
in den Colonien — nur kann es dieſelbe wegen ſeiner Kapital⸗ 
macht leichter aushalten. Amerika leidet nicht minder, trotz 
ſeiner unermeßlichen Naturſchätze. In allen Ländern, auf allen 
Productionsgebieten dasſelbe Leiden: Mangel an Abſatz — 
Maſſen von Producten auf der einen Seite, darbende Arbeiter 
auf der andern. Auch ſelbſt die „Anarchie der Production“ 
genügt zur Erklärung nicht, denn die könnte nicht in allen Pro⸗ 
ductionsgebieten gewirkt haben; der Hauptgrund bleibt immer 
die „Unterconſumption der Maſſen“. 

Wir haben behauptet: das Kapital hätte die Tendenz, 
ſtärker zu wachſen als das Abſatzgebiet. Wir haben darauf 
een daß auch der auswärtige Handel auf die Dauer 


54 Noten und Belege. 


daran nichts ändern könne. Ein auffallendes Beiſpiel iſt En g⸗ 
land. Englands Kapitalmacht wächſt in rieſigen Proportionen. 
So „wuchs z. B. das beſteuerte Einkommen England's von 
1842 bis 1852 um 6 pCt. In den acht Jahren von 1853 
bis 1861 wuchs es, wenn wir von der Baſis von 1853 aus⸗ 
gehen, um 20 pCt.“ Gladstone in ſeiner Budget⸗Rede vom 
16. April 1863). „In den 10 Jahren von 1865 — 75 ver⸗ 
mehrte ſich das Nationalvermögen England's dem Geldwerthe 
nach ſogar um 48 Milliarden 700 Millionen Mark, oder durch⸗ 
ſchnittlich pro Jahr um faſt 5 Milliarden (die Zunahme des 
Werthes des Grundbeſitzes und des landwirthſchaftlichen Kapi⸗ 
tals erreichte noch keine 4 Milliarden, d. i. 8 pCt.) Von dem 
Geſammtvermögen von ca. 170 Milliarden Mark bilden ca. 
150 Milliarden productives Kapital, während nur 20 
Milliarden unproductiv bleiben. („Sociale Frage im 
Lichte des Chriſtenthum's“, Nr. 17 v. J. 1878.) Leider gibt 
uns die betreffende Ermittelung des Herrn Giffer keine 
Aufklärung über die Vertheilung des geſtiegenen National⸗ 
vermögens auf die verſchiedenen Klaſſen der Bevölkerung. 
Wenn wir aber berückſichtigen, daß nach den Daten der 
Engliſchen Einkommensbeſteuerung und Berechnungen von Baxter 
und Rodbertus i. J. 1867 bereits 8500 Selbſtthätige je über 
100,000 M., im Durchſchnitt über 297,000 M., alle zuſammen 
d. h. 0,062 pCt. aller Selbſtthätigen alſo 2,523 Mill. M., 
d. h. 15,4 pCt. des geſchätzten Geſammteinkommen's beziehen, 
alſo noch 600 Mill. M. mehr als 4,519,000 ſelbſt⸗ 
thätige Perſonen, welche ſich mit einem Einkommen 
von je unter 700 Mk. begnügen müſſen (Ad. Wagner im 
„Staatsſocialiſt“, 1878, Nr. 6), ſo können wir auch 
wohl der 17 0 48 Liſte des ſocialiſtiſchen „Volksſtaates“ 
(Nr. 128 v. J. 1875) Glauben ſchenken. Nach dieſer ſtieg 
das Einkommen der Engliſchen Kaufleute und Fabrikanten von 
97,197,311 Pfd. Sterl. im Jahre 1814 auf 482,238,317 
Pfd. Sterl. im Jahre 1872. Und „während der Geſammt⸗ 
werth, der im Jahre 1870 erzeugt wurde, mehr als 934 Mill. 
Pfd. Sterl. betrug, hatten ſämmtliche Arbeiter England's ein 
Geſammteinkommen von 325 Pfd. Sterl. und wanderten 
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7 600 Mill. Pfd. Ster l. (alſo nahe zu zwei 

Drittel) in die Taſchen der nichtarbeitenden 

Kha en.! 

Dieſe rieſig anwachſenden Sabktalmaiten wollen alle fruc⸗ 

tificirend angelegt ſein. Dieſe ſtets neuen Anlagen aber ver- 


langen Abſatz. England ſelbſt bietet dieſen nicht. Denn auch 


ſelbſt angenommen, das Einkommen und damit die Kaufkraft 
der engliſchen Arbeiter und Mittelſtände ſtiege in gewiſſer Pro⸗ 
portion mit, ſo würde dieſer vermehrte Abſatz ſchon mehr wie 
aufgewogen durch die mit den techniſchen Fortſchritten gegebene 
Productions-Vermehrung. Jedenfalls genügt der inländiſche 
Markt nicht, und „zum Glück“ iſt nun England in der Lage, 
einen weiten ausländiſchen Markt zu haben, vor Allem in ſeinen 
ausgedehnten Colonien. Die reichen indiſchen Beſitzungen zählen 
allein 215 Mill. Einwohner. Alle Welttheile ſind Englands 
Induſtrie tributpflichtig. Die ganze Politik England's ſeit 
mehr als einem Jahrhundert culminirt darin, neue Abſatzgebiete 
zu gewinnen. Zu dieſem Zwecke ſind ihm keine Koſten zu hoch, 
keine Mittel — zu ſchlecht. Neueſtens richtet es ſein Augen⸗ 
merk auf Afrika. Auch die Zulu's wollte es „civiliſiren“, d. 
h. mit baumwollenen Hoſen verſehen. Dieſe Krämerpolitik wird 
mit einer Zähigkeit verfolgt, wie ſie nur der engliſchen Nation 
eigen ſein kann. Und trotz alledem, ſeine In duſtrie 
wächſt ihm über den Kopf. Troſtlos ſieht es in die 
Zukunft. Seine Klagen ſind herzzerreißend. Denn nicht blos, 
daß nur ſchwer neue Abſatzgebiete gewonnen werden — die 
alten Abſatzgebiete drohen ſich ihm zu verſchließen. Der euro: 
päiſche Continent droht in die „Reaction“ des Schutzzolles zu⸗ 
rückzufallen. Amerika, wenigſtens die Vereinigten Staaten, 
zeigen eine induſtrielle Entwickelung, daß ſie wohl bald nicht 
blos ihren eigenen Bedarf befriedigen können, ſondern vielleicht 
ſogar die Exportländer England's mit verſorgen werden. 
Vor Allem gilt das für die Baumwollen-Induſtrie. 
Einige Zahlen werden das nahelegen. Nehmen wir z. B. die Jahre 
1860 (vor dem Kriege), 1870 und 1878. Die Zahl der Spindeln 
in den Baumwollenſpinnereien Nordamerika's wuchs von 5,235,000 
auf 7,132,000 und 10,500,000. Rohbaumwolle wurde ver⸗ 
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arbeitet 415, 396, reſp. 698 Mill. Pfd. Daraus wurden 1,200, 
1,445 reſp. 2,637 Mill. Yards Kattun erzeugt. Die wachſende 
Feinheit ergibt ſich aus der Ausbeute: 1 Pfd. Baumwolle 
lieferte 3½, 4½ reſp. 4½ Yards. — England importirte 
1873 und 1877 Rohbaumwolle 1,363, reſp. 1,210 Mill. Pfd. 
Der Import nimmt alſo ab. 

Der amerikaniſche Kattunerport war vor dem Seeceſſions⸗ 
krieg gering. Er ſtieg von 1870 bis 1873 und 1878 von 
13 Mill. auf 14 und 126 Mill. Nards. Baumwollenkattun 
und Garne wurden exportirt 7, 6 reſp. 38 Mill. Pfd. im Werthe 
von 3, 2 reſp. 11 Mill. Dollars. Der Preis pro Pfd. war 
geſunken von 45 auf 44 reſp. 29 Cents. — England expor⸗ 
tirte 1873 reſp. 1877 Kattun 3,473 reſp. 3,837 Mill. Yards, 
erzeugte 4,465 reſp. 4,944 Mill. Vards. Der Werth des Roh— 
materials und Productes war ſo enorm geſunken, daß in jenen 
Jahren die Rohbaumwolle koſtete 54,704,000 reſp. 35,420,000 
Pfd. Sterl. und das Product 61,468,000 reſp. 57, 035,000 
Pfd. Sterl. 

In der Baumwollen-Induſtrie hatte Amerika Kapital an⸗ 
gelegt 1860: 98, 1870: 141, 1878: 208 Mill. Dollars. — 
Der Export an Producten der Baumwollen-Induſtrie, in 
den letzten drei Jahren (bis 1879) um 60 pCt. an Quantität 
und 36 pCt. an Werth jährlich geſtiegen, ging nach China, 
Brittiſch⸗ Indien, Südamerika, Afrika, Canada, Auſtralien, Japan 
und den Mittelmeerländern, aber zum Theil noch erſt nach 
Mancheſter, da die Amerikaner noch nicht genügende Agenturen 
haben und ſich engliſcher Zwiſchenhändler bedienen — ein Uebel⸗ 
ſtand, dem ſie eifrig abzuhelfen beſtrebt find. Der Werth des 
Import's an Baumwollenwaren betrug 1872/73 29,7, 1877/78 
19 Mill. Dollars. Im Jahre 1878/79 wurden grobe 
Waren, die 25 Cents oder weniger Werth haben per Quadrat⸗ 
Yard, nur mehr für 2,266,000 Dollars importirt, feinſte Fa⸗ 
bricate aus England, Frankreich und der Schweiz — allerdings 
noch — für 12,131,000 Dollars. (Rud. Meyer im Wiener 
„Vaterland“ Nr. 95 v. J. 1879). 

Aehnlich wie Amerika wird auch Indien der engliſchen 
Baumwollen⸗Induſtrie verloren gehen. Schon wird ein Viertel 
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des dort gewonnen Rohproduct's auch daſelbſt verarbeitet (Wiener 
„Vaterland“ v. 9. Nov. 1879). 

Was jo in der Baumwollen⸗Induſtrie geſchieht, wird auch 
in den andern Induſtriebranchen nicht ausbleiben. So wurden 
3. B. bis 1875 40 pCt. aller in der Induſtrie Amerikas ge⸗ 
brauchten Maſchinen importirt, jetzt nur noch höchſtens 25 pCt. 
| Und nun, was bietet ſich da für eine Zukunft? Die bis⸗ 
herigen Colonial⸗Länder emancipiren ſich in duſtriell, 
herrſchen durch ihre Urproduction — kurz, die alten 
europäiſchen Culturländer verarmen, gehen zu Grunde, während 
den bisher beherrſchten Ländern die Zukunft zufällt. Alle 
unſere Culturſtaaten weiſen bereits bedeutende Une 
terbilanz auf. „So führte das engliſche Inſelreich nach 
den neueſten Daten ein für 7500 Mill. M. Waren, aus nur 
für 5134 Mill.; Frankreich führte ein für 3005 und aus für 
2771 Mill. (Mehr: Import 1876: 412 Mill. Fres., 1877: 
272 Mill., 1878: 997 Mill., 1879 gar: 1,431 Mill. S. 
„Germ.“ v. 20. Jan. 1880). Oeſterreich ſtand bedeutend beſſer 
mit 1,033 gegen 1,019 Mill. M. Am ſchlimmſten ſieht es im 
deutſchen Reiche aus mit einer Einfuhr von 4,237 Mill., dem 
nur 2,490 Mill. um gegenüber ſtehen.“ (Wiener „Vater⸗ 
land l. ei) 

Was ſpeciell unſere deutſche Handelslbilanz anlangt, ſo 
findet ſich dieſelbe für die Jahre 1872 — 78 in folgenden 


Ziffern dargeſtellt: 


| Werth der Werth der 107 
| in 1000 M. Einfuhr. Ausfuhr. Mehreinfuhr. 
1872 3,468,480 2,494,620 973,860 
1873 4,2573983 2,488,998 1,878,335 
1874 3,673,059 2,459,880 1,213,179 
1875 3,576,870 2,561,800 1,015,070 
1876 3,913,300 2,605,600 1,307,700 
187 3,878,080 2,828,560 1,048,520 
1878 3,722,610 2916550 806,130 


„Das Mißverhältniß zwiſchen Gin: und Ausfuhr war nach 
dieſer Zuſammenſtellung am größten im Jahre 1873, wo nahe 
für 2 Milliarden Mark mehr ein⸗ als ausgeführt wurde. Von 
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1873 ab, dem Jahre des Krachs, vermindert ſich die Kaufkraft 
des Landes, die Einfuhr wird geringer, die Preiſe fallen und 
der Ueberſchuß der Einfuhr vermindert ſich von Jahr zu Jahr, 
bis er ſchließlich in 1878 nur noch 800 Millionen Mark oder 
weniger als die Hälfte des Ueberſchuſſes von 1873 beträgt. 
Dieſe Entwickelung iſt eine ungünſtige, inſofern ſie beweiſt, daß 
die Conſumtionskraft Deutſchlands durch die Gründungsjahre 
in der That geſchwächt worden iſt, und wir gegenwärtig nicht 
mehr im Stande ſind, eine ſo große Menge von Waren aus 
dem Auslande zu beziehen, wie in früheren Jahren, ſie berech— 
tigt aber auch andererſeits zu Hoffnungen für die Zukunft, da 
es uns trotz aller Ungunſt der Verhältniſſe, trotz des allge— 
meinen Niedergangs der Warenpreiſe gelungen iſt, unſere Aus⸗ 
fuhr von Jahr zu Jahr zu ſteigern“ — aber mit welchen 
Opfern, namentlich für unſere Arbeiter! Nur durch Herabdrän⸗ 
gung der Productionskoſten, ſpeciell der Arbeitslöhne bis zum 
Aeußerſten iſt dieſe günſtigere Bilanz möglich geweſen. Auf 
die Dauer läßt ſich aber die ſo erkaufte Concurrenzfähigkeit 
nicht behaupten. Schon rein phyſiologiſch betrachtet, würde 
unſere Bevölkerung dabei zu Grunde gehen müſſen. | 
„Ein inſtructives Bild der Fortſchritte (2), welche wir in dieſer 
Beziehung gemacht haben, finden wir in nachſtehender Tabelle, 
welche die Handelsbewegung der einzelnen Warengruppen in 
den beiden marcanteſten Jahren 1873 und 1878 darſtellt. Es 
wurden in 1000 Mark i | | 
Eingeführt Ausgeführt 
1879 1878 1873 1878 
Getreide, Mehl ꝛc. 414,000 612,000 249,000 375,000 


1 
2. Getränke 14,100 58,100 48,450 63,000 
3. Colonialw., Zucker ꝛc. 221,700 202,000 39,390 117,600 
4. Tabakfabrikate 99,900 106,000 25,230 10,940 
5. Sämereien 2c. 125,100 138,000 61,800 72,900 
6. Thiere, Fleiſch ꝛc. 319,200 396,600 205,800 371,000 
7. Dünger, Abfälle 43,830 53,200 23,370 33,200 
8. Brennſtoffe 176,200 59,500 102,900 93,500 
9. Erden, Erze 8740 76,00 78,6090 92,200 
10. Thon u. Glaswar. 21,960 12,870 52,110 52,700 
114. Metalle 254,889 111,570/150,480 229,200 
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Eingeführt Ausgeführt 
1873 1878 1873 1878 
bar Droguen, Chemical. 169,170 165,600 89,910 110,400 
13. Harze, Fette, Oele 192,300 182,600 70,530 71,900 


14. Filzſtoffe, Häute, Leder 195,600 176,300 90,090 98,100 


15. Leder, Rauch⸗ und | 

| Filzwaaren 16,70 17,979 38,730 58,200 
16. Spinnſtoffe . : 623,100 587,000 193,880 228,900 
Garne 193,500 141,00 54,000 6/300. 
18. Gewebe, Kleider . 181,200 123,200 405,300 410,900 
19. Papier u. Waaren 6,762 6.430 18,840 25,600 
20. Bau⸗ und Nutzholz 311,400 183,100 99,300 70,100 
21. Holzwaaren . 16,470 16,750 27,420 40,100 
22. Maſchinen⸗Inſtr. 80,160 54,700 86,400 92,300 
28. Kurzwaren 14,220 13,900 56,370 56,000 
w Wie man aus dieſer Zuſammenſtellung ſieht, iſt eine er⸗ 
hebliche Abnahme der Einfuhr faſt bei allen Induſtriewaren 
eingetreten, während der Bedarf ausländiſcher Nahrungs⸗ 
mittel ſich in erheblichem Grade geſteigert hat. An⸗ 
dererſeits ſind es in der Ausfuhr gerade die Induſtriewaaren, 
welche eine Zunahme aufweiſen, ſo daß unzweifelhaft behauptet 
werden kann, daß unſere Induſtrie ſeit 1873 concurrenz- und lei⸗ 
ſtungsfähiger geworden. Bei gewiſſen Induſtriezweigen, ſo bei der 


Spinnerei und Weberei, iſt die Steigerung der Ausfuhr allerdings 


nur eine ſehr geringfügige zu nennen“ (ſ. „Germ.“ v. 12. März 1880, 
reſp. „Statiſches Jahrbuch für das deutſche Reich“ pro 1880). 

Ein ganz anders Bild bieten die außereuropäiſchen 
Länder. „Die Vereinigten Staaten von Amerika importirten nur 
für 2,017 Mill. und exportirten für 2,605 Mill. Japan, mit 


freilich noch wenig entwickeltem Handel, exportirte für 163 Mill. 


und importirte nur für 100 Mill. Ebenſo ſteht es mit China, 
deſſen Export 484, deſſen Import nur 421 Mill. beträgt. 
Für Indien iſt nur der Seeverkehr bekannt. Zu Lande im⸗ 
portirt Indien ſo gut wie nichts, exportirt dagegen nach Nor⸗ 
den und Weſten. Aber auch ſchon beim Seeverkehr hat Bri- 
tiſch⸗Oſtindien für 1,495 Mill. Hg und nur für 1,201 
Mill. M. Import.“ („Vaterland“ l. c 

| Wie ſchnell dieſe Mißverhältniſſe fort chreiten, zeigen fol⸗ 
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gende Ziffern: die Ausfuhr Nordamerika's überſteigt die Ein⸗ 
fuhr 1876 um 79,643,481 Dollars, 1877 um 151,152,094 
Dollars und 1878 gar um 257,814,234 Dollars. (Arbeit⸗ 
geber“, 1879 Nr. 1,131). Wie außerordentlich der Wohl- 
ſtand des Landes ſich gehoben, darüber ſagt der Londoner 
„Economiſt“: „Die Schnelligkeit, mit welcher Amerika ſeine 
Schulden abzahlt, iſt enorm. 1865 war die Schuld der Vers 
einigten Staaten auf 15 Millarden Fred. geſtiegen; am 31. 
December 1878 betrug ſie noch 10 Milliarden 200 Mill. Fres. 
Die jährlichen Zinſen, welche 1876 762 Mill. betrugen, waren 
1878 auf 488 Millionen geſunken. Jetzt convertirt der Staat 
2,870 Mill. Fres. von 5 und 6 pCt. auf 4 pCt. und ent⸗ 


fe laſtet ſich dadurch von einer jährlichen Zinſenlaſt von 47,600,000 


‚3108. Für 1881 iſt eine weitere Convertirung beabſichtigt. 
Wodurch iſt dieſes möglich geworden? Durch den Ueberſchuß 
des Exports über den Import, der 1878 1½ Milliarden Fres. 
betrug.“ („Germania“ Nr. 270 v. J. 1879). 

Wie ſpeciell 8 Vaterland zu Amerika ſteht, darüber 
entnehmen wir der „D. volkswirthſch. Corr.“: Einer Zuſammen⸗ 
ſtellung zufolge, welche den Warenverkehr zwiſchen Deutſchland 
und den Vereinigten Staaten für die letzten fünf Jahre (1871/72 
bis 187576) nachweist, repräſentirte derſelbe folgende Werthe: 
Es betrug in 1000 Doll. 


die Einfuhr die Ausfuhr 
aus Deutſchland nach Dentſchland 
1871/72 46,245 41,219 
1872/73 61, 497 63,532 
1873/74 44,074 65,713 
1874/75 40,893 53,762 
1875/76 35,488 52,574 


Der Geſammtwerth der von Vereinigten Staaten nach 
Deutſchland ausgeführten Fabricate iſt von 1,556,000 Doll. 
im Jahre 1871/72 auf 5,246,000 Doll. im Jahre 1875/76 
geſtiegen. „Wenn die hierdurch documentirte Entwickelung der 
nordamerikaniſchen Induſtrie in gleichem Verhältniß fortſchreitet, 
ſo kann ſich die deutſche Induſtrie, welche vordem einen großen 
Theil des americaniſchen Marktes mit ihren Erzeugniſſen ver⸗ 
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ſorgte, bald auf eine ſcharfe Concurrenz americaniſcher Fabri⸗ 
cate im eigenen Lande gefaßt machen.“ 

Die ſteigende Abhängigkeit Englands vom Auslande 
gerade in ſeinen Nahrungs producten erhält Beleuchtung in 


| folgenden Ziffern: Es wurden in den Vereinigten Königreichen 


Großbritaniens verbraucht und aus dem Auslande eingeführt 
8 | im Mittel der Jahre 
1857—59 187476 
Millionen Litr. 
Thietiſche Nahrung 950 34,19 
Pflanzennahrunng 209008 53,07 
ie ht ie, 26,63 


alkshöliſche Geträn fee 350 9,53 


nichtalkoholiſche Getränke 604 12,15 


2 perichienene Nöährſtofſe 0 17, 


Zuſammen 59,00 152,98 | 

So iſt Britanniens Welt - Stellung in wirthſchaftlicher 
Beziehung ähnlich der der Hauptſtadt zum ganzen Staate. 
Den Bedarf an Weizen deckt der inländiſche Ackerbau (mit 
43,99 Mill. Ctr. pro 1876 gegenüber 50,07 Mill. Ctr. frem⸗ 
dem) kaum zur Hälfte, und vom verzehrten Fleiſche kommt aus 


fremden Ländern faſt der fünfte (von 32,8 Mill. Ctr. 6,31 


Mill.), vor 10 Jahren erſt der zehnte Theil. Außer Weizen 
find noch 67,14 Mill. Ctr. Körnerfrüchte und 3,05 Mill. Etr. 
Reis im Auslande gekauft. Im Ganzen mußte es 1876 154 
Mill. Lſtr. nach dem Auslande ſenden, um feine 33, Mill. 
Einwohner zu ernähren. 1857 bei 28,19 Mill. Seelen erſt 
64,00, im Durchſchnitt der Jahre 1857 —59 nur 59,00 Mill. 


HKſtr. (S. Engels Zeitſchr. für Statiſtik. Heft III/IV. S. 
XXX. b. 3. 1978.) | 


So viel iſt klar, am meiften bedroht iſt England. Wenn 
man bedenkt, daß z. B. die Production der engliſchen Eiſen⸗ 
induſtrie den eigenen Bedarf um das Drei⸗ bis Vierfache, die 
Induſtrie der Baumwollenproducte denſelben ſogar um das 
Sechs⸗ bis Siebenfache überſteigt, daß aber umgekehrt Eng⸗ 
lands Landwirthſchaft nur die Hälfte der eigenen Bedürfniſſe 
zu decken vermag („Staatsſocialiſt“ v. 10. Jan. 1878), dann 
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begreift man, wenn es England ſchwül zu Muthe wird. Enge 
land wird es bitter erfahren, was es mit der mancheſterlichen 
Weisheit iſt, zu produciren, ohne Rückſicht auf 
einen feſten, ſicheren, dauernden Abſatz. Eng⸗ 
land hat in der Production Großes geleiſtet, hat induſtriell 
eine Welt⸗Herrſchaft begründet, wie ſie politiſch nie beſtanden 
hat — eine Welt-Herrichaft, leider mehr als in einer Bezie⸗ 
hung der einſtigen römiſchen ähnlich. Auch England's Ariſto⸗ 
kratie hat ungeheure Schätze geſammelt, während es das Volk 
im Elend verkümmern ließ. Und was hat England nicht an 
Irland geſündigt! Wankt England's Weltſtellung, dann bricht 
es auch im Innern zuſammen, und man wird ſich wundern, 
wie das ganze Gebäude doch ſo morſch war. Die Heerſchaaren 
der engliſchen Induſtrie und Irlands enteignetes Landproletariat 
werden ſich erheben und ihr „Recht“ fordern, und wahrſchein— 
lich beſitzt dann die herrſchende Klaſſe nicht mehr die Macht 
und die Mittel, wieder gut zu machen, was ſie früher leicht⸗ 
ſinnig unterlaſſen hat. 

England wird das warnende Beiſpiel, wohin die Anarchie 
der Production und der Vertheilung führt. Mag es auch ſein, 
daß England diesmal die Kriſe überwindet — wir ſind ſogar 
davon überzeugt — aber ſie zeigt klar, auf wie unſicherer 
Baſis ſeine ganze materielle und politiſche Exiſtenz beruht, und 
daß, wenn es ihm nicht gelingt, neue Abſatzgebiete zu gewinnen, 
ſein reißender Niedergang unvermeidlich iſt. Die ganzen Er⸗ 
werbsverhältniſſe England's ſind abhängig von ſeiner politiſchen 
Stellung: das iſt eben das Unglück. Die Vereinigten Staaten 
von Nordamerika haben ſich politiſch emancipirt, ſind auf dem 
Punkte, ſich induſtriell zu emancipiren, haben England bereits 
landwirthſchaftlich in Abhängigkeit gebracht; ſie brauchen nur 
auch England's Colonialpolitik zu durchkreuzen, und England 
iſt total ruinirt. Und wo Nordamerika keine Intereſſen zu 
ſuchen hat, da hat's doch Frankreich, Rußland und die andern 
Staaten. 

Wir ſind in dieſer Beziehung noch freier, noch nicht ſo 
abhängig vom auswärtigen Markte. Wir haben noch einen 
ſtarken Mittelſtand, und eignen genügenden Ackerbau, ſo daß 
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Ueberproduction zwar ſchneller ſich geltend macht, aber doch nicht 
ſo verhängnißvoll werden kann und ſich bald ausgleicht. Aber 
wir gehen reißend ſchnell den engliſchen Verhältniſſen entgegen. 
Auch wir ſtehen in der Entwickelung vom Ackerbau⸗Staat zum 
Induſtrie⸗Staat. Während unſer Export an Getreide 1838 — 42 
im Mittel noch betrug: 7,148,000 Ctr., und 184852: 
7,368,000 Gtr., ging derſelbe 1858 — 62 auf 1,240,000 Etr. 
zurück. Dann folgte ſogar Mehreinfuhr. 1868 - 72 betrug 
dieſelbe 4,176,000 Ctr. und 1873 — 77 gar 27,148,000 Ctr. 
im Werthe von 230 Mill. M. (5½ M. pro Kopf). Deutſch⸗ 
lands Export an Induſtrie⸗Artikeln beträgt 6—700 Mill. M. 
(S. „Germania“ v. 2. Dec. 1879 und „Staatsſocialiſt“ v 
10. Jan. 1880). So ſteigt alſo auch unſere Abhängigkeit 
vom auswärtigen Markte, geht unſer ſicherer Abſatz im eignen 
Lande für die Induſtrieproducte verloren. Daß zugleich auch 
eine Verſchiebung der Einkommensverhältniſſe zum Nachtheile 
der kaufkräftigen Mittelſtände droht, haben wir an anderer 
Stelle (ſ. „Sociale Frage“ S. 55 f.) gezeigt. 

In allen dieſen Beziehungen ſtehen wir erſt am Anfänge | 
— England allein iſt Schon weiter fortgeſchritten —, und wenn 
wir nun die furchtbaren Erſchütterungen unſerer gegenwärtigen 
Kriſe betrachten, da muß man wirklich ſtaunen, wie man mit 
verſchränkten Armen „der Entwickelung der Zukunft“ entgegen⸗ 
ſehen kann. Die gegenwärtige Kriſis möchte doch wohl ſchon 
genügen, die Propheten des „Sichſelbſtüberlaſſungsſyſtem's“ 
ſtutzig zu machen, und es ſollte der Hinweis, daß es, wenn ſo 


weiter politiſirt wird, in Zukunft noch ſchlimmer werden wird, 


wahrlich überflüſſig ſein. 

Wir ſind nicht im Stande, ein umfaſſendes Bild der ge⸗ 
genwärtigen Kriſis zu geben — eben wegen Mangel ſtatiſtiſcher 
Erhebungen — wir müſſen uns begnügen mit der Zuſammen⸗ 
ſtellung zufälliger 2 Tagesnotizen. Allein auch dieſe werden ſchon 
genügen „zur Belehrung für Jung und Alt“, daß es ſo nicht 
weiter gehen kann. 
N 5 
| Am ſchtherſten heimgeſucht iſt die Eiſeninduſtrie, 

ſpeciell in Deutſchland. Gerade hier hat ſich die Production. 
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„auf gut Glück“ bitter gerächt. Der letzte Krieg hatte die 
Production unterbrochen, hatte umgekehrt einen gewaltigen Ver⸗ 
ſchleiß von Material — Eiſenbahnen ꝛc. — gebracht. Die 
Milliarden gaben die Mittel zu raſchem Erſatz. Die ſchnelle 
Verausgabung der Milliarden und die Actienfrei⸗ 
heit reizten zu ebenſo raſchen Productions⸗-Anlagen, als das 
Bedürfniß zur Nachfrage. Man bedachte nicht, daß Bedürfniß 
und Nachfrage nur vorübergehend ſein konnten — ſo lange, 
bis der Conſum des Krieges und der Productions - Ausfall 
während desſelben wieder beglichen war —; man meinte, das 
würde nun immer ſo bleiben. Jeder wollte verdienen, legte 
an, und begnügte ſich mit der Bewunderung, wie doch Deutſch⸗ 
land auf einmal ſo reich geworden, alle die alten Verhältniſſe 
auf einmal ſo ganz andere geworden ſeien. Und doch, daß ein 
Krieg nicht reicher macht, daß namentlich die Koſten und Aus⸗ 
fälle eines ſo langen und gewaltigen Krieges auch durch fünf 
Milliarden nicht aufgewogen werden, war doch leicht einzuſehen. 
Und daß die ungeheure Nachfrage an Schienen, Maſchinen und 
alles was damit zuſammenhängt, nicht von Dauer ſein konnte, 
war doch auch ſehr naheliegend. Man war eben total blind 
für die „geſellſchaftlichen Zuſammenhänge.“ ö 

Die Ernüchterung folgte ſchnell genug. Nachfolgende Ziffern 
mögen ſprechen. Es iſt eine Zuſammenſtellung der Geſchäftsergeb⸗ 
niſſe von 103 Actiengeſellſchaften der deutſchen Eiſeninduſtrie nach 
den Bilanzen der Jahre 1874 — 76 erſchienen. Derſelben entnimmt 
Dr. Perrot („Sociale Frage“ Nr. 38 v. J. 1877) folgende 
Ziffern: 32 Geſellſchaften, ein Actienkapital von 248 Millionen 
Mark repräſentirend, haben bis zum 2. Juli ds. Is. (1877) 
einen Geſammt⸗Coursverluſt von 183, Millionen M. oder 74 
Prozent erfahren, ihr durchſchnittlicher Cours beträgt alſo gegen⸗ 
wärtig nur noch 26 Prozent. Und dies find noch die Geſell— 
ſchaften, in deren Actien Umſätze über haupt effectuirt 
worden ſind, und welche ſich, wie wir uns überzeugt 
haben, zumeiſt in relativ günſtigen Verhältniſſen befinden; um 


die übrigen wird es wahrſcheinlich noch ſchlechter ſtehen. Seven 


falls läßt ſich mit ziemlicher Sicherheit für die in die Zu⸗ 
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ſammenſtellung aufgenommenen 103 Actiengeſellſchaften, deren 
Kapital 445 Millionen Mark beträgt, ein Coursverluſt von rund 
333 Millionen Mark annehmen. Darnach kann man die Lage 
der geſammten deutſchen Eiſen⸗ und Maſchinen⸗Induſtrie, deren 
Anlage⸗Kapital auf ungefähr 3000 Millionen Mark geſchätzt 
wird, beurtheilen. Es dürfte nicht zu viel behauptet ſein, wenn 
die der Zuſammenſtellung beigefügte Denkſchrift die Zahl der 
in dieſem Induſtriezweige entlaſſenen Arbeiter auf wenigſtens 
100,000 Perſonen, den Ausfall an Löhnen auf 100 bis 120 
Mill. Mark. jährlich angibt. — In einer an den deutſchen 
Reichstag gerichteten Petition hat der Verein deutſcher Eiſen⸗ 
und Stahlinduſtrieller eine Zuſammenſtellung der Geſchäfts⸗ 
ergebniſſe von 125 Actien-Geſellſchaften der Eiſen⸗ und 
Stahlinduſtrie nach den Ergebniſſen des Jahres 1877 beige⸗ 
legt. Nach dieſer Zuſammenſtellung haben im Jahre 1877, 
bezw. im Geſchäftsjahr 1876,77, 58 Hütten- und Walzwerke 
mit einem Actienkapital von 327,005,860 M. zuſammen eine 
Unterbilanz von 25,399,267 M., daher einen Verluſt von 7,77 pEt. 
erzielt; in 51 Werken ſind, im Vergleich mit dem Jahre 1873, 
20,805 Arbeiter (29,4 pCt.) weniger beſchäftigt und pro Monat 
2,307,016 M. (42,5 pCt.) an Arbeitslöhnen weniger gezahlt 
worden. Der durchſchnittliche Arbeitslohn pro Monat betrug 
1875 76,5 M., in 1877 nur 62,2 M. — Man ſieht, daß 
die Arbeiter immer am Schlechteſten fortkommen. Die Actionäre 
haben gegen 8 Prozent an ihrem Kapital, die Arbeiter aber 
42 Prozent an ihrer Arbeitskraft verloren. „Nun möge man 
doch ſich endgültig mit der „„Riſikoprämie““, welche nur dem Ar⸗ 
beitgeber und Kapitaliſten gebühre, begraben laſſen.“ („Vor⸗ 
Wars Nr, 55 bv. J. 1878). 
Daß dieſe Mißerfolge nicht (allein) in der Form der 
Actiengeſellſchaft gründen, ſondern auch ebenſo die in Staats⸗ 
hand befindlichen Anlagen trafen, beweiſt folgende Thatſache: 
Die Verwaltung des Berg⸗ und Hüttenweſens in Preu⸗ 
ßen trug 1868 Einnahmen 65,416,858 M., dieſelben ſtiegen 
1875 bis auf 145,374,021; von da fielen fie bis 1877 
auf 93,745,725; für 1879/80 find fie veranſchlagt auf 
88,326,915. | 
5 
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Wie einzelne Gegenden von der Kriſis heimgeſucht find, 
zeigt z. B. folgende Correſpondenz der „D. Reichsztg.“ aus 
Naſſau (20. Sept. 1876): Von 2,206 Gruben des Bezirkes 
Limburg ſtehen 2,076 oder nahezu 95 Prozent außer Betrieb! 
Von den 1,008 Gruben des Bezirkes Dillenburg 90 Prozent. 
Der Bericht der Wisbadener Handelskammer verſchweigt die 
Zahl der im dortigen Revier ſtill ſtehenden Eiſenerzgruben, 
allein die Förderung war im Jahre 1875 auf kaum mehr 5 
Prozent oder den zwanzigſten Theil derjenigen des ohnehin 
ſchon jammervollen Vorjahres herabgegangen. In den Revieren 
Diez und Weilburg, ſoweit ſie zu dieſem Bezirke gehören, ſtan⸗ 
den ſämmtliche vorhandenen 183 Gruben außer Förderung. 
In Betreff der Gießereien iſt z. B. im Bezirke Dillenburg, 
deſſen Gießereien verhältnißmäßig am wenigſten gelitten haben, 
der Geſammtwerth der Eiſenhütten-Production in den letzten 
drei Jahren ſtetig und zwar über 2,216,781 M. oder 36 Prozent 
geſunken. Aehnliche Rückgänge und Schäden ſind auf anderen 
Gebieten aufgezählt. ä 

Das Darniederliegen der Eiſeninduſtrie liegt in der Ueber⸗ 
production. „Die deutſchen Eiſenwerke konnten in den Jahren 
der bedeutenden Nachfrage den Bedarf nicht decken und wurden 
zur Ausdehnung gezwungen; es fiel alsdann der Conſum im 
Lande von 72,3 Kilogramm auf den Kopf der Bevölkerung im 
Jahre 1873 auf 39,9 Kilogramm im Jahre 1877, und dieſen 
verminderten Bedarf deckte zum Theil das günſtiger ſituirte 
Ausland, indem es uns das Ergebniß ſeiner Ueberproduction 
zuſandte, welchem wir ſchutzlos gegenüber ſtanden, während wir 
bei dem verſuchten Exporte überall Zollſchranken begegneten. 
Der Vorwurf der eigenen Ueberproduction iſt widerlegt durch 
den Import von 1878, welcher an Roheiſen 9,154,931, an 
Eiſenbahnſchienen 902,731, an Eiſen- und Stahl Platten 
281,672, an Weißblech 106,136 Ctr. u. ſ. w. betragen hat. 
Es beſteht (eben) freilich eine internationale, vor allem eine 
engliſche Ueberproduction, von welcher wir in bedeutende Mit⸗ 
leidenſchaft gezogen werden. Im Verhältniß zu andern Indu⸗ 
jtrie-Ländern tft aber die Eiſen-Production Deutſchlandes gering. 
Sie betrug auf den Kopf der Bevölkerung in England 203, 
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in Belgien 90, in Nordamerika 48, in Frankreich 39 und in 
Deutſchland 37 Kilogramm.“ Das läuft alſo auf Schutzzoll 
hinaus, und auch wir ſind gewiß nicht dagegen. Aber wenn 
die „Eſſener Handelskammer“, deren Jahresbericht wir Vor⸗ 
ſtehendes entnehmen, daraus erweiſen will, „daß die der Eiſen⸗ 
induſtrie leichtfertig gemachten Beſchuldigungen ungerecht waren“, 
ſo mag fie vom Standpunkt der heutigen Productions⸗Anarchie 
aus Recht haben, aber eine planvolle Production war das jeden⸗ 
falls nicht. Und was ſie ſich vom Schutzzoll verſprechen kann, 
iſt doch höchſtens, daß wenigſtens „der verminderte Bedarf“ 
nicht auch noch von auswärtigen Producenten in Beſchlag ge⸗ 
nommen wird. Bei Freihandel leiden wir auch noch unter 
der engliſchen Ueberproduction, während wir ſonſt mit unſerer 
nationalen Ueberproduction allein zu thuen hätten, aber Ueber⸗ 
production bleibt: daran kann auch der Schutzzoll nichts ändern. 
Gegen die internationale Ueberproduction will man geſchützt 
ſein, zur Abhülfe der nationalen Ueberproduction thut man 
nichts. Nach Außen „Schutzzöllner“, nach Innen „Freihändler“ 
— Schöne Conſequenz! Wo es auf Koſten der Conſumenten 
geht, iſt man dabei, wenn es gilt, bei ſich ſelbſt anzufangen, 
ſich einer zu ſchaffenden „Ordnung“ zu fügen um in Zukunft 
wenigſtens nicht mehr zu produciren als bedurft wird, da will 
man nicht mitthuen. Die Production ſoll geſchützt werden, vom 
Schutz der Conſumenten ſpricht Niemand. Als in den „guten 
Jahren“ den Abnehmern die Preiſe ſo hoch geſchraubt wurden, 
wie es nur möglich war, ſo war das die „goldene Freiheit“, 
jetzt, wo die Producenten ſich ebenſo „vogelfrei“ erklärt ſehen, 
wird man auf einmal reactionär — d. h. reactionär gegen 
Andere, aber liberal für ſich. Man wird ſogar fromm und 
bittet um Erbarmen für die armen arbeitsloſen Arbeiter! O 
dieſe Menſchen: wie ſind ſie naiv! 
Man verzeihe die Bitterkeit! Wir ſympathiſiren mit der 
Schutzzollbewegung und begrüßen ſie mit Freuden als Bruch 
mit der liberalen „Freiheit“. Aber dann ſei man doch auch 
conſequent, bekenne ſich offen — nicht mehr zur „Freiheit“, 
ſondern — zur „Ordnung“! Dann mache man auch den „Schutz 
der nationalen Arbeit“ zur Wahrheit! So ſehr wir ein⸗ 
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zelne Führer der Bewegung achten: viele treiben wirklich bloße 


Intereſſenpolitik auf Koſten der anderen Intereſſengruppen. Es 


fehlt ihnen Ernſt und Conſequenz in ihrer Reaction. Es man⸗ 
gelt an gutem Willen und — noch mehr — an Erkenntniß. 

Doch kehren wir zu unſern Zahlen zurück. Wir ſagten: 
die Ueberproduction ſei eine internationale. Sogar der Acker⸗ 
bau⸗Staat Oeſterreich iſt nicht ausgenommen. Die Eiſen⸗ 


Induſtrie Oeſterreichs betrug 1864/66 rund 797,000 metr. Ctr., 


1867: 1,000,000, 1869 1,, Mill., 1870: 2 Mill., 1872: 
2,82 Mill., 1873: 2,83 Mill., 1874 2,55 Mill., 1875 25 
Mill., 1876: 13 Mill. Doppel⸗Ctr. Die Stahlproduction ſtieg 
von 6,800 Doppel-Ctr. 1864 auf 166,000 1868, 245,000, 
425,000, 649,000 804,000, 743,000, 755,000, 548,000 in 
den Jahren 1870/76. („Arbeitgeber“, 1879 Nr. 1137). 
Die größte Ueberproduction weiſt England auf. So 
hat (ſ. „Germania“ Nr. 145 v. J. 1879) der Export der 
engliſchen Stahl⸗ und Eiſenproducte von 3,382,762 Tons 


im Jahre 1872 abgenommen bis auf 2,299,233 Tons im 


Jahre 1878. Der Werth des Exportes fiel von 755 Mill. 
M. in 1873 auf 368 Mill. M. in 1878. Im Jahre 1870 
war der Export an engliſchen Schienen nebſt Kleineiſenzeug 


1,059,392 Tons, im Jahre 1878 nur noch 441,384 Tons. 


In den Jahren 1872 bis 1878 verbreitete ſich in England 
der Beſſemer Proceß und trug zur Herabminderung der Qua⸗ 
lität und des Werthes des Exports weſentlich bei. Viele Hoc: 
öfen und Eiſenwerke gingen ganz ein, und die Eiſeninduſtrie 


von Wales und Cleveland lag gänzlich danieder. Von 6,662 


Puddelöfen waren Ende 1878 nur 3,616 im Betriebe, von 
977 Hochöfen nur 459. Im Jahre 1873 wurden in Cleve⸗ 
land 324,420 Tons Eiſenſchienen fabricirt, im Jahre 1878 
nur 21,000 Tons. In gleichem Maße fielen auch die Preiſe. 


Gegenwärtig ſetzt der Clevelandbezirk mit ſeinen phosphorhal⸗ ö 


tigen Eiſenerzen ſeine Hoffnung auf das Entphosphorungsver⸗ 
fahren von Sidney Gilchriſt Thomas, unter Anwendung dieſes 
Verfahrens gedenkt man dort auch Stahlhütten anlegen zu 
können. Was das engliſche Eiſengeſchäft betrifft, ſo iſt es 
jetzt in der üblen Lage, nur rohe oder Halbfabrikate zu expor⸗ 
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tiren, und immer weniger fertige Ware, ein Verhältniß, welches 
den wenigſten pecuniären Nutzen bringt, am wenigſten geübte 
Arbeiter fordert, aber am meiſten das Nationalvermögen ſchädigt. 
8 Hier ſehen wir auch wieder, wie der „Segen“ der Pro— 
ductions⸗Fortſchritte (Beſſemer Proceß) in unſerer anarchiſchen 
Geſellſchaftsordnung zum „Fluch“ wird. „Die Verallgemeine⸗ 
rung dieſes Verfahrens datirt erſt vom Ende des vorigen Jahr⸗ 
zehnt's, aber ſo raſch und in ſolcher Ausdehnung iſt ſie erfolgt, 


daß ſchon 1875 in den Hauptproductionsländern 259 Konver— 


ters mit einer jährlichen Leiſtungsfähigkeit von 2,400,000 
Tonnen Stahl exiſtirten, während die Geſammteonſumption da⸗ 
mals und in den nächſtfolgenden Jahren nicht mehr als 1 


Mill. Tonnen veranſchlagt wurde. („Jahrbuch“ von Brentano 


5 und Holzendorff, I. Heft 1879. S. 151). 


Wie ſehr unſerm Wirthſchaftsleben alle Ordnung und 
Mäßigung fehlt, wie die „blinde“ Speculation die natürlichen 
Schwankungen von Production und Abſatz noch künſtlich 
ſteigert, erhellt aus den wirklich „tollen“ Preisſchwankungen 
zwiſchen Blüthe und Kriſe. Zur Beleuchtung nachfolgendes 
Beiſpiel. Nach einer Aufſtellung unſeres ſtatiſtiſchen Büreau's 
koſteten je 100 Kilogramm Schienen aus Stahl im Jahre 
1873 38 M. 40 Pfg., Ende 1878 17 M. 60 Pfg.; aus 
Gußſtahl 1878 49 M. 60 Pfg., 1878 nur 16 M. 20 Pfg. 
Cine Locomotive für Perſonenzüge koſtete im Jahre 1873 im 
höchſten Preiſe 68,400 M., jetzt im niedrigſten 44,500 M. 
Unterſchied alſo 23,900 M., faſt 8000 Thlr. Ein Perſonen⸗ 
wagen J. Klaſſe koſtete 1873 15,000 M., jetzt 9,600 M., ein 
Poſtwagen 12,450 M., jetzt 6,390 M. 


2. 


Parallel der Eiſeninduſtrie läuft die Montaninduſtrie. 
Wie nachhaltig auch hier die Kriſe iſt, erweiſt folgende Ueber— 
ſicht der Verwaltung der fiscaliſchen Bergwerke, Hütten und 
Salinen während des Etatsjahres 1878/79: „In den Verhält⸗ 
niſſen der Montaninduſtrie während des Jahres 1878 trat 
eine Beſſerung gegen das Vorjahr 1877 nicht ein. Wenn auch 
die Geſammtproduction, welche im Vorjahre beträchtlich gefallen 
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war, ſich wieder erheblich höher ſtellte, ſo ſank doch der Ge— 
ſammtwerth dieſer höheren Production noch unter den Werth 
der niedrigeren Production des Vorjahres. Es betrug nämlich 
die Production ſämmtlicher Bergwerke Preußens (mit Einſchluß 
der Steinſalzbergwerke) 1878: 979,355,161 Centner zum 
Werthe von 270,631,430 M., dagegen 1877: 933,022,122 
Ctr. zum Werthe von 278,670,886 M. Demnach trat eine 
Vermehrung der Production der Menge nach um 46,333,039 
Ctr., d. i. um 4,37 pCt. ein, der eine Verminderung des 
Werthes derſelben um 8,039,456 M., d. i. um 2,88 pCt.“ 
gegenüberſteht. Die Geſammtzahl der in Preußen betriebenen 
Bergwerke verminderte ſie auch in dem Berichtsjahre, jedoch 
nur um circa ½ ſo viel, wie im Jahre 1877, in welchem die 
Verminderung der betriebenen Bergwerke gegenüber 1876: 178 
betrug. Hinſichtlich der in Schleſien unter Aufſicht der Re⸗ 
gierungen ſtehenden Eiſenſteingruben betrug die Zahl der in 
Preußen im Jahre 1878 betriebenen Bergwerke 1835 gegen 1881 
Bergwerke in 1877. Auf die einzelnen Zweige des Bergbaues 
vertheilten ſich dieſe folgendermaßen in den Jahren 1876 — 1878: 
e Betriebene Bergwerke 
Art der e im Jahre 
1878. 1877. 1876. 
Steinkohlenbergwerrtre 414 426 448 
Braunkohlenbergw erke r 
Eiſenſteinbergwerke . eb e, rT 
Blei⸗, Zink⸗ und Kupferbergwerke e r ee, 
Steinſalzbergwerke inel. Gewinnung 
bon Kali⸗ u Salze 1 7 7 
Sonſtige Bergwerke e 55 69 82 


1835 1881 2059 

Die Löhne wurden weiter herabgeſetzt, aber es wur⸗ 

den mehr Arbeiter und dieſe regelmäßiger beſchäftigt. Während 

im Laufe des Jahres 1877 10,844 Arbeiter aus der Berg⸗ 

arbeit entlaſſen werden mußten, erhöhte ſich die Geſammtzahl 

der auf den Bergwerken Preußens beſchäftigten Bergleute im 

Jahre 1878 um 2,274 Köpfe, indem ſie u im Ganzen auf 
227,765 Mann bezifferte. 5 
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Wir ſehen hier eine viel größere Stetigkeit, als in der 
privatwirthſchaftlichen (Actien-) Betriebsweiſe. So berichtete 
man ſeiner Zeit aus Bochum: Wie ſehr gegenwärtig die 
Kohleninduſtrie darniederliegt, ergibt ſich aus einer Mittheilung 
der Zeitſchrift „Glückauf“, nach welcher von den ca. 180 Zechen 
des rheiniſch-weſtfäliſchen Kohlenbeckens nur vierzig Ausbeute 
gebracht haben und von dieſen vierzig nur ſieben eine zufrieden⸗ 
ſtellende. Auf den übrigen Zechen mußte größtentheils Zu— 
buße geleiſtet werden. — Auf den meiſten Zechen unſerer Um- 
gegend werden ein oder mehrere Schichten in der Woche ge— 
feiert, nur wenige Zechen, welche ſich größerer Lieferungs-Ver⸗ 
träge erfreuen, können noch die volle Woche arbeiten laſſen. 
Wie auch hier die Speculation die Preiſe macht, zeigt 
folgende Zuſammenſtellung: Ein Waggon von 100 Ctr. Stein⸗ 
Ahlen koſtete in Weſtfalen: 1868 31 M., 1869 32, 
rr 50, die: , 1883: 5, Idi , 
e in, , dis 25. („Arbeitgeber 
Nr. 1138 v. J. 1879). — In Sachſen war der durch⸗ 
ſchnittliche Verkaufspreis pro Hektoliter Kohle 1869: 71,14 Pfg., 
I e 1873: 103% 1874 113, 1875 105.9, 
1876: 95,28, 1877: 78,08 Pfg. Der Lohn eines Hämmerers 
pro Schicht betrug 1869: 865 M., 1871: 1017, 1873: 
1266, 1875: 1100 und 1877: 958 M. („ Arbeitgeber“ Nr. 
1192.0:.9.-1879). 


Die Textil⸗In duſtrie ift fo recht typiſch für die 
moderne Entwickelung: Verdrängung der Handarbeit, Zunahme 
der Frauen⸗ und Kinderarbeit, fortſchreitende Verdrängung der 
menſchlichen Arbeit durch die Maſchine, krankhafte Steigerung 
der Production bis zur Ueberproduction. In erſter Beziehung 
hat neueſtens das hungernde Schleſien nochmals dem mo— 
dernen Geſchlecht — ſollte man meinen — das Gewiſſen ge— 
ſchärft. Schon Jahrzehnte hindurch hatte dieſes Elend beſtan⸗ 
den, ſchon lange vorher war warnend und mahnend darauf 
verwieſen worden, aber erſt mußte der — Hungertyphus kommen, 
ehe man darauf hörte. Jetzt thut man erſtaunt, und bringt 
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reichlich Mittel auf, deren Hälfte, früher richtig verwandt, dieſer 
ganzen Entwickelung vorgebeugt haben würde. 

Die Handweberei kann mit der Maſchine nicht concurriren: 
das iſt nicht ſchwer zu begreifen. Das hätte man einſehen 
und danach handeln ſollen. Man hat das nicht gethan — hat 
die Weber einem Kampf ums Daſein preisgegeben, in dem 
ſie nothwendig zu Grunde gehen. Den Webern iſt das nicht 
übel zu nehmen: es fehlten ihnen der Einblick in die geſellſchaft⸗ 
lichen Zuſammenhänge und auch die Organe und der rechtliche 
Schutz, um Gegenveranſtaltungen zu treffen. So ertragen ſie 
apathiſch als „Fügung des Schickſals“, was Fügung der Ma⸗ 
ſchine und der Menſchen iſt, und anſtatt wenigſtens ihre Kin⸗ 
der anderen Berufszweigen zuzuweiſen, vererben ſie auch noch 
„Beruf“ und Elend. Das fortdauernde Elend aber hat zu 
einer völligen Degenerirung der Race geführt. Dr. Michälis 
(„Ueber den Einfluß einiger Induſtriezweige auf den Geſund⸗ 
heitszuſtand“) conſtatirte ſchon im Jahre 1866: daß als Durch⸗ 
ſchnittsernährung der ſächſiſchen und ſchleſiſchen Weber pro Jahr 
und Kopf anzunehmen ſeien 5— 700 Pfd. Kartoffeln, 250 bis 
300 Pfd. Brod, 7—9 Pfd. Fleiſch. Dieſe Ernährung der 
Erwachſenen, verbunden mit der Ernährung der Kinder, der 
Erblichkeit des Gewerbes, den ſchlechten Wohnungen und den 
frühen Heirathen erzeuge jenen elenden Menſchenſchlag, der jedem 
bekannt ſei, der einmal jene Bezirke beſucht habe. „Der Lebens⸗ 
ſtand dieſer Bevölkerung iſt ſo gering, daß, wenn er nur eine 
einzige Linie fällt, die ſchlimmſte Noth ausbricht.“ Abgeord- 
neter Franz knüpfte daran die Klage (Landtags -Sitzung 
v. 17. Jan. 1880): „daß man von großen organiſatoriſchen 
Maßregeln von Seiten der Staatsregierung noch nichts erfahren 
habe.“ Nun, dafür leben wir auch im Zeitalter der „Freiheit“! 

Dieſe armen aus ihrer Berufsſtellung herausgeworfenen 
Weber haben jetzt endlich Mitleiden gefunden. Die „ſociale“ Ge⸗ 
fahr des Hungertyphus war freilich ſehr geeignet, das Geſetz der 
Solidarität mal wieder zur Anerkennung zu bringen, auch ge⸗ 
genüber recht unſolidariſch behandelten Webern. Die Staats⸗ 
regierung hat anerkannt, daß neue Productionszweige geſchaffen 
werden müßten, kurz, Alles beeilt ſich, die Weisheit von Man⸗ 
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heiter Lügen zu ſtrafen. Allein anftatt aus dieſem Beispiel 
zu lernen, ſich warnen zu laſſen und an Veranſtaltungen 
zu denken, um in Zukunft ſolchen Expropriationen ganzer 
Berufszweige durch die Maſchine von vornherein wirkſam zu 
begegnen, bleibt man wieder an der Thatſache des Augenblicks 
haften, und iſt zufrieden, wenn die Verhältniſſe ſich ſo weiter 
ſchleppen. Das, was hier vorliegt, geſchieht doch allle Tage — 


je de Maſchine ſchafft ſolche vereinzelte Productionskriſen: „rela⸗ 


tive Uebervölkerung“, nur nicht immer jo lange andauernd und 


ſo offen. — Die Maſchine iſt es geweſen, die dieſen Weberen 


ihr Werkzeug aus der Hand geſchlagen, ſie um Nahrung und 
Geſundheit gebracht, fie zu Krüppeln gemacht hat; der Staat 
nimmt ſich endlich dieſer armen Krüppel an, und das war Recht. 
Allein in Zukunft wenigſtens der Maſchine ernſter auf die 
Finger zu ſehen, daß ſie nicht wieder ſolche Beſcheerungen 
bringe, daran denkt er nicht. Man beſtreitet ihm ſogar das 
Recht dazu! 

Der Nothſtand dieſer der Maſchine geopferten Bevölkerung 
iſt furchtbar. Der Lebeusſtand derſelben iſt mal wieder „um 
eine Linie gefallen.“ Zur . ſeien nur folgende No⸗ 


tizen angeführt: 


5 Abg. Bitter conſtatirte in der 39. Sitzung des Landtags 
v. 18. Januar 1880: daß nicht allein in Oberſchleſien, ſon⸗ 
dern auch in Niederſchleſien, an der „hohen Eule“, in der Graf— 
ſchaft Glatz und in dem Kreiſe Waldenburg-Reichenbach ein 
Naothſtand herrſche. Dort habe man bereits die Weberbevöl— 
kerung vielfach aus öffentlichen Mitteln unterſtützen müſſen. 
Vielfach verdiene dort die Bevölkerung pro Kopf nur 10 Pfg. 
täglich. In guten Zeiten verdiene dort eine Weberfamilie von 
5 Köpfen pro Woche 6 bis 7 Mark, jetzt nur circa 2½ Mk. 
Ihre Nahrung beſtehe nur aus Kartoffeln, Brod und ſchlechtem 
Cichorienkaffee. Wenn man fort und fort von der oberſchleſiſchen 
Bevölkerung ſpreche, — für die allein ſtaatliche Hälfte gefordert 
war — fo möge man ſich doch auch einmal dieſer armen Weber: 
bevölkerung erinnern. 

„In den Bergen iſt Freiheit des Verhungerns“, bemerkt 


ein ſchleſiſches Blatt in Bezug auf die Nothlage der Weberbe⸗ 


völkerung im ſchleſiſchen Gebirge. „Der gegenwärtige jociale 
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Zuſtand iſt ein ganz empörender. Doch ſcheint dort auch ohne 
beſondere Kriſen das furchtbarſte Elend zu herrſchen. In 
allen Berichten über Beſuche bei Weberfamilien kommt ein 
Blödſinniger vor. Bald heißt es: die blödſinnige Mutter, 
bald der blödſinnige Vater oder Schweſter u. ſ. w. Jetzt be⸗ 
freit der Hung ertyphus die Atmen von einem Leben voll 
Qual und Elend. Auch die Spitäler der Städte bergen ſchon 
Hungertyphuskranke; zu Waldenburg liegen 40; in Bres⸗ 
lau im Allerheiligenhospital 12. Zwei Aerzte find auch 
bereits der Krankheit erlegen.“ („Staatsſocialiſt“ Nr. 11 v. 
„ 

Wie in Schleſien, ſo in anderen Bezirken. „Aus ſächſiſchen 
Blättern erſehen wir, daß im Erzgebirge der Nothſtand 
wieder von ſich reden macht. Es heißt z. B. in einer Correſpon⸗ 
denz aus Pabſtleithen: „„Jetzt machen ſich die Klagen unter 
den armen Webern wieder recht bemerkbar, da ja auch in unſeren 
böhmiſchen Nachbarorten (Roßbach, Aſch), wohin viel gearbeitet 
wurde, das Geſchäft ſo in's Stocken gerathen iſt, daß ſelbſt 
die größeren Geſchäfte den Webern nur theilweiſe Arbeit geben 
können. Es wird ſich wohl auch dieſes Jahr nöthig machen, 
den ärmeren Bewohnern Saatkartoffeln zu ſpenden. Die letzte 
Ernte iſt ja bedeutend hinter unſeren Erwartungen zurückge⸗ 
blieben. Der Armenverein hat ſich bereits mit einem Geſuche 
um Unterſtützung für hilfsbedürftige arme Weber an die könig⸗ 
liche Amtshauptmannſchaft wenden müſſen, und dieſelbe hat ſich 
bereit erklärt, wieder unterſtützend einzugreifen““. („Germania“ 

v. 30. April 1879). 

„Die Lage der Weberbevökerung im ſächſiſchen 
Vogtlande iſt gegenwärtig eine jo traurige, daß man viel⸗ 
leicht auch dort bald von einem wirklichen Nothſtande wird 
ſprechen müſſen. Die von Prof. Böhmert aus Anlaß der 
Tabaks⸗Enquéte veranſtalteten Unterſuchungen haben in Betreff 
der ſächſiſchen Bergarbeiter ſchon recht traurige Verhältniſſe offen 
gelegt, jetzt kommt ein Fabrikant aus Falkenſtein und entwirft 
im „„Vogtländ. Anzeiger““ folgendes betrübende Bild von der 
Lage der Gardinen-Weberei in der dortigen Gegend; Ein ſehr 
fleißiger Arbeiter webt in einer Woche 2 Stück 130 Centim. 
breite Gardinen und bekommt pro Stück 3 M. Lohn. Min⸗ 
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derbefähigte bringen es auf 1½ Stück. Einige Fabrikanten 
zahlen für ſolche Ware nur 2 M. 80 Pfg. Angenommen, 
in der Werkſtatt ſtehen 2 Stühle, ſo iſt der Nutzen am zweiten 
Stuhl, in welchem in der Regel ein Geſelle ſitzt, auf 1 M. 
20 Pfg. pro Woche höchſtens zu veranſchlagen. Von dem Ge— 
ſammtverdienſte von 7 M. 20 Pfg. hat eine ganze Familie 
zu leben, die im Durchſchnitt auf fünf Köpfe veranſchlagt wer— 


den muß. Die Ehefrau des Meiſters kann nichts verdienen, 


denn ihre freie Zeit wird durch Spulen vollſtändig in Anſpruch 
genommen. Dieſe 7 M. 20 Pfg. müſſen reichen: zu Kohlen 
70 Pfg., Wohnungsmiethe 1 M. 50 Pfg., Kartoffeln 1 M. 
20 Pfg., Brod 3 M. 25 Pfg. 6 M. 65 Pfg. Mit den 
verbleibenden 55 Pfg. iſt zu decken: Fett, Salz, Seife, Schul- 
geld, Steuern, Kleidung und alle ſonſtigen kleinen Wirthſchafts— 
ausgaben. Der Conſum von Brod und Kartoffeln iſt, in Er⸗ 
mangelung jedweder Fleiſchnahrung, durchaus nicht zu hoch 
gegriffen. Noch trauriger ſtellt ſich im Winter die Einnahme 
ſolcher Familien, die im Sommer auf Tagelohn, Waldarbeit 
2c. und im Winter auf Gardinenbogerei angewieſen find. Die 
Concurrenz der Bogmaſchinen hat den Lohn für Handbogerei 
auf die Hälfte des früheren Verdienſtes herabgedrückt; einige 
Fabrikanten bezahlen an Boglohn für ein 40elliges Stück nur 
noch 20 Pfg. Das ſind gewiß traurige Zuſtände! Dazu 
kommt, daß die Hoffnungen auf beſſere Zeiten ſowohl vom 
Fabrikanten, als vom Arbeiter aufgegeben ſind. Mit einer 
Reſignation, die an Verzweiflung grenzt, nehmen die Letzteren 
die wenigen Groſchen in Empfang und haben für die wieder⸗ 
kehrenden Lohnreductionen kein Wort der Klage. Wohin ge⸗ 
langen wir? Der Menſchenfreund kann angeſichts ſolcher Zu⸗ 
ſtände nur mit Bangen und Wehmuth in die Ferne blicken. 


Ich bin ſelbſt Arbeitgeber und bürge für die Wahrheit meiner 


Mittheilungen.“ („Germania“ v. 2. Dec. 1879). — „Anläßlich 
einer Verhandlung der Zittauer Gewerbekammer über eine Re⸗ 


form der direkten Steuern ergab ſich aus den Berichten der 4 
Steuerinſpektoren der Lauſitz, daß der größte Theil der 


Weber auch in normaler Zeit per Jahr nicht volle 


300 Mark Einkommen hat. Es haben es nur Solche, 
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denen Beihülfe durch halberwachſene Kinder und die Frau wird.“ 
(„Staatsſocialiſt“ v. 2. März 1878). — Aus Mittweida: 
„Von 705 abgeſchätzten Handwebern werden 305 mit einem 
Jahresverdienſt von 300 — 490 Mark und 56 mit einem ſolchen 
unter 300 M. aufgeführt. Es iſt dies ein deutlicher Beweis, 
wie ſehr die Handweberei zurückgegangen iſt.“ („Staatsſocialiſt“ 
v. 1. Febr. 1879). 

„In der „„Fuldaer Zeitung““ wird der Fall conſtatirt, 
wie jüdiſche Fabrikanten, die ſonſt wohl gerne das Mäntelchen 
der Wohlthätigkeit um ihre Schultern hängen laſſen und von 
liberaliſirenden Katholiken als „„echt humane Leute““ 
glorificirt werden, die gegenwärtige Nothlage der länd⸗ 
lichen Leinweber ausbeuten. Gegen früher iſt nämlich 
gerade bei dieſer Arbeiterklaſſe ein coloſſaler Umſchwung zu 
ſehen: Arbeitskräfte in Menge, Arbeit wenig. Für 3 Schock 
(180 Ellen) Leinentuch, das man hier 44er nennt, und woran 
ein Weber, wenn er Morgens um 4 Uhr anfängt und arbeitet, 
bis in die ſpäte Nacht, wenn ihm Frau und Kinder noch die 
nöthigen Schußſpulen machen, mindeſtens 12— 15, ja auch 20 
Tage zu arbeiten hat, zahlen dieſe Humanitätspächter ſechs 
Mark Arbeitslohn. Dies macht pro Tag für Mann und 
Familie 40 — 50 Pfg. und noch weniger. Die chriſtlichen Fa⸗ 
brikanten, von deren Wohlthätigkeit weniger Rede iſt und die 
in ihrer materiellen Stellung den jüdiſchen Concurrenten mei⸗ 
ſtens nachſtehen, zahlen dennoch, ich conſtatire dies mit Freuden, 
mindeſtens das Doppelte. Ein anderer jüdiſcher Fabrikant 
zahlte einem armen Weber für zwei Stück noch feineres Leinen 
gar nur drei Mark. Mit Thränen in den Augen nahm der 
Mann ſeinen Thaler und ging nach Hauſe, wo das Geldſtück 
vielleicht ſchon vielmal verrechnet war. Dieſe Fälle ſtehen mit 
nichten vereinzelt da.“ („Germania“ v. 29 Nov. 1879). 

Aus Suhl ſchreibt man, daß von 500 Handwebeſtühle 
nur noch 40 in Betrieb find. ( „Arbeitgeber“ Nr. 1137 v. 
J. 1879). i 

Die Maſchine verdrängt das Handwerk: erſte Phaſe. Den 
Mann verdrängen Frau und Kind: zweite Phaſe. Damit pa⸗ 
rallel läuft: fortdauernde Erſetzung der menſchlichen Arbeit 
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durch die Maſchine. Endlich folgt dann auch noch die dritte 
Phaſe: Expropriirung von Unternehmer und Arbeiter durch die 
Abſatzkriſe. So folgt alſo Kriſe auf Kriſe. Die ſtatiſtiſchen 
Belege haben wir ſchon anderswo beigebracht (ſ. „Sociale 
Frage“ S. 70 ff.), und es ſeien nur folgende angeführt. 
Wir entnehmen dem Bericht der engliſchen Fabrikinſpection 
pro 1875 (ſ. „Chriſtl.⸗ſoc. Bl.“ Nr. 45 v. J. 1875): Die An⸗ 
zahl der Baumwoll-, Wollen: Flachs⸗- und Seidenmanufacturen 
hat ſich in den letzten 22 Jahren beträchtlich vermehrt, die 
Zahl der Spindeln beinahe verdoppelt. Während im Jahre 
1850 in jeder Baumwollenmanufactur durchſchnittlich 10,857 
Spindeln im Gange waren, zählt jede Fabrik nun deren 14,000 
im Durchſchnitt. Die Zahl der Arbeiter hat jedoch nicht in 

gleichem Verhältniſſe mit den Maſchinen zugenommen. Im 
Jahre 1861 beſchäftigten 490,867 Webemaſchinen 230,563 
Arbeiter. Inzwiſchen iſt die Zahl der Maſchinen auf 664,995, 
die der Arbeiter nur auf 285,649 geſtiegen. Im Jahre 1850 
hatte jeder Arbeiter 110 Spindeln zu bedienen, im Jahre 1875 
aber 163. Weniger Hände thun mehr Arbeit als früher. 
Während vor 25 Jahren in der Baumwollenmanufactur nur 
14,993 Kinder zwiſchen 8— 13 Jahren beſchäftigt waren, ar⸗ 
beiten jetzt 66,900 in denſelben. — Auch 1879 gehörten die 
Arbeiter, welche in der Textilinduſtrie beſchäftigt waren, in 
ihrer überwiegenden Mehrzahl dem weiblichen Geſchlecht an, 
ſo daß man die Frauenarbeit ſozuſagen als die Baſis der eng⸗ 
liſchen Textilinduſtrie bezeichnen kann. Männliche Arbeiter gab 
es nur 347,199, weibliche dagegen 601,347, und unter beiden 
51,186 Knaben und 59,399 Mädchen, welche nur die halbe 
Zeit arbeiten. („Germania“ Nr. 250 v. J. 1879). — In 
Deutſchland ſind dieſe Verhältniſſe noch abnormer. Bei der 
Zunahme der Fabriken in der Textilinduſtrie um 723 in 
205 Jahren (1850 — 75) iſt die Spindelzahl um über 70 pCt., 

die der mechaniſchen Webſtühle über 86, die der Arbeits⸗ 
kinder aber um über 346 pCt. geſtiegen. Während das Ar⸗ 
beitercontingent im Alter von 15— 18 Jahren nur um wenige 
Procent zugenommen habe, iſt zu gleicher Zeit das Contingent 
der 19— 25jährigen und darüber um 6 bis über 20 pCt. ge⸗ 
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fallen. (Abg. Motteler in der Reichstagsſitzung v. 14. Mai 
1875). | | 
Wer ſich über die gegenwärtige Ueberproduction wun⸗ 
dern ſollte, dem ſeien folgende Zahlen an die Hand gegeben: die 
Zahl der Baumwollenſpindeln iſt ſeit 1860 bis 1877 geſtiegen: 
in England von 29 Mill. auf 39½½ Mill.; in Nordamerika 
von 13 auf 19, auf dem europäiſchen Feſtlande von 5½ auf 
10, in der ganzen Welt von 47 auf 70 Mill. („ Arbeitgeber“ 
Nr. 1249 v. J. 1879). In der Textilinduſtrie Großbritan⸗ 
niens und Irlands überhaupt gab es 1879: 
Fein⸗ Doublir⸗ Web⸗ Ba 
Zahl ſpindeln. ſpindeln. ſtühle. Arbeiter. 
Baumwollfabr. 2674 39,527,920 4,678,770 514,911 428,903 
Wollenfabriken 1732 3,337,607 318,154 56,944 134,344 
Kammwollfabr. 693 2,096,820 456,114 87,393 130,925 
Flachsfabriken 400 1,264,766 64,982 40,448 108,806 
Jutefabriken 147 212.676 7,425 11,288 36,354 
Andere Fabriken 1489 947,283 188,964 15,730 82,214 


Zuſammen 7105 47,388,072 5,814,456 726,714 975,546 
Bei Beurtheilung dieſer Zahlen iſt zu berückſichtigen, 
daß ſich dieſelben nur auf diejenigen Fabriken und 
Werkſtätten beziehen, auf welche das engliſche Fabrikgeſetz 
Anwendung findet und daß 254 Fabriken, welche] zur Zeit 
der Aufnahme geſchloſſen waren, gar nicht in die Zuſammen⸗ 
ſtellung mit aufgenommen worden ſind. („Germania“ Nr. 250 
v. J. 1879). — So haben die Herren Baumwollen- Barone 
im Jahre 1876 nicht weniger als, 3, 668,582,100 Yards Baum⸗ 
wollwaare erportirt, das macht über 10 Mill. Yards pro 
Tag. („Sociale Frage“ Nr. 8 v. J. 1877). 

Auf dem Weltmarkt herrſcht Ueberproduction, England 
kann wegen ſeiner Kapitalmacht dieſe am beſten aushalten, und 
fo muß Deutſchland neben feiner eignen Ueberproduction auch 
noch die Englands aushalten. So übermachte es uns 1874, 
trotz unſerer eignen Ueberproduction, für faſt 8½ Mill. M. 
Garn. Schutzzoll würde wenigſtens unſern heimiſchen Markt 
für den Abſatz ſichern, und jo find auch wir für Schutzzoll. 
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Allein auch hier gilt wieder, was bei der Eiſeninduſtrie be⸗ 
merkt wurde: der Schutzzoll ſchützt nicht vor der Ueberproduc— 
tion und Kriſe, ſondern ſchränkt höchſtens ihr Gebiet ein. Das 
gilt hier um ſo mehr, als durch den Zuwachs der deutſchen 
Production durch Elſaß⸗Lothringen dieſe um mehr als die 
Hälfte vermehrt wurde (nach einer Berechnung des Ab- 
geordneten Charles Grad (ſ. „Bonner Vaterland“ v. 25. April 
1879). Die Bearbeitung der Baumwolle allein verdoppelte ſich 
faſt, ſtieg um den Werth von 235 Mill. Fres. Der alte Ab⸗ 
ſatz Markt: Frankreich ging zum großen Theile verloren, und 
ſo war Ueberproduction unvermeidlich, auch abgeſehen von der 
vermehrten Einfuhr Englands. 

Wie ſehr wir in der That unter der allgemeinen Kriſe 
leiden, dafür nur folgendes Beiſpiel: Der Verband Deut⸗ 
ſcher Leinen-Induſtrieller hat auf Grund einer bei 
100 der namhafteſten Etabliſſements der Branche angeſtellten 
Enquéte konſtantirt, „daß die deutſche Spinnerei ohne Gewinn 
arbeitet; daß die Production der Hausleinen⸗Induſtrie auf ein 
Drittel des Quantums früherer normaler Jahre zurückgegangen; 
daß die Production der mechanischen Weberei um 25 — 50 pCt. 
vermindert iſt; daß die Lagerbeſtände um 200 pCt., ja ſtellen⸗ 
weiſe um das Fünffache geſtiegen ſind.“ 

Auch in der Seiden⸗Induſtrie ſieht es nicht beſſer aus. 
Die in Crefeld und Umgegend blühende Fabrikation an ſeidenen 
und gemiſchten Geweben hat nach Ausweis des Handelskammer 
berichtes (ſ. „Jahrbuch“ von Brentano und ST, Heft 
E 8.1879, S. 160) 

Webſtühle beſchäftigt 


I ale (Meiſter, Geſellen, Lehrlinge) Söhne: gezahlt 
1867 20,458 3,607,978 Thlr. 
1872 43,310 8, 48,059 „ 
18 N 27,043 6,288,611 „ 


4. 


Eiſen⸗, Montan⸗ und Tertil-Induftrie find die am meiſten 
betroffenen Gebiete. Hier herrſcht wirkliche Ueberproduction, 
nationale wie internationale. Auch die meiſten anderen Pro⸗ 
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ductionszweige haben ihren Nothſtand, aber dieſe ſind doch 
meiſtens anderer Art. Theils haben dieſe Nothſtände ihre 
ſpeciellen, nicht gerade in Ueberproduction gelegenen Gründe, 
z. B. Ueberbürdung mit Steuern und Schulden 2c., theils find 
ſie nur von jenen mit in den Abgrund gezogen. So geht z. 
B. der Abſatz an die von der Productionskriſe Betroffenen für 
alle übrigen Producenten mehr oder weniger ganz verloren, 
fo daß nun auch für fie Ueberproduction drioht — Ueberpor⸗ 
duction aus Verengung des Abſatzgebietes. So 
wird namentlich auch die Credit⸗Erſchütterung auf einem Pro⸗ 
ductionsgebiete auch für alle übrigen verhängnißvoll. Die menſch⸗ 
liche Wirthſchaft iſt eben ein organiſches Ganze, und das lei⸗ 
dende Glied zieht den ganzen Körper in Mitleidſchaft. Fe 
Dieſe Opfer der „geſellſchaftlichen Zuſammenhänge“ find 
wirklich groß, viel größer, als ſich auf den erſten Blick über⸗ 


ſehen läßt. Namentlich leiden die Städte und Induſtriecen⸗ | 
tren darunter. Alle Geſchäfte haben ſich nach dem Maßſtabe 


der guten Zeiten eingerichtet; in den ſchlechten Zeiten verſagen 
die Kunden, und wenn nun die Mittel mangeln, wieder beſſere 
Zeiten abzuwarten, folgt nothwendig der Bankerott. Und letz 
teres iſt nur zu oft der Fall. Bei dem raſchen Aufſchwung 
ſolcher induſtrieller Mittelpunkte ſind es gewöhnlich gerade die 
leichtſinnigen und mit Leihkapital fungirenden Unternehmungen, 
die ſich dort zuſammenziehen, die dann aber auch ebenſo ſchnell 
wieder zuſammenbrechen. Namentlich find auch die Häuſer⸗Be⸗ 


ſitzer dieſem Spiel der Conjunctur ſchutzlos preisgegeben — 


ein Spiel, das auch moraliſch höchſt verderblich wirkt. Denn 
es gibt Viele, die dieſes Spiel ſuchen — „ſpeculiren“, und ge⸗ 
rade die Häuſerſpeculation hat in dieſen Jahren der = 
und des Verfalls üppige Blüthen getrieben. 

Wie die Ueberproduction, ſo iſt denn auch der Ban ke⸗ 
rott eine internationale Erſcheinung. Fangen wir mit 
den „reichen“ Amerika an: Jenſeits des Oceans betrug 
die Zahl der Bankerotte: 

im Jahre in den Verein. Staaten: in Canada: 
1 8872 1892 
1876: 9092 1728 
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im Jahre in den Verein. Staaten: in Canada: 
1875: | 7449 1968 
1 5696 966 
Die Schulden der bankerotten Geſchäfte wurden angegeben: 
im Jahre in den Verein. Staaten: in Canada: 
| 1877 auf 38,1 5,1 Millionen. Pfd St. 
1876 „ 38,1 | 5,2 ” n „ 
1875 „ 39,0 5,8 „ „ „ 
1874 30,3 1,8: 


Im Vergleich mit der Zahl der beſtehenden Geſchäfte (die 
übrigens in den Vereinigten Staaten von 577,506 auf 652,006: 


geſtiegen war) hätten ſonach fallirt 1877: 1876: 
in den Vereinigten Staaten je Eins auf 73 63 
in Canada 30 831 


mit einer durchſchnittlichen Schuldenlast | 
1877: 1876: 
in den Vereinigten Staaten von 4300 4000 Pfd. St. 

Die Bankrotte hatten hier alſo im vorigen Jahre der 
Zahl nach zwar etwas abgenommen, waren aber in Bezug 
auf ihre Verbindlichkeiten nur um ſo belangreicher geworden. 
( „Vorwärts“ v. J. 1878). Im Jahre 1871 hatten die Veren. 
Staaten erſt 2915 Bankerotte, 1872: 4069, 1873: 5183 
(Paſſiva: 288 ½ Mill. Dollars). Für 1878 dagegen berichtet 
man („Germ.“ v. 7. Aug. 1878): „Ungeheuer groß iſt die 
Zahl der in den erſten ſechs Monaten dieſes Jahres ange⸗ 
meldeten Bankerrotte, welche 5825 Firmen mit 130,832,766 
Dollars Paſſiva betrafen. Die Zahl dieſer Falliſſements beträgt 
25 Procent mehr, als in dem erſten Halbjahre 1877 angemeldet 
wurden, während der Betrag der Paſſiva ſich heuer um faſt 
ein Drittel geſteigert hat. Ein kürzlich von der größten 
und bedeutendſten unſerer Geſchäftsagenturen veröffentlichter 
Bericht ergibt, daß gegenwärtig noch über 700,000 Ge⸗ 
ſchäftsfirmen in den Vereinigten Staaten exiſtiren und daß 
nur ein verhältnißmäßig kleiner Theil derſelben im Stande 
ſein dürfte, ſich noch längere Zeit über Waſſer zu hal⸗ 
ten, falls der auf unſerem Handel laſtende Druck und das 
wirklich unerhörte Sinken der Preiſe fortdauern ſollte. Eine 
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aus kundiger Hand ſtammende Zuſammenſtellung der gegen: 
wärtigen Marktpreiſe der wichtigſten Handelsartikel und noth⸗ 
wendigſten Bedürfniſſe ergiebt, daß dieſelben noch 62/; Procent 
unter den Marktberichten des Jahres 1860 ſtehen, ſo daß man 
nach den New Yorker Quotirungen vom 1. Mai dieſes Jahres 
für 1937 Dollars im Großhandel dasſelbe an Waaren kaufen 
konnte, was Anno 1860 2069 Dollars koſtete. Seit Mai 
ſind die Preiſe aber noch mehr gefallen, und es iſt nicht anzu⸗ 
nehmen, daß dieſes ungeheure Sinken der Werthe, welches na⸗ 
türlich auch auf Grundeigenthum Anwendung findet, ſo bald 
aufhören wird, und ſo dürfen wir uns denn auch noch neben 
der Geſchäftsſtille und dem ſchlechten Verdienſt auf eine Erhö⸗ 
hung der Steuerraten gefaßt machen. Unſere Ausſichten ſind 
daher trotz des enormen Ernteſegens durchaus nicht roſig, und 
nach menſchlicher Vorausſicht wird die Zahl der Hungernden 
und Frierenden im nächſten Winter in dem geſegneten Amerika 
eine beiſpielloſe Höhe erreichen.“ — Man fieht, wie die Narr⸗ 
heiten der Induſtrie ſelbſt die Segnungen der Natur fruſtifictren 
können. 

„In den 4 Jahren von 1873 — 76 kam demnach in der 
Verein. Staaten auf je 21 Geſchäfte 1 Falliſſement (5 pCt.), 


in Canada 91916 auf je 9“ („Zeitſchrift für Staatswiſſen⸗ | 


ſchaft“ v. J. 1876 S. 407). | 
Auch 17 „ſoliden“ England ſieht's nicht viel beſſer 
aus. Die Zahl der Bankerrotte in England und Wales betrug: 


1870: 8,151 1874: 9,250 
1871: 8,164 1875: 9,194 
1872: 8,112 1876: 10,848 
1873: 9,064 1877: 10,247 


Im Jahre 1878 belief ſich die Zahl der Zahlungsein⸗ 
ſtellungen ſogar auf 15,059. („Jahrbuch“ von Holtzendorff⸗ 
Brentano, 1879, S. 172, und „Arbeitgeber“ Nr. 1134 v. 


1879.) 
In Frankreich gab es Concurſe: 
1872 5,306 18711 9,096 
1873: 5,508 1865 „61 


und 1876 blos mehr 5,193. („Arbeitgeber“ 1879, Nr. 1135.) 
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Oeſterreich zählte Bankbrüche 1875: 1,470, 1876: 
1,578 und 1877: 1,342. — In Wien kamen 1878: 75,607 
Ereeutionsverkäufe vor, d. h. auf je 100 Wiener 8 Zwangs⸗ 

verkäufe. 


Für die Schweiz ſei der Kanton Solothurn ange⸗ 
führt. Dort ſtieg die Zahl der Fallimente von 572 im Jahre 
1876 auf 746 1877 und 1000 1878. 


| Betreff Preußens endlich ergibt die Ueberſicht über 
den Umfang der Geſchäfte bei der Juſtizbehörde pro 1875 — 77: 


| Die Concurs⸗ Liquidations⸗ und Prioritätsſachen ſtiegen 
von 4613 auf 5945 und auf 7471, die Subhaſtationsſachen 
von 15,285 auf 18,388 und auf 23,977, und die ſchleunigen 
(alſo namentlich Wechſel⸗ und Handelsſachen) von 96,759 auf 
127,675 und auf 134,288. Wenn in dem Zeitraume von 
1875 bis 1877 ſich die Eintragung von Handelsfirmen von 
4947 bis auf 4553, die Eintragung von Procuren von 1038 
bis auf 995 und die Eintragung von Handelsgeſellſchaften von 
1631 bis auf 1384 verminderten, ſo beſtätigen dieſe Zahlen 
ebenfalls den Rückgan g in unſeren wirthſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſen. 


| In den Bezirken des Appellationsgerichts Köln allein 
ſtiegen die Subhaſtationen bei den Friedensgerichten von 1847 
auf 1997 und auf 2701. — Im Jahre 1877 ſind beim Ber⸗ 
liner Stadtgerichte allein 492,000 Executionsanträge einge⸗ 
gangen, von denen 70,000 fruchtlos geweſen. („Sociale Frage“ 
1878 Nr. 10). — Im Jahre 1878 fanden wegen Ein⸗ 
kommenſteuer in Berlin Executionen gegen 200,000 Perſonen 
ſtatt, und wegen Miethe 120,000. — „Während die Zahl der 
im verfloſſenen Jahre (1876) bei dem Breslauer Kreisge⸗ 
richte vollſtreckten Executionen ſich auf die ohnehin hohe Ziffer 
von 7000 belief, ſind in dem jüngſt abgelaufenen Geſchäfts⸗ 
jahre (1877) nicht weniger als 12,000 Executionen vollſtreckt 
worden. In der Provinz liegen die Verhältniſſe ziemlich ebenſo, 
und aus einzelnen Gegenden werden bis dahin unbekannte, 
ſchlimme Exceſſe der zu Exequirenden gegen die die Pfändung 
6* 


/ 
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vollſtreckenden Organe des Geſetzes gemeldet“. „Auch die Ver⸗ 


brechen gegen das Leben ſind in trauriger Zunahme begriffen, 


und die Lektüre der Polizeiberichte unſerer Zeitungen bietet zur 
Beweisführung für dieſe Behauptung ein reiches Material.“ 


(„Schleſ. Warte“ ſ. „Staatsſoc.“ v. 6. Jan. 1878). — In 


der Stadt Dortmund kamen 1878 zur Vollſtreckung 532 
Zwangsverſteigerungen, im erſten Halbjahre 1879 ſchon 302. 
Concurſe wurden angemeldet für dieſe Periode 27 reſp. 22 


(„Staatsſoc.“ 1879 Nr. 30). — Die Kaſſeler Handels⸗ 


kammer hatte pro 1878 zu verzeichnen an Concurſen: 17 
größere Kaufleute, 1 Bankgeſchäft, 2 Tuchhandlungen ꝛc., zu⸗ 
ſammen 38, eine Zahl „die ſich wieder ganz bedeutend über 
die des Vorjahres erhebt.“ „Auch die Paſſivmaſſen zeigen be⸗ 
deutendere Summen, als je früher. Ebenſo ſind die Zwangs⸗ 
verkäufe zahlreicher als früher; in den meiſten Fällen deckt 
das Gebot die auf dem aufgeſteckten Grundvermögen haftenden 
Hypothekenforderungen nicht.“ — Das Jahr 1876 hatte ſchon 
45 Geſchäfte zum Concurs gebracht. — Am Kreisgericht zu 
Hagen wurden eingeleitet Concurſe und Subhaſtationen 1873: 
3 reſp. 75, 1874: 11 reſp. 56, 1875: 19 reſp. 18, 1876: 
34 reſp. 123, 1877: 38 reſp. 139. „Auch die Zahl der 
Wechſelproceſſe hat von 1873 — 77 beinahe um das Sechs⸗ 
fache zugenommen. Während im gedachten Jahre 314 
Hauptproceſſe bei Wechſeln unter 150 M. vorkamen, ſteigerten 
ſich dieſelben im Jahre 1874 auf 609 beziehungsweiſe 806, 
im Jahre 1875 auf 1280 bez. 1428, im Jahre 1876 auf 
2015 bez. 2003 und im Jahre 1877 auf 2255 Haupt⸗ und 
3064 Bagatellwechſelproceſſe.“ 


3 


Wie in Preußen, ſo in ganz Deutſchland. So lie 


ferte z, B. für Baden der Abgeordnete Birkenmayer in der 
Sitzung der zweiten Kammer v. 17. Dec. 1879 folgenden Bei⸗ 
trag: Im Jahre 1871 betrugen die bei den Amtsgerichten des 
Landes anhängigen Wechſelklagen 1569, im Jahre 1878 be⸗ 
trugen ſie 6249. Die Wechſelproteſte betrugen 1871 erſt 
4741, 1878 dagegen ſtiegen ſie auf die rieſige Ziffer von 
17,642. Mit Obigem hielt ziemlich gleichen Schritt die Zu⸗ 
nahme der amtsgerichtlichen Proceſſe, welche 1871 ſich auf 
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26,995, 1878 aber auf 46,859 beliefen; ſowie die Zunahme 
der Zahl ungsbefehle, deren bei den Amtsgerichten 1871 92,444, 
1878 aber 131,005 anhängig wurden, ſowie bei den Bürger⸗ 
meiſterämtern 1871 85,009 und 1878 114,038. Zudem 
ſtiegen die Ganten, die 1871 ſich auf 551 bezifferten, 1878 
auf 1394. Nebenbei geſagt, wurden 1872 wegen Bankerotts 
6 Perſonen, 1878 aber 71 Perſonen verurtheilt; (wegen Mein⸗ 
eids 1871 nur 18 Perſonen, 1878 aber ſchon 62.) — In 
Würtemberg belief ſich die Zahl der Gantproceſſe 1870 
auf 1355, 1878 auf 3051. Bei 385,892 Haushaltungen 
beträgt die Zahl der Ganten in den letzten zwei Jahren je 
nahezu 1 pCt.! — In Hamburg haben ſich nicht weniger 
als 719 Perſonen im Jahre 1878 vor dem Handelsgerichte 
für inſolvent erklärt; dazu müſſen aber noch die Vielen ge⸗ 
rechnet werden, die, ſo zu ſagen, ſtillſchweigenden Bankerott ge⸗ 
macht haben. — In Dresden wurden 1876 nicht weniger 
als 27,000 gerichtliche Executionen vorgenommen. — Die 
Zahl der Ganten in Mannheim ſtieg in den Jahren 1876/77 
von 46 auf 88, die der Vollſtreckungen von 7 auf 53. — In 
der Provinz Starkenburg in Heſſen betrug die Zahl der 
Mahnzettel im Geſchäftsjahr 1874/75 noch 53,005, die der 
Concurſe 205, 1878/79 dagegen 86,355 reſp. 462. 
Wie gerade das Handwerk betroffen wird, zeigt die ſchauer⸗ 
liche Thatſache, daß in Berlin in den letzten Jahren über 
50 pCt. der verſtorbenen Handwerker noch nach 
dem Tode haben bankerott erklärt werden müſſen. 
(„Staatsſoc.“ 1879, Nr. 33). 


5. 
| Was für die Beſitzenden die Statiſtik der Bankerotte, daß 
iſt für die Nichtbeſitzenden, die Arbeiter die Statiſtik der Ar⸗ 
menpflege. Leider iſt auch hier dieſelbe wieder durchaus 
mangelhaft, und noch mangelhafter die Organiſirung der Armen⸗ 
pflege ſelbſt. In ſolchen Zeiten der Kriſe werden gerade Leute 
betroffen, die nicht gewöhnt ſind, die öffentliche Hülfe anzu⸗ 
ſprechen; ſie ſchämen ſich derſelben, und bergen ihre Armuth, 
ſeo lange es eben angeht. Sie liefern ſich lieber den ärgſten 
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Wucherern aus, verſetzen das letzte Meuble, das letzte freie Kleid, 
hungern und frieren lieber, als daß ſie bei der gehaßten öffent⸗ 
lichen Armenpflege betteln geheu. So bleiben gerade die ver⸗ 
ſchämten Armen, die eigentlichen Opfer der Kriſe, ohne Hülfe 
und, in der Statiſtik, ungezählt. Anderſeits, von Seiten der 
Armenverwaltung, iſt man, bei dem großen Zudrang der Unter⸗ 
ſtützungsbedürftigen, zumal gerade in dem Augenblicke, wo die 
Armenſteuer am ſchlechteſten aufzubringen iſt, höchſt „vorſichtig“, 
um nicht zu ſagen hartherzig, in der Gewährung von Unter⸗ 
ſtützung. Nur wo und ſoweit der Zwang des Geſetzes es ab⸗ 
ſolut fordert, läßt man ſich darauf ein, und ſelbſt dann iſt 
die Unterſtützung kaum für die Erhaltung des nackten Lebens 
genügend. Die Arbeiter-Entlaſſungen und Lohnreductionen 
nahmen eben einen Umfang an, daß auch beim beſten Willen 
all dem Elend nicht abzuhelfen war. Und dieſe ablehnende 
Haltung iſt um ſo begreiflicher, als die Koſten der Armen⸗ 
pflege wirklich nicht von denjenigen getragen werden, welche die⸗ 
ſelben verſchuldet reſp. die den ſchlechten Jahren entſprechenden 
guten genoſſen haben, ſondern auf ganz andere, unbetheiligte 
Kreiſe abgewälzt erſcheinen — die Mittelſtände. Die ganze 


Maſſe der e iſt, wie Fried. Engels ſchon 1845 in 


ſeinem Werke: „Die Lage der arbeitenden Klaſſen in England“ 
jo treffend ausführt, in der That nur „die Reſervearmee 
der Induſtrie, die nur in den Jahren der Blüthe Beſchäftigung 
findet, während der übrigen Zeit als „„überzählige Bevölker⸗ 
ung ““ erſcheint, und durch Betteln und Stehlen, durch Straßen⸗ 
kehren, durch Einſammeln von Pferdemiſt, Fahren mit Schub⸗ 
karren oder Eſeln, Herumhöckern oder einzelne gelegentliche kleine 
Arbeiten eine kümmerliche Exiſtenz friſtet.“ Engels hat ein 
wirkliches Schauergemälde derſelben entworfen, zugleich typiſch 
für jede liberal⸗kapitaliſtiſche Geſellſchaftsordnung. 

Ueber die Größe dieſer „Reſervearmee“ fehlt jede Statiſtik. 
Sie würde zur Kenntniß unſerer ſocialen Zuſtände von größter 
Bedeutung ſein. Die Zahl iſt größer als wir ahnen. Für Düſſel⸗ 
dorf würde ſie z. B. wenigſtens betragen: In der Eiſen⸗In⸗ 
duſtrie 272/35 pCt., in der Seideninduſtrie 54/0 pCt., in der 
Kammgarn⸗Spinnerei 3¾ pCt., in der Baumwollen⸗Induſtrie 
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27½ pCt., in der Blauweiß⸗ Induſtrie 172/10 pCt., in der 
Induſtrie feuerfeſter Producte 20 pCt., in der Brauer⸗Induſtrie 


15 pCt., denn ſoviel hat ſich nach dem Jahresbericht der Düſſel⸗ 
dorfer Handelskammer allein in der Zeit vom 1. Jan. bis 1. 


Oct. 1876 die Zahl der Arbeiter, ſowie die Arbeitszeit in 


Arbeitern ausgedrückt, vermindert. In Berlin ſoll die Zahl 
dieſer „Ueberflüſſigen“ gar 80,000 betragen, in Wien wenig⸗ 
ſtens 20,000. Hier waren allein von 10,000 Tiſchlergehülfen 
1872/73 im Jahre 1877 nicht weniger als 7000 „überflüſſig“ 
geworden. 

Dieſe „Reſerve-Armee“ verſtärkt ſich, zur Zeit des Auf⸗ 
ſchwunges, auch durch Zufluß vom Lande. Das Land ſucht 
durch Maſchinen ꝛc. Erſatz, oft aber wird auch der Betrieb ein⸗ 
geſchränkt (Weidewirthſchaft ſtatt Könerbau). Wenn dann die 
Kriſis einbricht, fluthet zwar die „Uebervölkerung“ theilweiſe 


aufs Land zurück, aber doch nur zu ſehr geringem Theile. Sie 


iſt ſowohl überflüſſig, als auch ungeeignet für's Land gewor⸗ 
den. So iſt alſo dieſe Reſerve⸗ Armee in fortwährendem 
Wachſen begriffen. Sie iſt ſo recht das fluctuirende 
Element der Bevölkerung, aus ben ſich auch vor Allem das 
Contingent „der Catilinariſchen Exiſtenzen“ re⸗ 
erutirt, Sie repräſentiren wirklich das „Vagabunden⸗ 
thum“ als inhärente Erſcheinung der kapitaliſtiſchen 
Geſellſchaftsordnung. Die Koſten dieſes Luxus müſſen das 


Land und überhaupt die Mittelſtände tragen. Und wie hoch 


dieſe, trotz aller Einſchränkung, ſich belaufen, dafür einige Bei⸗ 
ſpiele. | 

Fangen wir mit unſerer Hauptſtadt an. Wir entnehmen 
dem Berliner Berichte pro 1875: Die geſammte Armenpflege 
für das Jahr 1875 hat der hieſigen Kommune 4,225,427 M. 


89 Pfg. gekoſtet, wovon 628,310 M. 87 Pfg. durch die 


eigenen Einwohner gedeckt wurden, das Uebrige aber von der 
Stadthauptkaſſe zugeſchoſſen werden mußte. Als eiſerner Vor⸗ 
ſchuß zur Beſtreitung der Zahlungen von Almoſen⸗Pflegegeldern 
und zu Extra⸗Unterſtützungen hatten die Armen⸗ Kommiſſions⸗ 
Vorſteher am Schluſſe des Jahres 157,855 M. 25 Pfg. in Hän⸗ 
den. — Armenunterſtützungen im baarem Gelde wurden gewährt: 
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Laufende Unterſtützungen für: 9002 Perſonen M. 1,156,677 
oder monatlich durchſchnittlich pro Kopf 10 M., an Pflege⸗ 
geld - Empfänger für 4176 Pflegekinder 267,265 M., oder 
durchſchnittlich pro Pflegekind monatlich 5,33 M. und an 
Extra⸗Unterſtützungen 151,635 M.; d. h. jeder 82ſte Ein⸗ 
wohner iſt baar unterſtützt worden, 121 pCt. der Bevölkerung. 
Die Zahl der von den 56 Armen⸗Aerzten behandelten Armen⸗ 
kranken betrug 30,646, die Zahl der Verordnungen für dieſe 
99,721 (3,25 pro Kopf), mit einem Geſammtkoſtenaufwand für 
Arzneien von zuſammen 70,830 M. (2,31 M. pro Kopf und 
71 Pfg. für Verordnung.) 

Vergleichen wir den Jahresbericht pro 1878: Es find an 
11,354 Almoſenempfänger 1,508,691 M., für 5114 Pflege⸗ 
kinder 353,715 M., für Extra⸗Unterſtützungen an 29,884 Per⸗ 
ſonen 228,781 M., zuſammen alſo 2,091,188 M. verausgabt 
worden. Von den Extra⸗Unterſtützungen kommen 5805 Ber: 
ſonen mit 39,474 M. auf Almoſenempfänger, 123 Perſonen 


mit 23,540 M. auf Pflegegeldempfänger und 20,956 Perſonen 


mit 165,766 M. auf nicht fortlaufend unterſtützte Perſonen. 
Die Geſammtſumme der gezahlten Unterſtützungen beläuft ſich 
um 151,324 M. höher als im Vorjahre. — Hiernach iſt lau⸗ 
fend baar unterſtützt worden die 72. Perſon oder 1, pCt. 
der Bevölkerung, gegen die 74. Perſon oder 1,35 pCt der Be⸗ 
völkerung im Vorjahre. — Die Zahl der von 65 Armenärzten 
behandelten Armenkranken belief ſich auf 48,021 oder 6412 
mehr als im Vorjahre. Die Zahl der Verordnungen betrug 


143,696 oder 3,00 per Kopf. Die Arzneikoſten betrugen 96,373 


M. oder 2 M. 1 Pfg. per Kopf, oder 67 Pfg. per Verord⸗ 
nung. — An Natural⸗Unterſtützungen wurden gewährt: a durch 
den Kartoffelbau an 2156 Perſonen (von 3415 Geſuchen) 
mit zuſammen 10,197 Kindern; b. durch Vertheilung der 
Suppenmarken im Winter 1878/79 mit zuſammen 559,100 
Portionen; c. durch Bekleidung armer Konfirmanden, zuſammen 
1609 mit einem Koſtenbetrage von 28,878 M.; d. zur Be⸗ 
ſchaffung von Brennmaterial, faſt alle Almoſen⸗ und Pflege⸗ 
geldempfänger zu Neujahr 1879 je 6 M., zuſammen 85,209 
M. In den Krankenhäuſern (mit Ausſchluß des ſtädtiſchen 
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allgemeinen Krankenhauſes, des Barackenlazareths oder der 
Siechenanſtalt, wo beſondere Jahresberichte erſtattet ſind) wur⸗ 
den für Rechnung der Berliner Commune verpflegt: Beſtand 
aus dem Vorjahre 1361 Kranke, neu aufgenommen im Jahre 
1879 wurden 15,029 Kranke. Die Zahl der Verpflegungs⸗ 


tage betrug zuſammen 548,527, die durchſchnittliche Kranken⸗ 
zahl 1503, die durchſchnittlichen Verpflegungstage der Kranken 


33,47, der durchſchnittliche Curkoſtenbetrag für jeden Kranken 
48 M. 58 Pfg. An Cur⸗ und Verpflegungskoſten wurden 
zuſammen gezahlt 796,270 M., wovon 232,581 M. wieder 


eingezogen wurden. Im ſtädtiſchen Aſyl für nächtliche Obdach⸗ 


loſe (Arbeitshaus) haben im Jahre 1878 zuſammen 115,074 
Perſonen Aufnahme gefunden. — Aufgegriffen und verhaftet 
im Jahre 1878 wurden 23,216 Bettler, gegen 22,442 im 
Jahre 1877 und 8738 im Jahre 1876. Von der Polizei 
ſind beſondere Bettler-Patrouillen (Schutzmänner in Civil) für 
diejenigen Stadttheile gebildet worden, in denen die Bettler 
ſich am meiſten aufhalten, und von dieſen werden die zahlreichen 
Verhaftungen vorgenommen; verurtheilt wegen Bettelns wurden 


12,855 Perſonen. 


Das ſind die Zahlen. Was dieſe Zahlen in ſich bergen, 
darüber mögen einige Detailberichte Aufſchluß geben. Die fort⸗ 
ſchrittliche „Volkszeitung“ ſchreibt: „Die vorliegenden Jahres⸗ 
berichte der berliner Armenärzte geſtatten einen Blick hinter 
die Kouliſſen des berliner Proletariats, wie er ji) dem umt- 


lichen Leben ferner Stehenden nicht oft bietet. In dieſer ar⸗ 


beitsloſen Zeit, — ſo heißt es in den meiſten Berichten — in 


dem Darniederliegen vieler Induſtrien handelte es ſich bei den 


Armenkranken nicht um die alten Kategorien: Kinder, Wittwen 
und Greiſe; noch zahlreicher als dieſe meldeten ſich die Arbeiter, 
die nicht ein beſonderes Handwerk gelernt haben, kleine Hand⸗ 


werker und in letzter Zeit auch eine große Anzahl von voll⸗ 


ſtändig verarmten Kaufleuten und von alten Kommis, die eine 
unfreiwillige Muße genießen. Ferner waren es Geſellen, die 


oft ein volles Jahr in ihren Kaſſen verpflegt waren und nun 


die Armenpflege ſuchten. In einzelnen Bezirken ſammeln ſich 


beſonders beſtimmte Berufsarten, ſo im 27. Medizinalbezirk 
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Droſchkenkutſcher, die von ihrem Geſchäft die Familien nicht 
mehr ernähren konnten, in andern ſind auffallend viel Schloſſer, 
erwerbsunfähige Schuhmacher, beſchäftigungsloſe Gerber und 
verarmte Fabrikarbeiter. In den Behauſungen dieſer Kranken 
ſieht es oft grauſig aus: hier fehlen eigene Betten, dort können 
Kinder wegen mangelnder Bekleidung nicht in die Sprechſtunde 
kommen, oder muß wegen größter Bedürftigkeit reichliche Na⸗ 
turalverpflegung“ als Medizin verſchrieben werden. In der 
Gegend der Hoch- und Neuen Hochſtraße iſt die Heimath der 
Lumpenſammler, „Naturalforſcher“, der Strohmattenverkäufer⸗ 
innen, der Drehorgelſpieler und der ſogenannten Handarbeiter, 
welche durch Fegen von Haus, Hof und Bürgerſteig ſich etwas 
zu verdienen ſuchen. Alle dieſe Kategorien leben oft Wochen 
lang von Brod mit amerikaniſchem Speck, Kartoffeln mit Speck, 
Mehlſuppe mit Speck; ſie leben nach Art der Hamſter, ſammeln 
ſich Brod und Kartoffeln, ſpeichern ſich die alten Lebensmittel 
auf und tauſchen altes Brod mit altem Fleiſch der Nachbarn. 
— Vom Wedding wird gemeldet, daß mit der Verarmung der 
dortigen Stadtbezirke in Folge von Arbeitsloſigkeit die Jahres⸗ 
frequenz der Armenkranken auf's Doppelte rapide geſtiegen iſt. 
Im Stadtbezirk 199— 200 iſt der je ſechſte Theil der Bevöl⸗ 
kerung als armenkrank behandelt worden: ein Zeichen der Ver⸗ 

armung der dortigen Einwohner, um fo mehr, als die Bevöl⸗ 
kerung hier ſeit 1875 etwas abgenommen hat.“ („Staatsſoc.“ 
v. 6. Sept. 1879). 

Ein anderes Blatt führt aus: „Alle Berichte der Armen⸗ 
ärzte ſtimmen darin überein, daß die Armuth, weſentlich ge⸗ 
fördert durch Arbeitsloſigkeit, ganz außerordentliche Fortſchritte 
gemacht hat: Perſonen, die früher ſelbſt für ſich ſorgen konnten 
oder zu einer Krankenkaſſe gehörten, ſuchen jetzt Hülfe bei der 
Stadt. In einem Bezirke iſt die Zahl der hülfeſuchenden Kran⸗ 
ken im Jahre 1876 von 883 auf 1350 geſtiegen. In vielen 
Fällen war die Arznei für den Zuſtand der Kranken nicht ges 
nügend: es mußte in erhöhtem Maße Fleiſch als Heilsmittel 
verordnet werden. In einem Bezirk mußten die Armenärzte 
ſich zu den Kranken bemühen, weil dieſe keine Kleidung und 
kein Schuhwerk hatten; in einem anderen fanden ſich ſo voll⸗ 
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ſtändig mit Ungeziefer bedeckte Leute, daß eine ärztliche Unter⸗ 


ſuchung vor einer vollſtändigen Reinigung nicht möglich war. 
Die Berichte ſchließen mit der Bemerkung, daß, während die 
Aerzte ſonſt auf Widerſtand ſtießen, wenn ſie die Ueberbringung 
in ein Krankenhaus verlangten, jetzt aus Noth eine wahre 


Senhhnſucht nach den Krankenhäuſern hervorgegangen iſt.“ 


Der Verwaltung der Krankenkaſſe der Berliner 
Maſchinenbauer war es aufgefallen, daß ſich die Zahl 
der Kranken gegen die Vorjahre in neuerer Zeit bedeutend 
mehre. Die Verwaltung vermuthete Simulation. Die befragten 
Aerzte conſtatirten jedoch übereinſtimmend, daß in erſter Linie 


mangelhafte Ernährung die größere Häufigkeit der Er⸗ 


krankungen erzeuge. 

Der „Ev.⸗Kirchl. Anz.“ bringt folgenden Beitrag: „Die 
Noth unter den Armen der St. Golgatha-Gemeinde nimmt in 
erſchreckendem Maße zu. Nicht ſelten kommt es vor, daß an 


einem Tage nahezu fünfzig Arme bei ihrem Geiſtlichen um 


— 


Brod bitten. Kinder kommen in den Confirmanden⸗Unterricht, 
ohne an dem Tage ſchon einen Biſſen genoſſen zu haben. Wir 
waren in einer Sprechſtunde des Paſtor Witte, nachdem wir 
uns mit Mühe und Noth durch die Menge der vor der Thüre 
der Pfarrwohnung harrenden hohläugigen Geſtalten hindurch 


| gearbeitet hatten, davon Zeuge, wie eine ärmlich, aber ſauber 


gekleidete Frau, Mutter mehrerer Kinder, mit heiſerer Stimme 
und mit der Angſt der Noth, thränenden Auges „bloß“ um 
eine Brodmarke bat, da ſie bereits ſeit zwei Tagen nichts ge⸗ 
geſſen und, um ihre Kinder nicht verhungern zu laſſen, bereits 
das letzte Stück Bett verſetzt habe. Die Frau, Mutter eines 
der Confirmanden, war dem e als glaubwürdig be⸗ 
kannt.“ 

Eine furchtbare Beleuchtung des Nothſtandes bieten auch 
nachfolgende Notizen: „Ein Zeichen der Zeit iſt das Ein⸗ 
liefern von Kindern vom Säuglingsalter an bis zum Alter von 
15 Jahren in daß Große Friedrich-Wilhelms-Waiſenhaus 


in der Jacobſtraße. Täglich mehrt ſich daſelbſt der Andrang 
von Kindern behufs Aufnahme, von denen ein Fünftel jedoch 
nur Waiſen ſind. Vier Fünftel aber ſind — ſolche Kinder, 
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die von ihren Eltern ver laſſen find, theils weil die 
Eltern nach Strafanſtalten abgeführt, theils weil ſie ſo 
verarmt ſind, daß ſie kein Obdach haben und für die Ernäh⸗ 
rung der Kinder nicht ſorgen können“. — Ja noch mehr: „An 
einem Tage wurden in den Inſeratentheilen der Berliner Zei⸗ 


tungen nicht weniger als neun kleine Kinder zum Ge⸗ 


ſchenk ausgeboten, da die Eltern reſp. Mütter nicht mehr in 
der Lage ſeien, die kleinen zu ernähren.“ Da heißt es z. B. 
in der „Voſſiſchen Zeitung“ u. A.: Eine Mutter wünſcht ihr 
Kind, Mädchen, an kinderloſe anſtändige Leute zu verſchenken. 
Näh. Oranienſtr. 63, Hof 3 Tr., bei Walter. — Ferner: 
Ein kleiner niedlicher Junge iſt zu verſchenken. Näh. Oranien⸗ 
ſtr. 63, Hof 3 Tr., bei Walter. — Ferner: Ein kleiner nied⸗ 
licher Junge iſt zu verſchenken. Adalbertſtr. 47, 2 Tr. rechts. — 
Wie viele Mutterthränen mögen wohl an dieſen Buchſtaben kleben! 

Aehnlich wie in Berlin ſtiegen die Armenbudgets im ganzen 
Lande. Dieſelben erreichen ungeheure Summen. So wurden 
in 50 größeren deutſchen Städten 1876 95,353 Perſonen un⸗ 
terſtützt mit nahezu 16 Mill. M. In den Städten über 
100,000 Einwohner kamen auf 100 Einwohner 1,8 Arme, in 
den anderen 2,36 bis 2,. Die Unterſtützung in jenen größeren 


betrug 181 M. pro Kopf, in denen über 50,000: 163 M., 


über 20,000: 138, in denen von 10 — 20,000 nur 72 M. 
(Arbeitgeber Nr. 1134). Da in den Großſtädten ein gerin⸗ 
gerer Procentſatz unterſtützt wird, trotzdem die Großſtädte von 


der Kriſis doch heftiger getroffen ſein müſſen, als die kleineren 


Städte, ſo zeigt das, daß dort ein großer Theil der Armen 
ohne Unterſtützung bleibt. 

Für das Steigen der Armenbudgets im Verlauf der Kriſis 
ſei folgende Statiſtik angeführt: In Baden legte die Armen⸗ 
pflege den Kreiſen folgende Laſten auf 


Kreis. 187 3. 1879. 
Conſtanz 11,700 M. 39,000 M. 
Waldshut e 50,000 „ 
Lörrach 6200 % 32,180 „ 
Heidelberg 5000 „ 14,000 „ 


Freiburg 7000 „ 52,000 „ 
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Die Ausgaben für Armenweſen ſtiegen in den Kreiſen 

Conſtanz, Villingen Freiburg, Lörrach und Offenburg ſeit 1873 
bis heute von 50,000 M. auf 200,000 M.; in den Kreiſen 

Baden Karlsruhe, Mannheim, Heidelberg, Mosbach von 14,000 
M. auf 90,000 M. Alle Kreisverbände zahlen alſo heute 
370,000 M. gegenüber 64,000 M. vor fünf Jahren. („Ger⸗ 
mania“ v. 30. Dez. 1879). 

Beſonders mußten die Fabrikſtädte betroffen werden. So 
betrugen in Dortmund die Ausgaben für Armenpflege 1874 
noch: 93,000 M., 1878 aber: 221,000 M.; in Aachen 
1872: 415,000 M.; 1873: 469,000, 1874: 499,000, 1875: 
516,000, 1876: 664,000 M. ( „Arbeitgeber“ Nr. 1134 
Die Zahl der von der Armenverwaltung unterſtützten 

hausarmen Familien ſtieg hier von 1691 im Jahre 1870, 
beziehungsweiſe 1364 im Jahre 1873, auf 2255 im Jahre 
1877; die darauf verwandte Summe von 158,348 Mark im 
Jahre 1870 auf 275,056 im Jahre 1877. Und wie viel 
Noth dabei noch ungedeckt blieb, erhellt aus Folgendem: „Wäh⸗ 
rend 1875 nur 10 pCt., waren 1878/79 ſchon 30 pCt. der 
Bevölkerung ſteuerfrei; fernere 35 pCt. bezogen ein Einkommen 
von nur 420 — 660 Mark jährlich, oder kurz geſagt: ein Drittel 
der Aachener Bevölkerung beſteht aus abſolut Armen (und Pro⸗ 
letariern) sans phrase; ein zweites Drittel ſchwankt auf der 
ſchmalen Grenzlinie zwiſchen Sattſein und Hungern, wo ein 
einziger Unfall, eine einzige Woche Arbeitsloſigkeit die Familie 
in's Unglück ſtürzt; nur der dritte Theil der Bevölkerung iſt 
den elementarſten Nahrungsſorgen enthoben, aber ſelbſt davon 
bezieht die Hälfte nur 600 — 1200 Mark jährliches Einkommen.“ 
(S. A. Thun, die linksrheiniſche Textilinduſtrie. Leipzig 1879. 
S. 70). — In dem Centrum Crefeld mit ſeiner geringen 
Weber⸗ Bevölkerung wuchs in den Jahren 1872 bis 1878 die 
Zahl der in offener Pflege unterſtützten Armen von 1045 
(1874: 995) auf 1848, der Zuſchuß der Gemeindekaſſe für 
Armenpflege von 128,416 auf 180,088 M. Im Weberdorfe 
Hüls ſtieg der letztere von 6150 auf 15,200 Mark; außerdem 
hatten ſich die angeſehenſten Männer zuſammengethan und etwa 
320 Kinder bei ſich einquartirt und beköſtigt, um durch eine 
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ſolche Natural⸗Verpflegung eine Erhöhung der Steuertaft au 
vermeiden (I. c. S. 128). 

Selbſt das verhältnißmäßig kleine Osnabrück ale 
1879 nicht weniger als 80,000 M. für ſeine Armen aufbringen, 
oder 2½ M. pro Kopf der Bevölkerung. Ein wie großer 
Procentſatz für Armen⸗Unterſtützung verausgabt wird, ergibt über⸗ 
haupt folgende Zuſammenſtellung: Nach der Gemeindeſtatiſtik von 
G. R. Herrfurth für das Jahr 1876 wurden pro Kopf der Be⸗ 
völkerung aufgebracht an Staats⸗Einkommenſteuer, Communal⸗ 
ſteuer und Armenſteuer in Berlin 9½ M. reſp. 21% reſp. 
55 Breslau 717? reſp. 14,99 reſp. 5:25 Köln 11½ reſp. ; 
21,48 reſp. 8½; Königsberg 4½ reſp. 973 reſp. 33/45 Frank⸗ 
furt 15 reſp. 19,88 reſp. 2½; Aachen 6 reſp. 14,34 reſp. 9; 
Crefeld 4 reſp. 13,46 reſp. 5⅝ M. Letztere beiden Fabrik⸗ 
ſtädte bezahlten alſo viel mehr Armenſteuer als Staatsſteuer! 

Aber trotz dieſer hohen Summe bleiben wir hinter dem 
reichen“ induſtriellen Muſterland England noch weit zurück. 
In England allein (ohne Schottland und Irland) wurden 1878 
7,029,000 Arme unterſtützt (mit 7,688,000 Pfd. Sterl.), alſo 
ein Drittel der Bevölkerung! Selbſt im beneideten 
Amerika iſt nicht Alles Gold, was glänzt. So wurde 1877 
berichtet: „Während des letzter Winters verging in New⸗York 
und Umgegend faſt keine Woche, in der die Polizeiberichte nicht 
Fälle des vollſtändigen Verhungerns nicht nur ein⸗ 
zelner Perſonen, ſondern ganzer Familien feſtſtellten. Allabend⸗ 
lich waren die Polizeiſtationen nicht mit Vagabunden von Pro⸗ 
feſſion und aufgehobenen Verbrechern, ſondern mit arbeits⸗ nah⸗ 
rungs⸗ und obdachsloſen Arbeitern und Handwerkern von ans 
erkannt gutem Character angefüllt, die, am nächſten Morgen 
auf ihr Verlangen vor die Polizeigerichte geführt, ihre Ueber⸗ 
führung in die ſtädtiſchen Gefängniſſe (als „Vagabunden“) er⸗ 
baten, ſo daß dieſe Bitten, ehe der Winter weiter vorgeſchritten 
war, der Ueberfüllung aller vorhandenen Gefängnißräume halber 
abgeſchlagen werden mußten. Bettelei, früher in Amerika 
ganz unbekannt, hat in den letzten Jahren eine Ausdehnung 
gewonnen, wie ſie kaum in Italien beſteht, unterſcheidet ſich 
aber inſofern von aller anderen Bettelei, als die amerikaniſchen 
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Bettler nicht, wie anderwärts, Krüppel, Kinder, Weiber und 
Greiſe, ſondern in ihrer überwiegenden Mehrzahl Männer im 


rüſtigſten Alter ſind. Im Sommer überlaufen dieſe Bettler 


das Land, und daß ſie, wenn ſie in kleinen Trupps die ein⸗ 
zelnen Bauernhöfe heimſuchen, gefährlich werden können, und 
wenn dieſer Zuſtand noch längerer Zeit währen ſollte, ſich 
ſammt und ſonders in verzweifelte Landſtreicher, Strolche, Auf⸗ 


rührer und Räuber verwandeln müſſen, iſt für jeden Kenner 


ſolcher traurigen Verhältniſſe von vornherein klar. Man ſchätzt 
die Anzahl der in den ganzen Vereinigten Staaten be ſchäf⸗ 
tigungsloſen Arbeiter auf nicht weniger als drei Mil⸗ 
lionen, die mit ihren Familien mindeſtens zehn Millionen, 
alſo faſt 25 Procent der Geſammtbevölkerung ausmachen wür⸗ 
den. Erſcheint dieſe Schätzung auch — für die Sommer⸗ 
; monate — zu hoch, jo ift doch ſicher, daß in jeder Großſtadt 
die Anzahl der durch Arbeits loſigkeit in Verzweiflung ge⸗ 
rathenen arbeitsfähigen Männer ſich nach Zehntausenden und 
aber Zehntauſenden beziffert.“ — Ferner: „In New⸗Nork ſind 
nach einer Mittheilung des Präſidenten der „„Staats⸗Arbeiter⸗ 
Geſellſchaft““ 45,375 Handwerker arbeitslos. Darunter befin⸗ 
den ſich 2000 Cigarrenmacher, 1000 Maſchiniſten, 13,000 bis⸗ 
herige Park⸗ und Stadtarbeiter, 1500 Eiſenſchmelzer, 1000 
Buchdrucker, 1200 Kundenſchneider, 1000 Tiſchler, 1500 An⸗ 
ſtreicher, 1000 Gypſer, 1200 Steinhauer, 2000 Backſteinleger, 
400 Pianomacher, 100 Juvelierarbeiter, 800 Hutmacher, 400 
Treppenbauer, 200 Bäcker, 200 Hufſchmiede ꝛc. In vielen 
Fällen iſt der Arbeiter auf 90 Cents pro Tag herabgeſetzt 
worden; aber auch zu dieſem Preiſe fehlt es an Bedarf. Der 
Bericht, welchen wir dem „„N.⸗M. Herald““ entnehmen, gibt eine 
furchtbare Schilderung der Noth unter den Arbeitern. Ein 
Arbeiter bemerkte: „„Es würde ein ſchrecklicher Tag für New⸗ 
Vork ſein, wenn Verzweiflung jemals die Arbeiter ergreifen 
ſollte. Der Hunger ſtarrt uns in's Geſicht. Wenn 100,000 
Menſchen nach Brod jammern und ihnen keine Hilfe wird, iſt 
das Ende nicht abzuſehen.““ Die Polizei⸗Stationshäuſer ſind 
nächtlich überfüllt.“ Der Bericht ſchließt mit einer Mahnung 
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an den Wohlthätigkeitsſinn, mit der Hilfe für die Armen 
nicht zu warten, bis es zu ſpät iſt. („Sociale Frage“ 1877, 
Nr. 4). | 
Berührt jet noch ein anderer Maßſtab des Nothſtandes: 
die abnehmende Zahl der Eheſchließungen und Ge⸗ 


0 burten. So wurden 1878 geboren in Preußen 1,055,766 


Kinder gegen 1,092,723 im J. 1877 und 1,101,894 im J. 
1876. — Eheſchließugen fanden ſtatt 1878: 207,754 
gegen 210,357 1877 und 221,727 1876. Sterbefälle gab 
es zuſammen 730,317 gegen 716,798 1877 und 705,911 
1876. (Köln. Volksztg. v. 3. Dez. 1879). \ 
In Rheinland und Weſtfalen, wo ſich der Nothſtand 1875 
erſt, aber dann in intenſivſter Weiſe geltend machte, blieb 1875 
die Zahl der Eheſchließungen gegen das Vorjahr um 13,000 
und ſogar hinter der von 1868 um 4000 zurück. (D. volksw. 
Corr.) — In Wien fiel die Zahl der Trauungen von 5586 
im Jahre 1870 auf 5049 im Jahre 1878. — Auch in Eng⸗ 
land ſind die Eheſchließungen 1877 zum erſten Male ſeit 
6 Jahren unter die Zahl 260,000 herabgegangen. In Schott⸗ 
land, wo 25,790 Ehen geſchloſſen wurden, iſt dieſes die nie⸗ 
drigſte Zahl ſeit 1872. („Staatsſoc.“ v. 20. April 1878). 


6 


Was endlich das Kapitel Vagabundenthum anbetrifft, 
ſo erfahren wir aus einer Broſchüre von Ph. Schloſſer, daß 
das tägliche Budget für dieſe „ambulante Armee des Prole⸗ 
tariats“ für Deutſchland allein an Geld täglich 100,000 
M., alſo 36,500,000 M. jährlich beträgt. Dazu kommen 
dann noch die maſſenhaft geſpendeten Gaben in Naturalien, 
Wäſche u. ſ. w., ſowie die ungeheuren Verluſte an Arbeits⸗ 
kraft; ſo daß Schloſſer gewiß nicht mit Unrecht das Vagabun⸗ 
denheer das „freſſende Kapital“ nennt, das, wie die mageren 
Kühe Pharao's, Alles, was die Geſellſchaft an Wohlſtand ſich 
errungen, zu verſchlingen drohe. — Auch anderweitige Zeug⸗ 
niſſe beſtätigen das furchtbare Wachsthum der Landſtreicherei. 
Nach der Trier. Ztg. hat ſich in den zur Beſſerung der Land⸗ 
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ſtreicher, Arbeitsſcheuen u. ſ. w. beſtehenden 18 Anſtalten 
Preußen's die Zahl der Landſtreicher in vier Jahren (1874 
bis 1878) nahezu um das Doppelte geſteigert (von 4605 auf 
9000). Am geringſten iſt die Steigerung in der Provinz 
Weſtfalen von 219 auf 371, am ſtärkſten (in Folge der indu⸗ 
ſtriellen Stockung) in der Rheinprovinz von 553 auf 1150. 
Nur in der Provinz Prenßen iſt ein erheblicher Rückgang, 
nämlich von 701 auf 614 in einem Jahre, zu konſtatiren, — 
anſcheinend ein Fortſchritt zum Beſſeren, wenn die Urſache nicht 
etwa in ſchlaffer Handhabung der Polizei zu ſuchen iſt. Die 
Koſten des Unterhalts in ſämmtlichen Anſtalten beliefen ſich 
1878 auf rund 2,600,000 M., wovon die Corrigenden aller- 
dings 1,100,000 M. ſelbſt verdienen mußten. („Staatsſoc.“ 
2. Sept. 1879 In Trier betrug die Zahl der im 
Landarmenhaus, Bürger⸗-Hoſpital und Stadtlazareth als krank 
zugewieſen und verpflegten fremden Handwerksburſchen 1875 


nur 164 Perſonen, 1876 ſchon 284, 1877: 606 und im 
Herſten Drittel des Jahres 1878 gar 495 Perſonen. — Nach 


zuverläſſiger Berechnung ſoll im Winter 1877 auf 78 die 
Provinz Hannover von 10,000 Landſtreichern durchbettelt 
worden ſein. — In Würtemberg zählte man in einem 


Diſtrikte von 186 Gemeinden im Januar 1878 mehr als 


70,000 durchziehende Bettler. 

Gerade die ländlichen Diſtrikte werden am meiſten von 
dieſen „Reſerviſten der Induſtrie“ heimgeſucht. So das „feu⸗ 
dale“ Mecklenburg. Welche Summen allein Mecklenburg⸗Schwerin 
für dieſes Proletariat aufbrachte, beweiſen folgende Daten: Es 

wurden im Jahre 1879 ungefähr 10,000 Perſonen wegen 
Bettelei feſtgenommen und den Gerichten zugeführt. Dieſe 
10,000 Perſonen haben durchſchnittlich je 14 Tage in Un⸗ 
terſuchungshaft und Strafhaft verbracht. Die Geſammtſumme 
für Beköſtigung, Heizung u. ſ. w. ſtellt ſich hierfür auf 175,000 
M. Dazu kommen noch Transportkoſten von 5000 M. und 
die bedeutende Fangprämie von 10,000 M. Nach einer auf 
Erfahrung beruhenden Schätzung haben dieſe Perſonen im ver⸗ 
floſſenen Jahre 180= bis 200,000 M. ſich erbettelt. Von 
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Dritter Vortrag. 


Das Recht des beſtehenden Eigenthums. 


Wie der erſte Vortrag ergab, iſt die ſocialiſtiſche 
Werththeorie nicht ſo ſehr eine durch Induction gefundene 
Theſe, als vielmehr eine national⸗ökonomiſch verbrämte 
Forderung. Sie läuft nur auf eine principielle Leug⸗ 
nung des Privateigenthums und des damit gegebenen Renten⸗ 
einkommens hinaus. Das ſocialiſtiſche „Naturrecht“ nimmt 
denn auch keinen Anſtand, dieſes offen einzugeſtehen, und 
man weiß wirklich nicht, wozu noch der Umweg — falſcher 
— national⸗ökon omiſcher Induction beliebt wird. Freilich 


dient es auch hier wieder dem Socialismus !) zu einiger 


Entſchuldigung, daß ſeine Doctrin der „liberalen“ Schule 
entlehnt iſt, die ebenfalls, wie — national⸗ökonomiſch — 


) Hier iſt „Socialismus“ im engeren Sinne zu nehmen: als die 


Partei des radicalen Socialismus, wie ihn Marx und Laſſalle reprä⸗ 


ſentiren. Der Zuſammenhang ergibt das leicht, und wir können wohl in 

Zukunft von einer äußeren Kenntzeichnung — ob der Ausdruck als allge⸗ 

meines Princip, oder aber als Partei⸗Bezeichnung zu faſſen iſt — abſehen. 
7 * 
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den Tauſchwerth, ſo auch — naturrechtlich — das Eigen⸗ 
thumsrecht auf die „Arbeit“ zurückführt, und da es prac⸗ 
tiſch dem Socialismus nur darum zu thun war, das ma⸗ 
terielle Erbe der Bourgeoiſie anzutreten, ſo mußte ihm 
auch hier wieder das geiſtige Erbe ſeiner Doctrin eine 
willkommene Waffe ſein. g 

Nachdem wir nun die ſocialiſtiſche Theſe ln 
nal⸗ökonomiſch widerlegt haben, müſſen wir dem 
Socialismus auch in ſeiner zweiten Poſition folgen, ſeine 
Forderung als auch mit dem Naturrecht in Wider⸗ 
ſpruch erweiſen. Es gilt, die Poſition des beſtehenden 
Eigenthums als rechtlich und deshalb unantaſtbar zu er⸗ 
weiſen, erſt dann haben wir den Socialismus in jeder Be⸗ 
ziehung lahm gelegt. 


Das Eigenthumsrecht in abstracto und in concreto. 


Wenn von einer gründlichen Behandlung des Eigen⸗ 
thumsrechts die Rede ſein ſoll, dann müſſen wir unter⸗ 
ſcheiden das Eigenthumsrecht in abstracto, und das 
Eigenthumsrecht in conereto, das Recht auf Eigen⸗ 
thum (ad rem), und das Recht des Eigenthums (in re), 
das Recht des Eigenthums⸗Erwerbes, und das Recht 
des erworbenen Eigenthums. Von dieſer Diſtinction 
hängt Alles ab, alle Irrthümer über das Eigenthumsrecht 
gründen in der Verwechſelung dieſer doppelten Bedeutung 
des Eigenthumsrechts. 


Has Bigenthumsvedht in abstracto, 


das Recht des Eigenthums⸗Erwerbes eignet allen Men: 
ſchen, es liegt wirklich in der ſpecifiſchen Natur des Menſchen 
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begründet, ijt ein „unverjährtes Menſchenrecht“: darin bat 
der Socialismus und Communismus Recht. 
5 Die Begründung desſelben iſt folgende: die ganze 
ſichtbare Schöpfung, ſpeciell die Erde und ihre Producte 
ſind für den Menſchen geſchaffen, als für den Höheren. Das 
Niedere iſt angelegt für das Höhere: dieſes Geſetz geht 
durch die ganze Schöpfung, die einfache Beobachtung zeigt 
es uns. Die ganze Schöpfung iſt angelegt für den Men⸗ 
ſchen, wie der Menſch für Gott. Mittelſt des vernünftigen 
Menſchen erſt tritt ſie in Rückbeziehung zu Gott, dient 
ſie Gott, verkündet ſie ſein Lob. Kurz, der Makrokosmus 
findet erſt im Mikrokosmus ſeine Beſtimmung, ſein Ziel. 
Umgekehrt iſt der Menſch aber auch angewieſen auf 
die Creatur. Nach feiner leiblich⸗ſinnlichen Seite hin wurzelt 
er in der Erde und nur in Verbindung mit ihr gelangt 
er zu ſeiner leiblich⸗geiſtigen Entwickelung. Gott, der dieſe 
leiblich⸗geiſtige Entwickelung will — dazu hat er ihm ja 
das Leben gegeben — muß auch das Mittel wollen, muß 
ihm das Recht geben, in der Schöpfung feſten Fuß zu 
faſſen, ſich eine Unterlage „zu Eigen“ zu geben, ſoweit 
immer es zu ſeiner leiblich⸗geiſtigen Entwickelung nothwen⸗ 
dig und förderlich iſt. Die ſichtbare Natur iſt ſo dem 
Menſchen „zum Dienſt“ gegeben, er iſt ihr „Herr“ — na⸗ 
türlich verantwortlich ſeinem „Ober⸗Herrn“ — und die ſo 
begründete Herrſchaft kann ihm Niemand ſtreitig machen, 
denn der Oberherr hat's ihm erlaubt, ja befohlen. Wer 
ſie antaſten wollte, würde die Grundlage ſeines Daſeins 
angreifen, ein ihm von Gott gewordenes Recht verletzen. 
Doch damit ſtehen wir ſchon im zweiten Begriff des Eigen⸗ 
thumsrechts, dem 
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Eigen kiumsrecht in concreto. 
Das Eigenthumsrecht in abstracto iſt noch etwas rein 
Ideales, ein Eigenthumsrecht in potentia. Damit dasſelbe 
actu werde, einen concreten, poſitiven Inhalt erhalte, muß 


die Potenz in den Act überführt, die Möglichkeit zur Wirk⸗ 


lichkeit werden durch poſitive Beſitzergreifung, — „Aneig⸗ 
nung“ — irgend eines beſtimmten Objectes. Selbſtver⸗ 
ſtändlich muß dieſes Object ein freies, noch nicht in Eigen⸗ 
thum übergegangenes ſein: die Möglichkeit muß vor der 
Wirklichkeit, das abſtracte Recht vor dem concreten Rechte 
zurücktreten. Iſt das Object aber frei, iſt ebenſo der Be⸗ 
ſitzergreifer nicht anderweitig perſönlich in ſeinem Willen 
gebunden (Sklaverei, Unmündigkeit), dann folgt der Be⸗ 
ſitzergreifung, ſoweit ſolche phyſiſch möglich iſt, auch das 

Eigenthumsrecht im vollen Sinne — das e | 
in abstracto u nd concreto, 5 


Der „hiſtoriſche“ und „relative“ Character des Eigenthums. 


Im concreten Eigenthume iſt alſo ein doppeltes Mo⸗ 
ment zu unterſcheiden, ein ideales und ein reales. Das 
erſte iſt naturrechtlicher Art, das zweite iſt rein 
poſitiv, rein factiſch, gehört der Geſchichte an, 
iſt deshalb auch mehr oder weniger zufällig, verſchieden 
nach Ort und Zeit, verſchieden nach den perſön⸗ 
lichen Verhältniſſen (Freiheit und Unfreiheit), verſchieden 
nach den Objecten, die dem Eigenthum unterſtellt find 
(3. B. ob Mobiliar⸗- oder Grundeigenthum u. |. w.) 
Wenn deshalb der Socialismus das Eigenthum eine 
„hiſtoriſche Kategorie“ nennt, ſo iſt er vollſtändig im Recht; 
falſch iſt, daß er die andere, naturrechtliche Seite des Eigen⸗ 
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thums außer Acht läßt, dasſelbe b los als „hiſtoriſche 
Kategorie“ gelten laſſen will. Speciell müſſen wir dem 
Socialismus auch Recht geben, wenn er das Privat⸗ 
eigenthum in ſeiner heutigen individuellen und aus⸗ 
ſchließlichen Geſtaltung als verhältnißmäßig noch jungen 
Datum's hinſtellt, wenn er ſich weigert, dieſe der kapita⸗ 

liſtiſchen Geſellſchaftsform ausſchließlich angehörige Eigen⸗ 
thumsform als die allein berechtigte und allein beſte, wie 
es der Liberalismus will, gelten zu laſſen. Jede Geſell⸗ 
ſchaftsform hat auch ihre ſpecifiſche Eigenthumsform, und 
wie jede Geſellſchaftsform ihre relative Berechtigung hat, 
jede Licht⸗ und Schattenſeiten aufweiſt, ſo auch jede Eigen⸗ 


thumsform. Der patriarchaliſchen Geſellſchaft entſpricht das 


Familieneigenthum, der zünftig⸗feudalen das Lehens⸗ und 
zünftige, der kapitaliſtiſchen das Individual⸗Eigenthum. Der 
Socialismus ſtellt noch eine vierte Geſellſchafts- und Eigen⸗ 
thumsform in Ausſicht — die collectiviſtiſche des Volksſtaats. 
Freilich gilt dieſe Kategoriſirung nur in Allgemeinen; that⸗ 
ſächlich haben alle Eigenthumsarten mehr oder weniger 
neben einander beſtanden, und ſelbſt im Socialismus ſoll 
ja das Privateigenthum an Conſumptipkapital fort⸗ 


5 beſtehen. Nur für das Grundeigenthum a obige 


Kategorien im Großen und Ganzen zu. 

Wir dürfen's dem Socialismus ganz getroſt als Ver⸗ 
dienſt anrechnen, wenn er den „relativen“ Charakter 
des heutigen Privateigenthums betont, wenn er auf die 
Schattenſeiten dieſer Eigenthumsform hinweiſt, wenn er warnt 
vor der einſeitigen, antiſocialen Entwickelung desſelben, ja 
wenn er ſelbſt eine Fortbildung desſelben in Ausſicht ſtellt. 
Wir dürfen dieſes um ſo unbedenklicher, als der wirklich 
wiſſenſchaftliche Socialismus am wenigſten geneigt iſt, in 
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der Bildung der verſchiedenen Eigenthums formen blos 
„Zufall“ und „Gewaltthat“ zu erblickeu. Der Socialismus 
vielmehr betont es gerade, wie dieſe Entwickelung ſtets 
eine natur gemäße, durch die jedesmaligen techniſch⸗ 
ökonomiſchen Bedingungen der Produc⸗ 
tion geforderte war. Ja, wir müſſen ſogar ſagen: 
der „Socialismus“ geht zu weit in der Betonung der 
„Natur⸗Geſetzmäßigkeit“ dieſer Entwickelung; auch Sünde 
und Ungerechtigkeit hat ihren Antheil daran. Jedenfalls aber 
dürfen wir der ſocialiſtiſchen Geſchichtsphiloſophie das als 
geſichertes Reſultat entlehnen, daß das heutige Privateigen⸗ 
thum in Uebereinſtimmung mit den Productionsbedingungen 
und dem natürlichen Bedürfniß der Geſellſchaft entſtanden 
iſt, daß ſeine hiſtoriſche Ausgeſtaltung eine „naturge⸗ 
mäße“ war. 

Freilich dürfen wir uns mit dieſem Reſultat ſo ganz nicht 
zufrieden geben, denn im ſocialiſtiſchen Katechismus haben 
„Recht“ und „Unrecht“ eine ganz andere Bedeutung, als im 
chriſtlichen Katechismus. Dem Socialismus gilt Recht 
und Macht für gleich, Rechts verhältniſſe find ihm blos der 
Ausdruck der Machtverhältniſſe. Deshalb müſſen wir wohl 
die in der Geſchichte auftretenden Erwerbs- reſp. Beſitztitel 
auch vor dem chriſtlichen Gewiſſen mehr im Einzelnen 
Revue paſſiren laſſen. Wir behandeln ſie natürlich nur 
in ihrer prinzipiellen Bedeutung. | 


Die beſonderen Eigenthumstitel. 
Die ſpeciellen Rechtstitel, welche das concrete Eigen⸗ 
thum begründen, zerfallen in urſprüngliche und ab- 
geleitete. Die erſteren find: Occupation und Acceſſion. 
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Abgeleitete Eigenthumstitel find: Theilung, Vertrag, Erb⸗ 
ſchaft und, wenn man will, Präſcription. Doch letzterer 
gehört mehr dem poſitiven Rechte an, hat für uns deshalb 
weniger Intereſſe. 


A. Hie urſprünglichen Eigenkfiumskitel. 


IJ. Occupation. 


Occupation, Beſitzergreifung, factiſche Aneignung einer 
noch nicht angeeigneten Sache iſt die erſte und bedeut⸗ 
ſamſte Form des Eigenthumserwerbes. Ihre Berechtigung 
liegt klar zu Tage: es iſt nur die Realiſirung des ange⸗ 
borenen, abſtracten Eigenthumsrechts. Oder was ſteht dem 
entgegen? Das Rechte der noch ungewordenen Generation? 
Dann würde es ja nie actuell werden können, müßten die 
Menſchen dabei verhungern. Und wie kann man einer 
blos in der Idee exiſtirenden Generation reale Rechte 
zuſchreiben? Und wie beſchränkten Perſonen unbeſchränktes, 
die ganze Welt umfaſſendes Eigenthum? 

| Man hat den Occupationstitel desavouiren, und dafür 
den Arbeitstitel ſubſtituiren wollen — ſelbſt auf Seite 
der chriſtlichen Philoſophie —. Man hat dabei vergeſſen, 
daß jeder Erwerb durch Arbeit ſchon Eigenthum an Arbeits⸗ 
mitteln vorausſetzt, daß jedes Arbeitsproduct immer 
nur umgeformtes Naturpro ductiſt. Allerdings 
wird die Occupation ſich immer mehr oder weniger durch 
Arbeit vollziehen — der bloße innere Willensact genügt 
nicht — aber die Arbeit bleibt doch immer das ſecundäre, 
und jedenfalls wird Niemand z. B. das in Arbeit ge⸗ 
nommene Feld „Arbeitsproduct“ nennen können. 
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II. Acceſſion. 


Acceſſion, Zuwachs, findet ftatt natürlich, durch 
die organiſche oder unorganiſche Natur: Generation, 
Alluvium, oder auch künſtlich, durch die Thä⸗ 
tigkeit des Eigenthümers: „Specification“. Hier gilt 
der Satz: Accessorium sequitur principale, der wieder ſich 
auf den Satz zurückführen läßt: die Folge folgt der Ur⸗ 
ſache. Das gilt wenigſtens für die rein natürlichen Früchte, 
auch für die induſtriellen Früchte, wenn der Eigenthümer 
der Arbeitsmittel und der Arbeiter zuſammenfallen. 

Schwierig iſt die Frage, wenn der Arbeiter ein an⸗ 
derer iſt als der Eigenthümer der Arbeitsmittel. Auch da 


iſt wohl das Princip klar: die Wirkung folgt der Urſache, 


und wenn mehrere Urſachen concurriren, der primären. Welche 
aber iſt die primäre, die Arbeit oder das Kapital? In 
dieſem Entſcheid werden ſich die national = ökonomiſchen, 
ſittlichen und rechtlichen Anſchauungen über Eigenthum und 


Arbeit am klarſten dokumentiren. Und da gewahren wir denn 


die intereſſante Thatſache, daß das heidniſch-römiſche Recht 
mit ſeiner Sclavenarbeit zu Gunſten des Eigenthums, das 
chriſtlich-germaniſche Recht dagegen zu Gunſten der Arbeit 
entſcheidet. Letztere Anſchauung hat auch in der Geſetz⸗ 
gebung über Ablöſung der Feudallaſten den Sieg da⸗ 
vongetragen: das Grundeigenthum wurde den „Bauern“ 
zugewieſen, die ſeit Jahrhunderten Kapital und Arbeit — 
zur Meliorirung — hinein geſchoſſen hatten, während die 

Eigenthümer (Lehnsherrn) mit einer beſtimmte Summen ab⸗ 
gefunden wurden. Ob hier immer Maß gehalten worden 
iſt und nicht vielleicht doch die Grundherren oft zu kurz ge⸗ 
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08 ſind, Haben wir hier natürlich nicht zu unterſuchen 
— genug, es ſoll nur conſtatirt werden, daß wir den mo⸗ 
dernen freien Bauern⸗ und auch — früher zurückdatirend 
— Bürgerſtand nicht dem römiſchen, ſondern dem chriftlich- 
germaniſchen Rechte und ſeiner Anſchauung über Eigenthum 
und Arbeit verdanken. Nach römiſchem Rechte, dem die 
Trennung von Eigenthums- und Nutznießungsrecht fremd 
war, wären unſere Bürger und Bauern die Sklaven 
der Grundherrn geworden. Das moderne freie Eigenthum 
hat dem römischen Recht die Form („Privateigenthum“), 
dem germaniſchen das Princip entlehnt: das iſt auch die 
richtige Diſtinction, um die geſchichtliche Bedeutung des 
römiſchen Rechts für die moderne freiheitliche Entwickelung 
h zu würdigen.“) 


B. Abgeleitete Erwerbstitel. 
J. Theilung. 


Theilunggemeinſamer Güter unter die Glieder 
der Gemeinſchaft und Zuweiſung der Theile zu Privat⸗ 
eigen: dieſe Erwerbsart hat in der Geſchichte eine jehr 
große Rolle geſpielt und wir an fie deshalb eingehen⸗ 
der . „ 


1 
Di.ie geſchichtlich und national⸗ökonomiſch bedeutendſte 
Eigenthumsart iſt das Grundeigenthum, weil der Grund⸗ 
beſitz die Unterlage des (beweglichen) Kapital- und Con⸗ 
ſumtiveigenthums iſt. Thatſächlich exiſtirt nun in den 
Anfängen der Geſchichte das Grundeigenthum faſt immer 


108 Dritter Vortrag. 


nur als Gemeineigen, ſei es der Familie, ſei es des 
Stammes, ſei es der Gemeinde, ſei es gar des (deſpotiſchen) 
Staates.!) Der Socialismus beruft ſich mit Nachdruck 
auf dieſe Thatſache, ſie iſt ihm ein neuer Grund zur An⸗ 
klage des heutigen Privateigenthums. „Woher die Thei⸗ 

lung“, ruft er mit Emphaſe; „woher die ungleiche 

Theilung“? Wer anders hatte ein Intereſſe daran, als 


Trug und Gewalt? Die Geſchichte beſtätigt's: das Gemein- 


eigen ſtand dem Ehrgeiz und der Habſucht der Mächtigen 
im Wege, da ruhten ſie nicht, bis ſie ihre Genoſſen aus 
ihrem Mitbeſitz herausgedrängt hatten. 

Zuerſt brachten ſie dieſelben in Lehnsabhängigkeit. 
Wollten eben die kleinen Gemeinfreien ihres Beſitzes froh 
werden — ein gewiſſer Eigenbeſitz wird da allerdings vo⸗ 
ausgeſetzt — geſchützt ſein gegen die rohe Gewalt und Will⸗ 
kür der Großen, wollten ſie nicht materiell zu Grunde 


gehen unter dem Druck des Heerbannes, dem jeder Freie 


mit Perſon und Vermögen unterſtand, dann blieb kein 
anderes Mittel übrig, als ſich in die Schutzherrlichkeit 
eines Oberherrn zu begeben, um ſein freies Beſitz als 


„gehen“ zurückzuerhalten. Die Lehnsherrlichkeit wurde 


immer drückender, die Feudallaſten immer geſteigert; auch 
die bisher noch fortbeſtehende „gemeine Mark“ zog der 
Oberherr immer mehr in ſeinen ausſchließlichen Beſitz. 
Alle Verſuche der Wiedererringung der Freiheit (Bauern⸗ 


1) Vergl. das bedeutende Werk von Laveleye, das Ureigenthum, 
deutſche Ausgabe, vervollſtändigt von C. Bücher, Leipzig 1879. — Uebrigens 
iſt der Satz: „La pleine propriété est une institution tres-recente“, in 
feiner Allgemeinheit viel zu weit gehend. Vgl. z. B. Geneſ. Kap. 22 und 47. 
In China, Aegypten und Alt⸗Syrien iſt doch wohl e an 
Grund und Boden die urſprüngliche Form. 18 
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kriege) mißlangen. Es kam das römische Recht mit feinem 
abſoluten Eigenthumsbegriff und nun, was die Gewalt 
nicht gewagt hatte, das vollführte das „Recht“. Das Ober⸗ 
eigenthum des Lehnsherrn wurde durch die Juriſten zum 
abſoluten Eigenthum des römiſchen Rechts umgeſtempelt 
— und mit der Freiheit verloren die Hinterſaſſen auch 
noch den letzten Reſt des Eigenthums. So hatten die 
Grundherren auf einmal freie Gewalt über ihre Bauern 
und ſie haben von derſelben reichlich Gebrauch gemacht. 
Das „Bauernlegen“ war legitimirt. Die Engliſchen Groß⸗ 
grundbeſitzer haben ganze Dorfſchaften aus ihrem Jahrhunderte 
beſeſſenen Beſitz vertrieben — die Schafzucht rentirte beſſer 
als Körnerbau, deshalb mußten die Bauern den Schafen 
Platz machen. Wo früher eine blühende Bevölkerung ſich 
nährte, ſah man jetzt — endloſe Weiden und Jagdgründe. 
Das iſt die Geneſis unſeres Großgrundbeſitzes — eine Reihe 
von Gewaltacten. Und aus dieſem Großgrundbeſitz ging 
wieder hervor die Großinduſtrie, auf die urſprüngliche Accu⸗ 
mulation roher Gewalt folgte die moderne Accumulation 
verſteckter Ausbeutung durch die Lohnabfindung, wo der 
Arbeiter anſtatt des vollen Arbeitsertrages nur den 
nothwendigen Lebensunterhalt empfängt. Und da ſchreiet 
man noch über „Ungerechtigkeit“, wenn die Socialiſten die 
Wiedereinſetzung der Maſſe in ihr altes Erbe verlangen, 
durch Wieder⸗Expropriation der Expropriateurs? 


1) Für England hat K. Marx in ſeinem „Kapital“ dieſe traurige 
Entwickelung ausführlicher dargeſtellt. — Schon Thomas Morus in 
feiner „Utopia“ bemerkt recht bitter: England ſei ein merkwürdiges Land 
— dort hätten Schafe die Menſchen gefreſſen. Vergl. auch „Reiſebriefe“ 
von Rud. Meyer im Wiener „Vaterland“ v. 31. Oct. 1879. 
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FE 2. 25 

So unſere Socialiſten. Sie exemplificiren namentlich 
auf Engliſche Verhältniſſe und da enthält die ſocialiſtiſche 
Kritik nur zu viel der Wahrheit. Aber können wir alle 
hiſtoriſchen Ungerechtigkeiten wieder reprobiren? Was 
bliebe denn noch übrig von dem Beſtehenden? Was die 


- Befiger ſeit Jahrhunderten in gutem Glauben beſeſſen 
haben, was ſie als ihr heiliges Erbe geſchützt, bewahrt und 


vermehrt haben, kann ihnen das ohne ſchwerſte Schädigung 
ihrer ganzen Exiſtenz ſo ohne Weiteres wieder genommen 
werden? Muß ihnen ſelbſt dann doch nicht wenigſtens 
das, was ſie durch ihre Arbeit und Sorge an Werth zu⸗ 
geſetzt haben, erſetzt werden? Und wer will das abſchätzen? 
Und dieſes iſt ein um ſo bedeutungsvolleres Moment, als 
gerade die Socialiſten die größere Productivität und tech⸗ 


niſch⸗ökonomiſchen Fortſchritte des arrondirten Grundbeſitzes 


offen anerkennen. Und wem ſoll und darf das Expropiirte 
zu Gute kommen? Doch Niemanden anders als den früher 
Geſchädigten reſp. deren Nachfolgern? Wer aber will die 
denn noch herausfinden? Und ob ſie der Herr nicht ſchon 
einmal entſchädigt hat, ihnen nicht vielleicht größere Wohl⸗ 
thaten namentlich an Cultur⸗ und ſittlichen Gütern 
gerade auf Grund ſeines größeren Beſitzes ver⸗ 
mittelt hat? Denn daß die Ariſtokratie ſich um die po⸗ 


litiſche und geiſtige Hebung unſerer Völker verdient gemacht = 


hat, kann kein ernſter Geſchichtsforſcher leugnen, am wenig: 
ſten der Socialiſt, der ja vor allen Andern offen den in⸗ 
nigen Zuſammenhang der materiellen und geiſtigeu Cultur 
anerkennt. Und ſpeciell die Engliſche Grundariſtokratie 
galt ſtets als die Begründerin der engliſchen materiellen 
Größe und Freiheit und die weltgeſchichtliche Miſſion 
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Englands für die moderne freiheitliche und materielle Ent⸗ 
wickelung der alten wie der neuen Welt, der Cultur⸗- wie 
der Natural⸗Staaten kann wiederum der Socialismus am 
wenigſten verkennen. Und ſolch weltgeſchichtliche Verdienſte 
ſollen mit „Expropriirung“ belohnt werden? Gibt's denn 
keine „hiſtoriſche Sühne“ für das „ hiſtoriſche Unrecht“? 
Dem Socialismus mit ſeiner Vergötterung der Macht ſteht 
ſolcher Rigorismus am wenigſten an. Wenn er ſagt: 
die Macht hat ſich verſchoben — ins Proletariat, deshalb 
auch das Recht: gut, das iſt offen geſprochen, aber dann 
berſchone er uns doch auch mit ſeiner ſittlichen „Entrüſtung“. 
Man ſchände nicht das „heilige Recht“ der Macht noch durch 
Heuchelei. 
E 3. 
| Soviel dem Socialismus zur vorläufigen Abweiſung. 
8 Betrachten wir nun die „Theilungsfrage“ etwas näher. 
Wie kam man dazu, das Gemeingut zu theilen? Auch 
die Kirchenväter und mittelalterlichen Theologen legten 
ſich dieſe Frage vor, und fie haben dieſelbe eingehend be- 
handelt. Sie ſind alle einig darüber, daß die Sünde 
weſentlich dabei mitgeſpielt hat. Sie ſagen ſogar: „von 
Natur aus ſei Alles Gemeingut!“ Man hat dieſe Aus⸗ 
drücke vielfach urgirt, und ſo waren ſie natürlich den 
Communiſten und Socialiſten Waſſer auf die Mühle. 
Allein mit Unrecht. Die Bedeutung dieſer Ausdrücke iſt 
nicht ſoweit gehend, als es auf den erſten Blick ſcheinen 
möchte. 

Betrachten wir zunächſt den letzteren Sch: „Bon 
Natur aus ift Alles gemein“, etwas näher. Derfelbe hat 
einen poſitiven Inhalt und einen negativen. Po⸗ 
ſitiv gilt er vom Eigenthum in abstracto: Alles iſt 
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für den Menſchen (als genus) geſchaffen. Als Gott ſchuf, 
hatte er die ganze Menſchheit im Auge und der wies er 
die Erde zu. | 

Man hat dieſe Gemeinſamkeit des Eigenthums an 
der Erde als etwas rein Negatives — rein „negative 
Gütergemeinſchaft“ — gefaßt. Dadurch iſt offenbar der 
Inhalt zu ſehr verflüchtigt: ſie iſt etwas ſehr Poſitives, 
wenn auch noch nicht gerade ganz beſtimmten, fixirten In⸗ 
halts. Jeder Menſch hat einen Anſpruch, ein jus ad rem, 
und nur ein ſchon realiſirter Anſpruch, ein ius in re, kann 
ihn von dieſem und jenem Erwerb ausſchließen. Die ein⸗ 
zige Schranke des Erwerbsrecht iſt das bereits erworbene 
Recht. Das Erwerbsrecht wird durch das erworbene Recht 
gebunden, gleichſam latent, aber es bleibt fortbeſtehen; es 
kann ſich nur nicht realiſiren. Sobald das erworbene Recht 
erliſcht, ſei es durch freiwilligen Verzicht, ſei es durch 
factiſche Erledigung, wird das erwerbende Recht wieder 
„frei“, realiſirbar. Daraus folgt z. B. auch, daß der 
concrete, factiſche Eigenthümer nicht das Recht hat, die Sachen, 
wie ſie ihm von der Natur geboten werden, willkürlich 
zu vernichten oder zu verderben, weil er dadurch ſeine 
Mitmenſchen in ihrem abſtracten Eigenthumsrechte, in ihrem 
ſpäter vielleicht mal zur Geltung kommenden Erwerbsrechte 
ſchädigt. Der Eigenthümer hat, wie die Theologen ſich 
ausdrücken, ein Gebrauchsrecht — natürlich im wei⸗ 
teſten Sinne des Wortes, auch, wo es nothwendig iſt, den 
Verbrauch in ſich ſchließend —, aber nicht ein abſolutes 
Recht auch über die Subſtanz. Ja, dieſes allgemeine, ab⸗ 
ſtracte Eigenthumsrecht erſtreckt ſich nach der Lehre aller 
chriſtlichen Theologen noch weiter: Jeder hat vermöge 
dieſes abſtracten Eigenthumsrechts ein je den Augenblick 
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realiſirbares Recht auf das hic et nunc ab⸗ 
ſolut zum Leben Nothwendige. Nur wenn der 
Eigenthümer in re in gleicher Lage der abſoluten Lebens⸗ 
nothdurft ſich befindet, tritt auch hier wieder das Erwerbs⸗ 
recht vor dem erworbenen Rechte zurück. Auf dieſes auch 
concret gültige „unverjährte Menſchenrecht“ auf die ſchlecht⸗ 
hin nothwendigen Exiſtenzmittel werden wir ſpäter das 
allgemeine „Recht auf Arbeit“, das „Arbeitsrecht“ ba⸗ 
ſiren. 5 | 
4, 

Das iſt alſo der poſitive Inhalt der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft: Jeder hat ein abſolutes Erwerbsrecht 
auf Alles, und concretes Aneignungsrecht auf das hie et 
nunc abſolut Nothwendige. Negativ beſagt der Satz: 
„Von Natur iſt Alles gemeinſam“, daß die concrete heutige 
Geſtaltung der Eigenthumsverhältniſſe, namentlich in ihrer 
individualiſtiſchen, ausſchließenden, ſchroffen Form, mit 
ihren ſpecifiſchen Laſtern der Habſucht, des Neides, der 
Hartherzigkeit, der Ungerechtigkeiten endloſer Art nicht als 
die poſitive und directe Veranſtaltung Gottes zu gelten 
hat, ſondern als ein Werk der Geſchichte, worin 
ſich Zulaſſung und Fügung, Nothwendigkeit und Freiheit, 
Weisheit und Irrung, das Gute und das Böſe theilen. 

Gott hat nicht Dieſem Dieſes, Jenem Jenes gegeben, hat 
auch nirgends — außer für das jüdiſche Volk — dieſe 
oder jene Form des Eigenthums vorgeſchrieben, nur 
hat er das beſtehen de Eigenthum zu ach ten befohlen. 
Auch die menſchliche Natur als ſolche fordert 
nicht ſchlechthin Privateigenthum weder der Produc⸗ 
tions mittel, noch der Nutzgüter. Nur die indivi⸗ 
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duellen Verzehr güter müſſen auch individuell angeeignet 
werden können, wenigſtens in und mit dem Augenblick des 
Verzehr's. Gott hat die Geſtaltung der Eigenthumsver⸗ 
hältniſſe den Menſchen ſelbſt überlaſſen, hat 
die von den Menſchen getroffene Geſtaltung aber durch 
ſeine Autorität geheiligt. Das gilt auch für das Privat⸗ 
eigenthum — es iſt weſentlich menſchliches Werk, von Gott 
weder befohlen noch verboten, weder poſitiv noch als Ur⸗ 
heber der Natur. Das galt für den erſten, im 
übernatürlichen Gnadenſtande befindlichen Menſchen, 
das gilt auch für den gefallenen Menſchen. Freilich 
können und müſſen wir ſagen: dem Menſchen im über⸗ 
natürlichen Gnadenſtande entſpricht mehr das 
Gemeineigenthum, dem gefallenen mehr das 
Privateigen; wenn die Menſchheit nicht gefallen wäre, 
würde das Gemeineigen entſchieden bei Weitem vorherr⸗ 
ſchen, wären die heutigen ſchroffen Eigenthumsverhält⸗ 
niſſe undenkbar, während jetzt nach dem Sündenfalle ſtets 
das Privateigenthum die herrſchende Form geweſen 
iſt und bleiben wird, weil der gefallenen Natur am meiſten 
entſprechend. Aber immer gilt das: „mehr oder weniger“, 
nicht abſolut. Beide Formen können ſehr verſchiedene 
Combinationen eingehen, aber combiniren werden ſie ſich ſtets. 

Damit haben wir alſo auch den wahren Sinn 
des erſten Satzes: Unſer Privateigenthum iſt die Folge 
der Sünde. Seine factiſche Geſtaltung wird — nach 
dem Ideal des Chriſtenthums — damit verurtheilt, 
nicht ſeine principielle Berechtigung. 
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Es iſt vielfach theologiſche Anſicht, daß nur in Folge 


| der Sünde eine Sonderung des Eigenthums ſtattgefunden | 


habe. Dem Stande der Uebernatur entſpräche nur das 
Gemeineigen, und zwar Gemeineigen im weiteſten Sinne 
des Wortes, alle Menſchen umfaſſend: Alle wären zu einer 
großen Familie verbunden geblieben. Wir halten dieſe 
Anſicht für wenig begründet. Eine gewiſſe Sonderung des 
Beſitzes war ſchon der Ordnung wegen nöthig: die Einen 
mußten dieſe Feldflur in Bearbeitung nehmen, die Andern 
jene, die Einen hier Wohnung nehmen, die Andern dort, 
und den getheilten Arbeitsfeldern und getheilten Arbeitsab⸗ 
theilungen und Wohnungen entſprach auch wohl die Thei⸗ 
lung der Arbeitsfrüchte. Und wie im Großen, ſo im 
Kleinen: die natürlichſte Unterlage der Arbeitstheilung war 
die Feldertheilung, an die Feldertheilung lehnte ſich an die 
Zutheilung der Wohnungen — wobei wir freilich nicht 

an heutige Wohnungen zu denken brauchen — der Ein: 


theilung der Felder und Arbeiter und Wohnungen folgte 


wieder die Zuweiſung der Arbeitsfrüchte. Und mit dem 
Eigenthum der einzelnen Familien bildete ſich auch weiter 
wieder Privateigenthum ihrer Glieder, gerade ſo gut wie 


heute: wer den Apfel brach, hatte auch zunächſt Anſpruch 


darauf, ihn zu eſſen, wer die Blume gepflanzt, ſie zu 
pflücken. Jeder anerkannte von ſelbſt freudig 
dieſes Recht, weil es der natürlichen Empfindung — dem 
Rechtsgefühl — entſpricht. 
d Man muß eben von den heutigen Härten des Eigen⸗ 
thums abſtrahiren, die ja bei der Liebe, die alle Glieder 
der Gemeinſchaft im Stand der ursprünglichen Heiligkeit 
umſchlingen müßte, und bei der Fülle der Güter weg⸗ 
| Be 
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fielen. Auch in der Fülle des Gnadenſtandes hat die in⸗ 
dividuelle Perſönlichkeit ihre gewiſſe Berechtigung; 
nur, weil ſie immer geneigt iſt, über's Maß hinaus ſich 
geltend zu machen, müſſen wir ſtets gegen ſie den Krieg 
erklären. Damit iſt auch die Frage des Privateigen 
entſchieden. Ich wüßte nicht, wie das mit der Heiligkeit 
und Glückſeligkeit unvereinbar ſein ſollte — mir ſcheint's 
nur der Ausdruck der freien Perſönlichkeit zu ſein und der 
perſönlichen Stellung und Würde des Menſchen mehr zu 
entſprechen als ein unterſchiedsloſes All⸗Eigen. 
Natürlich denken wir uns die „Perſönlichkeit“ nicht im 
Gegenſatz und in Loslöſung von der Gemeinſchaft, ſondern 
in innigſter Vereinigung mit ihr, aber ohne in ſie ſchlecht⸗ 
hin aufzugehen oder von ihr abſorbirt zu werden. 

Wir wollen die Frage nicht entgültig entſcheiden, wir 
wollten nur der einen Anſicht die andere gegenüber ſtellen, 
um ſo mehr, als uns die andere nicht ganz der ſittlichen 
Bedeu tung des individuellen Eigenthums als materieller 
Unterlage der individuellen Arbeit And freien Perſönlichkeit 
— denn der Menſch bleibt immer ein leiblich⸗geiſtiges 
Weſen, auch im Gnadenſtande — gerecht zu werden ſcheint. 
Practiſch iſt die Frage ja nie geworden, da gleich das erſte 
Menſchenpaar geſündigt hat. 
f 0. 

Wir haben es mit dem Eigenthum im gefallenen Zu⸗ 
ſtande zu thuen und da müſſen wir allerdings ſagen, daß 
die Sünde einen großen Theil an der Eigenthumsbildung hat. 

Die Sünde war Trennung von Gott; dem ausdrück⸗ 
lichen Befehl Gottes wurde der Eigen⸗Wille, dem Schöpfer 
das „Ich“ entgegengeſtellt, der Individualismus durchbrach 
die Ordnung zu Gott. 


Die „Theilung.“ . 117 


Mit der Trennung von Gott löſte ſich auch das Band 


der Menſchen, Eigenſucht und Genußſucht bemächtigten ſich 


der Geſellſchaft, ſtifteten Feindſchaft und Eiferſucht. Das 
Individuum machte ſich geltend auf Koſten der Gemein⸗ 
ſchaft, Egoismus ſtand gegen Egoismus, Intereſſe gegen 
Intereſſe, und nur eine übergreifende Autorität war im 
Stande, aufeinanderſtoßende Intereſſen in ihre Schranken 
zu weiſen, den Egoismus zu zügeln. Und ſelbſt da gelang 
es nur mit Mühe — Kain erſchlug den Abel trotz Au⸗ 


torität. Je mehr die Individuen in Berührung kamen, 
deſto leichter der Anlaß zum Streite, deſto ſchwieriger der 


Obrigkeit die Schlichtung. Das beſte Mittel den Frieden 
zu erhalten, war: Trennung, Verſelbſtſtändigung der Ein⸗ 


5 zelnen, Lokaliſirung des Krieges, indem Jedem ſein be⸗ 
ſtimmtes Terrain zur unbeſchränkten Geltendmachung ſeiner 


Individualität zugewieſen wurde. Dadurch war die Auf⸗ 
rechthaltung der Ordnung ungemein erleichtert: es war nur 
eine Verhinderung des Einfalls in fremdes Gebiet noth⸗ 


wendig. Der Einzelne war freier Herr in ſeinem Gebiete, 


ſein individuelles Belieben fand genügenden Spielraum, 
ſich Ausdruck zu geben. Selbſtverſtändlich haben wir uns 


„die Einzelnen“ als Familienhäupter zu denken; 


denn das iſt das Normale: entweder Familienglied oder 


Familienhaupt. 
15 


VZ Wir ſehen: die mbar. Individualiſirung des 50 „ 
Eigenthums iſt nur Folge und Ausdruck der geiſtigen Son? 
derung, Individualiſirung der Menſchen, einſeitig egoiſtiſch, 


weil der Egoismus der Sünde in die Geſellſchaft einge⸗ 
zogen war. Man mußte mit dieſem Factor rechnen, und 
die egoiſtiſche Eigenthumsgeſtaltung war in dieſem 
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Falle die einzig vernunftgemäße — ganz gewiß ſolange, 


als noch Alle die Möglichkeit hatten, Privateigenthum aus 


freiem Boden zu gewinnen. 
Dieſe Beweisführung gewinnt noch an Gewichtigkeit, 
wenn wir noch eine weitere Folge der Sünde in Betracht 


ziehen: ihre Folgen auf das Verhältniß von Natur han 
| Menſch. 


Der Menſch hatte ſich in der Sünde gegen Gott em⸗ 
pört, nun empörte ſich auch die Natur gegen den Menfchen. 
Der Störung der übernatürlichen Ordnung folgt die Stör⸗ 


ung der natürlichen Ordnung. Anſtatt zu herrſchen, gerieth der 
gefallene Menſch in Abhängigkeit von der Natur, nur unter 
ſchwerer Arbeit konnte er ſeine Herrſchaft behaupten, 
nur ſparſam bot ſie ihre Früchte, nur mit Mühe waren ſie 
zu gewinnen. „Verflucht ſei die Erde um deinetwillen.“ 


„Dornen und Diſteln ſoll ſie dir tragen.“ „Im Schweiße 
deines Angeſichtes ſollſt du dein Brod eſſen.“ So hatte 
der Herr geſprochen — das war die Strafe der Sünde. 
Zwar war auch vor der Sünde ſchon dem Menſchen 
die Erde, „das Paradies“, zugewieſen „zur Bebauung“. 
(Geneſ. 1, 28 ff.) Aber da ſollte die Arbeit blos Genuß 
ſein, blos Mittel der Bethätigung, der Entwickelung. Ganz 


andern Charakter bekam die Arbeit nach der Sünde: da 
iz ſie „im Schweiße des Angeſichtes“ ſtattfinden, ſollten 


nur durch ſie der Erde die kargen Früchte abgewonnen 


0 werden. Arbeit war die Lebensbedingung der Geſellſchaft. 


Es trat alſo eine neue Aufgabe an die Geſellſchaft 


7 e 5 f 0 2 ? 
bheran: es mußte die Arbeit garant irt, eine ge 


ſicherte Ordnung der Arbeit geſchaffen werden. Die 
Arbeit konnte individualiſtiſch und gemeinſchaftlich organi⸗ 
ſirt werden. Die genoſſenſchaftliche Form, namentlich in 
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großem Umfange, war natürlich die bei weitem ſchwierigere. 

Sie erforderte einen Zwang, den die Obrigkeit nur müh⸗ 
ſam leiſten konnte. Viel einfacher war es, Jeden für ſich 
ſelbſt ſorgen zu laſſen, Jedem ſeine Arbeitsmittel — Grund⸗ 
ſtück, Vieh — zuzuweiſen und damit wirthſchaften zu laſſen. 
Dieſes ging um ſo mehr an, als Arbeitsmittel — Grund 
und Boden — genug da waren und anderſeits die Pro- 
ductionsweiſe ſehr einfach war, jeder umfaſſenderen Arbeits⸗ 


theilung entbehren konnte. So konnte Jeder „auf eigene 


| Fauſt“ arbeiten; war Jeder ſicher, daß er um die Früchte 
ſeiner Arbeit c betrogen wurde, daß er ſich nicht für 
andere Leute plagte, ſondern für ſich ſelbſt, für Weib und 
Kind. Arbeitete er viel, dann kam das ihm zu Gute, kam 
er auch voran; arbeitete er wenig, dann gab's auch wenig 
zu eſſen — das alles lag in ſeiner Hand. Das mußte 
zur Arbeit anſpornen, mußte den Arbeitsertrag anhäufen, 
lehren, mit demſelben haushälteriſch ſein: denn er iſt die 
Frucht des Schweißes. So bildete ſich Vorrath an Gütern, 
Vermögen, Kapital; man gewann Zeit und Fertigkeit, auch 
auf techniſche Verbeſſerungen der Arbeitsmittel, neue Er⸗ 
findungen ꝛc. ſich zu verlegen. Auch die Genußmittel 
wurden verbeſſert, verfeinert. Das führte wieder zur 
größeren Arbeitstheilung, das wieder zum Verkehr. Mit 
dem Anwachſen des Kapitals wurde auch Zeit und Ver⸗ 

mögen frei für höhere Bedürfniſſe, Bildung des Geiſtes. 
Dieſe gewannen wieder im Verkehr — kurz, aus der Pri⸗ 
vatwirthſchaft gerade und der in ihr gegebenen Bethätigung 
und Reibung der Kräfte erblühten am erſten Cultur und 
Civiliſation. Sie ſpannt die Kräfte viel wirkſamer an, 

bringt dieſelben alſo viel kräftiger zur Entfaltung, als der 
Zdwang der Gemeinſchaft. Das gilt auch ſelbſt dann, wenn 
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der Zwang unterſtützt wird durch Motive der Liebe und 
des Pflichtgefühls, ſeien dieſe nun natürlicher (Familien⸗ 
liebe) oder ſeien ſie religiöſer Art. Letztere vermögen nur 
für kleinere Kreiſe und für kürzere Zeit dem Motiv des 
Selbſtintereſſes die Wage zu halten. Nur in der Kin d⸗ 
heit der Völker ſind die Naturbande und das Gefühl 
der Familiengehörigkeit jo ſtark, daß eine gewiſſe commu⸗ 
niſtiſche Arbeitsorganiſation unter dem gemeinſamen „Vater“ 
(Patriarchen) Stand hält; nur in wenigen „Auserwählten“, 
beſonders Berufenen iſt das religiöſe Gefühl ſtark genug, 
eine eben ſolche Familien⸗Wirthſchaft ins Leben zu rufen. 
Nur unſere Orden und die erſte chriſtliche Gemeinde in Jeruſa⸗ 
lem und Alexandrien haben der Welt dieſes Schauſpiel menſch⸗ 
licher Selbſtloſigkeit geboten. Die Schwärmerei des Huma⸗ 
nismus hat dem nichts an die Seite zu ſetzen vermocht — 
auch nicht der Socialismus. Unſer moderner materia⸗ 
liſtiſcher Socialismus hat gar nichts einzuſetzen, außer dem 
mechaniſchen Zwange, und die ganz e Geſchichte weiſt 
kein einziges Beiſpiel auf, wo der reine Zwang 
eine genoſſenſchaftliche Arbeitsorganiſa⸗ 
tion geſchaffen hätte. | 

Faſſen wir zuſammen. Die Ordnung des Eigen⸗ 
thums wie der Arbeit mußten, einmal die Thatſache 
der Erbſünde und die damit gegebene Thatſache des Indi⸗ 
vidualismus vorausgeſetzt, naturnothwendig im Verlaufe der 
Zeit eine individualiſtiſche Form annehmen, und war dieſes, 
ebendieſelbe Sünde vorausgeſetzt, die nothwendige Bedin⸗ 
gung des materiellen und geiſtigen Fortſchrittes der menſch⸗ 
lichen Geſellſchaft. Es iſt nicht zufällig, wenn alle Cultur⸗ 
völker Privateigenthum haben. Privateigenthum war bis⸗ 
her noch ſtets die Bedingung der Entſtehung der Cultur: 
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damit iſt das Privateigenthum wenigſtens hiſtoriſch legi— 
timirt, wenigſtens in ſeiner relativen Berechtigung unan⸗ 
taſtbar. „Abſolut“ e ws es nicht. 


Aber wie hat man ſich a die Theilung zu denken, 
wie kam ſie zu Stande? — Zwei Wege waren mög⸗ 


lich, der des Vertrages und der der Gewalt. Erſterer 


konnte ſtillſchweigend und ausdrücklich, letztere legitim und 
illegitim ſein. 

Die älteſte und einfachſte Form war wohl: Zuwei⸗ 
fung eines Stück Landes an den ſich verheirathenden, da⸗ 


mit aus dem bisherigen Familienverband ſcheidenden Sohn 


durch den Familienvater, Familienälteſten, Patriarchen, 
vielleicht urſprünglich blos zur Benutzung. Da haben wir 
alſo rein autoritative Zutheilung. 

Die Familien wurden zahlreicher, ſelbſtſtändiger, ſich 
fremder; die Innigkeit und Einigkeit des Verbandes lockerte 
ſich, erblaßte immer mehr, und damit das Anſehen der 
Stammfamilien und ihre Autorität. Die Verſelbſtſtän⸗ 
digung der Glieder ſchreitet immer vor, immer mehr 


ſchließen fie ſich ab gegenüber der Gemeinſchaft, befeſtigen 


ſich in der Ausſchließlichkeit ihres Beſitzes, ihres Hauſes 


und Hofes. Jeder behauptet, was er hat — Allen er⸗ 


ſcheint es ſo ſelbſtverſtändlich und auch der Familienälteſte, 


der „Patriarch“ findet nichts dagegen einzuwenden: er be⸗ 


ſchränkt ſich eben auf Anerkennung und Aufrechthaltung 


des Beſtehenden. Da haben wir alſo eine neue Form der 


Eigenthumsbildung, ſtillſchweigenden Vertrag 
mit ſtillſchwei gender Zuſtimmung des Oberen. 

Die Bevölkerung wächſt weiter, progreſſiv, der vor⸗ 
räthige freie Boden genügt nicht mehr für neue Zuwei⸗ 
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ungen, die Stücke werden zu klein; die alten Familien 
haben auch keine Luſt, einen Theil ihres Beſitzthums zu 
räumen — es wird eine Auswanderung organiſirt. 
Die Auswanderer finden ſich ziemlich frei zuſammen, es 
ſind ziemlich gleichalterliche, ziemlich gleichberechtigte Ge⸗ 
noſſen, die mit der Heimat auch die heimatlichen Autori⸗ 
tätsverhältniſſe verlaſſen. Da werden fie ſich wohl durch 
freie Wahl — in freier Anlehnung an die Verhältniſſe 
der Heimat — eine Autorität geben: denn deren können 
ſie auch in der neuen Heimat nicht entrathen. Auf ähn⸗ 
liche Weiſe werden ſie die Beſitzverhältniſſe in der neuen 
Heimat ordnen, durch — freien Vertrag, freie Ver⸗ 
theilung, vielleicht unter Mitbeſtimmung des OS und 
der Moritat. 

9. > | 

Beſondere, von den bisherigen friedlichen ganz verschiedene 
Verhältniſſe werden ſich ergeben, wenn die neue Heimat 
ſchon bewohnt, ſchon in Beſitz genommen war, wo alſo 
Land und Volk erſt erobert werden müſſen. 

Mit Gewalt in Beſitz gekommen, können ſich die neuen 
Ankömmlinge auch nur durch Gewalt behaupten. Es ſteht 
ihnen ein doppelter Weg offen: entweder müſſen ſie die 
alte, eingeborene Bevölkerung mit dem Schwerte vernichten, 
oder aber ſie mehr oder weniger zu Sklaven oder Leib⸗ 
eignen machen. Die mildeſte Form, die aber auch ſchon 
fortgeſchrittene Civiliſationsverhältniſſe vorausſetzt, iſt: 
ihnen blos einen Theil des Vermögen's zu nehmen, 
und ſich nun als Kriegsadel feſtzuſetzen, mit dem Schwerte 
ihre Stellung behauptend. So machten es z. B. die 
Gothen, überhaupt die germaniſchen Völkerſtämme, wo ſie 
im Gebiete des römiſchen Reiches ſich feſtſetzten. Stets 
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aber geräth das unterworfene Volk nicht blos in ſeinen 
politiſchen und perſönlichen, ſondern auch in ſeinen Beſitz⸗ 
verhältniſſen mehr oder weniger in Abhängigkeit 
von den Eroberern. Dieſe behaupten ſich immer als die 
Ariſtokratie des Landes, ſei es nun als reiner Kriegsadel, 
ſei es, in Feſthaltung der Traditionen der Heimat, zugleich 
als Prieſter⸗Adel. Auch der Herrſcher bleibt dieſen gegen 
über ſtets mehr oder weniger nur primus inter pares; 
ja oft behauptet der Adel das Recht der Wahl, und da 
bleibt der „König“ erſt recht in Abhängigkeit von ſeinen 
„Genoſſen“. Waffe, Bildung und Beſitz machen den Adel. 
55 In ſolch erobertem Lande ſind alſo die Eigenthums⸗ 
verhältniſſe das Product der Gewalt; das Recht des 
Stärkeren hat ſie begründet. Zunächſt blos thatſächlich 
— ob auch rechtlich? Wir müſſen zunächſt Letzteres offen⸗ 
bar verneinen. Unberechtigte Gewalt kann als ſolche keine 
Rechte begründen. Aber ob ſich nicht nachträglich aus dem 
Factum des Beſitzes ein Rechtstitel entwickeln kann? 
Wir ſagen: Ja, und zwar durch factiſches und rechtliches 
Erlöſchen der alten Eigenthumsrechte. Factiſch 
erlöſchen die Rechte, wenn die Eigenthumsberechtigten aus⸗ 
ſterben: dann genügt die Thatſache des Beſitzes ſchon, um 
jeden Dritten von demſelben auszuſchließen, falls dieſem 
nicht die Eigenthumsrechte übertragen ſind. Jedem Dritten 
gegenüber iſt der Beſitz ſchon genügend zur Legitimirung. 
Rechtlich erlöſchen die Eigenthumsrechte durch nachträg⸗ 
lichen Verzicht. Dieſer nachträgliche Verzicht iſt durch⸗ 
aus nicht ſo undenkbar, wie auf den erſten Blick ſcheinen 
möchte. Man muß berückſichtigen, daß die fremden Er⸗ 
oberer die Eingeborenen überragen an phyſiſcher und mora- 
liſcher Kraft und Intelligenz — ſonſt war ja eine Er⸗ 
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oberung reſp. iſt eine Behauptung unmöglich —, daß fie 
ſo als Träger einer höheren, oder wenigſtens geſunderen 
Bildung und Civiliſation erſcheinen, vielleicht als Begrün⸗ 
der einer kräftigeren Rechtsordnung, die alten, unhaltbaren 
Zuſtänden ein Ende macht — alles Umſtände, geeignet, 
die neuen „Herren“ achten und ſchätzen zu lehren. Sind 
dieſe dann hochherzig genug, ſich als milde, edle Herren 
zu erweiſen, bemühen ſie ſich ernſtlich, ihrer Sellung als 
„Adel“ gerecht zu werden, dann werden die Verhältniſſe 
ſich befeſtigen, Bande der Anhänglichkeit und gegenſeitiger 
Treue Herrn und Unterthan umſchlingen; Eroberer und Er⸗ 
oberte werden ſo innig verwachſen, daß alle des alten Gegen⸗ 
ſatzes vergeſſen, Niemand mehr an Aenderung des Beſte⸗ 
henden denkt. Solche Verſchmelzungsproceſſe haben wir 
viele in der Geſchichte und die Geſchichte ſchreibt ihr Placet 
dazu. Wer erkennt z. B. nicht in dem Strome der Völker⸗ 
wanderung die „Fügung der Vorſehung“, der wir die fitt- 
liche Regenerirung und die Erhaltung der Civiliſation ver⸗ 
danken? Der „Naturgewalt“ dieſer barbariſchen Horden, 
gebändigt und befruchtet durch das Chriſtenthum, entſtammt 
eben Cultur und Recht der chriſtlich⸗germaniſchen Völker. 

„Aber Unrecht bleibt doch Unrecht,“ wendet man uns 
ein. „Wie kann denn aus Unrecht Recht werden, das 
heißt ja alle Grundſätze der ſittlichen Weltordnung um⸗ 
kehren“! Freilich, die ungerechte That als ſolche bleibt 
ungerecht und wer ſie perſönlich geſetzt hat, muß ſie auch 
perſönlich büßen. Aber die ungerechte That hat phyſiſche, 
rein factiſche Folgen, und dieſe factiſchen Folgen können 
als ſolche Veranlaſſung und Grund zu neuen Rechtsbil⸗ 
dungen abgeben und ſo ſelbſt ſegensreich werden. So iſt's 
ja der Weg der Vorſehung: aus Böſem Gutes entſtehen 


* 


* 


- 
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zu laſſen. Daß die Brüder des Joſeph dieſen nach Aegypten 


verkauften, war eine ruchloſe That, die bitter bereut und 
geſühnt werden mußte; aber dieſer That „verdankten“ ſie 
es, daß ihnen ſpäter in den Tagen der Hungersnoth Ge⸗ 


treide aus Aegypten durch Vermittelung des Joſeph zufloß. 


So war dieſe Sünde factiſch ihre Lebensrettung und auch, 
aus dieſer Veranlaſſung durch Joſeph bekehrt, ihr Heil. 


10. 

Wir haben alſo ſchon vier Arten der Eigenthums⸗ 
entſtehung durch Theilung: durch väterliche Gewalt, durch 
ſtillſchweigenden Vertrag, durch ausdrücklichen Vertrag, 
durch Gewalt mit nachfolgender Legitimirung. Wir haben 
ferner ſchon betrachtet, wie mit der Zahl der Familien 


die Innigkeit der Familien⸗ und Stammesverfaſſung ſich 


löſt, damit die „natürliche“ Autorität des gemeinſamen 
„Vaters“, „Patriarchen“ immer mehr erblaßt, ſo daß der⸗ 
ſelbe zum politiſchen „Oberhaupt“ herabſinkt, der nicht 
mehr das Recht aus eigener Machtvollkommenheit , ſchafft“, 


ſondern nur mehr das Beſtehende zu ſchützen hat, dem 


neben dieſer Juſtizhoheit nur noch das Preſtige der prie- 
ſterlichen und militäriſchen Machthoheit verbleibt. 

Wir haben auch ſchon den Gegenſatz der rein natür⸗ 
lichen: die rein „mechaniſche“ Autorität kennen gelernt — 
den Wahl⸗Fürſten oder Heerführer. Wir haben geſehen, 
wie ſogar Gewalt — bei nachträglicher Legitimirung — 
eine rechtmäßige Herrſchaft begründen kann, und was 
für die ſociale Herrſchaft, das gilt auch für die politiſche 


Herrſchaft, da beide weſentlich identiſche Rechte ſind. 


Wenn wir nun, was wir von der „väterlichen“ Autorität 
geſagt haben, von der nachgebildeten „obrigkeitlichen, po⸗ 
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litiſchen Autorität“ überhaupt fagen, fo haben wir alle = i 


Wege der Eigenthumszutheilungen feſtgeſtellt. 

Auch die Theilung der „germaniſchen Mark“ läßt ſich 
auf eine oder andere Weiſe zurückführen. Eine eingehendere Ge⸗ 
ſchichte derſelben würde klarlegen, daß doch nicht fo ſehr „Will 
kür“ und „Gewalt“, als die „natürlichen Verhältniſſe“, 
ſeien fie nun ökonomiſch⸗techniſcher, ſeien fie perſönlich⸗recht⸗ 
licher Art, ſie „verſchuldet“ haben. Nicht Zufall iſt es, 
daß z. B. Haus und Hof, was dem individuellen Leben 


am nächſten ſtand, am früheſten als Privateigen reſpectirt | 


wurde. Noch weniger war es Zufall, daß mit der inten⸗ 
ſiveren Cultur — Kapital- und Arbeits-Verwendung — 
auch die Gemeinheitstheilungen gleichen Schritt hielten. 
Der Gartenbau erfordert am meiſten Kapital (Dün⸗ 
gung) und Arbeit und Fürſorge: die Gartengrundſtücke 
wurden auch zuerſt ausgeſchieden. Dann folgte der Acker⸗ 
bau, bei Dreifelderwirthſchaft noch einfach — das Vieh 
beſorgt die Düngung —, deshalb auch noch eine gewiſſe 
Gemeinſchaft der Felder, die aber doch in regelmäßigen 
Friſten zum Anbau vertheilt werden (lokale Arbeitstheilung 


— Vertheilung der Producte nach der Arbeit.) Bald reicht | 5 


die Selbſtdüngung nicht aus, die Felder werden magerer, 
der Arbeiter und Eſſer mehr: es muß mit künſtlicher Dün⸗ 
gung, ſorgfältigerer Arbeit nachgeholfen werden. Soll das 
aber geſchehen, dann muß Jeder ſicher ſein, daß er die 
Früchte ſeiner Arbeit und Düngung erntet: die Felder 
werden in größeren Terminen gewechſelt, zuletzt ganz zu 
Eigen gegeben, d. h. das Ackerfeld, während das Weide⸗ 
feld gemeinſam bleibt. Die Bevölkerung wächſt weiter: 
auch das intenſiv bebaute Ackerfeld genügt nicht mehr, 
man muß auch das Weidefeld für den Anbau von 
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Früchten in Anſpruch nehmen: auch ein Theil der Weide 
wird vertheilt. Die Weide wird kleiner und doch muß der 


Düngung mehr ſein: man ſchreitet zur Stallfütterung und 


künſtlichen Klee⸗ und Grasgewinnung. Das Verfahren be⸗ 
währt ſich, wird allgemeiner und auch das Verlangen, auch 
die Weide in Anbau zu nehmen. So entſprichts den In⸗ 
tereſſen Aller und auch die Weide wird getheilt. Nur ent⸗ 
fernter gelegene und unfruchtbarere Theile derſelben bleiben 
zu gemeinſamer Abhütung. 

Am ſpäteſten zur Vertheilung kommt der Wald. 
Die Ueberfülle des Holzes macht es „werthlos“. Künſt⸗ 
lichen Anbaues bedarf es am wenigſten. Jeder geht in 
den Gemeindewald und holt ſich, was er nöthig hat, da 
und dort, wo es ihm gerade beliebt. Da wird natürlich 
ſchlecht „hausgehalten“. Der Holzbeſtand mindert ſich, 
die Menſchen mehren ſich, Holz und Boden — zur Urbar⸗ 
machung — fangen allmälig an ſeltener zu werden. Die 
ungeordnete, wüſte Gemein⸗Wirthſchaft geht nicht mehr, 
man muß Ordnung in die Sache bringen, damit nicht 
Einzelne auf Koſten der Gemeinſchaft ſündigen, damit auch 
für die nachfolgende Generation etwas übrig bleibe. 
Die „Ordnung“ kann nun einen doppelten Weg einſchlagen: 
Den Weg der „Theilung“, wo Jedem ſein Theil zu bes 
liebiger Bewirthſchaftung zugewieſen wird, oder den Weg 
öffentlicher Verwaltung“. Letzterer iſt gerade beim Wald 
sehr leicht möglich, weil derſelbe wenigſtens für den An⸗ 
fang weder Betriebskapital noch Arbeit verlangt, und die 
ganze Verwaltung ſich faſt nur auf Aufſicht beſchränkt. 
Dieſer beſondere Umſtand hat es denn auch in der Waldwirth⸗ 
ſchaft bei vorwiegendem Gemeinbetrieb belaſſen, und nur 
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ſoweit auch hier intenſivere Bewirthſchaftung: Anpflanzung 
Platz griff, gewann auch die Privatwirthſchaft Boden. 

Die Theilung ſpielt alſo, wie wir geſehen haben, in 
der Geſchichte des Eigenthums eine große Rolle, viel be⸗ 
deutender, als ihr die Rechtsphiloſophie und ſpeciell auch 
die Nationalökonomie zuerkennen. 


II. Der Vertrag. 
Der Vertrag — ein Act, in welchem zwei oder mehrere 


Perſonen in freier und ausdrücklich erklärter Ueberein 


ſtimmung ſich gegenſeitig, oder wenigſtens die eine der an⸗ 
deren ſich verpflichtet zu einer perſönlichen oder dinglichen 
Leiſtung. Die Eigenthumserwerbung durch „freien Ver⸗ 
trag“ erkennen auch die Socialiſten principiell an — nur 
leugnen ſie die „Freiheit“ der ſpeciell der privatwirthſchaft⸗ 
lichen Geſellſchaftsordnung eigenthümlichen Vertragsformen. 
Sie fordern abſolute Freiheit und Gleichheit der Contra⸗ 
henten, die allerdings beim privatwirthſchaftlichen Tauſch⸗ 
und vor Allem beim Arbeitsvertrag faſt nie zutrifft: immer 
beſteht mehr oder weniger eine Abhängigkeit und nur ſelten 
halten ſich die beiderſeitigen „Intereſſen“, die beiderſeitige 


moraliſche „Nothwendigkeit“ des Tauſches ſo ganz die 5 


Wage. So iſt z. B. der Arbeitgeber durchſchnittlich immer 
in Vortheil gegenüber dem Arbeiter — er kann warten, 
während der Arbeiter ſeine „Waare“, Arbeit losſchlagen muß. 
Dieſe Ungleichheit, „Unfreiheit“ kann allerdings einen Grad 
erreichen, daß der Vertrag unſittlich und ungerecht wird, 
und auch die Kirche hat die Ausbeutung ſolcher Verhält⸗ 
niſſe — ſpeciell für den Darlehens-Vertrag durch ihre 
Wuchergeſetzgebung — gebrandmarkt. Sie fordert eine 
gewiſſe Billigkeit, eine gewiſſe aequalitas der Leiſtungen, 
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weil die Pflicht der „Gegenſeitigkeit“, die Pflicht der Liebe, 
die ja neben dem „Privatrecht“, neben der ſtrengen „Ge⸗ 
rechtigkeit“ auch ihr „Recht“ behauptet, es ſo verlangt. 
Aber der Socialismus geht in ſeiner Forderung zu weit, er 
ſchraubt die Pflicht der Gegenſeitigkeit zu hoch, wird 
dem Individuum, dem Privatrecht nicht gerecht; ſeine For⸗ 
derung iſt nur verſteckte Leugnung des Privateigenthums, 
wie wir ſchon im erſten Vortrage bei ſeiner Werththeorie 
geſehen haben. | 

Principiell angegriffen wird vom Socialismus !) der 
Rechtstitel des | 


Erbrechts. 


Das Eigenthumsrecht ſchließt auch das Recht freier 
Verfügung ein — ſoweit nicht poſitiv rechtliche Beſchrän⸗ 
kungen vorliegen — ſchließt alſo um ſo mehr das Recht 
ein, zu Gunſten ſeiner Kinder zu verfügen durch Teſtament. 
Das und nichts weiter iſt das „teſtamentariſche Erbrecht“ 
— eine Schenkung des Vermögens an die Kinder. Alle 
Einwendungen dagegen ſind nicht ſtichhaltig. So, wenn 


1) Der ältere franzöfiſche Socialismus verwirft das Erbrecht durchaus. 
Der moderne deutſche Socialismus will das Erbrecht für das beſtehende 
Productiv⸗Eigenthum „ablöſen“ — mit oder ohne Entſchädigung durch 
Anweiſungen auf Conſumtiv⸗Kapital, je nachdem der Uebergang zum „Volks⸗ 
ſtaat“ ein friedlicher oder gewaltſamer ſein wird —; für das Eigenthum an 
Conſumtiv⸗Kapital im Zukunftsſtaate läßt er die Frage offen. Die 
„Gemäßigten“ wollen es als Sporn der Thätigkeit beibehalten, die „Ex⸗ 
tremen“ wollen es der abſoluten „Gleichheit“ geopfert wiſſen. Die Führer, 
ſpeciell Marx und Laſſalle, ſprechen fi nirgends darüber aus. Die Frage 
iſt auch nicht jo bedeutſam, weil es im Zunkunftsſtaate ſich blos um 
„todtes“ Kapital handelt. a 
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man ſagt: „Den Lebenden gehört die Welt, Niemand kann 
doch ſein Vermögen nach ſeinem Tode verſchenken.“ Das 
hat der Teſtator auch nicht gethan, er hat im Leben 
teſtirt, verſchenkt, nur nicht definitiv, nur mit Vorbehalt. 
Mit dem Tode erlöſchen ſeine Befugniſſe, ſein Vorbehalte, 
und ſo tritt die Schenkung in ihre volle Wirkung, die vor⸗ 
her „gebunden“ war. „Aber er disponirt über ſein Ver⸗ 
mögen über ſeinen Tod hinaus, ſetzt einen Act, der 
erſt nach dem Tode ſich auswirkt, die Nachwelt bindet, in 
ihren Befugniſſen beſchränkt“. Allein das trifft mehr oder 
weniger bei allen menſchlichen Handlungen zu, ſpeciell bei 
jedem Vertrag. Hauet der Bauer ſeinen Wald nieder, ſo 
„beſchränkt er die Rechte der Nachwelt“, verkauft oder 
verſchenkt er ihn an einen Nachbar, ſo „disponirt er 
über ſeinen Tod hinaus“, macht er ihn urbar, zu Feld, ſo 
geht er noch nach dem Tode „ſpuken“ und „zwingt“ die menſch⸗ 
liche Geſellſchaft entweder auch hübſch Ackerbau zu treiben 
oder aber wieder anzupflanzen. „Aber zu jedem Vertrag ge⸗ 
hört Conſens der Contrahenten, beim Teſtamente wiſſen 
aber die Erben nicht einmal immer ihr Glück, können alſo 
auch nicht conſentiren.“ Ganz richtig, deshalb können die 
Erben ihren Conſens auch verweigern, die Erbſchaft ab⸗ 
lehnen oder auch annehmen. „Wie kann denn nach dem 
Tode des Erblaſſers ein Conſens, d. h. Zuſtimmung zum 
Willen des Todten zu Stande kommen; denn mit dem 
Tode hört doch auch der Wille auf, wenigſtens für dieſe 
Welt?“ ) Der Wille als Vermögen: ja, der Wille als 


) Leibnitz und Andere glaubten nur durch Hinzuziehung der Idee der 
Unſterblichkeit die Verbindlichkeit des letzten Willens über den Tod hinaus 
erweiſen zu können. Aber der unſterbliche Wille als ſolcher hat doch nach dem 
Tode nichts mehr auf dieſer Welt zu ſagen! Dieſe Löſung genügt alſo nicht. 
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im Leben geſetzter Act: nein, ebenſowenig, wie der Willens⸗ 
Act, in dem er dem Nächſten ein Feld verkaufte, mit ſeinem 
Tode aufhört. 

Wir müfſſen die teſtamentariſche Vererbung als eine 
Schenkung im Leben betrachten, die aber erſt mit dem Tode 
in Wirkung tritt, actuell wird. Bei ſolcher Auffaſſung 
ſind alle Schwierigkeiten gelöſt. i 
Daas teſtamentariſche Erbrecht wurzelt im perſönlichen 
Willen. Anders das Inteſtat⸗Erbrecht: es gründet 
in den objectiven Naturverhältniſſen. Es iſt die Conſe⸗ 
quenz der Idee der phyſiſch⸗ moraliſchen Einheit der Fa⸗ 


milie. Der Vater lebt in feinen Kindern phyſiſch⸗geiſtig 


fort, da muß der phyſiſch⸗geiſtigen Forterbung auch das 
materielle Erbe — Unterlage und Ausdruck ſeines phyſiſch⸗ 
geiſtigen Lebens — folgen. Der Vater muß ſchaffen, ar⸗ 
beiten können für ſein Kind: ſo verlangt es die natürliche 

Liebe zum Kinde; das Kind hat Anſpruch auf die Be: 
thätigung der Liebe des Vaters, auf die Begründung feiner 
phyſiſch⸗geiſtigen Exiſtenz durch den Vater, und damit auf 


ſein Vermögen. So verlangts das natürliche Gefühl — 
der beſte Ausdruck des Naturgeſetzes. So hat der Schöpfer 


Vater und Kind es in's Herz gelegt. Leugnung dieſes 
Gefühls und des Erbrechts führt nothwendig zur Leug⸗ 
nung der Familie, wozu ſich der Socialismus ja auch be⸗ 

kennt: der Staat ſoll Unterhaltung und Erziehung der Kin⸗ 
der allein übernehmen, der Staat Familie ſein. 

Der Socialismus predigt immer von „Brüderlichkeit“, 
und wer ſympathiſirt nicht mit dieſem Begriff! Er wurzelt 
tief im menſchlichen Herzen, Jeder verſteht ihn. Aber 
Nees gibt doch noch ein heiligeres, ein tiefer wurzelndes 
Gefühl — es iſt das Gefühl des „Kindes“, wenn es 

) . 9 * 
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„Vater“ ruft, des „Vaters“, wenn er von feinem „Kinde“ 
ſpricht. Und, wer „Vater“ und „Kind“ trennt, wie kann 
der von „Brüderlichkeit“ ſprechen! Wer „Brüder“ ſagt, 
muß erſt „Vater“ ſagen. Brüderlichkeit ohne Vaterſchaft 
iſt — Heuchelei. Wie kann man es wagen, mit heiligen 
Gefühlen ſein Poſſenſpiel zu treiben. Vater und Kind 
ſtehen in innigerer Beziehung als Bürger und Bürger, 
dem Vater folgt deshalb auch im Erben zuerſt das Kind, 
dann der Bürger. 


| Fallen wir ſchließlich unſere Darlegungen 0 
zuſammen, ſo ergibt ſich als Hauptreſultat folgendes: 
1. Das Eigenthumsrecht in abstracto iſt im Natur⸗ 
recht begründet, iſt ewig und unabänderlich. 

| 2. Das Eigenthum in conereto ift ein Product der 
geſchichtlichen Entwickelung, wo Zufall und Sünde eben⸗ 
ſogut eine Rolle ſpielen, als die Geſetze der Natur und 
der Sitte. 

3. Nachdem aber nun einmal das Eigenthumsrecht ir in. 
abstracto gemäß dem — individualiſtiſchen — Grundzuge 
der — gefallenen — menſchlichen Natur und den Bedin⸗ 
gungen der Production vorwiegend als „Privat“ - Eigen 


concret geworden iſt, iſt es heilig und unverletzlich, ſoweit 


nicht höhere Rechte concurriren. 


Roten und Belege un kitten Votrage 


Die ehre unſerer großen Theologen über das 
e 


I. 


Der „Fürſt der Schule“, der heil. Thomas von 
Aquin lehrt: 

1. Man muß das Weſen und den Gebrauch der 
Dinge unterſcheiden. In erſterer Beziehung gehören ſie allein 
Gott an, als dem Oberherrn. Den Gebrauch der Dinge hat 
Gott dem Menſchen zugewieſen. Das erhellt aus dem ganzen 
Plane der Schöpfung, wo immer das Niedere für das Höhere 
angelegt erſcheint. So auch die unvernünftige, unfreie Creatur 
für den mit Vernunft und Freiheit begabten Menſchen. — So 
der Beweis des Eigenthumsrechts in abstracto. 

„Dicendum, quod res exterior potest dupliciter 
considerari. Uno modo, quantum ad ejus natur am, 
quae non subiacet humanae potestati, sed solum divinae, 
cui omnia ad nutum obediunt. — Alio mod o, quantum 
ad usum ipsius rei, et sic habet homo naturale 
do minium exteriorum rerum, quia per rationem 
et voluntatem potest uti rebus 'exterioribus ad suam 
utilitatem, quasi propter se factis. Semper enim 
imperfectiora sunt propter perfectiora, ut 
supra habitum est (qu. 64. art. 1.) Et ex hac ratione 


134 Nioten und Belege. 


Philos. (Aristoteles) probat in (lib.) I (cap. 5). Polit., 


quod possessio rerum exteriorum est homini naturalis. 


Hoc autem naturale dominium super caeteras creaturas, 


quod competit homini secundum rationem, in qua 


imago Dei consistit, manifestatur in ipsa hominis crea- 
tione, Genes. I., ubi dieitur: Faciamus hominem ad ima- 


ginem et similitudinem nostram: ut praesit piscibus 


maris ete.* — „Deus habet principale dominium om- 
nium rerum. Et ipse secundum suam providentiam 
ordinavit quasdam res ad corporalem hominis susten- 
tationem: et propter hoc homo habet naturale rerum 
dominium quantum ad potestatem utendi ipsis.“ Summa 
theologiea, II. II. qu. 66 art. 1. 

2. Gott hat das Eigenthum der Menſchheit in communi 
zugewieſen, aber über die concrete Form: ob Privateigen oder 
Gemeineigen, nichts beſtimmt — erſtere alſo jedenfalls nicht 


verboten. Die heutige private Geſtaltung des Eigenthums 


iſt weſentlich Veranſtaltung der Menſchen. 


„Dicendum, quod communitas rerum attribuitur iuri 
naturali, non, quia ius naturale dictet, omnia esse 


possidenda dom munit er, et nihil esse quasi proprium 
possidendum : sed quia secundum ius naturale no n est 


distinctio possessionum, sed magis (0 secundum huma- 
num condictum, quod pertinet ad ius positivum, ut su- 


pra (qu. 57. art. 2 und 3.) dietum est. (In dem beige⸗ 
zogenen Artikel weiſt der Autor das Privateigenthum dem jus 
gentium zu, und iſt hier der Ausdruck ius positivum danach 
zu corrigiren. S. unten.) Unde proprietas possessionum 
non est contra ius naturale, sed iuri naturali s u per- 
additur per adinventionem rationis humanae.* L. c. 
art, 2. (ad primum). 


3. In der Frage der concreten Geſtaltung des Eigenthums 


iſt zu unterſcheiden Beſitz und Verwaltung, und — an⸗ 


derſeits — die Verwendung desſelben. Für Beſitz und 


Verwaltung iſt die Form des Privateigenthum's die 
beſte, in der Verwendung ſoll der Communismus (der 


Liebe) herrſchen. So entſpricht's dem thatſächlichen Zuſtande 


SEE ru 
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des Menſchen — zur Sicherung der Ordnung, zur Er⸗ 
haltung des Friedens, zur Anſpornung zu Fleiß und 
Sparſamkeit — ſo entſpricht's auch den Intentionen Gottes 
(Nächſtenliebe). | 
„Respondeo dicendum, quod circa rem exteriorem duo 
competunt homini, quorum unum est potestas pro- 
eurandi et dispensandi, et quantum ad hoc 
lieitum est, quod homo propria possideat. Et est 
etiam necessarium ad humanam vitam propter tria. 
Primo quidem, quia magis sollicitus est unusquisque 
ad procurandum aliquid, quod sibi soli competit, quam 
id, quod est commune omnium vel multorum: quia unus- 
quisque la bo rem fugiens, relinquit alteri id, quod per- 
tinet ad commune, sicut accidit in multitudine ministrorum. 
Alio modo, quia ordinatius res humanae tractantur, 
si singulis immineat propria cura alicuius rei procurandae: 
esset autem confusio, si quilibet indistinete quaelibet pro- 
curaret. Tertio, quia per hoc magis pacificus 
status hominum conservatur, dum unusquisque re sua con- 
tentus est. Unde videmus, quod inter eos, qui commu- 
niter et ex indiviso aliquid possident, frequentius jurgia 
‘oriuntur.* L. c. art: 2. (corp.). 
4. Die Inſtitution des Privateigenthums tft demnach zwar 
nicht durch die Natur abſolut gefordert, und direct in⸗ 
tendirt, wie z. B. die Ehe, aber ſie iſt doch auch nicht blos 
poſitiver Art, bloßes Product des Geſetzgeber's: ſie hält viel⸗ 
mehr die Mitte zwiſchen beiden. Der gefallenen Natur iſt ſie 
eben ſo ſehr convenient und durch vernünftige Einſicht ſo ſehr 
gefordert, daß ſie faſt mit der Nothwendigkeit eines Naturge⸗ 
ſetzes bei allen Völkern herrſchend geworden tft: fie iſt rel a⸗ 
tiv, moraliſch nothwendig. Sie iſt nicht „naturrechtlich“ 
im ſtrengſten Sinne des Wortes, aber doch, als dem ge⸗ 
fallenen Zuſtande allein entſprechend, und durch die Vernunft 
gefordert, als quasi „naturrechtlich“, als ein nothwendiger 
Ausfluß des Naturrechts zu betrachten. Der geſunde Sinn 
der Völker hat ſich für ſie entſchieden „mußte“ ſich für ſie 
entſcheiden — nicht zwar durch ausdrücklichen Vertrag, aber 
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doch inſtinetiv — ius gentium — als nothwendigem Beding⸗ 
niß der geſellſchaftlichen Ordnung. 

„Respondeo dicendum, quod ius, sive iustum naturale 
est, quod ex sui natura est adaequatum vel conmensura- 
tum alteri: hoc autem potest contingere duplieiter, 
Uno modo secundum absolutam sui considerationem ; 
sicut masculus ex sui ratione habet commensurationem 
ad feminam, ut ex ea generet, et parens ad filium, ut 
eum nutriat. Al io modo aliquid est naturaliter alteri 
commensuratum, non secundum absolutam sui rationem, 
sed se cundum aliquid quod ex ipso sequitur, 
puta, propriet as possessionum. Si enim con- 
sideretur iste ager absolute, non habet, unde magis sit 
huius quam illius: sed, si consideretur per respectum ad 
opportunitatem colendi et ad pacificum usum agri, secun- 
dum hoc habet quandam commensurationem ad hoc, quod 
sit unius et non alterius, ut patet per Philos. in Polit. 
(lib. 2 cap. 3.); absolute autem apprehendere aliquid non 
solum convenit homini, sed etiam aliis animalibus: et 
ideo ius, quod dieitur naturale per primum modum, com- 
mune est nobis et aliis animalibus. — A jure autem na- 
turali sie dieto recedit ius gentium, ut Jurisconsultus 
dieit, quia illud omnibus animalibus, hoc so lum 
hominibus inter se commune est. — 

Considerare autem aliquid comparando ad id, quod 
ex ipso s eq uitur, est proprium rationis; et ideo hoc 
idem est naturale homini secundum rationem 
naturalem, quae hoc dictat, et ideo dicit Cajus Juris- 
consultus: Quod nat uralis 1 inter omnes homines 
constituit, id apud omnes gentes peraeque eustoditur, 
vocaturque ius gentium.“ L. o. qu. 57 art. 3. 


II. 


Die Darlegungen des hl. Thomas ſind von allen ſpäteren 
Theologen acceptirt worden, nur haben ſie 1 weiter aus⸗ 
geführt und erläutert. 
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1. „Von Natur aus iſt alles gemein“. Molina führt 
das alſo aus: „Quod cum naturae auctor ita res omnes 
(alias) corporeas condiderit propter genus humanum, ut 
nihil constitutione ipsa rerum cuiquam hominum proprium 
effecerit, sed omnes indistinete in hominum commodum 
et utilitatem condiderit, efficitur, ut, si solum ius na- 
rale, primam rerum constitutionem spectemus, 
dominium (aliarum) ominum rerum corporearum omnibus 
hominibus sit commune, nullaque rerum dominia sint 
inter homines divisa.“ (De iustitia et iure, tract. II. disp. 
18). Dieſe urſprüngliche „Gütergemeinſchaft“ negirt die 
directe Einſetzung des Privateigenthums durch Gott, pon irt 
das allgemeine Eigenthumsrecht in abstracto: darauf reducirt 
ſich die ganze Bedeutung derſelben. „Omnia dicuntur jure 
naturae commune partim negative, quia ius naturae 
divisionem non fecit aut pracepit; partim posi- 
tive, quia omnibus potestatem fecit utendi q u a- 
vis re et dominii capien di, priusquam ab aliquo 
sit oecupata, quod ius etiam nunc durat.“ So Leſſius 
(De iustitia et iure, lib. II. cap. V. dubit. 2.) 

2. Auf welches Recht die ſtattgefundene Sonderung 
des Eigenthums ſich ſtützt, entwickelt ganz klar Leſſius alſo: 
„Respondeo et dico pri mo, non esse factam (divisionem 
dominiorum) iure divino. Deus neque fecit divisionem 
illam primam, neque eam praecepit fieri.... Denique deus 
nusquam in scripturis revelavit hane divisionem esse facien- 
dam. — Dico secundo, non est etiam facta proprie 
iure naturali. Probatur, quia ius naturae neque 
fecit hanc divisionem, cum omnia reliquerit communia; 
neque etiam praecepit eam fieri; neque natura s e- 
cundum se ad eam inclinat: non enim ıllam quaeris 
nisi in vita civili, ubi vivendum cum aliis, et s u p po- 
sitis incommodis ex hominum pravitate prove- 
nientibus. Hac ratione matrimonium dicitur esse iuris 
naturae, nimirum quia natura secundum se, id est extra 
vitam politicam, et sepositis externis incommodis coeliba- 
tus, ad illud inelinat: non sie ad rerum divisionem. — 
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Dico tertio, haec divisio facta est iure gentium. 
Hoc tamen non est ita intelligendum, quasi sit ali- 


quod praeceptum apud homines, sed quia commune 


omnium iudicium est, divisionem rerum ex pe- 
dire, tum ad pacem, tum ad meliorem 
rerum administrationem; idque spectata 
mortalium conditione, quae sui est amans, et alieni 
negligens, quae cupiditati et ambitioni misere est subiecta. 
Jtaque hoc „ius gentium“ nihil est aliud, quam com- 
mune hominum iudicium et gentium consen- 
sus, vel est concessio, et ius ex communi iudicio et con- 
sensu proveniens. Et quia haec vitia plerumque in 
genere humano regnant apud omnes nationes, ideo 
expedientissimum fuit apud omnes fieri divisionem. 
Unde sequitur, si in aliquo coetu, dono supernatu- 
rali haec vitia possint tolli, vel comprimi, ut non 
dominentur, ius gentium ibidem non postulare aut magis 
expedientem censere rerum divisionem, sed potius earun- 
dum communitatem, qualis erat in statu innocentiae; prae- 
sertim, cum multa alia ex hac sequantur commoda: tem- 
perantia, modestia, tranquillitas animi, vacuitas sollieitu- 
dinis rerum temporalium, mentis ad res divinas et ad 
studium sapientiae expeditio. Hoc modo fideles ecclesiae 
primordio omnia habuere communia, maxime Hierosolymis 
et Alexandriae. Jtem servatur, et quidem perfectius, in 
monasteriis et coetibus Religiosorum, qui cum ex multi- 
tudine sint selecti et totirebus divinis mancipati, facilius 
illa vitia, quae divisionem rerum postulant, devitare queunt: 
quare merito inter eos, ut omnia sint communia, statuitur.“ 
„Objieitur: Jd est iuris naturae, quod ratio nat u- 
ralis dictat omnino necessarium ad pacem generis 
humani; sed divisio rerum est huiusmodi: ergo est juris 
naturae. Respondeo 1. one di posse illa hac ratione 
esse juris naturae, quamvis ali o modo negetur esse iuris 
naturae. 2. naturalis ratio non dictat, id esse om nino 
necessarium : posset enim in singulis communitatibus i n- 
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stitui politia, secundum quam pene omnia man erent 
 communia; ut fit apud Anabaptistas in Maravia: exeipe 
tamen uxores, quas illi foede nimis contra omnia jura 
communes faciunt.“ 
„Objieitur: „Quod haee villa sit mea et illa tua, 
est ex iure Jmperatorum“ ut inquit Augusti- 
nus tract. 6 in Johannem; ergo non jure gentium. 
Respondeo: divisio rerum in genere est iuris gentium, 
non autem huius vel illins rei variis personis par- 
ticularibus facta attributio. Haec enim provenit vel ex 
prima occupatione, vel ex variis contractibus, aliisve mo- 
dis jure civili approbatis* (I. c. dubit. 3) 

3. Die Väter ſprechen ſich oft hart über „das kalte Wort: 
Mein und Dein“ aus, und beklagen darin die Folge der Sünde. 
Aber wenn z. B. der Papſt Clemens I. und der Naturſtands⸗ 
Theoretiker Jaques Rouſſeau in dieſer Beziehung „dasſelbe“ 
ſagen, ſo iſt's doch noch längſt nicht dasſelbe. 

„Opponi solent (primo) verba S. Clementis Papae in 
cap. Dilectissimis 12. quäaest. 2. ubi sic ait: „„Com- 
munis usus omnium, quae sunt in hoc mundo, omnibus 
hominibus esse debuit: sed per iniquitatem alius dixit, 
hoc esse suum, alius istud; et sic inter mortales facta est 
divisio“ “ Respondeo facile, sensum non esse, quod d i- 
visio fuerit peccaminosa, sed quod facta fuerit 
oecasione peceati, tum originalis, quod si 
non praecessisset, non fuisset necessaria divisio — singuli 
enim haberent absque labore omnia ad vitam necessaria — 
tum etiam peccatorum actualium, quae timebantur, 
si divisio non fieret in tanta hominum multitudine 
et natura corrupta. Unde consulit S. Clemens 
fidelibus Hierolymitanis, ut sicut morum integri- 
tate statum innocentiae imitabantur, sic aemularentur 
bonorum communium usum, qui in illo felici statu ren- 
tentus fuisset.“ De Lugo, de iustitia et jure, disput II. 
Sen | 

4. Wie geſchichtlich die Sonderung des Eigenth une 
vor ſich gegangen ſein mag, darüber läßt Molina ſich alſo aus: 
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„Dicendum, tribus modis potuisse legitime institui 
ac in troduci rerum divisionem. Primo potestate pa- 
terna, per primum parentem ante diluvium; eoque 
modo arbitror fuisse introductam. Cum enim tam Adamus 
quam Noe parentes essent omnium, qui in terra tune mora- 
bantur, nec supra se quemquam superiorem haberent, sane 
cum potestate paterna coniuncta tune videbatur potestas 
ccòrcitiva legumque in suos posteros ipsis tune subditos 

ferendarum, ad eosque parentes pertinere videbatur regi- 
men generis humani et punitio delictorum. Quare, saltem 
consentiente sobole quae tunc erat (imo credo, etiam illa 
renitente) statuere potuerunt divisionem rerum, qualem 
ad quietum hominum statum expedire prospieiebant, ut 
eam re ipsa Adamus videtur constituisse. Statim namque 
Genes. 4 legimus, Cain et Abel sua peculia habuisse dis- 
tincta Abelque obtulisse de primogenitis gregis sui et 
Cain aedificasse civitatem vocasseque eam ex nomine filii 
sui Henoch. Quod si ante diluvium facta fuit rerum 
divisio, post diluvium filii Noe eodem jure uterentur quo 
noverant homines usque ad id tempus fuisse usos. Et 
quod post diluvium quisque occupasset, id in suum com- 
pararet dominium, patre praesertim bona inter eos divi- 
dente, accedenteque mutuo eorum consensu eodem jure 
posteri uterentur. — Secundo fieri potuit rerum divisio 
multiplicatis jam hominibus electoqgue per eos 
aliquo in principem communem, auctoritate cuius 
bona ad illud usque tempus communia dividerentur. — Ter- 
tio potuit fieri communi hominium consensu, 
eo pacto quo Genes. 13 orto jurgio inter pastores Abra- 
ham et Loth, Abraham optionem dedit Loth, ut dexteram 
vel sinistram sibi eligeret. Quocunque autem modo 
rerum divisio facta fuerit, de reliquis, quae in di- 
visa restabant, semper id tacito vel expresso 
consensu statutum servatumque fuit, ut fierent primo 
occupantis. Quo fit, ut sicut rerum divisio de jure 
est gentium: ita de iure gentium sit, ut, quae in nullius 


a N A A rr . . RE ne. Akne ta 8 
HN En 2 Er 1 5 Arne 3 N 2 . 885 Ya FIR 8 
NN n 7 * A 2 x Er u 
Pk 7. 


Die Lehre unſerer großen Theologen. 141 


sint bonis, fiant primo occupantis, ut habetur Instit. de 
rerum divis $ ferae et alius iuribus.* (L. c. disp. 20.) 

5. Die Frage über Berechtigung und Entſtehung des 
Eigenthums iſt ganz parallel der Berechtigung und Ent⸗ 
ſtehung der politiſchen Gewalt — ſo daß man alſo nicht 
in der einen „liberal“ und in der andern „conſervativ“ ſein 
| 0 — Mo lina hat dieſes Parallel⸗Verhältniß ſchon ſcharf 
erfaßt. 

„Quamvis quaestio (utrum rerum dominia licite fuerint 
divisa et quo jure) praecipue habeat locum in dominio 
proprietatis, e xtendi etiam potest ad domi nium 
iurisdietionis. Etenim statim ac genus humanum 
ab innocentiae statu per peccatum corruit, necessa rium 
fuit iurisdictionis dominium cum vi quadam coercente intro- 
duci quo homines in officio continerentur, propulsarentur, 
et punirentur iniuriae, paxque et tranquillitas inter eos 
servaretur. Multiplicatis praeterea hominibus 
et per orbem dispersis, necesse etiam fuit eiusmodi domi- 
nium dividi pluresque constitui rectores, qui varlas 1 
cias, civitates ac populos moderarenter« e. 

6. Das allgemeine, abſtracte Eigenthumsrecht wird als 
Privateigenthum concret, und nachdem es als ſolches 
conceret geworden iſt, tt es gegen das Natur⸗ 
recht, dasſelbe zu verletzen. Gott hat die Menſchheit in 
dieſe Welt eingeführt wie in ein reich ausgeſtattetes 
Haus, daß fie Beſitz von ihm ergriffe. Nachdem 
fie ſich darin eingerichtet und vertheilt hat, hat Niemand ein 
Recht, ſie darin zu ſtören. Die Bäume des freien Urwaldes 
ſtehen Jedem frei zur Verfügung; ſobald aber der Baum ge⸗ 
hauen iſt, entfällt er dem Gemeineigen, gehört dem, der ihn 
gefällt hat. 

„Quando ergo dieitur, quod jure naturae omnia com- 
munia erant, non debet ita intelligi, quod ius naturae 
praeciperet illam bonorum communitatem et pr o- 
hiberet proprietatem ac divisionem, sed quod in ipsa 
prima rerum creatione nihil natura alicui in particulari 
sed introduxit homines in mundum quasi in 
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do mum opibus refertam, ut singuli acci- 
perentet accipiendo facerent sua ea, quae 
antea erant communia omnium, sicut ligna caedu a, 
antequam caedantur, sunt in dominio o m m un i- 
tatis, post caesionem vero fiunt propria dae de n- 
tis, et jam non sunt amplius in dominio communitatis, 
quia solum erant communia et in communitatis dominio, 
quamdiu ab aliquo per caesionem non sibi usurparentur : 
sic erant bona huius orbis in prima creatione bona quidem 
communia, quorum dominium erat apud hominum com- 
munitatem , quamdiu tamen non usurparentur legitimo 
modo ab aliquo privato, quam usurpationem et appropria- 
tionem non prohibebat ius naturae, imo in genere 
dietabatetpraecipiebat fieri supposita fra- 
gilitate et multitudine hominum, licet mo- 
dum illum faciendi non omnino determinaret, sed 
cum dependenti a semper aliqua a iure human o 
potente limitare, aug ere et decernere modum 
acquirendi vel amittendi illam appropriationem.“ 
Lugo, I. c. n. 7. — Man ſieht auch hier wieder die Bedeu⸗ 
tung des Bevölkerungszuwachſes für die Ent⸗ 
wickelung des Privateigenthum s hervorgehoben. 

„Aber wird durch Theilung denn nicht das „„Naturrecht““ 
— das „„Recht auf Alles““ eingeſchränkt, ja, aufgehoben? Wo 
bleibt da denn die Unverletzlichkeit des Naturrechts.“ „Hoc loco 
observa, quod ante factam quidem rerum divisionem con- 
tra ius naturale foret prohibere quemqam ab usu rerum 
omnibus communium: sicut modo contra jus naturale est 
prohibere quemquam ne aquam sumat de fonte omnibus 
communi, aut ne transeat per viam publicam: eo quod 
ius naturale praecipiat, ne prohibeas quemquam ab usu 
rerum omnibus communium: est enim id manifesta injuria. 
Facta autem rerum divisione, quia desinit commune esse, 
quod antea erat commune, desinit quoque esse contra ius 
naturale, non quidem variatione facta in iure naturali, 
quod in se mutationi ac variationi minime est subjec- 
tum, sed facta variatione in obiecto, cui eircumstantia 
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illa advenit, ut commune jam non sit, quod antea com- 
mune erat, ratione cujus circumstantjae comprehendi de- 
sinit sub praecepto iuris naturalis, sub quo antea com- 
prehendebatur.“ (Molina, I. c) 

7. Unſere Darlegungen zuſammenfaſſend, können und müſſen 
wir alſo jagen: das Privat-Eigenthum als Inſtitution 
iſt nicht ſchlechthin naturrechtlich, durch das Naturrecht abſolut 
gefordert, aber jede Verletzung des einmal beſtehen den privaten 
Eigenthums iſt eine Verletzung des Naturrechts. Und umge⸗ 
kehrt: Diebſtahl iſt gegen das Naturrecht, aber deshalb das 
Privat⸗Eigenthum noch nicht ſchlechthin naturrechtlich. „Objiei- 
tur: furtum est contra ius naturae, ergo dominium rei 
competit alteri iure naturae. Respondeo negando con- 
se quentia m, quia ius naturale dietat, nihil alteri in- 
vito auferendum, quo cunque jure illi id competat. 
Sicut etiam iubet: Superiori obediendum, etiamsi 
illa potestas ei nisi iure humano non competat.“ So, ſcharf 
diſtinguirend, Leſſius (l. c.) 

8. Die heutige extrem individualiſtiſche Ausbildung des 
Eigenthums iſt die Folge der Erbſünde. Aber auch im Stande 
der urſprünglichen Heiligkeit wäre eine gewiſſe, 
ja ſogar eine ziemlich weite Ausbildung des Privat⸗ 
Eigenthums nicht verboten, im Gegentheil ſogar 
wahrſcheinlich geweſen. Molina ſagt in Bezug auf 
Erſteres: Quod jure naturali non esse rerum divisionem 
prohibitamsed permissam arbitror verum esse, non solum in 
statu naturae lapsae, sed etiam in statu naturae integrae: 
Potuissent namque homines in illo statu de communi con- 
sensu dividere inter se et appropriare absque cuiusquam 
iniuria res omnibus a deo concessas, non secus ac in statu 
naturae lapsae iustissimis causis effectum est (Il. c.) — 
Suarez iſt nicht blos derſelben Anſicht, ſondern zeigt poſitiv, 
nach welchen Richtungen hin ſich wohl Privateigenthum gebildet 
haben würde. „Nam imprimis non videtur esse 
datum in illo statu praeceptum prohibens hanc 
rerum divisionem: quia nec positivum 1 
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nec naturale colligitur ex principiis rectae rationis, 
quia talis divisio de se nec contra justitiam esset, 
nec contra aliam virtutem, et posset esse 
utilis, ut bene explicavit Leonardus Lessius, lib. 2, 
de justitia, cap. 2., dub. 2. Unde ulterius distinguen- 
dum videtur inter bona mobilia et immobilia. Nam 
mobilia magis sunt subjecta divisioni, quia eo ipso, 
quod occupantur, seu capiuntur, fiunt accipientis. Et hoc 
jus videtur fuisse necessarium etiam in statu innocen- 
tiae. Nam qui colligeret fructus arboris ad come- 
dendum, eo ipso acquireret peculiare jus in illos, ut possit 
illis libere uti, et non possent invito possidenti 
auferri sine injustitia. At vero in bonis immobilibus 
non esset necessaria similis divisio: et de illis principaliter 
loguntur dicti auctores. Considerandum vero ulterius est, 
potuisse homines in eo statu operari terram, et 
fortasse aliquam eius partem seminare. Inde ergo 
necessario fieret conseguens, ut postquam 
aliquis particulam terrae coleret, non posset juste 
ab alioprivariusu, et quasi possessione 
illius: quia ipsa naturalis ratio, et ordo con- 
veniens hoc postulat. Potuisset etiam usu 
introduei, ut qui semel illam particulam 
terraeoccuparet, tamquam propriam illam 
possideret, quamdiu illam non dimitteret: et idem 
dici potest de particula terrae ad habitationem, 
et quasi domicilium destinata. Haec tamen quasi nihil 
reputantur: et ideo absolute negatur divisio bonorum in 
illo statu. Praeterguam quod etiam in illis rebus p o s- 
sent esse variae consuetudines non repug- 
nantes illi statui: quae ex vario arbitrio hominum pen- 
derent; et ideo nihil certum de illis diei potest“ (de opere 
sex dierum lib. V. cap. VII. n. 18). 


Vierter Vortrag. 


Das Recht der Arbeit. 


Die Prüfung des beſtehenden Eigenthums auf ſeine natur⸗ 
rechtliche Begründung und in ſeiner naturgeſetzlich-hiſtoriſchen 
Entwickelung iſt zu ſeinen Gunſten ausgefallen. Wir haben 
gefunden, daß es zwar ein „hiſtoriſches“ Recht iſt, aber 
auf naturrechtlichem Grunde, daß zwar „Zufall“ und 


„Sünde“ in ſeiner concreten Geſtaltung eine gewiſſe | 


Rolle geſpielt haben, daß aber doch viel mehr noch die 
Bedürfniſſe der — gefallenen — menſchlichen Natur und 
die techniſch-ökonomiſchen Bedingungen der Production 
ihren Antheil daran haben, kurz, daß in jedem Falle das 
beſtehende Eigenthum die Präſumtion des Rechts für ſich 
hat und als ſolches reſpectirt werden muß. 

Es fragt ſich nun: wie weit geht dieſes Recht 
des concreten Eigenthums? Iſt es ein abſolutes, unbe⸗ 
dingtes, durchaus ſouverän gegenüber der Gemeinſchaft der 
Menſchen? Oder aber iſt es durch Rückſichten, Pflichten 
gebunden? Gibt es vielleicht ſogar Fälle, wo es total 
zurücktreten, höheren Rechten den Platz räumen muß 2 Dieſe 


146 Vierter Vortrag. 


Fragen gelten für das Eigenthum überhaupt, nicht blos 
für das Privateigenthum. | 

Im Anfange der Geſchichte, in der Jugendperiode Ba 
Völker hat dieſe Frage weniger zu ſagen, weil die Volks⸗ 
zahl noch geringer, der Boden noch ergiebiger iſt und der 
Arbeit reichen Erfolg ſchenkt, auch ſelbſt Urboden genug 
„frei liegt“ zur Cultivirung und Aneignung. Anders im 
Fortgange der Geſchichte, wenn die Volkszahl ſich ſteigert, 
wenn ſämmtlicher Boden in Bebauung genommen iſt und 
in feſten Händen ſich befindet. Jetzt gilts die Frage: wie 
ſoll's mit denen ſein, die nun als „überzählig“ geboren 
werden, für die kein Beſitz mehr frei iſt, wenigſtens nicht, 
falls ſie ihren elterlichen Beſitz theilen, in ſolcher Größe, 
daß er ausreichende Ernährung ſichert. Sie haben das 
„angeborene“ Recht des Erwerbes, können es aber nicht 
realiſiren. Sie haben nichts als — ihre Arme: mit dieſen 
könnten ſie ſchaffen, produciren, aber es fehlen ihnen die 
objectiven Productionsmittel. Man kann ſagen: Es war 
verfehlt, daß die Eltern ſolch Ueberzähligen das Leben 
gaben, ſie hätten ſich enthalten ſollen. Aber ſie ſind doch 
nun einmal da — ſollen ſie einfach von dem Schauplatz, 
auf dem ſie „unrechtmäßig“, d. h. durch „Unrecht“ ihrer 
Eltern erſchienen ſind, wieder abtreten? Sollen ſie in ihr 
Nichts zurückkehren, das ſie illegitim verlaſſen haben? 
Oder geht das vielleicht nicht? Haben ſie vielleicht ein 
Recht, als nun einmal exiſtent anerkannt zu werden, und 
die Mittel die Fortexiſtenz zu fordern? 

Wenn dieſes geſchehen, die Mittel der Exiſtenz ihnen 
geſichert ſein ſollen, dahin müſſen die Beſitzer in irgend 
einer Weiſe mit ihnen „theilen“. Dieſes kann auf doppelte 
Weiſe geſchehen: entweder ſo, daß ſie ihnen ein Grund⸗ 


t 
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ftir € zu eigner Bebauung und Ernährung zuweiſen, 
ſei es zu Eigen, ſei es zur Nutzung, oder aber ſo, daß 
ſie dieſelben als „Hülfsarbeiter“ zu ſich nehmen, um 


= mit ihren (der Beſitzer) Productionsmitteln zu produciren und 


dann einen Theil der ſo gewonnenen Producte als Entgelt, 
„Lohn“ zur Ernährung in Empfang zu nehmen. Wenn 


> der „Arbeiter“ mehr producirt, als er ſelbſt braucht, fo 
verdient“ der Herr noch bei dem Proceſſe — und das iſt 


faſt immer der Fall. So hat denn auch thatſäch lich 


das Selbſtintereſſe durchſchnittlich ſtets genügt, um 


die Beſitzer zur Ernährung der Beſitzloſen — gegen ihre 
Arbeit — zu vermögen, aber theoretiſch müſſen wir 


uns doch ganz genau das „Recht“ dieſer Beſitzloſen, die 


nichts als ihre Arbeitskraft einzuſetzen haben, klar legen. 


Dieſes um fo mehr, als die Schaaren der Beſitzloſen tag⸗ 


täglich anwachſen, als dieſe anfangen, eine andere Or⸗ 
ganiſirung ihres Mit⸗Beſitzrechts laut zu for⸗ 
dern, ihr „Arbeitsrecht“ dem Recht des Eigenthums 
gegenüber zu ſtellen. Die Eigenthümer umgekehrt leugnen 
das „Recht der Arbeit“, verbittern ſo noch die „Nichts⸗als⸗ 
Arbeiter“. Wir wollen alſo prüfen. | 


„Recht auf Arbeit.“ 


„Recht auf Arbeit“ ift bekanntlich ein Schlagwort der 
modernen Revolution. Es theilt das Loos aller Schlag⸗ 


wörter, — es iſt ſehr unbeſtimmten Inhalts. Je nach 


dieſem Inhalt aber beſtimmt ſich Wahrheit oder Irrthum. 


Es kann heißen: Jeder Menſch hat ein Recht darauf, daß 


ihm Arbeit gegeben werde, um ſeinen Unterhalt 


verdienen zu können. In dieſ em Sinne iſt es berech⸗ 
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tigt. Wir müſſen ſogar ausdrücklich den For tſchritt 
anerkennen, der ſich in demſelben ausſpricht gegenüber der 
Parole eines alten Rom: „Panem et circenses“ — ein 
Fortſchritt, den wir ohne Zweifel dem Chriſtenthume ver⸗ 
danken. Der alte Römer wollte den Genuß ohne die 
Arbeit, der moderne Arbeiter will den Genuß in und 
mit der Arbeit, und er beſitzt ſittlichen Ernſt genug, die 
Arbeit als das Erſte hinzuſtellen. Dieſes „Recht auf 
Arbeit“ iſt nothwendiger Ausfluß des Rechts der Ber: 
ſönlichkeit, des Rechtes zu leben. Sobald wir dem 
Menſchen als einem mit einer unſterblichen Seele 
ausgeſtatteten Weſen eine höhere Würde beimeſſen, 
eine überirdiſche Beſtimmung, müſſen wir auch anerkennen, 
daß auch ihm das Zeitliche dienen muß, daß, ſo viel 
zur Erreichung dieſes höheren Zieles, dieſer geiſtig⸗ſitt⸗ 
lichen Entwickelung ſchlechthin nothwendig iſt, ihm von 
den Beſitzenden aus ihrem Ueberfluß (d. h. nicht 


ſchlechthin Nothwendigen) zugewieſen werde — gegen 


Arbeit, falls er fie leiſten kann. Das Recht zu leben iſt 


ein höheres Recht, als das Recht ſorgenlos und in 
Ueberfluß zu leben. Das concrete Eigenthum 
darf nicht mit der Idee des Eigenthums in abſoluten 
Widerſpruch treten, fie nicht einfachhin annulliren. 
Der Menſch, die Perſönlichkeit bleibt doch immer das Ziel 
der Schöpfung, und das poſiti ve Eigenthum ſoll dieſes 
Ziel realiſiren, nicht vereiteln. Die ganze beſſere 
Wiſſenſchaft, Naturrecht wie poſitives Recht, iſt darüber 
einig. 

Allerdings, wer im Menſchen blos ein Gattungsweſen 
erblickt, kann nicht verlangen, daß ſich alle andern ein⸗ 
ſchränken ſollen, um dieſem ſein elendes, Allen läſtiges 
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Daſein noch zu verlängern, muß „dem Entwickelungs⸗ 
geſetz“ des Kampfes ums Daſein auch hier ſein Recht 
laſſen, und es iſt glückliche Inconſequenz oder auch Heuchelei, 
wenn der Socialismus es anders gehalten wiſſen will. 
Viele Nationalökonomen ſind conſequenter, haben wirklich 
den Muth, den „Menſchen“ dem „Naturgeſetz“ zu opfern. 

Anders im Chriſtenthum. Wir ſehen, daß hier das Be⸗ 
ſitzrecht nicht ein abſolutes, ſouveränes, ganz und 
gar ausſchließliches iſt, daß die Beſitzenden als Stand nicht 
das Recht haben, die Nichtbeſitzenden, Arbeitenden vom 
Mißgenuß einfach abzuweiſen: es ruht, wir könnten 
ſagen ein Servitut auf ihrem Beſitz gegenüber den Nicht⸗ 
beſitzenden. Sie müſſen ſich mit denſelben abfinden, 
ſo gut wie dieſe mit ihnen, es iſt ein Gegenſeitig⸗ 
keitsverhältniß da, wobei ſie freilich die bei Weitem 
beſſer Geſtellten ſind. 

Dieſe Pflicht und dieſes Recht haftet natürlich dem 
Stande an, nicht dem einzelnen Arbeitgeber reſp. 
Arbeiter gegenüber dem einzelnen Arbeiter reſp. Ar⸗ 
beitgeber. Es ſind Rechte reſp. Pflichten an reſp. gegen 
die „Geſellſchaft“, die „Geſellſchaft“ iſt das Mittel⸗ 
glied, in dem Arbeiter und Beſitzer in Beziehung treten. 
Es find Rechts ⸗ Beziehungen, um die es ſich handelt, 
das zuſtändige geſellſchaftliche Organ zur Ordnung 
dieſer Beziehungen daher der „Staat“ — er hat die 
Pflicht und das Recht dazu, einfach ſchon als „Rechtsſtaat“ 
gedacht. Die realen Verhältniſſe von Arbeiter und Arbeit⸗ 

geber, von Arbeit und Beſitz darf er nicht ignoriren, 

er muß die Arbeiter in ihrem Recht auf den Mitbeſitz der 
Arbeitsmittel — mag man ſich dieſen auch noch ſo be— 
ſchränkt, noch ſo unfaßbar und ideal denken — ſchützen 
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und demſelben geſicherte Form geben. Damit iſt die 
mancheſterliche Staatstheorie im Princip gerichtet. 
Wie weit dieſe ordnende Thätigkeit des Staates im Ein⸗ 
zelnen zu gehen hat, ob ſie vielleicht nicht ſogar practiſch 
ganz überflüſſig iſt, indem die geſellſchaftlichen Verhältniſſe 
ſchon ſelbſt für eine gute Organiſirung ſorgen, ob nicht 
3. B. das Geſetz von Angebot und Nachfrage wirklich ſchon 
hinreichend für die Arbeiter ſorgt, ihnen nicht vielleicht 
ſogar mehr als Pflicht iſt, (an Lohn) zuweiſt: alles das 
iſt damit natürlich noch nicht entſchieden — das ſind prak⸗ 
tiſche Fragen, Fragen über Anwendung der Theorie, 
der Principien; uns ging es zunächſt darum, das Princip 
feſtzuſtellen. Wir handeln über die Berechtigung, 
nicht über die Zweckmäßigkeit der Staatsintervention. 
Alſo der Arbeiter iſt nicht abſolut „freigeſtellt“, er 
hat ein Recht der Mit benutzung der Arbeitsmittel der 
Beſitzenden reſp. des Mitgenuſſes der daraus zu gewinnenden 
Arbeits früchte. Eine andere aber iſt die Frage: wie 
weit geht dieſes Recht? Kann er vielleicht gar den 
vollen Ertrag ſeiner Arbeit verlangen: da⸗ 
mit haben wir den Sinn des „Rechts auf Arbeit“, wie ihn 
die Socialiſten verſtehen. Dieſes Recht nun iſt nicht 
zu erweiſen, würde das Eigenthumsrecht der Beſitzenden 
vollſtändig illuſoriſch machen. Dieſe Forderung ſchließt, 
wie ſchon im erſten Vortrag ausgeführt, die principielle 
Leugnung des Eigenthums ſelbſt in ſich. 
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Wir haben die zwei äußerſten Grenzen feſtgeſetzt, in 
denen das Recht der „Arbeit“ ſich bewegt: der abſolut 
nothwendige Lebensunterhalt iſt die Untergrenze ihrer For⸗ 
derung, der volle Ertrag iſt das Höchſte, was ſie erreichen 
kann, was ſie aber nicht als „Recht“ beanſpruchen kann. 


Die Untergrenze muß jedenfalls jedem Arbeiter, auch 
dem gewöhnlichen, geſichert ſein. Aber damit iſt eigentlich 
noch wenig gewonnen, denn dieſe Grenze iſt ſehr unſicher. 
Was verſteht man unter nothwendigem Lebensunterhalt? 
Soviel, daß einer nicht gleich ſtirbt, oder aber ſoviel, daß einer 
zu voller Entfaltung, wollen zunächſt mal ſagen: 
der körperlichen Kräfte gelangt, und ſo hohes Alter erreicht, 
als ſeine natürlichen Kräfte es erlauben? Und welchen 
Grad von Arbeit muß er leiſten für dieſen Lebens⸗ 
unterhalt? Wiederum ſoviel, daß er ſeine Kräfte nur 


ſtählt und entwickelt, oder aber ſoviel, daß er 


ih aufreibt und früh ſchon Krankheit und Siechthum 
anheimfällt? Muß er vielleicht ſogar auch Frau und Kind 
der Arbeit opfern, ſie von Haus und Heerd trennen und 
dem Herrn zu aufreibender Arbeit preisgeben, unter den 
größten Gefahren für Leib und Seele? Vielleicht ſelbſt 
den Tag des Herrn nicht ausgenommen? i 


Noch ſchwieriger wird die Sache, wenn wir recht feſt 
das Ziel, den letzten Grund unſerer Aufſtellung vom 
„Arbeitsrechte“ ins Auge faſſen: die perſönliche 
Würde des Menſchen. Da muß dem Arbeiter 
auch eine gewiſſe geiſtig e Bildung garantirt fein, müſſen 

ihm Muße und Mittel gegeben werden zur geiſtigen Samm⸗ 
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lung und Erholung und Ausbildung — die Arbeit darf 
ihn nicht verthieren, nicht zu einem Mechanismus 
herabdrücken. Die Arbeit, normal, im Sinne des Schöpfers, 
ſoll Bildungs- und Entwickelungsmittel für den Menſchen fein, 
nicht Mittel der Unterdrückung und Entmenſchung, ſie iſt 
Strafe — bittere Mediein, aber fie ſoll Mediein 
bleiben. Und wenn das vielleicht nicht iſt, ſo liegt 
das — wir können's wohl gleich ausſprechen — in der Un⸗ 
gerechtigkeit der Menſchen, nicht im Willen 
Gottes. Der Menſch — auch der Arme — ſoll „herr⸗ 
ſchen“ über die Natur: das bleibt das Ziel der Schöpfung 
auch nach dem Sündenfalle, auch jetzt noch ſoll ſie ihm 
dienen — allen Menſchen dienen. „Im Schweiße des 
Angeſichtes“ ſollen wir unſer Brod eſſen, aber wir ſollen 
es eſſen, und wer den Schweiß nicht ſcheuet — Blut 
und Leben, eine Arbeit bis aufs Blut, wird nicht verlangt 
— dem ſoll auch das „Brod“ (nicht blos Kartoffeln) nicht 
verweigert werden. 

Auch der Arbeiter iſt ein perſönliches Weſen, hat eine 
dieſe Welt übergreifende Beſtimmung, und keinen Augen⸗ 
blick ſollte man dieſe ſeine ſittliche Würde vergeſſen. Und 
wenn man unzureichenden Arbeitslohn damit rechtfertigen 
will: „der Arbeitsmarkt iſt eben überfüllt, das Angebot 
iſt zu groß, die Nachfrage zu gering“, ſo treibt man wirk⸗ 
lich den Teufel durch Belzebub aus. Die Arbeit iſt nicht 
„Waare“, ſie iſt der Arbeiter ſelbſt, und der Arbeiter 
hat ein „Recht“ auf Arbeit, auch dann, wenn die Beſitzen⸗ 
den keinen Profit dabei machen. Sie haben ein „Recht“ 
auf die Mitbenutzung der Arbeitsmittel, freilich in totaler 
Unterordnung unter die Beſitzer, und die Beſitzer müſſen 
ihnen dieſe irgendwie ermöglichen. Wenn die Beſitzer nicht 
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Luſt haben zur Production, weil ſie ſchon Producte genug 
haben, oder reich genug ſind, ſo müſſen ſie eben den Arbeitern 
die Arbeitsmittel zuweiſen zu eignem Gebrauch, bis ſie wie⸗ 
der ſelbſt die Production in die Hand nehmen. 

Das Alles gilt, wie ſchon geſagt, blos ganz im All⸗ 
gemeinen; wir müſſen uns immer Stand gegen Stand 
denken. Es wäre z. B. total verfehlt, wollten die Arbeiter 
dieſer oder jener Fabrik, von dieſem oder jenem „Herrn“, 
Ueberweiſung der Fabrik für die Zeit dieſer oder jener 

Kriſis verlangen. Sie, individuell, haben nicht Anſpruch 
auf dieſe individuelle Fabrik, und dann, was noch bedeut⸗ 
ſamer iſt, dieſe Kriſis iſt das Seitenſtück, der Schatten der 
früheren Ueberproduction, der früheren Blüthe, deren 
Früchte auch die Arbeiter in höheren als normalen Löhnen 

genoſſen haben. Freilich fragt ſich, ob dieſe früheren Ue⸗ 
berlöhne die jetzigen Ausfälle decken, ob der in dieſem Aus⸗ 
gleich ſich ergebende Durchſchnittslohn hinreichend 
iſt zur Erhaltung und Entwickelung des Arbeiters. Wenn 
nicht — und wir ſind geneigt das anzunehmen — dann 
haben die Arbeiter wieder das ſtrenge Recht, von der Ge⸗ 
meinſchaft der Arbeitgeber (wiederum nicht von ihrem indivi⸗ 

duellen Fabrikherrn) eine andere, beſſere Organiſation 

der Production zu verlangen, um dieſe fieberhaften Wechſel 
von Ueber⸗ und Unterproduction zu vermeiden. | 

So ſehen wir immer wieder, daß die Arbeiter nicht 

blos ein Intereſſe, ſondern auch ein ſtrenges Recht haben, 

über die Organiſation der Production und 

des Beſitzes mitzuſprechen. Und das iſt uns ein 

Reſultat von grundlegender Bedeutung. Darin liegt auch 
das Recht der Arbeiter, im „conſtutionellen“ Staate eine 
eigene Partei zu bilden, vollſtändig begründet. Ueber 
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die Zweckmäßigkeit, den Erfolg ꝛc. ſolcher Partei⸗ 
Bildung iſt damit noch nichts geſagt. | 

Ueberhaupt: der Arbeiterſtand iſt nicht rechtlos gegen: 
über dem Kapital, iſt nicht auf Kapitals-Gnaden ange⸗ 
wieſen, ſondern er ſteht ihm als gleichberechtigter 
Stand gegenüber, wenn auch der Inhalt ſeiner Rechte 
bedeutend geringer iſt. Und umgekehrt, der Stand 
der Eigenthümer, der Kapitaliſten hat ſtrenge Rechtspflichten 
gegenüber dem Arbeiterſtand, iſt nicht abſolut, ſouverän in 
ſeinem Eigenthum, muß vielmehr dem Arbeiterſtand einen 
gewiſſen Mitgenuß der Früchte ſeines Eigenthums (natürlich 
gegen Arbeit) einräumen; kurz, der Arbeiter ſteht ihm als 
„mitberechtigter Genoife“, als „Mitarbeiter“, wenn auch 
geringerer, gegenüber. 

Und nun, ein Arbeitgeber, der von dieſer Erkeuntniß 
recht durchdrungen iſt und ſich einen recht lebenden Rechts⸗ 
ſinn bewahrt hat — und den beſitzen unſere meiſten Arbeit⸗ 
geber — dem wird unſere moderne mancheſterliche Härte und 
Gleichgiltigkeit gegen ſeine Arbeiter ganz unmöglich fein, der 
wird auch ſich der ſittlichen, der Liebe S pflichten 
gegen ſeine Arbeiter wieder mit Liebe erinnern. Er wird 
beſtrebt ſein, das ſchwere Loos, das den Arbeiter drückt, 
zu erleichtern, die Wunden, die die moderne In⸗ 
duſtrie ſchlägt, zu heilen. Die Arbeiter umge⸗ 
kehrt werden nicht undankbar ſein, nicht warme Theilnahme 
mit Kälte belohnen — kurz, iſt das Eis mal gebrochen, 
das die mancheſterliche Weisheit von Angebot und Nach⸗ 
frage, das Geſetz der Concurrenz um das Herz der Ar⸗ 
beitgeber gelegt hat, iſt das Bewußtſein der Recht s⸗ 
pflicht wieder erwacht, dann wird auch das Gefühl der 
ſittlichen Pflicht wieder erwachen, ſich Geltung ver: 
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ſchaffen. Dann wird wieder das Verhältniß von Arbeit⸗ 
geber und Arbeiter ein ſittliches, eines der Würde des 
Menſchen entſprechendes werden. Und das iſt die Aufgabe 
des Staates, — die Kirche hat ſie nie aus dem Auge 
gelaſſen — das Bewußtſein der Rechtspflicht 
wieder zu wecken, das Recht der Arbeit laut zu ver⸗ 
künden, die Solidarität, die gegenſeitige Verpflichtung 
zwiſchen Arbeitgeber und Arbeiter durch eine umfaſſende 
Geſetzgebung zum Ausdruck zu bringen. Das iſt der Sinn, 
die hohe ſittliche Bedeutung des von chriſtlich⸗ſocialer Seite 
verlangten „Arbeitsrechts.“ 


Die ſittliche Bedeutung der Arbeit. 


Wir haben die ſtreng rechtlichen Forderungen der „Ar⸗ 
beit“ formulirt, die äußerſten Grenzen bezeichnet, bis wo 
das Kapital der Arbeit ſtreng verpflichtet iſt. Sittlich 
betrachtet, müſſen wir die Verpflichtungen des Kapitals 
noch viel weiter ausdehnen. Arbeitsein⸗ 
kommen iſt auf perſönliche Thätigkeit und 
Tüchtigkeit begründet, und ſteht dasſelbe ſittlich 
entſchieden höher als bloßes Rentenein⸗ 
kommen. Darüber iſt die ſittliche Anſchauung aller 
Zeiten und Völker einig. Und das iſt ſo wahr, daß man 
zu allen Zeiten auch für das Renteneinkommen wenigſtens 
verlangt hat, daß es ſich mit Arbeit verbinde, 
daß es der Oeffentlichkeit wenig ſtens nachträglich 
irgend einen Dienſt leiſte, durch ſeine Standestugen⸗ 
den und Standesthätigkeiten ſich „verdient“ 
mache, und ſo nachträglich dem Titel von Zufall und Geburt 
den der Arbeit hinzufüge und ſo mit verſittliche. Darin allein 
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begründete ſich im öffentlichen Volksbewußtſein die Be⸗ 
rechtigung der Ariſtokratie. So lange und nur ſo 
lange, als der Adel dieſe ſeine öffentliche, feine 
politiſche und ſociale Aufgabe verſtand, als das „No- 
blesse oblige“ noch nicht leerer Schein geworden war, als 
er hervorragender Träger des religiöſen und nationalen 
Gedankens war, blieb ihm auch ſein höheres Ein⸗ 
kommen im Dienſte dieſer höheren Aufgaben un an⸗ 
gefochten. Umgekehrt, mit dem Vergeſſen ſeiner dem 
höheren Einkommen entſprechenden höheren Verpflichtung 
iſt auch der Adel jedesmal aus der Geſchichte verſchwunden; 
nie hat ein Volk einen Stand von Müſſiggängern auf die 
Dauer ertragen. Und es war nicht gemeiner Neid, ſondern 
es war die ſittliche Entrüſtung des Volkes, welche die 
zu Rentnerklaſſe herabgeſunkenen Stände wegfegte. Man 
hat zwar geſagt, daß der Magen alle Revolutionen 
mache; allein es iſt ein Deſpot, der das geſagt hat, 
die Menſchheit ſteht höher, als dieſer Ausſpruch ſie 
hinſtellt. Nein, die Revolutionen find geiſtig e Thaten, 
das ſittliche Ferment überragt das materielle bei Weitem. 
Es iſt ein Stück Weltgericht, was ſich darin abſpiegelt — 
ein Schauſpiel voll Tragik, das uns ergreifen, unſer ganzes 
Intereſſe in Anſpruch nehmen muß. Es iſt ein Kampf des 
hiſtoriſchen und des Vernunft⸗Rechts, ein Kampf der freien Per⸗ 
ſönlichkeit gegen die verknöcherte Societät, des unge⸗ 
formten, ungezügelten Geiſtes gegen die entgeiſtete Form, 
des Fortſchrittes gegen den Stillſtand, des erwerbenden 
Rechts gegen das erworbene Recht, des perſönlichen Ver⸗ 
dienſtes gegen das vererbte Verdienſt — auf beiden 
Seiten ſtützt man ſich auf „ſein“ Recht und da eine friedliche 
Verſöhnung nicht möglich, ſo muß der blutige Kampf die 
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Sache entſcheiden — er iſt faſt eine Naturnothwendigkeit. Ge⸗ 
wiß, beide ſollten ſich vertragen, ſollten, anſtatt einſeitig 
ſich auf ihr Recht zu ſteifen, auch das relative Recht des 
Andern in Betracht ziehen, gewiß, wer zuerſt den Krieg 
proclamirt, iſt von ſchwerer Schuld nicht freizuſprechen, 
und es iſt wiederum ein Stück Weltgericht, das ſich vor 
unſern Augen abſpielt: wenn die Schwärmer für Huma⸗ 
nität zu Tyrannen werden, wenn die befreiende That (der 
Revolution) zur Schreckensherrſchaft wird, wenn die Revo⸗ 
lution ihre eigenen Kinder verſchlingt. 

Die Arbeit iſt das perſönliche Moment im Erwerb und 
mit dem Werth der Arbeit ſteigt auch der Werth des Men⸗ 
ſchen und umgekehrt. Das Chriſtenthum hat vor Allem die 
perſönliche Würde des Menſchen wieder zur Anerkennung 
gebracht, und damit auch das Recht der Arbeit. Im Hei⸗ 
denthum konnte von dem Recht der Perſönlichkeit und der 
Arbeit keine Rede ſein: die Hälfte der Menſchen, die Skla⸗ 
ven, waren vom „Recht“ ſchlechthin ausgeſchloſſen, nicht 
blos thatſäch lich, ſondern principiell; blos der Vollbürger 
war überhaupt Rechtsſubject. Der „Menſch“ galt nichts, 
aber der „Bürger“ Alles. Das Chriſtenthum hat „die unver⸗ 
jährten Menſchenrechte“ gepredigt, hat den Sklaven die 
Freiheit gebracht, hat auch die Arbeit wieder in ihr Recht 
eingeſetzt. Alle hat es verpflichtet zur Arbeit — „Im 
Schweiße deines Angeſichtes ſollſt du dein Brod eſſen“ — 
hat damit den Arbeiterſtand zu Ehren gebracht. Und um⸗ 
gekehrt: „Wer nicht arbeitet, ſoll auch nicht eſſen“ — da⸗ 
mit iſt dem müßigen Rentnerleben gewiß laut genug das 
Urtheil geſprochen. Und dieſen Kampf für die Arbeit hat 
die Kirche durch die Jahrhunderte fortgeſetzt, in ihrer Ge⸗ 
ſetzgebung immer die Arbeit befördert, in Schutz ge⸗ 
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nommen. Ihre Klöſter ſind die Schulen der Arbeit 
geworden, von ihnen haben die großartig organiſirten ar⸗ 
beitenden Stände des Mittelalters Vorbild und Muſter 
genommen. Ihre ganze Wuchergeſetzgebung war 
eine Schutzgeſetzgebung für die Arbeit. Ihr Ideal war 
immer: das auf eigne Arbeit gegründete Eigenthum, wenig⸗ 
ſtens das durch Arbeit geheiligte Eigenthum. 
Die Arbeit iſt heilig, das Eigenthum iſt heilig, die 
richtige Organiſirung beider, ſo daß beide zu ihrem 
Rechte kommen, iſt die Aufgabe einer geſunden Socialpolitik. 
Das Renteneinkommen iſt berechtigt, und das Arbeitsein⸗ 
kommen iſt berechtigt; im Gleichgewicht beider liegt die 
Löſung. | 5 


Die fortſchreitende Ablöſung von arge, und 
„Unternehmung“ durch das „Kapital“. 
Credit und Actienweſen. | 


Wir haben ſchon in der Einleitung bemerkt, daß 
man etwa eine dreifache oder auch ſechsfache Form 
der Vertheilung dieſer Einkommen unterſcheiden kann: 
erſtens reines Renteneinkommen, zweitens reines Arbeits⸗ 
einkommen, drittens eine Verbindung beider, ſei es daß 
das Renteneinkommen (Großhandel, Großinduſtrie, Groß— 
grundbeſitz) überwiege, ſei es das Arbeitseinkommen (Klein⸗ 
beſitz), jet es endlich, daß fie ſich mehr oder weniger die 
Waage halten (Bauernſtand und Handwerk). 

Das Renteneinkommen und das reine Arbetseinton⸗ 
men ſollte Ausnahme ſein, das Normale iſt die Verbin⸗ 
dung beider. Leider drängt die moderne Entwickelung, 
wie ſchon früher ausgeführt, immer mehr zu dieſer Schei⸗ 
dung. Das Kapital wird immer mehr zu einer ſelbſtſtän⸗ 
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digen Macht, trennt ſich vom „Unternehmen“. Und zwar 
dieſes nach doppelter Richtung. Einmal verfallen 
die beſtehenden Unternehmungen immer mehr der Ver— 
ſchuldung an das Kapital, anderſeits werden die 


a ſelbſtſtändigen Unternehmungen „abgelöſt“ durch Actien— 


Unternehmungen. Im erſteren Falle iſt die Abhängigkeit 
vom Kapital eine blos materielle, im letzteren beſteht ſie 
auch formell. 

Auch in erſterem Falle iſt das Kapital immer der 
beſſer Geſtellte. Die Unternehmer ſinken zu bloßen Va⸗ 


ſallen des Kapitals herab. Sie ſind im Grunde nichts 


weiter als die „Pächter“ ihrer Unternehmungen; die „Eigen- 
thümer“ ſind ihre Gläubiger, die jeden Augen⸗ 
blick ihnen das Kapital kündigen, ſo ihr Geſchäft in 


Frage ſtellen, zum Verkauf bringen können. So berechtigt 


der Gedanke des modernen ausgedehnten Creditſyſtem's 
iſt: alles Kapital, das nicht in eigener Unternehmung ange⸗ 


legt werden kann, wenigſtens fremden Unternehmungen 


zur fruchtbaren Verwendung zuweiſen, und ſo große 
Dienſte dieſes Creditſyſtem der modernen Entwickelung des 
Induſtrieſyſtems geleiſtet, ſo hat es doch nachgerade eine 


Ausdehnung genommen, die verderblich werden muß. 


Wir haben ſchon eine ſchädliche Wirkung kennen ge⸗ 
lernt, die ſich in dem Ausdruck: Creditkriſe zuſam⸗ 
menfaßte. Die Creditkriſen gerade ſind es, welche unſern 
Productionskriſen ihren akuten Charakter geben. In den 
Zeiten des Aufſchwunges vermehrt das Creditgeld das vor⸗ 
handene Kapital in rieſigen Proportionen, erzeugt maſſen⸗ 
weiſe fictive (nie wirklich realiſirbare) Werthe; die Un⸗ 
ternehmer, voll Vertrauen, vergrößern ihr Geſchäft, legen 


mehr und mehr Kapital feſt, welches ſich nie rentiren 


) 
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kann; dann kommt die Abſatzkriſe, damit der allgemeine 
Schrecken; jetzt ziehen die Kapitaliſten ebenſo eilig ihr Geld 
zurück, als ſie es vorher blindlings einſchoſſen, das reine 
Creditgeld dazu iſt nicht realiſirbar, ſinkt im Werthe, vieles 
wird gänzlich werthlos — kurz, zahlreiche Unternehmungen 
brechen zuſammen, viel mehr als nothwendig wäre, allein 
durch die Hartherzigkeit und Kopfloſigkeit der Kapitaliſten. 
Wären alle Unternehmungen ſelbſtſtändig, auf eignes Ka⸗ 
pital gegründet, dann würde man vorſichtiger ſein 
in Erweiterung des Geſchäftes, ſchon durch 
Kapitalmangel würde zur Zeit des Auffchwungs die 
Production gemäßigt ſein, und ebenſo würde zur Zeit 
des Niederganges die Lage ſich ruhiger überſehen 
laſſen, die Unternehmer könnten, ſich einſchränkend, wieder 
beſſere Zeiten abwarten — kurz die Ueberproduction 
würde viel ungefährlicher verlaufen. Durch das Credit⸗ 
ſyſtem geht die Ruhe der Entwickelung in der Production 
verloren, der Unternehmer wird leicht zum „Spieler“, der 
aus dem tollen Wirbel von Aufſchwung und Kriſe Geld 
herauszuſchlagen ſucht. Das Bankerottiren wird 
zum Geſchäft. Und auch der biederſte Geſchäftsmann 
muß ſich mehr oder weniger den Speculationschancen an⸗ 
bequemen — d. h. leihen. So wird Niemand mehr froh 
in dem Kampfe ums Daſein, Niemand weiß, wie lange er 
oben bleibt, ob vielleicht nicht morgen ſchon die Gläubiger 
ihn von Haus und Hof jagen. So verliert der Unter⸗ 
nehmer die Liebe zum Geſchäft, die Liebe zu ſeinen Ar 
beitern; auch ſeiner bemächtigt ſich das Streben, möglichſt 
bald reich zu werden, und dann ſein Geſchäft loszuſchlagen, 
um als „Rentner“ in die „Stadt“ zu ziehen. 

Das Geſchäft ſoll auf eigenen Füßen ſtehen, nur ſub⸗ 
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fdiär mag auch Credit beigezogen werden; eine ſolche 
Trennung von Kapitaliſt und Unternehmer wie ſie heute ge⸗ 
wöhnlich wird, iſt durchaus anormal, iſt von den ſchäd⸗ 
lichſten Folgen in ſittlichen wie in volkswirthſchaftlichen 
Beziehungen, für den Kapitaliſten wie für den Unterneh⸗ 
mer. Die ſociale Frage ſpielt ſchon nicht mehr blos zwiſchen 
Unternehmer und Arbeiter, ſondern auch zwiſchen Unter⸗ 
nehmer und Kapitaliſten entſteht ein Kampf, der die ſchon 
genug bedrohte Geſellſchaft erſt recht in ihrer tiefſten Tiefe 
erſchüttern muß. Das Bild eines ſolchen Kampfes haben 
wir in England in dem Streit zwiſchen Pächtern und Land⸗ 
lords, der dort augenblicklich ſogar den Kampf zwiſchen 
Arbeitern und Pächtern in den Hintergrund gedrängt hat. 
Dieſe Seite unſerer ſocialen Frage tft noch wenig berück⸗ 
ſichtigt worden, ja auch erſt in der Entwickelung begriffen; 
die Socialiſten ſpeciell ignoriren ſie gänzlich. Ihnen iſt's 
ja freilich auch nur um die Befreiung der Arbeiter zu 
thun, deren Unterdrückern, Kapitaliſten wie Unternehmern in 
gleicher Weiſe der Kampf gilt. Wie ſich dieſe in die Rolle 
theilen, ob der eine wieder den andern drückt, bekümmert 
ihn vorläufig nicht. Er hält ſich an den, der zunächſt 
auf der Bühne erſcheint, — den Unternehmer. 
Wie wenig die Creditfrage noch verſtanden und richtig 

gewürdigt wird, trotz der bittern Erfahrungen der letzten 
Kriſe, erhellt daraus, daß man zwar viel über die mangel⸗ 

hafte „Organiſirung“ des Credits ſpricht und reich an bee 
treffenden Vorſchlägen iſt, aber an eine grundſätzliche 
Einſchränkung desſelben Niemand denkt.“) Auch die Bewe⸗ 
gung der „Baarzahlung“ richtet ſich nur gegen die, Verzehr“ 
) Nur das in ſeinem ſocialen Theile ganz hervorragende Wiener „Vater⸗ 
land“ macht eine Ausnahme. 
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Schulden, während ihr die ſog. „productiven“ Schul 
den noch ein: noli me tangere find. | 
Alles, was vom verſchuldeten Unternehmen, gilt noch 
viel mehr vom Actien⸗Unternehmen. Hier iſt der 
„Unternehmer“ blos mehr Geſchäftsführer, Verwalter, ohne 
perſönliches Intereſſe, ohne wirkſame Controlle, nur auf 
ſeine Tantieme bedacht, nur zu oft der Verſuchung des 
Mißbrauches feiner Stellung unterliegend. 

Und wie der Verwalter, ſo der Actionär: auch ihm 
iſt das Unternehmen perſönlich fremd, es geht ihm nur 
um die Dividende. Dauer und Realität des Geſchäfts iſt 
ihm gleichgiltig. Die Actie iſt ihm nur Speculations⸗ 
papier — es tft ein „Loos“ zum „Spiel“ der Börſe. Er 
kauft und verkauft, je nachdem ihm die Chancen gut oder 
ſchlecht ſcheinen. Er fälſcht auch wohl das Spiel, macht 
Schein⸗Käufe und Verkäufe, lobt und tadelt, alles, wie 
es die Speculation der Börſe fordert. Und wie er, ſo 
machen's alle Anderen, es fragt ſich nur, wer oben bleibt. 
Jeder, der Actionär wird, wird mit in dieſes Spiel hin⸗ 
eingezogen, kann nie beſtimmen, ob er gewinnt oder ver⸗ 
liert. Wahrſcheinlicher wird er verlieren, wenn anders 
er nicht zu den „Eingeweihten“ der Börſe zählt. 

Das Schlimmſte iſt, daß, wer einmal mit einer Actie 
betheiligt iſt, gar leicht zu weiterem „Spiel“ ſich einläßt. 
Damit geht aber die Arbeitſamkeit und die Ge⸗ 
nügſamkeit des Lebens verloren. Die Leid 
tigkeit der „Gewinne“ und die Aufregungen des Spieles 
machen auch perſönlich leichtſinnig, rauben den Ernſt und 
die Ruhe des Charakters. Nur zu oft kommen dazu große 
plötzliche Verluſte — der materielle Ruin, und dann haben 
die Wenigſten noch die ſittliche Kraft und auch die mate⸗ 
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riellen Mittel, ſich in die alten Verhältniſſe wieder einzu⸗ 
leben. Sittliches und materielles Elend, Verzweiflung und 
Selbſtmord ſind dann oft das Ende des Spieles. Jeder 


Krach hat ſolche Scenen der Verzweiflung im Gefolge. 


Die Börſe iſt eben nichts als eine moderne Spiel 
Hölle. Von Autoritäten iſt conſtatirt, daß 90 pCt. aller 
Umſchläge reine Differenz ⸗Geſchäfte repräſentiren — 
nicht ernſthafte Ver⸗ und Ankäufe, ſondern blos „Wetten“ 
um die Differenz der „Werthe“ bis zu einem gewiſſen 


Zeitpunkte hin. Daher auch die Maſſe der Umſätze. Man 


hat berechnet, daß im Schwindeljahr 1872 ſowohl in Ber: 
lin wie in Wien täglich je 100 Mill. M. umgeſchlagen 
wurden. Selbſt pro 1879 „wurden (nach einer Berechnung 


der „Berliner Börſen⸗Zeit.“) die geſammten exiſtirenden 


Creditactien, Franzoſen und Lambarden, an der Berliner 
Börſe allein durch die drei im vorigen Jahre arbeitenden 
Maklerbanken rechnungsmäßig ungefähr ſechs Mal um⸗ 


geſchlagen.“ Die Mittelſtände ſind es gerade, die 


bei dieſem Spiele gewöhnlich einbüßen. Die „Börſianer“ 
im großen Styl beſitzen Intelligenz und Mittel, ſich zu 
falviren. Sie kennen die Karten, und haben die Macht, 
ie immer zu thren Gunſten zu mi ſchen! — 
Hauſſe⸗ und Baiſſe⸗Speculation! — Die Börſe iſt es ge 
rade, wo das Größengeſetz des Kapital's am wirkſamſten 
zur Geltung kommt, und vielleicht dürfen wir hinzuſetzen: 
die Burg, wo die modernen Raubritter ihre Opfer über⸗ 
fallen und ausplündern. Daß dort viel „Raubritterthum“ 
ſich eingeniſtet hat, iſt ſicher, und ebenſo ſicher iſt und 
läßt ſich ſtatiſtiſch erweiſen, daß die großen „Ritter“ regel: 
mäßig gewinnen, während die Kleinen regelmäßig ein⸗ 
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büßen. Die Börſe iſt die Stätte der Expropria⸗ 
tionen im Großen. 

Endlich iſt die Neigung zur Ueberproduction 
gerade bei der Actiengeſellſchaft größer, wie bei jeder 
andern Geſchäftsform. Ihr iſt der öffentliche Credit am 
meiſten zugänglich — in der Zeit der Blüthe — in ihr 
kommt die Selbſtverantwortlichkeit für Ueber⸗ 
ſchuldung am wenigſten zur Geltung. Bei einbrechender 
Kriſis anderſeits ſinkt dann ihr Credit auch ebenſo plötz⸗ 
lich und unmotivirt wieder, weit unter den objectiven Werth. 
Alles das hat die letzte Kriſis wieder deutlich vor Augen 
geführt. | 

Jedem, der Augen hat zu ſehen, muß dieſe rein kapi⸗ 
taliſtiſche Entwickelung unſeres modernen Credit⸗ und 
Actienweſens als eine große ſociale Gefahr erſcheinen, 
die mehr zur ſittlichen und materiellen Auflöſung unſerer 
Geſellſchaft beiträgt, mehr Jünger dem radicalen Socia⸗ 


lismus in die Arme treibt, als alle Agitationen der Par⸗ 


teiführer. Für dieſen „Kapitalismus“ können wir uns 
ebenſo wenig erwärmen, als wie für den „Socialismus“. 
Beide ſcheinen uns gleich verderblich. Nochmals: das 
reine Renteneinkommen ſoll Ausnahme fein, weil dabei 

das perſönlich⸗ſittliche Moment im Erwerb, das perſön⸗ 
liche „Verdienen“ gar nicht zur Geltung kommt. Eben⸗ 
ſowenig kann aber auch bloßes „Arbeitseinkommen“, wie 
es der Socialismus will, das Ideal einer realen Politik 
ſein, weil hierin wieder das ſociale, das hiſtoriſche Mo⸗ 
ment zu kurz kommt, weil hier die Perſönlichkeit den 
ruhigen Gang der objectiven Entwickelung zu ſehr durch⸗ 
bricht. In der Verſöhnung reſp. richtigen Verbindung 
beider Momente liegt die Aufgabe der meh | 


Noten und Belege zum vierten Vortrage. 


L 


Die Lehre der katholiſchen Theologen über das 
„Recht der Arbeit.“ 


1. Das Eigenthumsrecht iſt nicht abſolut, vielmehr haben 
die Eigenthümer ſtrenge Pflichten gegenüber den Eigenthums⸗ 
loſen, „der Arbeit“. In Bezug auf den Gebrauch ſoll 
das Eigenthum weſentlich „Gemeineigen“ bleiben, 
und nur die Verwaltung ſoll eine private ſein. Das Eigen⸗ 
thum iſt nur ein „Lehen“ von Gott (nicht „der Geſellſchaft“, 
wie es der Socialismus will), mit der Verpflichtung: es zum 
Beſten der Geſellſchaft anzuwenden. Die Liebe fol Alles 
gemein machen. Das iſt die Idee des chriſtlichen Eigenthums⸗ 
rechts, und dieſe ſociale Seite, die „Pflichten“ des 
Eigenthums erſcheinen unſern Theologen fo weſentlich, 
daß fie dieſelben gleich mit in den Begriff und die 
Begründung des privaten Eigenthumsrechts 
aufnehmen, auch nicht einen Augenblick davon zu abſtra⸗ 


hiren wagen. Individuelles „Recht“ und ſociale „Pflicht“ er⸗ 


ſcheinen ihnen jo innig verwachſen, jo ſehr correipon 
dirende Glieder, daß ſie nur in ihrer Gegenſeitigkeit 
und Einheit verſtanden und begründet werden können — ge⸗ 

wiß recht im Gegegenſatz zum „römiſchen Recht!“ — Zur Er⸗ 
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härtung des Geſagten vrrweiſen wir auf die „Noten und Be⸗ 
lege“ zum vorhergehenden Vortrage; hier mögen nur noch fol- 
gende Stellen Platz finden: 

„Bona quidem temporalia, quae homini „ con- 
feruntur, eius quidem sunt quantum ad proprietatem: 
sed quantum ad us um non solum debent esse ejus, sed 
etiam aliorum, qui ex eis sustentari possunt ex eo 
quod ei superfluit.“ So der heil. Thomas in jeiner 
„Summa theologica,“ II. II. qu. 32, art. 5 ad see. 

2. Dieſe auf dem Eigenthum haftenden ſocialen Pflichten 
werden vor Allem concret im „Almoſen“. Jeder Eigen⸗ 
thümer iſt durch die Liebe verpflichtet, aus ſeinem 
Ueberfluſſe — was über ſeine perſönlichen und ſtän⸗ 
diſchen Bedürfniſſe hinausgeht — den Bedürftigen mit⸗ 
zutheilen. Der hl. Thomas führt das alſo aus: 

„Respondeo dicendum, quod cum dilectio proximi sit 
in praecepto, necesse est, omnia illa cadere sub prae- 
cepto, sine quibus dilectio proximi non conservatur. Ad 
dilectionem autem proximi pertinet, ut proximo non so- 
lum velimus bonum, sed etiam”operemur, secundum illud 
I. Johann. 3. „„Non diligamus verbo neque linqua, sed 
opere et virtute.“ “ Ad hoc autem, quod velimus et 
operemur bonum alicuius, requiritur, quod eius nec es- 
sitatisubveniamus, quod fit per eleemosynarum 
largitionem: et ideo eleemosynarum largitio est in prae- 
cepto.* 

„Sed quia praecepta dantur de actibus virtutum, ne- 
cesse "est, quod hoc modo donum eleemosynae cadat sub 
praecepto, secundum quod actus ut de necessitate virtu- 
tis, scilicet, secundum quod recta ratio requirit, secundum 
quam est aliquid considerandum ex parte dantis et 
aliquid ex parte eius, cui est eleemosyna danda. 

Ex parte quidem dantis considerandum est, ut 
id quod est in eleemosynas erogandum, sit ei super- 
fluum, secundum illud Lue. 11.: „„Quod superest, 
date eleemosynam.** Et dico superfluum non solum 
respectu sui ipsius, quod est supra id quod est 
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necessarium individuo, sed etiam res peetu ali o- 
rum, quorum cura sibi incumbit, respectu quorum 
dieitur necessarium personae, secundum quod persona 
dignitatem importat: quia prius oportet, quod unus- 
quisque s ibi provideat et his, quorum cura ei incum- 
bit, et postea de residuo aliorum necessit a- 
bus subveniat. Sicut et natura primo accipit sibi ad 
sustentationem proprii eorporis, quod est necessarium 
ministerio virtutis nutrivae, superfluum autem erogat ad 
generationem alterius per virtutem generativam. 

Ex parte autem recipientis requiritur, quod 
necessarium habeat, alioquin non esset ratio, quare 
eleemosyna ei daretur* (I. c.). 

3. Die Pflicht des Almoſens beſteht blos im Allgemeinen, 
nicht gerade dieſem und jenem Bedürftigen gegenüber, da es 
dem einzelnen Beſitzer unmöglich iſt, alle Bedürftige zu 
befriedigen. („Sed, quod non possit ab aliquo uno omni- 
bus necessitatem habentibus subveniri, non omnis ne- 
cessitas obligat ad praeceptum, sed illa sola, sine qua is, 
qui necessitatem patitur, sustentari non potest.“) Sobald 

aber eine offenbar dringende Noth ihm gegenüber tritt, wo 
Gefahr im Verzug iſt, wird auch ſeine Verpflichtung indivi⸗ 
duell, iſt er unter ſchwerer Sünde zur Hülfe verpflichtet. 

„Dicendum, quod est aliquod tempus dare, in quo 
mortaliter peccat, eleemosynam dare ommittit. Ex 
parte quidem suscipientis, cum apparet evidens 
et urgens necessitas, nec apparet in promptu, qui ei 
subveniat. Ex parte vero dantis, cum habet super- 
flua, quae secundum statum praesentem non sunt 
sibi necessaria, prout probabiliter aestimari potest. 
Nee oportet, quod consideret omnes casus, qui con- 
tingere possunt in futurum: hoc enim esset de crastino 
cogitare, quod Dominus prohibet Math. 6., sed debent 
diiudieari superfluum et necessarium secundum ea, quae 
probabiliter et ut in pluribus occurrunt“ (I. c. 
ad tert.) | 
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4. In dieſem Falle „äußerſter“ Noth iſt dieſe Pflicht der 
Unterſtützung nicht blos mehr „Liebes“ pflicht, ſondern ſtrenge 
„Rechts pflicht, ſo zwar, daß, wenn der Beſitzende dieſelbe ver⸗ 
weigert, der ſo Bedürftige das Recht hat, zu nehmen, was 
er hic et nunc bedarf. In dieſem Falle tritt eben das „er⸗ 
worbene“ Recht gegenüber dem „Naturrecht“ zurück, fällt das 
Privateigen zurück in das Gemeineigen: der Nehmende 
macht blos von ſeinem Naturrecht Gebrauch. 

„R d. q. e a, quae sunt iuris humani, non 
derogare iuri naturali vel iuri divino. Secun- 
dum autem naturalem ordinem ex divina providentia 
institutum res inferiores sunt ordinatae ad hoc, quod 
ex his subveniatur hominum necessi- 
t a t i, et i de o per rerum divisionem et appro- 
priationem ex jure hu mano procedentem non 
impeditur, quin hominis necessitati sit subveniendum 
ex huiusmodi rebus. Et ideo res, quas aliqui suberabun- 
danter habent, ex naturali iure debentur pauperum susten- 
tationi. Unde Ambrosius dieit et habetur in Decretis 
distinct. quadragesima septima: Esurientium panis 
est, quem tu detines; nudorum indumentum est, 
quod tu recludis, miserorum redemtio et abso- 
lutio est pecunia, quam tuinterram defodis. — 
(Sed) quia multi sunt necessitatem patientes et non 
potest ex eadem re omnibus suveniri, comittitur arbitrio 
uniuscuiusque dipensatio propriarum rerum, ut ex 
eis subveniat necessitatem patientibus. Si tamen adeo 
sit evidens.et urgens necessitas, ut manifestum sit 
instanti necessitati de rebus occurentibus esse subvenien- 
dum, puta, cum imminet personae periculum 
et aliter subveniri non potest, tune liceite potest 
aliquisex rebus alienis suae necessitati 
subvenire, sive manifeste, sive oceulte 
s ublatis, nec hoc proprie habet rationem 
turti velrapınae: ( e. qu 66 rt 

Der Bedürftige macht in dieſem Falle blos von ſeinem 
Recht Gebrauch, kann deshalb auch ſich gegen Jeden „ver⸗ 
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theidigen“, der ihn in der Ausübung dieſes Recht's be⸗ 
hindern will, ſelbſt bis auf Leben und Tod (ek Lessius, 
de iust. et iur., lib. II. cap. XII. dub. 12 n. 69), braucht 
auch, für gewöhnlich wenigſtens, nicht zu reſtituiren (Cajetani 
commentar. ad S. Thom. Aquin. Summ. theo. II. II. qu. 
66 art. 2.) | | 
| 5. Nicht blos die „äußerſte“ Noth, Sondern auch wirklich 
große Noth genügt ſchon, um ſich zu nehmen, was bedurft 
wird. So Leſſius. 

„Probabile est, non solum in extrema, sed etiam in 
gravinecessitate morbi, famis nuditatis posse te 
claneulum surripere ab opulentis, si aliter grave illud 
malum avertere nequeas. — Per gravem intelligo, non 
quovis modo gravem, sed valde gravem, etsi non extremam. 
— Probatur pri mo, quia sicuti a natura omnibus 
concessa est potestas succurrendi extremae necessitati ex 
rebus humanis, ita et valde gravi: cur enim haec pote- 
stas restrieta sit ad extremam? Secundo, ex gravi 
necessitate facilis est lapsus in extremam: ergo quod 
in extrema concessum est, extendendum est etiam quodam- 
modo ad gravem. Tertio, sicut divisio rerum non debuit 
nee jure potuit efficere, quin in extrema necessitate haberes 
ius surripiendi ab iis, qui non sunt in simili necessitate, 
nempe superflua naturae, quamvis essent aliquo modo ne- 
cessaria statui, ita neque potuit efficere, quin cum gravis 
necessitas premit, quando aliud remedium non suppetit, 
liceat surripere superflua vel parum necessaria alterius 
statui. Jtaque in divisione et attributione rerum qua 
factum est, ut nemini ius sit in rem alterius, semper 
debuit haec conditio tacita intelligi, nisi extrema 
velcerte valde gravis necessitas postulet: 
alioquin contra rationem et aequitatem 
facta esset. Secus de necessitatibus communibus et 
non admodum gravibus, quae creberrimae sunt, et non 
sie urgent, ut divisio et attributio iure gentium facta 
debeat violari; alioquin omnia furtis plena essent nec 
posset pax inter homines conservari* (l. c. n. 71). — 
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Man ſieht immer wieder: der Menſch fteht höher als das 
Eigenthum, und das concrete Eigenthumsrecht darf nicht das 
abſtracte Eigenthumsrecht ſchlechthin illuſoriſch machen. 8 

6. Wir haben geſagt: das Recht der Arbeit wie die Pflicht 
des Eigenthums inhärire dem Stande, nicht dem Einzelnen. 
Es iſt ein Verhältniß nicht direct von Individuum zu Indivi⸗ 
duum, ſondern „die Geſellſchaft“ iſt jedesmal der Durch⸗ 
gangspunkt, in dem ſie — die Glieder — ſich treffen. Wenn 
deshalb der Eigenthümer den Bedürftigen hindert, das abſolut 
Nothwendige zu nehmen, ſo hat er ſich zunächſt und direct nicht 
gegen das Individuum — gegen die justitia commutativa. 
— verfehlt, ſondern nur gegen die Geſellſchaft — „iustitia 
legalislativa“ — und gegen das Individuum nur indirect 
als „Glied“ dieſer Geſellſchaft. So entſcheiden dann auch die 
Theologen, und ſprechen ihn z. B. frei von der Pflicht der 
Reſtitution, die nur bei der iustitia commutativa beſteht. 
Vergl. Suarez, de fide, spe et caritate tract. AR disp. 
sect. 6. 

7. Die politiſche Gewalt — „Staat“ — in der die 
Geſellſchaft „perſönlich wird“, iſt die berufenen e Ver⸗ 
treterin zur Ordnung ſolcher allgemeiner Rechtsbezieh⸗ 
hungen. Unſern großen Theologen iſt die liberale Idee des 
„laissez aller, laissez passer“ durchaus fremd — ſie weiſen 
dem Staate das Recht und die Pflicht zu, nicht blos zur Ord⸗ 
nung der „Rechts“-, ſondern auch der „Liebes“ - Pflichten. 
Sie widerlegen die Beweisführung derjenigen, welche aus dem 
Zwangsrecht des Staates zur Erfüllung der Pflichten gegen⸗ 


über den Bedürftigen die „Rechts“ -Pflicht der Unterftüßung 


und deshalb „Reſtitutions“⸗Pflicht im Falle der 
Unterlaſſung folgern, zurück, mit dem Hinweis, daß der Staat 
auch die Erfüllung der Pflichten gegen die Gemeinſchaft 
(justitiae legalis) und ſelbſt der Liebespflichten 
erzwingen könne, ſobald ein ernſtes öffentliches Intereſſe 
dabei ins Spiel käme, daß alſo aus dem Zwangsrecht des 
Staates die Regiſtitutionspflicht des Einzelnen noch nicht folge. 
So Suarez: „Ad secundam confirmationem, ut quid 
possit obligari a iudice, sat is esset obligatio i us t i- 
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tiae legalis, quando necessitas communis intercedit. 
Praeterea, leges et magistratus civiles non sol um 
actusiustitiae, sed etiam mis ericordiae 
et temperantiae imperar e possunt; et ita nihil sequi- 
tur contrarium nostrae resolutioni“ (I. c.) — Ebenſo Leſ⸗ 
ſius: „ad multa (enim) cogi possumus, ad quae ex Ju- 
stitia non obligamur, ut ad non se inebriandum, ad non 
fornicandum, non blasphemandum, imo ad dandam eleemo- 
synam: ut enim quis cogi possit, satis est eum obligari 
alicuius virtutis praecepto, et necessarium esse vel valde 
expediens ad bonum publicum, ut huiusmodi opera fiant* 
(Ee n 75) i 
Kurz und großartig entwickelt der hl. Thomas (mit 
Ariſtoteles) die Aufgabe der chriſtlichen (und einzig 
vernünftigen) Social⸗Politik, und überhaupt die innige 
Verbindung von „Eigenthums“- nud „Arbeits“ -Recht, wenn er 
ſagt: das Gemein⸗Eigenthum hat ſeine guten Seiten, und ebenſo 
das Privat⸗Eigenthum. Das beſte iſt die Combination beider dahin, 
daß Beſitz und Verwaltung privat, der Gebrauch gemein⸗ 
ſam iſt: dadurch ſind die Vortheile beider Syſteme geſichert. 
Daß und wie aber bei privatem Beſitze der Gebrauch 
ein gemeinſamer ſei reſp. werde, das iſt die Aufgabe 
einer guten Geſetzgebung. 

„Utrobique enim invenitur ali quid boni, sci- 
licet et in hoc, quod ponuntur possesiones propriae et in 
hoc, quod ponuntur communes. Sed si possessiones sunt 
propriae et or din ant ur per rectas leges et 
eonsuetudines, quod cives sibi invicem communicent 
de suis bonis, habebit talis modus vivendi bonum, quod 
est ex utrobique sc. ex communitate possessionum et 
distinctione earum: oportet enim possessiones s i mp li- 
eiter quidem esse proprias quantum ad proprietatem 
dominii, sed se cundum ali quem modum com- 
munes. — Quo modo autem us us rerum (secun- 
dum dominium) propriarum possit fieri communis, 

hoc pertinet ad providentiam boni legis- 
latoris“ (Comment. in Arist. Politie. lib. II. lect. IV.) 
i 125 
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Bas ſteigende Wachsthum des „Kapitalismus“ und 
des arbeitslofen Renteneinkommens. 


Die ſociale Frage — ſo haben wir ausgeführt — ſpielt 
ſchon nicht mehr ſo ſehr zwiſchen „Unternehmung“ und Arbei⸗ 
tern, als vielmehr zwiſchen „Unternehmung“ und Arbeitern 
einerſeits, und „dem Kapital“ anderſeits. Der „Kapitalismus“ 
bildet ſich immer mehr zu einer ſelbſtſtändigen Macht aus, und 
bringt Unternehmung wie Arbeit in gleicher Weiſe in Abhän⸗ 


gigkeit, macht ſich beide tributpflichtig. Dieſer neu ſich au 


bildende Gegenſatz iſt ver hängniß voller, als der alte, 
und macht die Löſung der ſocialen Frage unendlich ſchwieriger. 

Der erſte Kampf ſpielt ſich noch gleichſam „im Hauſe“ ab, 
wird noch immerhin durch perſönliche Beziehungen gemil⸗ 
dert, wenn dieſe auch ziemlich loſe ſind, der Kampf zwiſchen 
Kapitalismus und Unternehmung = Arbeit aber erſcheint von 
allen iperſönlichen Beziehungen losgelöſt, übergreift ſelbſt die 
Grenzen des gemeinſamen Vaterlandes — ein Kampf, ſo un⸗ 
perſönlich und international, wie das Geld unperſönlich 
und international iſt. Die ganze producirende Ge- 
ſellſchaft ſeufzt unter einem „Feudalismus“, gegenüber dem der 
mittelalterliche Feudalismus wirklich als — Kinderſpiel er⸗ 
ſcheint, muß „frohnden“, ärger, als der gedrückteſte Bauer des 
Mittelalters. Nicht blos war es die Sitte, die dort das 
Verhältniß milderte: ſelbſt rechtlich waren die Abgaben 
und Dienſte geordnet, während heute das Kapital 
ſchrankenlos herrſcht, die ungeſchmälerte „Freiheit“ 
genießt, zu nehmen, wo und ſoweit es nur die materielle Ueber⸗ 
macht erlaubt. Familie, Stand, Gemeinde wie Staat, alle 
ſind in gleicher Weiſe tributflichtig, alle fühlen in gleicher 
Weiſe die Feſſeln, mit denen „das Kapital“ ſie umſchlun⸗ 
gen hält, müſſen zuſchauen, wie dieſe Feſſeln ſich immer 
feſter und enger ſchlingen. — Das Geld iſt im geſell⸗ 
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ſchaftlichen, was das Blut im individuellen Körper. Die In⸗ 
haber des großen Kapitals ſind es, die über dieſen „Blutum⸗ 


umlauf“ beſtimmen: immer enger wird dieſer Kreislauf, immer 


mehr ſterben die Glieder ab und der ganze Geſellſchaftskörper 


Me droht zuſammenzubrechen. Die letzte Kriſe, mit ihren endloſen 


Bankerotten, Subhaſtationen, Wucherproceſſen ꝛc. hat das noch⸗ 
mals wieder offen der Welt dargelegt. 

Dieſe Abhängigkeit der Unternehmungen und Arbeiter vom 
Kapital ſteigt progreſſiv, indem fie ſel bſt (im Zins) 


die Mittel liefern müſſen zur Befeſtigung der 


Herrſchaft des Kapitals. Jeder Thaler heckt eben neue Thaler, 
und ſo muß das Kapital der Geſellſchaft immer mehr „über den 
Kopf wachſen“. So iſt das Kapital wirklich „der Schwamm, der 
die Säfte der Geſellſchaft immer mehr aufſaugt.“ 

Wir haben ſchon auf den Zuſammenhang der Productions— 
und Creditkriſen verwieſen: beide find ſich gegenſeitig 
Grund und Folge. Gerade die Unſtetigkeit in der 


Production reizt — für die Zeit der Blüthe — reſp. 


zwingt — zur Zeit der Abſatzkriſe — ſelbſt auch unſere 


ſel b ſtſtändigeren Unternehmungen zu umfaſſen⸗ 
derer Inanſpruchnahme des Credits, und ein⸗ 
mal in den Bannkreis des Kapitals hineingezogen, fallen ſie 


ſicher der Attractionskraft desſelben zum Opfer. — Bei unſerer 


„anarchiſchen“ Productionsweiſe iſt das Riſiko der Unterneh⸗ 
mung groß, das Riſiko trifft aber zunächſt allein den 
Unternehmer; erſt, wenn der Unternehmer bankerott iſt, auch 
für den ungedeckten Reſt, das Kapital. Schon nach dieſer 
einfachen Verhältniß⸗Berechnung muß das Kapital fortſchreitend 
ſich vergrößern, die alten ſelbſtſtändigen Unternehmungen fort⸗ 
ſchreitend zuſammenſchmelzen. f 

Dieſe Expropriation der Geſellſchaft durch das mobile Ka⸗ 
pital vollzieht ſich mit der Regelmäßigkeit eines „Naturgeſetzes“, 
und wenn dieſer „naturgeſetzlichen“ Entwickelung kein Einhalt 
gethan wird, fo würde es gar nicht ſchwer fein, die Punkte 
dieſer Entwickelung ziemlich genau im Voraus zu beſtimmen. 
Und der Endpunkt dieſe Entwickelung möchte näher ſein, als 
wir ahnen — fünfzig bis hundert Jahre würden genügen, bis 
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die ganze europäiſche Geſellſchaft der Herrſchaft einiger 1 
Banquier⸗ Familien unterworfen wäre. 

Nehmen wir z. B. nur folgende Berechnung von R. Meyer: 

„Der Pariſer Rothſchild ſtarb, wenn wir nicht irren, 1875 
und hinterließ 1000 Millionen Fres. Man darf das Ver⸗ 
mögen des Geſammthauſes alſo auf 5000 Mill. Fres, ſchätzen. 
Die Rothſchilds machen viel mehr als 5 Percent jährlich mit 
ihrem Gelde. Rechnen wir indeß, daß dieſes Mehr für ihren 
nicht eben luxuriös eingerichteten Unterhalt daraufgehe und ſich 


ihr Capital alle 15 Jahr nur verdoppele. Wir ſind zu dieſer 


Annahme berechtigt, denn es hat ſich vom Entſtehen des Hauſes 
bis jetzt ſchneller verdoppelt. Hätte es ſich bisher nur 
alle 15 Jahre verdoppelt, ſo würde es betragen haben: 1875 
— 5000 Millionen Franes; 1860 - 2500; 1845 — 
1250: 8800 16255 41819 ( // / ( 


Francs. Aber im Jahre 1800 hatte der alte Rothſchild noch 


ſo gut wie nichts. Wir ſind alſo berechtigt zu behaupten, daß 


— wenn dem nicht durch Geſetze, durch Einſchlagen einer an⸗ 


2 


deren Wirthſchaftspolitik in Europa Einhalt gethan wird — 
das Rothſchild'ſche Vermögen ſich alle 15 Jahre mindeſtens ver⸗ 
doppeln wird. 
Wie verhält ſich dazu das Einkommen der übrigen Menſch⸗ 
heit? | Ser 
Das Königreich Sachen iſt eines der reichſten und wohl 
habendſten Länder Deutſchlands. Bei 2,760,586 Einwohner 
ult. 1875 betrug das zur Einkommenſteuer eingeſchätzte ſchul⸗ 
denfreie Einkommen für das Jahr 459 Fres. pro Kopf, für 
1877 nur noch 430 Fres. Das fünfpercentige Einkommen 
aus dem gegenwärtigen Vermögen der Rothſchilds iſt alſo ſo 
groß, wie das von 581,400 Sachſen 1877 war. Stiege das 
Rothſchild'ſche Vermögen nicht ſo ſchnell, wie es bisher geſtiegen 
iſt, ſondern verdoppelte es ſich nur alle 15 Jahre, und betrüge 
das europäiſche Durchſchnittseinkommen conſtant ſo viel, wie das 
der Sachſen 1877, was natürlich auch nicht der Fall ne da 
es niedriger iſt, ſo ergäbe ſich folgendes Reſultat: 5 5 
Das Rothſchild'ſche Vermögen beträgt im Jahre 1875 
— 5000 Millionen Francs, das Einkommen daraus jo viel 
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wie das von 580, 000 Menſchen; 1890 beträgt das Roth⸗ 
ſchild'ſche Vermögen 10,000 Millionen Franes; das Einkommen 
daraus ſo viel wie das von 1,160,000 Menſchen; jenes Ver⸗ 
mögen beträgt 1905 = 20,000 Millionen Francs mit einem 
Einkommen, wovon 2,320,005 Menſchen — faſt die Bevöl⸗ 
kerung des Königreichs Sachſen — leben müſſen; im Jahre 
1920 beträgt es 40,000 Mill. Francs, 1965 ſchon 320,000 
Millionen Francs mit einem Einkommen, wovon 37,120,000 
Menſchen leben müſſen, d. h. etwa die ganze Bevöl⸗ 
kerung des öſterreiſchen Kaiſerſtaates müßte 
ach Hundert Jahren für dieſe eine Familie 
arbeiten! Nun iſt dieſe wohl die reichſte Bankiersfamilie, 
Nindeß gibt es doch noch eine ganze Anzahl von zumeiſt jüdiſchen 
Bankiers, die auch ſchon ein jo großes Vermögen beſitzen, daß 
deſſen Einkünfte nur zum geringſten Theile conſumirt, zum 


größeren Theile accumulirt werden.“ 


Der Kapitalismus beherrſcht die Geſellſchaft und — die 
Staaten. Auch die politiſchen Körperſchaften, Staat und 
Gemeinde „verſchulden“ ſich immer mehr dem Kapital, kommen 
dadurch in ſteigende Abhängigkeit von demſelben. Das iſt die 
politiſche Seite dieſer Entwickelung. So liirt ſich Kapi⸗ 
talimus und Politik, und die factiſchen Herrſcher ſind — die 
Bankier 's. So wird die „goldene Internationale“ eine 
Herrſchaft begründen, wie ſie umfaſſender und iutenſiver und 
auch tyranniſcher die Welt nie geſehen hat. 

Schon jetzt können wir ſagen: das Haus Rothſchild hat 
mehr in der Politik zu ſagen, als die meiſten kleinen Fürſten 
zuſammengenommen. Rothſchild entſcheidet über Krieg und 
Frieden. Schon vor 2 Jahrzehnten ſoll Frau Anſelm Roth⸗ 
ſchild bei drohendem Kriege die Beruhigung ausgeſprochen 
haben: „Es gibt keinen Krieg, Anſelm gibt kein Geld dazu“. 
Rothſchild beſtimmt die Verfaſſung. Rothſchild (Paris) ſoll 
Rußland eine Anleihe verweigert haben, bis das Land eine 
conſtutionelle Verfaſſung erhalten hätte. So berichtete ſeiner 
Zeit die „Frankfurter Zeitung“, die es wiſſen kann. Rothſchild 
hat die Macht, Miniſterien zu ſtürzen und zu heben. Mitte 
October 1879 berichtete der „Börſen⸗Courier“ zur Erklärung 
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der damals in Paris wie Berlin eintretenden Rückgänge der 
Börſe: die franzöſiſche Regierung habe, um dem Bank⸗ und 
Gründungsſchwindel Einhalt zu thuen, das Haus Rothſchild 
erſuchen laſſen, mit Rentenverkäufen vorzugehen — alſo 
eine Baiſſe zu verurſacheu — um dadurch dem weiteren Hauſſe⸗ 
Schwindel den Boden zu entziehen. Die „Kölniſche Zeitung“ 
wußte ſpäter noch eine andere Erklärung des Börſentreibens: 
es ſei eine Demonſtration des Geldes gegenüber 
den Kundgebungen der Straße, wo man gegen die Beſitzenden 
und das Kapital gedonnert, zur Stärkung des beſtehenden 
„liberalen“ Cabinets Waddington-Say. Gambetta habe mit 
dem Finanzminiſter eine Unterredung gehabt und ihm es zum Vor⸗ 
wurf gemacht, daß er nicht Alles zur Verhinderung des Rückgangs 
der Börſenwerthe gethan habe, Say aber habe Herrn Gambetta 
deutlich gemacht, „daß er mit ihm und vor Allem mit 
ſeinen Freunden (d. h. mit Rothſchild und Genoſſen) 
rechnen müſſe“. „So“ ſchließt die Correſpondenz mit 
Befriedigung, „hat die hohe Bankwelt das Mittel 
in den Händen, auf die Theorieen der Ultraradi⸗ 
calen zu antworten, indem ſie die wohlhabende Bürgerſchaft 
und die Rentner in Frankreich erſchreckt [ul. Die Macht 
des Geldes macht ſich gegenwärtig geltend und kann 
einmal eine große Rolle ſpielen, indem ſie einen tiefgrei⸗ 
fenden Einfluß auf die öffentliche Meinung aus⸗ 
übt. Das hat Herr Say dem Herrn Gambetta ſehr deutlich 
gemacht und vielleicht wird dieſer es ſich merken.“ — Es wird 
alſo auf Anſuchen der Regierung durch Haus Rothſchild eine 
künſtliche Baiſſe in Scene geſetzt, wodurch die Inhaber der 
vielen Milliarden von Rententitel um Dutzende von Millionen 
Fres. geſchädigt werden, um mit dieſer Börſen-Panik zugleich 
eine politiſche Panik zu verbinden, zu dem Zweck, durch 
dieſes Schreckmittel das beſitzende Bürgerthum um ſo feſter 
wieder um das beſtehende Miniſterium zu ſchaaren. (Vergl. 
„Germ, v9. 10. Dee 1879 | 

Höher noch, als dieſe ſocialen und politischen, ſchlagen 
wir aber die ſittlichen Gefahren des ſich fortſchreitend 
ausbildenden „Kapitalismus“ an. Dieſe übermäßigen 
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Einkommen an ſich ſchon ſind eine große ſittliche Gefahr, 
führen namentlich in unſerer glaubens- und ſittenloſen Zeit 
gar leicht in die Arme des Laſters. Doppelt gefährlich aber 
ſind dieſe Reichthümer durch die Art und Weiſe, wie ſie ge⸗ 
wonnen werden. Entweder iſt es reines „Renten“ -Ein⸗ 
kommen, ohne jedes perſönliche Verdienſt, wo 
deshalb auch der ſittliche Schutz, der in der Arbeit liegt, 
wegfällt, oder es iſt durch „Speculation“ gewonnen — 
eine „Arbeit“ allerdings, vielleicht aufreibender als die härteſte 
körperliche Arbeit, aber jeden idealen Gehaltes baar, 
mehr depravirend, als verſittlichend. 

Die großen Einkommen an ſich beklagen wir noch nicht, 
wir räumen ſie neidlos ein; aber das beklagen wir unend⸗ 
lich, daß wir eine Ariſtokratie“ haben mit mehr wie ariſtokratiſchem 
Einkommen, aber ohne die ariſtokratiſchen Tugen⸗ 
den, ohne jede „Nobleſſe“ der Geſinnung und 
des Charakters. Das höhere Einkommen iſt ſittlich be⸗ 
rechtigt, ſobald ihm eine höhere ſociale Aufgabe entſpricht; der 
Adel iſt berechtigt, ſobald und ſolange er durch ſociale Tugen— 
den dem Volke vorleuchtet. Unſer moderner Adel aber 
ſteht in ſeiner ſittlichen Anſchauung niedriger wie 
unjer Volk — fo gut wie jüdiſcher Shader nie 
Niger ſteht als ehrliche deutſche Arbeit. Die 
Ariſtokratie ſoll ſchon dem Namen nach „die Beſten des Volkes“ 
repräſentiren, in ihnen ſoll die nationale Kraft und Tu⸗ 
gend zur reinſten Entfaltung kommen, ungetrübt von den Sorgen 
und Arbeiten des Tages. Wer aber möchte das von unſerer 
Ariſtokratie behaupten, die international⸗jüdiſch, 
aber nie und nimmer deutſch iſt, die ſelbſt in der Hochfluth 
deutſcher Begeiſterung von 1870,71, wo ganz Deutſchland mit 
Gut und Blut eintrat gegen den Erbfeind, ſich weigerte, 120 
Mill. Thaler nationaler Anleihe zu übernehmen, und in Berlin 
z. B. ganze 3 Mill. darauf zeichnete? 

Unſere moderne Ariſtokratie iſt weſentlich Bi 5 rſen⸗Ari⸗ 
ſtokratie, rekrutirt ſich aus Gründern und Jobbern. Unſer 
ideales deutſches Volk iſt zu gut für eine ſolche „Ariſtokratie“. 
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Die iſt nicht deutſcher Art, wird auch nie deutſche Sympathie 
finden, oder unſer Volk muß ein anderes geworden ſein. | 

Unſere moderne Ariſtokratie iſt nicht deutſch, nicht chriſt⸗ 
lich, iſt fremd unſerer Nation, dem Blute wie der Geſin⸗ 
nung nach, und wird es bleiben. Unſer Volk hat nicht 
gewonnen unter dieſer Fremdherrſchaft, hat viel an Kraft und 
Tugend eingebüßt. Es iſt Zeit, daß es ſich emancipire, 
ſich frei mache von der Macht und dem Geiſte der Börſe. Das 
iſt ein Kampf der Cultur — der chriſtlich-deutſchen Cultur 
gegen die materialiſtiſch-jüdiſche — der des Schweißes der 
Edlen werth iſt. Freilich, es iſt ein harter Kampf, der nur 
langſam zum Siege führt, aber er muß aufgenommen werden 
auf der ganzen Linie, mit weiſer Mäßigung, aber mit Kraft. 

Wir ſtecken ſchon zu tief im „Kapitalismus“, als daß 
wir ſchon bald ihn zu überwinden vermöchten. Auch hier 
müſſen die hiſtoriſchen Rechte unverletzt bleiben — ſo gebietets 
die chriſtliche Sitte — deshalb kann die Emancipation nur 
ſehr allmälig und indirect ſtattfinden. Der einzige Weg der 
Rettung iſt: grundſätzliche Einſchrän kung des 
Credit⸗ und des Actienweſens, und anderſeit's 
eine weiſe Geſetzgebung zum Schutze der Arbeit — Organi⸗ 
ſirung der „productiven“ Stände. Individuell mögen 
ja „Zins“ und „Speculations“-Gewinnſte durchaus berechtigt 
ſein; ſocial aber find dieſe Einkommens - Arten jedenfalls 
zweifelhafter Natur, die der Geſellſchaft gefährlich werden können 
und ſtets „unter polizeilicher Aufſicht“ ſtehen 
ſollten. Unſere modernen Staaten haben ihnen viel zu 
weiten Spielraum gelaſſen, und ſoll dem Weltwucher 
mit der Arbeit endlich ein Ziel geſetzt werden, dann hat 
die Geſetzgebung und die Beneititge Staatsthätigkeit in dieſem 
Punkte anzuſetzen. 

Führen wir zur Beleuchtung des Geſagten noch einige 
Zahlen ins Feld. 


An 


Wie weit die goldene Internationale ſelbſt unſere Groß: 
ſtaaten in Zins- Pflicht und Abhängigkeit gebracht hat, beweiſt 
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8 Zuſammenſtellung (ſ. „Annalen des deutſchen Reiches“, 
Heft 2/3 v. 1877): | 
Die RISSE der Europäiſchen are betrugen 
SL 


5 8 Summen Erorderniß für Verzin⸗ 

Bezeichnung der Staaten. der ſung der Staatsſchuld 
Segtsſchul überhaupt | pro Kopf 
Mill. Fres. Frces. Fres. 


Preußen : 1,369 51,846,000 21 
Oeeſterreich 7,200 316,888,000 8, 
Italien N 9,852 520,025,000 19,4 
Amerika, Ver. Staaten 11,039 490,000,000] 12, 
Rußland | 11,385 1466,289,000| 7,3 
England ö 19,776 682,134,000] 21,0 
Frankreich 28239 870,643,000 24,51 


Summa 83,860 ,397825000 


i Wie raſch gerade unter der Herrſchaft des Liberalismus 
die Verſchuldung der Staaten geſtiegen iſt, zeigt Folgendes: 
Auf dem europäiſchen Continent betrugen die Staatsſchulden 
1848: 746,000,000 Pfd. Sterl., 1870: 2, 165,000,000, 
1876 gar 2, 772,640,000 Pfd. Sterl. („Köln. Volksz.“ 1876, 
Nr. 290). — Die Verzinſung und Amortiſation dieſer 
Staatsſchulden verſchlingt in Ungarn bereits 66,3 Procent 
der Geſammt⸗Nettoausgaben, in Frankreich 49,8, in Bor: 
tugal 45,6, in Oeſterreich 44,3, in Italien 43,9 
= Spanien 39, und in Großbrittanien 37 Pro⸗ 
cent. Mehr als ein Drittel der Ausgaben verſchlingt noch 
die Staatsſchuld in Rumänien, Sachſen und Würtem⸗ 


berg. Verhältnißmäßig gut daran in dieſer Hinſicht ſind 


von den Großmächten nur zwei: Rußland mit 299 Pros 
cent und Preußen mit 13,8 Procent. S. „Germ.“ v. 14. 
Jan. 1880.) 

Fur die Verſchuldung der Gemeinden fehlen uns ſtati⸗ 
= au Belege, nur 155 das liberale Muſterland „Baden“ und 
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Bayern, Stehen uns ſolche zur Verfügung. In Baden be 
trugen die Gemeinde- Schulden 1868 etwa 7 Procent 
des Vermögens, 1877 aber 16 — hatten ſich verdreifacht —, 
obwohl die Schulden für Schulhäuſer, Pfarrhausbauten und 
Kriegskoſten noch nicht mitgezählt ſind. („Germ.“ v. 26. Jan. 
1879). In Bayern beliefen ſich die Gemeinde - Schulden 
1863/64 auf 6 M. pro Kopf, 1878 aber ſchuldet das Kind 
in der Wiege ſchon mehr als das Dreifache — 21 M. 
(die Staatsſchulden haben ſich von 1861 — 75 nur verdoppelt. 
S. Bonner „Vaterland“ v. 23. April 1880). 


B 


Wie Staat und Gemeinde, ſo verfallen auch immer weitere 
Gebiete der Production dem Spiele der Börſe 
und den Intriguen der „Speceu lation. Wir De 
dauern das, wie ausgeführt, unter zweifachem Geſichts⸗ 
punkte: erſtens wegen der damit gegebenen Abnahme 
der ſelbſtſtändigen, mehr oder weniger auf perſön licher. 
Arbeit gegründeten Unter nehmungen, re ſp. 
der Zunahme des arbeitsloſen Renteneinkom⸗ 
mens (Trennung von Unternehmung und Kapital), zweitens 
wegen der den Schwankungen der Börſe parallel laufenden 
Unſtetig keit und Unreellität der Production. 
Nach allen dieſen Beziehungen hin mögen folgende Zahlen 

ſprechen: 

| 1. Ueber den Umfang der „Emiſſionen“ (Ausgabe von 
Inhaber-Papieren, d. h. von Actien und Obligationen, die auf 
den Inhaber lauten) in den Jahren der „Blüthe“ und des 
erſten geſchäftlichen „Niedergangs“ gibt nachfolgende vergleichende 
Ueberſicht (nach der Aufſtellung des „Moniteur des interets 
materiels*) Aufſchluß. Nach dieſer betrug die Inanſpruch⸗ 
nahme des Geldmarktes: 5 | 
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für Eiſenbahnen und 
| Induſtrie⸗ 
Unternehmungen 


für 
Credit⸗Inſtitute 


1872 1873 1874 || 1872 1873 1872 


Mill. Mill. Mill. Mill. Mill. Mill. 

| Francs Francs Francs Francs Francs Francs 
Deutſchland 432541 890,33 61,25 9132 319,12 205,90 
Oeſterr.⸗Ungarn c 253.48... 96 
Frankreich 28050 10% 4719340 66, 2186 
Großbrittannien 229,50 288,40 100,90 1209,98 11110 644,14 
Belgien 35 30,06 20,00 14,17 25,24 10,51 
Niederlanden 12,11 330 718 43,56 83,97 55,53 
Schweiz 15,04 25,87 12,12 67,5 44,87 145,52 
Italien 405,4 41,15 Sort 65,50 35,80 28,87 


2. Die Emiſſions⸗Thätigkeit war in den „guten Jahren“ 
eine ſo fieberhaft angeſpannte, daß ſie nachher eben ſo 
plötzlich nachlaſſen mußte. Obige Zuſammenſtellung 
zeigt das klar. Nach den Tabellen desſelben Blattes betrugen 
die geſammten Staats⸗ und Communal-⸗Anleihen, Anleihen der 
Credit⸗Inſtitute, Eiſenbahn⸗ und Induſtrie⸗Geſellſchaften von 
Europa und America 


im Jahre 1872: 12,636 Mill. Francs 
35 55, Mr 

le ae „ 

J. 8 Pr 


Das bedeutet ein Sinken von 100 im Jahre 1872 auf 
86 im Jahre 1873, 33 — 1874, und gar 13 — 1875. 
(S. Dr. Karl Roſcher, Zur Kritik der neueſten wirthſchaftlichen 

Entwickelung im deutſchen Reiche. Zittau 1876. S. 17 ff.) 


3. Die Welt⸗Börſe par excellence iſt die Londoner. 
Sie ſpiegelt „Fluth“ und „Ebbe“ am deutlichſten wieder. Hier 
wurden gezeichnet (ſ. „Zeitſchrift für Staatswiſſenſchaft v. 1878): 
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55 Für neue Für alte [Für fremde 
5 Geſellſchaften] Geſellſchaftenn Staaten [Zuſammen 
Jahre Mill. Lſtr.] Mill. Lſtr. Mill. Lſtr. 

187 44, 31, 22778 303, 
1873 4457 35797 128,54 209, 
1874 20,51 25,02 29,14 74,68 
1875 7744 14,00 14,00 39,44 
1876 8,53 6,50 3,59 18,62 


beit). 


| 4. Für die Jahre 1874 — 77 geben wir noch nachfolgende 
Zuſammenſtellung des „Börſen⸗Courier“ (nach einer von G. v. 
Laveleve im „Monit. des intéréts mat.“ veröffentlichten Ar⸗ 


In der Tabelle ſind die Nominalbeträge aller 
Emiſſionen aufgenommen, die überhaupt im Laufe des Jahres 


dem Kapitalmarkte angeboten wurden, alſo auch diejenigen, die, 
wie die amerikaniſchen Funded-Bonds, nur zur Convertirung 


älterer Schulden beſtimmt ſind. 


geben (umgerechnet in Reichsmark), in Millionen: 


In 
In 
In 
In 
In 
In 
In 
In 
In 
In 
In 
In 
In 
In 
In 
In 


s 1877 1876 
Deutſchland . 160,6 348,8 
Anerie nene died 1200 
Asien ; 3271 5,6 
Oeſterreich⸗ Ungarn 5 160% 80,3 
Belgten 6,4 19 
Spalllen 104,7, 33, 


Frankreich [ols 392, 
England und Col.. 2373 28 
Griechenland 8,0 . 
Stakten= == : 81,3 37,6 
Norwegen⸗S chweden 0 26,4 
Niederlande u. Col. 40,9 26,4 
Borna. se 2, 130% a 
Ruklad sr = 904,3 327,2 
Schweiz 28,0 69, 
Türkei und Aegypten 100,9 5 


6,517, 2,899, 


1875 


Es find als emittirt ar 


1874 


336 = 
79% 


210, 
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Von der Geſammtziffer der 1877er Emiſſionen entfallen 
1,3847 Mill. auf Eiſenbahnen und Induſtrie-Geſellſchaften, 


nur 320, Millionen auf Credit⸗Inſtitute, 4618, Mill. auf 


Staatsanleihen. Der enorme Zuwachs gegen 1876 (3424 
Mill.) ſetzt ſich in der Hauptſache zuſammen aus 1550 Mill. 


Mehr⸗Emiſſion von America, 1100 Mill. Mehr-Emiſſion von 


Frankreich, 577 Mill. Mehr⸗Emiſſion von Rußland, 100 Mill. 


Emiſſion der Türkei ꝛc., wie man hieraus ſieht, zumeiſt aus 
außergewöhnlichen Staatsanleihen. Die größte Ziffer findet 
ſich bei der Poſition „Amerika“; die nach Abrechnung von 17 


Mill. für die Eiſenbahnzwecke verbleibenden 2800 Mill. be⸗ 
ſtehen wohl ausſchließlich aus Funded⸗Bonds der Vereinigten 


Staaten, für welche faſt zum Geſammtbetrage alte Bonds ein⸗ 
gezogen werden. Aber auch der angeführte Betrag (etwa 660 


Mill. Dollars) iſt noch bei weitem nicht placirt: der wirkliche 
Verkauf von Funded⸗Bonds im Jahre 1877 dürfte ſich nur 


etwa auf die Hälfte dieſer Summe belaufen. Von den Emiſ⸗ 


ſionen Frankreichs mit 1500 Mill. entfallen nur 128, Mill. 


auf Staatsanleihen, 226 Mill. auf Credit⸗Inſtitute (Foncier 
c.) und der ganze Reſt mit 1,146, Mill. auf Eiſenbahn⸗ 


und Induſtrie⸗Geſellſchaften. Hr. de Laveleye fügt hinzu, es 


handele ſich zumeiſt um Emiſſionen von Eiſenbahn⸗Prioritäten. 


Rußland weist in den Rubriken der Banken und Bahnen nur 


32 Mill. auf, die ganzen reſtlichen 872 Mill. ſind Staatsan⸗ 


leihen. Von den 166,3 Mill. Deutſchlands find 20 Mill. 


Staatsanleihen, 39,3 Mill. von Eiſenbahnen und kaum 3 Mill. 


von Credit⸗Inſtituten emittirt. Die bei Oeſterreich⸗-Ungarn an⸗ 


geführten 160 Mill. ſcheinen die Emiſſion der 80 Mill. Gul⸗ 


den ungariſcher Goldrente zu repräſentiren. Die 100 Mill., 


in denen Spanien figurirt, ſetzen ſich zuſammen aus 56 Mill. 
von Credit⸗Inſtituten und 45 Mill. von Eiſenbahnen und In⸗ 
duſtrie⸗Geſellſchaften. Die ſpaniſche Regierung hat zwar mehr⸗ 


fach Darlehen aufgenommen, aber ohne Anleihe⸗Titres zu emit⸗ 


tiren. Von den Emiſſionen Großbritanniens find 153 Mill. 
Staatsanleihen, 85 Mill. von Eiſenbahnen und Induſtrie; 


Credit⸗Inſtitute haben nicht emittirt. Italien figurirt nahezu 


| NG: nämlich mit 7755 Mill. unten den Staatsanleihen ; 
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es iſt nicht erſichtlich, ob die Renten-⸗Titres inbegriffen find, 
welche bereits an die Oeſterreichiſche Südbahn ausgeliefert wur⸗ 
den. Portugal iſt ausſchließlich unter den Staatsanleihen auf⸗ 
geführt; die Emiſſion reuſſirte bekanntlich nur ſehr unvollſtän⸗ 
dig, desgleichen die der fünf Mill. Pfund, welche die Türkei 
emittirt hat.“ 

5. Selbſt das „conſervative“ Oeſterreich hat ſich im 
Gründungs⸗Fieber ſogar hervorgethan. Nach einer amtlichen 
Aufſtellung vom Abg. Neuwirth wurden vom Beginn des 
Jahres 1867 bis zum Ausbruch der Kriſe 1873 dortſelbſt 
nicht weniger als 1005 Actiengeſellſchaften mit einem Nominal⸗ 
Actien-Kapital von 4000 Mill. fl. (1873 allein 1003 Mill. fl.) 
conceſſionirt, von denen freilich blos 682 mit einem Actienkapital 
2577 Mill. fl. wirklich zu Stande kamen. Die Gründungen 
betrugen 1867: 79 Mill. fl., 1868: 88, 1871: 175, 1872: 
1783 Mill. fl. (Dir. Roſcher, e 5 

6. Das junge deutſche Reich durfte natürlich am 
wenigſten zurückbleiben. 

In Preußen wurden ins Leben gerufen: 


Actiengeſell⸗ mit einem Actienkapital 
| ſchaften von Thlr. 
bis 1800 5 | | 467,000 
von 1801 bis 1825 16 11,454,265 
1896 1850 1903 212,665,085 
„ 1851 „ 0. Jun x 
1870 295 801,585,105 
1870 ſeit dem 1. Juli 41 59,024,150 
1871 225 375,52, 8 
1872 500 545,095,452 
1873 72 305,780,500 
1874 19 146,073,200 


Selbſt die „Provinzial-Correſpondenz“ kann nicht umhin, 
in Aneignung der betreffenden Ausführungen von Dr. Engel in 
der „Statiſt. Zeitſchrift“ vom Jahre 1875 (Heft IV.) zu ge⸗ 
ſtehen: „Da zeigt ſich denn, daß in der Zeit bis zum 30. 
Juni 1870 410 Geſellſchaften mit 1,026,172, 455 Thl. Actien⸗ 
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kapital ins Leben gerufen wurden, in den 4½ Jahren vom 
1. Juli 1870 bis Ende 1874 dagegen 857 Geſellſchaften mit 
1,424,925,925 Thlr. Actienkapital. Dieſe Ziffern bezeugen 
hinlänglich die plötzliche Ausdehnung der Actienunter⸗ 
nehmungen, ... wie auch den zeitlichen Zuſammen⸗ 
| hang zwischen dem Geſetz vom 11. Juni 1870 und dem 
veränderten Charakter der ſeitdem hervorgetretenen 
Unternehmungen. Bis dahin war die Errichtung von Actien⸗ 
geſellſchaften faſt ohne Ausnahme Mittel zum Zweck, und zwar 
zum Zweck einer productiven gewerblichen und commerciellen 
Unternehmung; von da ab hingegen wird die Errichtung 
Selbſt⸗Zweck inſoforn, als es ſich für die Unternehmer 
in der großen Mehrzahl wenn nicht lediglich, ſo doch überwiegend 


darum handelt, bereits vorhandene Werthobjecte in ideelle An⸗ 


theile, Actien zu zerlegen, d. h. zu mobiliſiren, hierbei lucra⸗ 


tive Geſchäfte zu machen, im Uebrigen aber, job ald das 
Geſchäft gemacht, die neue Geſellſchaft ihrem Schick⸗ 
ſale zu überlaſſen.“ So erklärt es ſich „daß und 


* 


warum vor dem 11. Juni Umwandlungen beſtehender Privat⸗ 
Unternehmungen phyſiſcher Perſonen in Actien-Unternehmungen 


pbhöchſt ſelten ſtattfanden, während nach dem 11. Juni 1870 


ſolche Umwandlungen die Regel wurden. Das Gründen war 
viel leichter, ging ſchneller und lohnte wenigſtens anfangs auch 
beſſer. Kein Tag verſtrich in den Jahren 1871 und 1872, 


an welchem nicht faſt ſämmtliche Tagesblätter mit auffallend 


gedruckten und glänzende Schilderungen enthaltenden Proſpecten 
beſchwert waren. Ja, die Gründer beſtürmten nicht allein die 
Inhaber induſtrieller Etabliſſſements mit Anträgen auf Ver⸗ 
kauf und Umwandlung derſelben in Actiengeſellſchaften, ſondern 
ſie machten ſich bei hierzu vorzugsweiſe geeigneten Unterneh⸗ 
mungen auch ziemlich ſcharfe Concurrenz, ſo daß die Preiſe 
ſolcher Gründungs⸗Objecte raſch anſehnlich in die Höhe gingen.“ 
Trotz dieſer Selbſt⸗Anklage des Regierungs-Organs 
iſt bis heute noch nichts für Reform der Actien⸗ 
5 geſetzgebung, geſchehen! 

7. In dem kleinen Königreich Sachſen beſtanden am 
1. April 1872 179 Actiengeſellſchaften, mit einem Actien-Ka⸗ 


13 
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pital von 160,144,081 Thlr., davon waren eingezahlt 86,145,258 
Thlr. Während des darauf folgenden Jahres, bis 1. April 
1873 wurden weiter 77 Actiengeſellſchaften mit einem Actien⸗ 
kapital von 61,926,640 Thlr. gegründet und hierauf 48,326,188 
Thlr. eingezahlt. In dem folgenden Vierteljahr entſtanden 
noch 13 Actiengeſellſchaften mit 3,244,000 Thlr. Actienkapital, 
ſo daß am 1. Juli 1873 im Königreich Sachſen 269 Actien⸗ 
geſellſchaften mit 225,314,721 Thlr. Actienkapital in das Han⸗ 
delsregiſter eingetragen waren. (Dr. Roſcher l. c.) 

Dieſe ungeheure Zunahme der Gründungen in der erſten 
Hälfte der ſiebziger Jahre kann unmöglich in objectiven Pro⸗ 
ductionsverhältniſſen feine Erklärung finden: die Gründungen 
waren eben Selbſtzweck, und mußten die Production 
in ganz falſche Richtungen lenken. Ohne ſie 
wäre eine ſolche Ueberproduction, wie wir ſie heute haben, 
nie möglich geweſen. Deshalb weiſen auch gerade die 
Productionsgebiete, deren ſich das Actienweſen bemächtigte, die 
höchſte Ueberproduction auf, mußten aber auch die Actien⸗ 
geſellſchaften anderſeits die Ueberproduction 
am härteſten büßen. Schon in der Darſtellung der 
gegenwärtigen Productionskriſe haben wir Belege dafür beige⸗ 
bracht. Hier mögen noch folgende Platz finden: 


8. Die Effectenkurſe in Belgien betreffend, hat der Moni- 
teur des intéréts matériels folgende Berechnung der Kursver⸗ 
luſte veröffentlicht, welche die Beſitzer von Werthpapieren wäh⸗ 
rend der letzten Jahre erlitten haben (ſ. „Zeitſchrift en 
Staatswiſſenſchaft“, 1878 S. 409): 


Der Kapitalwerth Die Differe von 
Ende 1874 und 1876 
1874 1876 überhaupt 
für die Mill. Fr. Mill. Fr. Mill. Fr. in Proc. 
Staats⸗ u. Stadt⸗ | 
anleihen 1367 1339 18 1,28 
Obligationen und f 
Prioritätsactien 738 643 95 12,7 
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Der Kapitalwerth Die Differenz von 
Ende 1874 ͤ und 1876 

1874 1876 überhaupt 


für die Mill. Fr. Mill. Fr. Mill. Fr. in Proc. 
Actionen von er 


Banken 593 365 228 38,52 
Eiſenbahnen und Ca⸗ | 
nälen 216 185 31 14,35 
Hochöfen u. Kohlen⸗ | 
werken 71 36 35 49,74 
Hochöfen nud 1 | 
werken | 69 45 24 3928 
Kohlenwerke 297 20 52 20,07 
int, Blei u. ſ. w. 
Bergwerken 46 56 10 17,2 
Leinenſpinnerei und 
Webereien 25 21 4 18,24 
ſonſt. Unternehmen 149 114 35 23,30 
fremde Actien 34 2 5 15,08 
fremde Obligationen 823. 779 44 5,88 
Obligationen mit noth⸗ 8 
leidenden Coupons 50 40 10 5 


Zuſammen 4,428 5) 857 571 
Aus dieſer vergleichenden Darſtellung ergeben ſich 99 he 
unverhältnißmäßigen Schwankungen der Ind u⸗ 
ſtrie⸗Actien. 


9. Für die Actiengeſellſchaften in en gibt Direc- 
tor Engel in ſeiner „Statiſt. Zeitſchrift“ vom Jahre 1875 
(ſ. „Annalen“ des deutſchen Reiches, 1876, Heft 7) nachfol⸗ 
gende Tabelle: 
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ed cr ace air 5 Ei — 2 Courswerth ö | Courswerth 
weck der Geſellſchaft nach den IS| 8 des 
5 S 2 8 8 emittirten Kapitals des emittirten Kapitals 
Induſtriezweigen der a am 31. Dezember am 31. Dezember 
5 Er zn& / 
8 AR ae \ 
Beanerbegänfung: a3 1872 1874 1875 1872 1874 1875 
| 8 % % % ] Thlr. Thlr. Thlr. 


Bergbau-, Hütten⸗ u. Salinenweſen 101] 174,662000| 138,90 74,2 46, 242,602548 130,679192 81928676 
Induſtrie der Steine und Erden 171 7,5120000] 97,30 | 35,04 21,26 7,309325 2,6618110 1,597425 


S Metallverarbeitung 100  4,390000| 119,6 49,97 32% 4,251531| 2,1938875 1445250 
3 Miaſchinen, Werkzeuge, Apparate 600 37,675000 120, 60,55 48,38] 45,561679 22,811117 18.225725 
Chemiſche Induſtrie 13] 8,230000| 95,9 2974 14,8] 7,833900 2,447494 1,666815 

Induſtrie der Leucht⸗ und Heisftoffe 11 2,000000| 93,00 | 60,95 49,5 1,860000| 1,2050000 985000 i 
2 Tegtilinduftrie 21] 18,000000 92, 51,56 39,65] 16,634163| 9,285650 7,140925 
Papier und Leder 10 4.910000 99,98 58, 3766] 4874675 2,8716387 1,849000 
8 Induſtrie der Holz- und Schnitzſtoffeſ A| 1,560000| 107,54 56.3. 35,0 1.677550 „878850 546000 
en Nahrungs und Genußmittel 31] 23,224000 88% | 52,08 48,06 20,653360 12,082557 11,160690 
RR Bekleidung und Reinigung 1 500000 85,00 33,0 | 15,00 425000 165000 75000 
a Baugewerbe 430 55,407200| 102,44 38,33 25,34 56,759300| 21,516137| 14,318730 
Se Künſtler. Betrieb für gewerbl. Zwecke 1 500000 94,00 23,0 5,00 470000 115000 25000 
i Handelsgewerbe 5 4,795000| 109% 83,7 64,6] 5,261025, 3,9838075 3,0714500 
55 Verkehrsgewerbe 111 79700000 110,15 75,14 66,9] 8.779350 5,988550 5,315360 
e Diverſe Geſellſchaften 5 3,5550000 135,35 43, 22% 4,8210000 1,547200 804736 
| Bank⸗ u. e 1111 287,167000| 116,94 | 97,4. 83,7] 435,822261)280,6782781240,472088 
80 Eiſenbahn⸗Stamm⸗Actien 441 492,0 84000 119,09 | 86,58 | 78,541 586,0609321426,078095|386,503278 
& o Eiſenbahn⸗Prioritäts⸗Actien 21] 103,633 150 88,39 677 52% 91805764 70,195541 54.766140 
85 Zuſammen |510[1237,780150] 124,73 | 80,50 | 67,17 11544,4633631997,384059[831,720949 
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Das in Actien angelegte Kapital von 1,23 7,780,150 Thl. 
hatte alſo Ende 1872 einen Curswerth von 1, 544,493,363 Thl. 
erlangt, war aber Ende 1875 auf 831, 497, 200 Thl. herab⸗ 
geſunken, das macht einen Cursverluſt von über 700 
Mill. Thl. allein für dieſe 510 Geſellſchaften. 


5 10. Nach dem Berichte der Handels⸗ und Gewerbekammer 
zu Dresden, 1872 — 76, find im Bezirke derſelben im 
Ganzen 167 Actiengeſellſchaften mit 89,984,202 Thlr. Actien⸗ 
kapital (ohne Prioritäten und Hypotheken) begründet worden. 
Unter denſelben befanden ſich 7 Bade-Anſtalten (3 aus dem 
Jahre 1872), 12 Banken (6 aus 1872), 11 Baugeſellſchaften 
(5 aus 1872), 19 Bergbau⸗-⸗Geſellſchaften, 10 Biervereine 2c. 
13 Brauereien (7 aus 1872), 11 Eiſeninduſtrie⸗Geſell⸗ 
ſchaften (6 aus 1872), 15 Papierfabriken. Durch Liqui⸗ 
dation oder Konkurs waren vor dem Jahre 1873 be⸗ 
reits 29 Geſellſchaften mit 12,147,710 Thlr. wegfällig ge⸗ 
worden. Weiter traten dann in Liquidation: im Jahre 1873 
6 Actiengeſellſchaften mit 3,825,000 Thlr., 1874: 2 mit 
2,650,000 Thlr., 1875: 13 mit 4,398,300 Thlr., 1876: 
43 mit 22,359,650 Thlr. Außerdem war bei 23 Geſell⸗ 
ſchaften das Kapital um 11,552,550 Thlr. reducirt werden. 
Ende 1876 beſtanden noch 95 Actiengeſellſchaften mit 51,269,442 
| Thlr. Kapital. (S. „Sociale Frage“ Nr. 53 v. J. 1877). 


11. Die Jahre der „Gründungen“ ſind namentlich für 
das junge deutſche Reich recht verhängnißvoll geworden. Sie 
haben uns volkswirthſchaftlich wie ſittlich wie politiſch ſehr 
geſchädigt. Wir haben das früher (ſ. „die ſoc. Frage“ S. 227 ff.) 

ſchon ausführlicher dargelegt. Auch in weiteren Kreiſen ſchien 
ſich dieſe Erkenntniß Bahn zu brechen. Der plötzliche gewal⸗ 
tige „Krach“ hatte die Geiſter ernüchtert. Die vorher 
bewunderten Gründer und Jobber ſahen ſich auf einmal mit 
Mißtrauen betrachtet, ſelbſt die „Staatsanwälte“ drohten ihnen 
unangenehm zu werden. Es ſchien ſich eine vollſtändige Reac⸗ 
tion zu bilden, und „der Giftbaum der Börſe“ ließ nicht blos 
ſeine Blätter hängen, ſondern wurde auch recht arg zerzauſt. 
h ſollte er für die Zukunft recht ernſtlich beſchnitten werden. 
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| Allein die Welt iſt jo böſe nicht, als ſie ſcheint! Von all 
den Drohungen hat ſich keine einzige erfüllt. Man hat noch 
keine Zeit gefunden zu geſetzlichen Maßregeln. Selbſt die 
ſonſt allgegenwärtige Steuerſchraube hat hier noch nicht anzu⸗ 
ſetzen gewagt. Es iſt eben etwas Eigenthümliches um dieſen 
„Giftbaum“: man wirft wohl mit Steinen nach ihm, aber 
ganz ruhig ihn unter's Meſſer zu nehmen wagt man nicht. 
Die Regierung umgekehrt mußte es ſogar erleben, wie 
ihre wirthſchaftlichen Maßnahmen: Schutzzoll und Ankauf der 
Privatbahnen, der Börſe Gelegenheit gaben, nochmals wie⸗ 
der den ſchönſten „Schwindel“ in Scene zu 
ſetzen, dem dann auch wieder ebenſo ſchnell der Krach auf 
dem Fuße folgte. Die ganze Erſcheinung erinnerte an „die 
beſten Zeiten“ des Gründerthums. Bergwerks- und Induſtrie⸗ 
Actien ſtiegen in einigen Monaten um 50, 100, 200, ja auf 
noch mehr bis zu 700 Procent (ef. „Germ.“ v. 5. Jan. 1880). 
Die „berühmteſten“ Vergründungen nahmen daran Theil. So 
ſtieg Dortmunder Union (Miquel), einſt 228, von 5 auf 15, 
Gelſenkirchner Bergwerk, einſt 175, von 85 auf 130, Berg⸗ 
werk Hibernia und Shamrock (v. Bleichröder und v. Kardorff), 
einſt 150, von 45 auf 88, Laurahütte (dieſelben), einſt 275, 
von 60 auf 115. Aehnlich die Eiſenbahn⸗Actien: Magdeburg⸗ 
Halberſtädter, Anfangs 1876 noch ca. 40 ſtehend, ſtiegen auf 
143, Köln-Mindener von 100 auf 144, Berlin-Potsdam⸗ 
Magdeburger von 65 auf 95, Rheiniſche von 105 auf 193. 
Der ſo gemachte Gewinn der Berliner Börſe 1879 wird auf 
340 Mill. M. veranſchlagt. Davon ſollen für v. Bleichröder 
wenigſtens 6 Mill. abgefallen ſein, und daß die Discontoge⸗ 
ſellſchaft auch nicht leer ausgegangen iſt, das beweiſt das 
Steigen ihrer Papiere von 120 auf 180 (ef. „Chr.⸗ſol. Bl.“ 
Januar 1880). \ 
Die Coursſteigerungen auf ſämmtlichen Effecten = Gebieten 
pro 1879 können auf wenigſtens eine Milliarde geſchätzt wer⸗ 
den. „Dieſer außergewöhnliche Gewinn“, ſchreibt der „Reichs⸗ 
Bote“ (ſ. „Kölniſche Volkszeitung“ vom 26. März 1880), 
„welchem anfangs als Corectur der durch den Peſſimismus er⸗ 
littenen Verluſte und Coursrückgänge eine gewiſſe Berechtigung 
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inne wohnte, hatte innerhalb und außerhalb der Börſe eine 
Spielwuth, eine Gewinnſucht und leidenſchaftliche Geldgier er: 
weckt, welche ſeit dem Jahreswechſel einen ſelbſt in der Grün⸗ 
dungsperiode kaum dageweſenen Hauſſeſchwindel zeitigten. Jedes 
Papier des Courszettels fand plötzlich wieder Nehmer, mochte 
auch jahrelang kaum ein nennenswerthes Geſchäft in demſelben 
ſtattgefunden haben; die Börſe füllte ſich und die ſeit Jahren 
bei Seite gelegten Erweiterungs-Projecte wurden dringlich. 
Banken und Banquiers lockten durch die ver führeriſchſten 
Inſerate Kunden in größter Zahl an, ſelbſt aus Kreiſen, 
denen ſonſt ein ſolches Treiben fern zu liegen pflegt. Zunächſt 
gewann Jedermann; Leute, welche eben noch kaum einige Hun— 
dert Thaler zu ihrer Verfügung hatten, disponirten über Tau⸗ 
ſende — natürlich meiſtens fremden Geldes, das ihnen von 
allen Seiten bereitwilligſt angeboten wurde. Nur wenige dieſer 
Gelegenheits⸗Speculanten mochten überhaupt eine Ahnung da⸗ 
von haben, was für Summen zur Abnahme der „„fünf““ oder 
„zehn“ Oberſchleſiſchen, oder der „hundert Stück“, welche ihr 
Banquier „ein Mal vorläuſig“ für ſie — verſteht ſich „„per 
Ultimo““ auf Schlußſchein — genommen hatte, geboten wurden. 
Einen Begriff von dem Umfange des Geſchäftes erhält man, 
wenn man bedenkt, daß die höchſte Effecten-Lieferung durch den 
Kaſſenverein im Jahre 1879 213,124,200 M. an einem 
Tage betrug und im Januar des laufenden Jahres noch über— 
troffen ſein dürfte! Die Hauſſe galt der Speculation als end- 
los, und Widerſpruch gegen dieſe Anſicht fand kein Gehör. 
Die Verkaufsluſt kam nur gelegentlich in's Uebergewicht, wurde 
aber immer wieder nach kürzeſter Friſt zurückgedrängt. End⸗ 
lich beim letztvergangenen Monatswechſel ſchien die Kaufluſt 
denn doch vollſtändig erſchöpft. Je mehr Zugeſtändniſſe die 
Verkäufer machten, je mehr zogen ſich die Käufer zurück; ein⸗ 
zelne Papiere verloren an einem Tage über 20 pCt. Banken 
und Banquiers forderten von ihren Kunden Abnahme der 
Effecten, Einzahlungen oder Zuſchüſſe, und verkauften, ſobald 
dieſe nicht geleiſtet wurden, zu jedem Preiſe. Erſt vor 
dem faſt vollſtändigen Mangel an Käufern zog ſich in den 
letzten Wochen das Angebot zurück, und es trat die jetzt noch 
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immer andauernde Geſchäftsſtille ein. Die Speculation hält 
dieſelbe für raſch vorübergehend, und hofft ſchon für den nahen 
Monatswechſel auf einen neuen Aufſchwung, zu welchem man 
gern wiederum das Privatpublicum heranziehen möchte.“ 

12. In Paris vermochte ſogar ein alter Bankerotteur 
die „glänzendſten“ Gründungen in's Leben zu rufen, denen 
dann freilich auch ebenſo ſchnell der Fall folgte. „Raſcher 
als ſelbſt der ärgſte Peſſimiſt es annehmen mochte, iſt das 
ſchwindelhaft aufgerichtete Gebäude zuſammengebrochen. Die 
famoſe Banque Européenne, welche die Gründungsepoche inau— 
gurirte, exiſtirt nur noch dem Namen nach. Die Actionäre, 
welche theilweiſe ihre Actien zu 700 bis 800 Francs erwarben, 
haben das Nachſehen. Die ſtolze Banque d' Escompte des 
Herrn Baron Soubeyran iſt bis auf den Stand zurückgegangen, 
welchen ihre Actien vor dem Beginn der tollen Actienmanie 
eingenommen hatten. Der Coursunterſchied gegen den höchſten 
Stand beträgt 500 bis 600 Francs. Die Banque Hyypothe⸗ 
caire hat den größten Theil ihres Agio's eingebüßt und wagt 
es nicht, für ihre Obligationen eine Subſcription zu eröffnen, 
nachdem die Subſcription auf die Actien der Rente Fonciére, 
welche noch vor wenigen Tagen von den namhafteſten Pariſer 
Blättern ſo laut angeprieſen wurden, kläglich geſcheitert iſt. 
Auch der Schwindel in Verſicherungsactien iſt zu Ende. Ein⸗ 
zelne der jüngeren Geſellſchaften ſind um 2000 bis 3000 Frs, 
eine um 7000 Francs per Actie gefallen. Zahlloſe Exiſtenzen 
ſind durch die ganz unerhört hohen Börſendifferenzen ruinirt. 
Beſonders in der Provinz iſt die Panik allgemein, die Ver⸗ 
luſte an den Erſparniſſen vieler Jahre ſind unberechenbar. Es 
mag den Anſtrengungen eines Welthauſes (Rothſchild), welches 
der Regierung ſein Entgegenkommen beweiſen will, zwar ge⸗ 
lingen, vorübergehend einen gewiſſen Halt in die der Auflöſung 
nahen Reihen des Renten- und Actienmarktes zu bringen, aber 
eine Wiederaufnahme der Gründerthätigkeit iſt nach dem Debacle 
der letzten Wochen für die nächſten Jahre ſchwer denkbar. 85 
(Wiener „Vaterland“ v. 22. Nov. 1879.) 

Beſonders intereſſant in dieſem Berichte iſt 1. daß ſchon 
wieder das Haus Rothſchild „regulirend“ eingreifen muß, 
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zum Erweiſe ſeines Entgegenkommens gegenüber der Regi e⸗ 
rung, 2. die Hoffnung, daß das Publikum endlich gewarnt 
ſei und nicht ſo leicht wieder ſein Geld zu Gründungen bieten 
werde. Was letzteres anbelangt, ſo glauben wir, daß die 
Leute eben unverbeſſerlich find, und in erſterer Bezie⸗ 
hung können wir es nicht unterlaſſen, ein „Geſchichtchen“ ein⸗ 
zufügen, das uns zeigt, wie die guten Dienſte des Hauſes 
Rothſchild doch auch nicht ganz unbelohnt bleiben. Es ſpiegelt 
die ganze Corruption und Gefahr des Börſen-Kapitalismus jo 
treu wieder, daß wir mit demſelben als dem „Reſumé“ unſerer 
Darlegungen ſchließen wollen. Anfangs März 1879, berichtete 
das Wiener „Vaterland“ über einen gelungenen Raubzug alſo: 

„Frankreich hat zur Bezahlung der Kriegskoſtenentſchädigung 
an Deutſchland im Jahre 1871 2000 Millionen Francs Renten 
zum Courſe von 82,5 Francs, und 1872 3000 Mill. Francs 
nominal zum Courſe von 84,5 Francs aufgenommen. Dieſe 
beiden Emiſſionen hatten alſo 4185 Millionen baar gebracht 
und koſteten jährlich 250 Millionen Francs Zinſen zu 6 
Percent. 

Inzwiſchen hat ſich der Credit des Landes ſo gehoben, 
daß die fünfpercentige Rente auf 112 Percent ſtieg. Inhaber 
der Emiſſion von 1871 hatten alſo per 82,5 baar ſucceſſive 
gewonnen 29,5 Francs, die der Emiſſion von 1872 auf 84,5 
baar 27,5, alſo mehr als ein Drittel des Kapitales, das ſie 
dem Staate geliehen, und hatten doch ihr dargeliehenes Kapital 
mit 6 Percent verzinst erhalten. — Jene 1871/72 baar dar⸗ 
gelehenen 4185 Mill. Fres. find alſo jetzt werth 5600 Mill., 
1415 mehr als man gab. Nun taucht natürlich die Idee 
der Convertirung dieſer Schuld in eine mit niedrigerem Zins⸗ 
fuße auf. Da die dreipercentige Rente 77,20 ſteht, würde 
vierpercentige 103, alſo noch über pari, ſich berechnen. Böte 
der Staat bei Convertirung für 100 nominal fünfpercentige 
Titres an, entweder Titres zu 100 à 4 oder 100 Francs 
baar, ſo würde die Mehrzahl der Capitaliſten die Titres vorziehen. 
Auf die Weiſe haben die Vereinigten Staaten von Amerika 
allmälig ihre ſechspercentige Schuld in eine vierpercentige um⸗ 


194 Noten und Belege. 


gewandelt. Solche Convertirungen haben wiederholt in Frank⸗ 
reich ſtattgefunden, zuletzt 1852, wo fünfpercentige in 4½⸗ 
percentige auf die oben geſchilderte Weiſe umgewandelt wurde. 


Der Staat würde dabei 50 Millionen jährlich an Zinſen 


ſparen und die Inhaber der alten Titres erhielten immer noch 
4 Francs Zinſen für 82,5, reſpective 84,5 Darlehen, circa 
4,7 Percent, was ſie ſonſt kaum zur Zeit anderweitig beziehen 
können. Natürlich werden aber die Titres dem nicht mehr 112 
werth ſein wie heute, ſondern 100 bis 103. Die fünfpercentige 
Rente muß ſtark fallen, wenn die Convertirung vollzogen wird. 
Dies zu wiſſen, iſt alſo für Börſeſpeculanten eine Frage erſten 
Ranges. 


Nun hat ſich Folgendes zugetragen: 


Am 11. Februar erklärt der Finanzminiſter, Herr Say, 
die Convertirung hänge von noch zu vermittelnden Forſchungen 
über die Lage des Landes und Kapitalmarktes ab, und er 
könne ſich noch nicht gewiß ausſprechen. 


Am 22. Februar ſpricht ſich die Budgetkommiſſion in ge⸗ 


heimer Sitzung, deren Reſul kat ſoſ ort and; 


Börſe bekannt wird, für Convertirung aus und die 
Rente fällt bis zum 27. Februar ſucceſſive um 5 Percent, 
macht eine Totalentwerthung von 250 Millionen Frances. Ge⸗ 


waltige Geſchäfte werden à la hausse und à la baisse abge⸗ 


ſchloſſen. Die Börſe iſt fieberhaft erregt und das Land auch, 


da Frankreich Millionen kleiner Rentiers hat, die ihre Erſpar⸗ 


niſſe in heimiſcher Rente placiren. 


Am 27. Februar tritt die Budgetkommiſſion zuſammen 
und Herr Say erklärt, daß die Regierung die Convertirung 
für nicht opportun hält. 


Herr Say erfährt die Regierungsentſchließung im Miniſter⸗ | 


rath, der um 11 Uhr 30 Minuten am 27. Februar ſchließt. 
Er ſendet eine Depeſche an den Syndicus des Agents de 
change, damit er ſie an der Börſenthüre anſchlage. Dies ge⸗ 
ſchieht erſt um 1 Uhr 15 Minuten. Wo die Depeſche ſich fo 
lange aufgehalten, weiß man nicht. In London war die Nach⸗ 
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richt Eingeweihten Schon um 12 Uhr bekannt und wurde in 


einer Extra⸗Ausgabe der „„Times““ um 12 Uhr 30 Minuten 
publicirt, alſo 45 Minuten früher als an der Pariſer Börſe. 

Die Eingeweihten haben ganz ungeheuere Summen „„ver⸗ 
dient““. Als ſolche bezeichnet der „„Figaro““ „„ein Gefolge ge- 


ſchickter Männer““ in der Umgebung des Finanzminiſters, 


worunter ein „„Banquier prussien““ — jedenfalls ein Jude; 
dieſer „„Deutſche““, deſſen Name in aller Welt Munde ſei, ſpeiſe 
täglich zwei Mal bei Mr. Say und er habe bei dieſem Coup 
mehrere Millionen gewonnen“. 

Deutlicher ſpricht ſich der Berliner „Börſen-Courrier“ aus. 
„Sehr interreſſant“, meint er, „ſind die Verhandlungen der fran— 
zöſiſchen Kammer über die Rentenconverſion: ſie laſſen genau 


erkennen, welcher Art die Specu lationen des Hauſes 


Rothſchild ſind. Rothſchild empfängt den Syndicus der 
Wechſelagenten, der ihm die Anſichten des Gouvernements über 
die Converſion verräth, und darauf hin inſcenirt der größte 
Financier den denkbar größten Jobberſtreich: er läßt unter der 
Hand mehrere Tage hindurch Rente kaufen, die ſtark gefallen 
war, weil keine Sparer und Rentiers aus Furcht vor der Con⸗ 
verſion ihren Rentenbeſitz auf den Mark gebracht hatten. Und 
nicht auf eigenem Nachdenken baſirt die Speculation des Mil- 
lionärs, ſondern die Gewiſſenloſigkeit eines Syndicus benutzt 
er zur Ausplünderung ſeiner Mitbürger. Man entſinnt ſich 
noch eins der berühmteſten ſpeculativen Coups des Hauſes 
Rothſchild. Nach der Schlacht von Solferino wurde vom Pa⸗ 
riſer Rothſchild an den Wiener Rothſchild eine Eilbotſchaft 
übermittelt, welche die Worte enthielt: „„Morgen kommt Scho— 
lem““. Dieſe Depeſche war im Voraus verabredet. Mit „„Scho— 
lem““, auf Hebräiſch „„Scholom““, (Frieden) war angezeigt, daß 
ein Friedensſchluß zu Stande gekommen war, und brachte 
Villafranca den Frieden nicht, ſo wurde „„Scholem's““ Nichter⸗ 
ſcheinen gemeldet. Damals war öſterreichiſche Nationalanleihe 
auf 40 gefallen, und das Speculationshaus Rothſchild, das 
einen vollen Tag Zeit hatte, um in Wien, Berlin, Hamburg, 
Breslau und Frankfurt Nationalanleihe zum niedrigſten Courſe 
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Das dahin von Kapital und Arbeit im Lichte 
paralleler Begriffe. 


Eigenthum und Arbeit gehören dem Urſprunge und 
der Idee nach zuſammen. In der Jugend- und ſelbſt in 
der mittleren Periode der Völker arbeitet Jeder auf eignem 
Beſitz, genießt auch Jeder die Früchte ſeiner Arbeit und 
Arbeitsmittel. Wann und wo fremde Arbeitskräfte zuge⸗ 

zogen werden, ſind dieſe perſönlich, ſei es im Krieg, ſei 
es durch Kauf, Unterworfene, dem „Herrn“ wenigſtens 
dem Leibe nach „Eigene“; die perſönliche oder doch Leib⸗ 
Eigenſchaft geht dem Arbeits verhältniß voraus. Erſt im 
Fortlaufe der Geſchichte entwickelt ſich ein „freies 
Arbeit erthum“, beſitzlos und frei, das ſich als „Arbeiter⸗ 
klaſſe“ den beſitzenden Klaſſen gegenüberſtellt. Dieſe freie 
Arbeiterklaſſe entwickelt ſich neben oder aus den per⸗ 
ſönlich Abhängigen der älteren, wollen mal ſagen: natural⸗ 
wirthſchaftlichen Periode. Erſteres war z. B. im alten 
Rom der Fall, wo ſich neben der Sklaverei ein „freies 
Proletariat“ bildete und rieſig anwuchs: es hatte ſich meiſt 
recrutirt von Oben herab, aus den beſitzenden Klaſſen, 
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„deklaſſirt“, aus dem früheren Beſitzthum herausgedrängt 
durch Kriege und Schulden und die Gewaltthaten der Mäch⸗ 
tigeren, der Nobiles. Letzteres weiſt unſere moderne Ge⸗ 
ſchichte auf, wo die perſönlichen Abhängigkeitsverhältniſſe 
„abgelöſt“ wurden, ſo daß nun die früher Abhängigen als 
„Freie“ ihrem „Herrn“ gegenüber traten. Die „rechtliche“ 
Abhängigkeit wurde nun zur reinen „Beſitz“⸗Abhängig⸗ 
keit, die „perſönliche“ Abhängigkeit zur Abhängigkeit der 
Klaſſe. Die „Abhängigkeit“ war geblieben, nur die Form 
war gewechſelt. Deshalb mußte auch der Kampf für die 
„Freiheit“ eine andere Form annehmen. Es mußte ein 
Kampf gegen den Beſitz werden, dem „Recht des Eigen⸗ 
thums“ ſich „das Recht der Arbeit“ gegenüber ſtellen. Der 
politiſchen Revolution von 1789 folgte die ſociale 
von 1849, der Parole der „allgemeinen Menſchenrechten“ 
die des „Rechts auf Arbeit“ d. h. auf den vollen Ertrag 
der Arbeit. Jene betraf mehr die Form, dieſe mehr den 
Inhalt, die materielle Grundlage der „Freiheit“ — dem 
„Liberalismus“ folgte der „Socialismus“. 

Eigenthum und Arbeit ſtehen ſich ſo jetzt in bitterem 
Haſſe gegenüber — als zwei feindliche Heere, jeden Augen⸗ 
blick bereit, ſich im blutigem Kampfe zu meſſen. Mehr⸗ 
mals ſchon haben fie ſich gemeſſen, das Eigenthum hat 
noch das Feld behauptet; aber Begeiſterung und Kraft 
auf Seiten der „Arbeit“ iſt noch nicht gebrochen. Wir 
müſſen ſogar ſagen: Ihre Chancen ſind im Steigen be⸗ 
griffen. Phyſiſche Kraft und Leidenſchaft würde der Partei 
der Arbeit das Uebergewicht geben, aber noch iſt der Staat 
da, der ſein Schwert in die Wagſchale des Eigenthums 
wirft. „Stärkung der Staatsgewalt“ iſt deshalb im In⸗ 
tereſſe der „Partei der Ordnung“, und ſie bietet freudig 
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ihre Hand dazu. Die Partei der Arbeit möchte dieſe Staatsge⸗ 
walt ſtürzen — „Anarchiſten“ — oder aber, was für ſie noch 
beſſer wäre, in ihre Hand ſpielen — „Socialiſten“. Der 
einfache Weg dazu iſt: das allgemeine directe gleiche Wahl⸗ 
recht, wo die Majorität der Nichtbeſitzenden die Beſitzen⸗ 
den aus der Staatsgewalt verdrängen ſoll. Das der 
gewaltige Gedanke Laſſalle's, als er für allgemeines gleiches 
directes Wahlrecht plädirte. Dieſe practiſche Bedeutung 
galt ihm viel mehr als die principielle. Nicht dem deſpo⸗ 
tiſchen Staate gilt der ſocialiſtiſche Kampf, ſondern dem 
Bourgoiſie⸗Staate, Deſpotismus iſt ihm willkommen, 
falls er im Intereſſe der Arbeiter iſt. 
Der Kampf beider Heerlager iſt vorläufig noch ein 

verhältnißmäßig friedlicher. Der Kampf iſt theoretiſch 

ein Kampf der Principien, ein Kampf um's Recht, 
practiſch ein Kampf politiſcher Agitation, ein Kampf um 
die Staatsgewalt. Prüfen wir hier heute noch 
näher den Kampf um's Recht. 

| Beide Parteien glauben natürlich im Recht zu fein, 
beanſpruchen blos „ihr Recht“. Beide haben auch ein ge⸗ 
wiſſes „Recht“, aber ſie möchten es zu einem abſoluten 
aufbauſchen. Sie find einſeitig in ihren Rechtsan⸗ 
ſprüchen, vergeſſen das relative Recht des Andern. 

Dieſe Relativität des Rechts hat ſich ſchon bei der 

erſten Haupt⸗Gegenüberſtellung der Parteien ergeben: als 
Partei des Eigenthums und der Arbeit. Dasſelbe wird 
ſich zeigen, wenn wir ſie in e parallelen Ideen gegen⸗ 
überſtellen. 

i Die Einen ſind Anhänger des Beſtehenden, die An— 
dern des Werdenden; die Einen wollen den Fortſchritt, 

die Andern die Erhaltung; die Einen das Recht, die An⸗ 
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dern die Freiheit; die Einen die Gerechtigkeit, die Andern 
die Liebe; die Einen betonen die Ordnung, die Andern die 
Entwickelung; die Einen feiern das Recht des Indivi⸗ 
duums, die Andern das der Gemeinſchaft; den Einen iſt 
das hiſtoriſche Recht Alles, den Andern das Vernunftrecht. 


Nehmen wir zuerſt die wichtigſte Kategorie: 


I. Individuum und Geſellſchaft. 


Wie verhalten ſich Individuum und Gemeinſchaft, 
Privatrecht und öffentliches Recht? Wenn wir dieſe Frage 
im Allgemeinen beantwortet haben, dann iſt die Anwendung 
auf unſern ſpeciellen Fall: ob Individual⸗ oder Social⸗ 
Eigenthum, Privat- oder Gemein⸗Wirthſchaft, welches Mo⸗ 
ment das vorherrſchende, von ſelbſt gegeben. 


Inllividualismus und Socialismus. 


Die herrſchenden exſtremen Tagesparteien, Liberalis⸗ 
mus und Socialismus, haben als ſolche auch hier ent⸗ 
gegengeſetzten wiſſenſchaftlichen Ausgangspunkt. Der Libe⸗ 
ralismus geht vom Individuum, der „Perſon“ aus, der 
Socialismus von der Geſellſchaft, dem Staate. Dem 
Liberalismus erſcheint das Individuum als das Erſte, 
prius der geſchichtlichen Entſtehung wie dem politiſchen 
Ziele, wie dem Rechte nach, dem Socialismus umgekehrt 
die Geſellſchaft. 

Nach liberaler Theorie entſteht der Staat aus 1 
Vertrage, zu gegenſeitigem Rechtsſchutz. Der Staat exiſtirt 
nur durch den Willen des Einzelnen, und hat nur inſoweit 
Exiſtenzberechtigung, als das „ſouveräne Volk“ d. h. die 
Summe der ſouveränen Individuen ihm ſolche eingeräumt 
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haben. Selbſtſtändige Exiſtenz über die Individuen hinaus 
hat er nicht. 

Anders der Socialismus: ihm iſt der Staat, die 
Vergeſellſchaftung, das Reſultat einer Naturnothwendigkeit 
— der Nothwendigkeit politiſcher „Ordnung“ zur Reali⸗ 
ſirung gemeinſamer Bedürfniſſe und Ziele, ſpeciell zur 
Sicherung einer geordneten arbeitstheiligen Production, 
und des mit dieſer „Nothwendigkeit“ gegebenen „Rechts“ 
des Stärkeren zur Realiſirung dieſer Ordnung und Arbeits⸗ 
theilung. Nach ihm geht die Entwickelung von Oben 
nach Unten; die „Macht“ gibt auch das „Recht“ zur 
Ordnung. 

Das Individuum iſt dem Liberalismus wie Ausgang, 
ſo auch Ziel der Geſchichte und Politik: die Geſellſchaft 
iſt der perſönlichen Freiheit wegen da. Deshalb iſt es 
Aufgabe der Staatsgewalt, ſich ſelbſt überflüſſig zu machen, 
möglichſt das Individuum ſchalten und walten zu laſſen: 
laisser faire, laisser passer. Anders dem Socialismus — 
ihm iſt der Staat, die geſellſchaftliche Organiſation Selbſt⸗ 
zweck, das Volk als ſolches, in ſeiner Einheit ſoll groß 
und mächtig und blühend daſtehen. Nicht die individuelle 
Freiheit gegenüber der Staatsgewalt, ſondern die materielle 
Freiheit des Volkes gegenüber der Natur iſt ihm das Ziel. 

Dem Liberalismus iſt das Individuum abſolut, ſou⸗ 
verän gegenüber der Geſellſchaft wie der Exiſtenz, ſo auch 
dem Rechte nach. Die Geſellſchaft, der Staat hat 
nur Rechte, ſoweit die Individuen ſie ihm übertragen. 
Seine ganze Berechtigung iſt: Schutz der Rechte der In⸗ 
dividuen, der „unverjährten Menſchenrechte“. Sie iſt dem⸗ 
nach in ſich durchans inhaltslos, und wenn's keine Ein⸗ 
griffe des einen Individuums in die Rechte des andern 
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mehr gäbe, ſo wäre der Staat ein überflüſſiger Luxus. 
So ſpielt der Staat nach der Idee des Liberalismus blos 
„den Nachtwächter“ — wie Laſſalle einmal ſich aus⸗ 
drückt — zur Verhütung von „Einbrüchen“. 

Umgekehrt der Socialismus. Ihm iſt blos der 
Staat ſouverän, der Einzelne als ſolcher gilt nichts. Nur 
als Glied des Ganzen nimmt er an den Rechten des Ganzen 
Theil. Nur in der totalen Unterordnung zum Ganzen 
findet der Einzelne ſeine Beſtimmung, ſein Glück. Jede 
Beanſpruchung von Selbſtſtändigkeit, jede Sonderung iſt 
eine Verletzung des Rechtes der Gemeinſchaft, iſt Auf: 
lehnung, iſt „Unrecht“ und „Unſittlichkeit“. Solidarität, 
Hingabe an die Gemeinſchaft, vollſtändige Aſſimilirung 
alles individuellen Denkens, Fühlen's und Wollens mit 
dem Denken, Fühlen und Wollen der Gemeinſchaft: darin 
wurzelt und gipfelt die ganze ſocialiſtiſche Anſchauung von 
„Recht“ und „Sittlichkeit“. Nur im Ganzen ſoll ſich der 
Einzelne ſuchen und finden, der Cinzelne ſich nur als 
Moment, als Durchgangspunkt der Entwickelung des Ganzen 
betrachten. Das iſt die ſittliche Weltanſchauung des Socia⸗ 
lismus, bei den ältern Vertretern in pantheiſtiſcher, 
bei den modernen in materialiſtiſcher Faſſung. 

Wenden wir dieſe Sätze aufs Eigenthumsrecht an, ſo 
iſt klar: dem Liberalismus erſcheint das Eigenthumsrecht 
nur als individuelles Recht, durchaus ſouverän, frei von 
aller Pflicht gegen die Gemeinſchaft, während es nach ſocia⸗ 
liſtiſcher Anſchauung nur der Geſellſchaft, dem Staate in⸗ 
härirt. Wenn individuelles Eigenthum beſteht, ſo beſteht 
es für den Socialismus nur als übertragen, als „Lehen“ der 
Geſellſchaft, kann als ſolches auch jeden Augenblick wieder ein⸗ 
gezogen werden. Wann und ſo lange es im Intereſſe der Ge⸗ 
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ſellſchaft liegt 3. B. zum Zwecke guter Production, ihr in 
thum als Privateigenthum fungiren zu laſſen, iſt das berech⸗ 
tigt. Sobald aber dieſe Organiſation anfängt, den Intereſſen 
des Ganzen zu widerſprechen, und eine andere beſſere 
Organiſation möglich wird, ſo hat dieſe Organiſation un⸗ 
verzüglich zu erfolgen und Niemand hat ein Recht des 
Einſpruchs. Die Expropriation der factiſchen Eigenthümer, 
wie ſie der Socialismus in Ausſicht nimmt und behufs 


feiner ſocialiſtiſchen Organifation in Ausſicht nehmen muß, 


iſt deshalb nach ſocialiſtiſcher Anſchauung nicht eine eigent⸗ 
liche Expropriation, ſondern nur eine „Wiedereinſetzung“ 
der Geſellſchaft in ihre alten Rechte. Deshalb kann auch 
rechtlich von „Entſchädigung“ keine Rede ſein; vielmehr 
müſſen die bisherigen Privateigenthümer noch dankbar 
fein, jo lange das „Lehen der Gel ülſchaf⸗ genoſſen zu 
haben. 


Das iſt die ſocialiſtiſche Doctrin. Practiſch, 
in ihrer Agitation, ſcheuen ſich die mäßigeren Socialiſten, 


fi zu dieſer Conſequenz zu bekennen. Sie wollen die 
5 Erpropriirten entſchädigen durch Anweiſungen auf Genuß⸗ 
kapital — ob in Ernſt, oder blos aus Agitationszwecken, 
wer will es beſtimmen. Am merkwürdigſten tritt dieſer 
Widerſpruch zwiſchen Theorie und Praxis bei Laſſalle zu 
Tage. Während fein hochgelehrtes „Syſtem der erwor- 
benen Rechte“ die abſolute Souveränität des allgemeinen 
Volkswillens gegenüber dem individuellen erworbenen Recht 
geradezu zur Grundidee hat, zeigen ſämmt⸗ 
liche Agitations⸗Schriften und Reden auch 
nicht eine Spur derſelben — gewiß ein Beweis 
der . des Agitators. 
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Liberalismus und Socialismus repräſentiren Gegen- 
ſätze, extreme Richtungen. „Extreme berühren ſich“, ſchlagen 
in einander um. Das iſt ein Satz der Erfahrung wie der 
Geſchichte. Das trifft auch hier zu, ſpeciell für den Libre 
ralismus — der Socialismus iſt noch zu jungen Datums, 
iſt noch nicht in die objectiv⸗geſchichtliche Entwickelung ein? 
getreten. Geſellſchaft und Individuum, Staat und Perſön⸗ 
lichkeit ſind ſo mächtige Factoren, daß ſie nicht ungeſtraft 
ignorirt werden. Werden ſie eine Weile verkannt, zurück⸗ 
gedrängt, ſo brechen ſie ſich mit um ſo größerer Wucht 
wieder Bahn in Erkenntniß und Leben. Der einen Ein⸗ 
ſeitigkeit folgt die andere, dem Individualismus der Socia⸗ 
lismus. Schon gleich des Liberalismus Eintritt in die 
Geſchichte war „ſocialiſtiſch“ — er „exproprirte“ das feu⸗ 
dale und zünftige Eigenthum, meiſt ohne Entſchädigung, „löſte 
ab“ im Intereſſe der Geſellſchaft, d. h. des dritten Stan⸗ 
des. Der materiellen Expropriation folgte die geiſtige: 
die des Gewiſſens — Culturkampf — und der Erziehung: 
Staatsſchule. Ja, der „omnipotente Staat“ wird nachge⸗ 
rade vom Liberalismus offen proclamirt. Nur der Staat 
iſt ſouverän, alle Souveränität, alles Recht geht allein 
von ihm aus: ſo iſt's heute liberaler Grundſatz. Die 
ganze moderne liberale Wiſſenſchaft iſt darüber einig. Nur 
mehr in der Anwendung gehen Liberalismus und Socialis— 
mus noch auseinander. Alles gibt der Liberalismus dem 
abſoluten Staate preis, auch das Heiligſte, Religion und 
Gewiſſen, Ehe (Civilehe) und Familie, nur das Privat⸗ 
eigenthum nimmt er aus, nur der Geldſack ſoll dem 
Staate heilig und unverletzlich ſetn. Der Socialismus 
findet das heuchleriſch, egoiſtiſch — und hat Recht. | 
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Fragen wir uns nun: wo liegt die Wahrheit? Wie 
verhält ſich in Wirklichkeit Individuum und Gemeinſchaft? 
Was ſagt uns Vernunft und Chriſtenthum darüber? 


Vermittlung 

„Der Menſch iſt ein ſociales Weſen“: jo beginnt 
Ariſtoteles ſeine Politik. „Der Menſch iſt ein perſönliches 
Weſen“: ſo lautet der Oberſatz des Liberalismus, die 
„unverjährte Menſchenrechte“ (Individualrechte) ſtehen an 
der Spitze ſeines politiſchen Katechismus. Wer hat Recht? 

Der Menſch iſt ein leiblich⸗geiſtiges Weſen: ich glaube, 
damit haben wir ſchon die ganze Löſung. Als leibliches 
Weſen iſt der Menſch ein Gattungsweſen, ein Glied in 
der Kette der Generation, wirklich in organiſcher Einheit 
mit der Geſellſchaft, in Unterordnung zu ihr. Aber der 
Menſch iſt auch Geiſt, und als ſolcher iſt er rein indivi— 
duell: Gott hat den Geiſt gegeben, nur allein Gott ver— 
antwortlich, nur für Gott beſtimmt, in Gott allein ſein 
Ziel findend, iſt er allen andern Geſchöpfen gegenüber ab— 
ſolut frei, ſouverän. Auch der Staat kann ihm dieſe rein 
geiſtig⸗ſittliche Freiheit nicht antaſten; er ſteht höher als 
der Staat, der Staat iſt ſeinetwegen da, nicht er des 
Staates wegen. Der Staat bleibt eine natürlich⸗irdiſche 
Veranſtaltung, die ſich den höheren Zielen des Geiſtes 
unterzuordnen hat; dieſe höheren Ziele inhäriren dem Geiſte, 
dem individuellen Geiſte. Der Menſch in ſeiner höheren 
Exiſtenz iſt alſo freie Perſönlichkeit; in ſeinem niederen 
Sein iſt er ſociales, geſchichtliches Weſen. 

Hiermit haben wir die Principien klar geſtellt; abſtract 
iſt die Aufgabe jo gut wie gelöſt. Anders aber, wenn. 
wir der Sache concret näher treten. 
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Leib und Seele machen ein Weſen aus, in keinem 


Augenblick, in keiner Beziehung find fie vollſtändig für ſich 
beſtehend. Deshalb find auch das perſönliche und ſociale 
Moment keinen Augenblick zu ſcheiden; beide Momente 
durchdringen ſich ſo innig, daß es ſchwer beſtimmbar iſt, 
wo das eine aufhört, das andere anfängt. Leib und 
Seele ſollen beide geſund ſein, beide wirken auf einander 
ein, bedingen ſich gegenſeitig. Im Gleichgewicht beider 
liegt, normal, die Geſundheit des Menſchen. Ebenſo iſt 


auch für die Geſellſchaft der glückliche Ausgleich des 5 


ſocialen und perſönlichen Moments das Ziel einer geſun⸗ 
den Politik. Freilich, das Erſte, Principale bleibt — die 


Seele — die freie Perſönlichkeit, aber Bedingung, Unter 


lage desſelben iſt und bleibt eine geſunde Entwickelung — 


des Leibes — des jocialen Lebens. Die Politik und Volks⸗ = 


wirthſchaft hat es zunächſt mit dem ſocialen Leben 
zu thun, deshalb bleibt für ſie Ausgangspunkt 
der Forſchung, Oberſatz: der Menſch iſt ein „ſociales 
Weſen“; freilich nicht, um damit abzuſchließen, in Ver⸗ 
kennung des andern höheren Princips, in dem ja auch für 

dieſes das Ziel gegeben iſt. Wie der Arzt zunächſt die 
phyſiologiſchen Unterſuchungen als ſein Feld betrachtet, 
und nur ſekundär auch die Pſychologie beizieht, und wie 
es unwiſſenſchaftlich und unpractiſch von ihm wäre, wollte 
er z. B. den Satz der Pſychologie: die Seele des Menſchen 
iſt einfach, zum Oberſatz ſeiner Wiſſenſchaft machen: als 
ebenſo unfruchtbar müſſen wir es für die Socialwiſſen⸗ 
ſchaft herſtellen, wenn fie von der perſönlichen Freiheit 
ausgeht. Die perſönliche Freiheit iſt das hetzt e Ziel der 
Politik, aber nicht der Ausgangspunkt. Dieſer kann eben 
kein anderer ſein, als: der Menſch iſt ein ſociales Weſen, 
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aus der Gemeinſchaft hervorgehend, für die Gemeinſchaft 


beſtimmt, und durch ſie ſeine Entwickelung findend, in ſeiner 
ganzen körperlichen wie geiſtigen Entwickelung bedingt durch 
dieſe Gemeinſchaft, ſo zwar, daß jeder Menſch viel mehr 
ein „Product“ der Geſellſchaft iſt, als der ſelbſteignen 
Thätigkeit. Aufgabe der Politik iſt es, dieſen Mutter⸗ 
boden der Geſellſchaft ſo zu bereiten, daß die Entwickelung 
des Einzelnen eine glückliche iſt, daß ſich auf dieſem ſocialen 


Leben ein edles perſönliches Leben aufbauen kann. 


So weit geben wir alſo dem Soc ialismus Recht: 


der Menſch iſt und bleibt immer ein Glied der Gemeinſchaft. 


Jede Abſtraction von dieſer iſt eine Fiction, als Princip 


der Geſellſchaftswiſſenſchaft ebenſo unwahr als unpractiſch. 


Für eine geſunde practiſche Politik gilt nur der concrete 


„ ſociale“ Menſch, nicht die abſtracte Perſönlichkeit. 


Falſch dagegen iſt es im Socialismus, wenn ihm der 
Menſch nur als Glied der Gemeinſchaft gilt, wenn er in 


dem Genus das Individuum, in der ſpecifiſchen Einheit 
die individuelle Verſchiedenheit, in der objectiven Natur die 
ſubjective Perſönlichkeit nun ebenſo einſeitig vergißt, wie 
der Liberalismus ſie einſeitig betont. 


Noch verhängnißvoller erſcheint uns ein zweiter Irr— 
thum: das iſt die Verwechſelung von „Geſell⸗ 


ſchaft“ und „Staat.“ Doppelt verhängnißvollzerſcheint 


dieſer Irrthum deshalb, weil er Liberalismus und Socia— 


lismus gemeinſam iſt und ſo die Ueberwindung desſelben 


doppelte Arbeit koſtet. Der Liberalismus hat zuerſt 


„Individuum“ und „Staat“ gegenüber geſtellt, hat es ver: 


ſtanden alle Mittelglieder: Familie, Gemeinde, Corporation, 


Stand zu eliminiren, rechtlich und factiſch auf Null herab 
zudrücken. Der Liberalismus kannte blos „Staatsbürger“ 
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und „Staat“, auf dieſe Pole wurde alles politiſche und 
geſellſchaftliche Leben zuſammengedrängt. Was ſich in 
dieſe Schablone nicht fügte, wurde als nicht vorhanden 
betrachtet, oder als freiheits- oder ſtaatsfeindlich unter⸗ 
drückt. Der Socialismus hat dieſe liberalen Kategorien 
acceptirt, nur daß ihm der Schwerpunkt im „Staate“ und 
nicht im „Staatsbürger“ zu ruhen ſcheint; die Mittelglie⸗ 
der gelten auch für ihn nicht. ' 

„Geſellſchaft“ iſt noch nicht „Staat“. Die „Gefell- 
ſchaft“ erſcheint in mannigfachen Formen. Die modern⸗ 
„ſtaatliche“ iſt ſogar noch Sehr jungen Datum's, 
it durchaus nicht die bedeutungsvollſte. 
Dieſer Punkt iſt uns wichtig genug, um ihn ausführlicher 
zur Darſtellung zu bringen. Wir werden dabei ebenſo die 
natürliche Begründung wie die geſchichtliche Entwickelung 
in Betracht ziehen. | 


Familie — Gemeine — Corporation. 

Die erſte und wichtigſte Form der Vergeſellſchaftung iſt 
die Familie. Sie iſt der Natur wie der Zeit nach 
die erſte, Urſprung und Vorbild aller andern. Mann und 
Weib ſind in Natur und Charakter verſchieden, ergänzen 
ſich; Bedürfniß wie Naturtrieb führen ſie zuſammen zu 
einer Gemeinſchaft des Lebens, wie ſie inniger ſich nicht 
wiederfindet. Die eheliche Gemeinſchaft iſt die auch frucht⸗ 
bare katexochen; in ihr ruht die Fortpflanzung des Ge— 
ſchlechts. Das ſociale Verhältniß von Mann und Weib 
erweitert ſich zu dem von Eltern und Kind — das zweit⸗ 
innigſte Verhältniß, von dem alle andern nur ſchwache 
Nachbildungen ſind. Die Familie — Weib, Mann, Kind, 
— iſt die natürliche Geſellſchaft katexochen, mit Ueber⸗ 
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Unter⸗ und Nebenordnung, geſchaffen durch Natur und 
Urſprung. 

Die Familie iſt eine Einheit des Lebens und — eine 
Einheit der Wirthſchaft. Mann und Weib repräſen⸗ 
tiren die erſte „naturgemäße“ Arbeitstheilung. In der 
„Hauswirthſchaft“ ſtellt ſich uns die erſte „Arbeits⸗ 
organiſation“ dar: der Mann „ ſchafft“, producirt, das 
Weib „ſpart“, beſorgt die gute Verwaltung, die richtige 
Conſumtion. Erziehung und Unterhalt der Kinder erfor— 
fordert Beihülfe: die Arbeitsgemeinſchaft von Mann 
und Weib erweitert ſich durch den „Gehülfen“, „Dienſt⸗ 
boten“, „Knecht“ und „Magd“. Dieſe naturnothwendige 
Erweiterung der Arbeitsgemeinſchaft hat auch wieder Er⸗ 
weiterung der Familiengemeinſchaft zur Folge: die Arbeits⸗ 
genoſſen werden als „Glieder“ der Familie betrachtet, 
nicht phyſiſch, aber moraliſch ihr geeinigt. Mochte das 
Verhältniß urſprünglich ſelbſt durch Gewalt gegründet ſein: 
das Zuſammenleben und Arbeiten milderte es mit der 
Zeit, auch ſelbſt der „Sklave“ galt in der Geſchichte ſtets 
als Familienangehöriger. Die heranwachſenden Kinder 
gliederten ſich wieder weiter in die Arbeitsorganiſation ein: 
wir ſehen, wie die eheliche Gemeinſchaft immer weitere 
Kreiſe zieht, Familiengemeinſchaft und Arbeitsgemeinſchaft 
ſich immer inniger durchdringen und wachſen. — Die alte 
Familie wird die Mutter neuer Familien, aus der Familie 
der Stamm, aus Stämmen die Nation. Das iſt die 
wirklich „natürliche“ Entwickelung und Ausgeſtaltung der 
Geſellſchaft. Erſt wann und wo die Idee der Familien- und 
Blutsverwandſchaft erblaßte, die patriarchale Verbindung 
loſer wird, mehr zu politiſcher, localer, mechaniſcher Natur: 
erſt da haben wir die Entwickelung zu „Gemeinde“ und 
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„Staat“, wie des politiſchen, fo auch des wirthſchaftlichen 
Lebens. Aber dieſe Entwickelung vollzieht ſich erſt ſpät, 


im Verlaufe der Geſchichte, und iſt nicht mehr ein ſchlecht- f 4 


hinniges Product der Natur, ſondern ebenso ſehr ein Pro⸗ 
duct des Abfalles von der urſprünglichen natürlichen und 
religiöſen Einheit. Auch hier gilt was wir vom Privat⸗ 
Eigenthum geſagt haben: die politiſche Gemeinde und noch 
mehr der Staat ſind relativ nothwendig, im gefallenen Zu⸗ 
ſtande durch die Vernunft gefordert, aber nicht in dem 
Sinne „naturrechtlich“, wie die Familie — die Familie iſt 
wie der Zeit, ſo der Natur nach früher, ihr gebührt der Vor⸗ 
rang, ſie iſt und bleibt die „ſociale“ Inſtitution katexochen. 
Das gilt politiſch wie wirthſchaftlich. Ariſtoteles in ſeiner 
„Politik“ geht von der Familie aus, enophon in ſeiner 
Wirthſchaftslehre von der „Hauswirthſchaft“ (oeconomia). 
Und gerade was das wirthſchaftliche Leben betrifft, ſo ſind 
die alten Völker, vor Allem die klaſſiſchen, Griechen und 
Römer, ſogar weſentlich über die Hauswirthſchaft nie hin⸗ 
ausgekommen. Es lag auch kein Bedürfniß dazu vor, weil 
einerſeits ihre Wirthſchaft vorwiegend „Naturalwirthſchaft“ 
war, eine Induſtrie im Großen nicht aufkam, und ander⸗ 
ſeits die Inſtitution der Sklaverei Arbeitskräfte genug bot, 
um eine hinreichende Arbeitstheilung auch für eine ent⸗ 
wickeltere kleininduſtrielle Production zu ermöglichen. Jede 
Hauswirthſchaft producirte ſelbſt, was immer ſie benöthigte. 
Für jede Art von Arbeit: Landwirthſchaft, Handwerke, 
freie Künſte, perſönlicher Dienſt 20. waren dafür ausge 
bildete Sklaven da. Arbeitstheilung wie Vereinigung 
beſorgte der Zwang des „Hausherrn“. 
Auch im Mittelalter blieb für das platte Land wenig⸗ 
ſtens die hauswirthſchaftliche Eigengewinnung der Producte 
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die e Form. Und ſogar in Entwickelung zur | 


Freiheit hin. Die Arbeitskräfte waren nicht mehr Sklaven, 
ſondern „Leibeigene“, „Hörige“, in freierem Verhältniſſe zum 
„Herrn“, auf eigener „Scholle“, im eignen „Hauſe“, wenig⸗ 
ſtens der Nutzung nach. Es war auch noch „Zwangsge— 
meinſchaft“, concentrirt um den „Herrſchaftlichen Hof“, 
aber gemildert; neben dem Motive des Zwanges kamen 
auch die des Selbſtintereſſes, der Dankbarkeit, der Anhäng⸗ 
lichkeit und „Treue“ zur Geltung. Neben der Arbeit für den 
„Hof“ arbeitete man auch für ſich ſelbſt, und die Selbſtſtändig⸗ 


werdung im Eigenthum und Arbeit ging ſo raſchen Schrittes, 


daß bald die ganze Abhängigkeit ſich auf beſtimmte Lei⸗ 
ſtungen an Abgaben und Frohnden beſchränkte. Der 
Mittelpunkt des Wirthſchaftslebens blieb aber immer Haus 
und Hof der Herrſchaft. 

Anders ſchon in den Städten. Hier ſehen wir die 
Entwickelung zur Gemeinde ⸗Wirthſchaft. Auch hier 
bildeten ſich die erſten Arbeitsorganiſationen unter den 
Auſpicien des Grundherrn, aber die Handwerker gelangten 
doch ſofort ſchon zu weſentlich freierer Stellung. Für 
eine höhere Entwickelung des Handwerks genügte der reine 
Zwang nicht, und ſo ſahen ſich die Herren ſchon durch die 


Rückſicht auf ihren eignen Nutzen beſtimmt, das Selbſt⸗ 


intereſſe der Arbeiter durch Ausſicht auf ſpecielle Belohnung 
an Eigenthum und Freiheit als Hebel zu benutzen. Dazu 
kamen noch Motive edlerer Art: Nächſtenliebe, Dankbar⸗ 
keit für geleiſtete Arbeit ꝛc., die namentlich wo die Grund— 
herrn Klöſter oder Biſchöfe waren, an der Befreiung arbei⸗ 
teten. Die Arbeiter ſelbſt aſſoctirten ſich, ſchloſſen ſich zu 
Innungen und Zünfte zuſammen, und ſo auf eigne Kraft 
geſtützt, erkämpften ſie ihre volle Freiheit. Die freie 
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Bürgerſchaft erweiterte ſich durch die Flüchtlinge des platten 
Landes, die des Druckes der Heimath müde, hier das 
Eldorado der Freiheit fanden. Ein Aufenthalt von Jahr 
und Tag machte ſie zu freien Bürgern. — So bildete ſich 
eine Klaſſe der Neu⸗ und Altbürger. Ein neuer Kampf 
der Freiheit brach aus. Die Neubürger ſiegten, errangen 

volle Gleichheit mit den Altbürgern: die demokratiſche Ver⸗ 
faſſung und Arbeitsorganiſation war vollendet. Frei und 
gleich unter ſich, wachten die Bürger auch natürlich mit 
Eiferſucht über ihre Freiheit nach Außen. Sie genügten 
ſich ſelbſt, wirthſchaftlich wie politiſch; wenn ein Feind 
ihnen drohte, ſuchten ſie ſich zu ſchützen durch Bündniſſe. 
Kaiſer und Reich bedurften ſie nicht, ſuchten ſie nicht — 
es waren wirthſchaftlich wie politiſch faſt ganz unabhän⸗ 
gigen Communen, faſt ohne Verband zum „Staat.“ 

In den Städten haben wir ſo das erſte „freie Bürger⸗ 
thum“, den Urſprung der freien Arbeits- und Tauſchgeſell⸗ 
ſchaft, aber nicht liberaliſtiſch, ſondern „zünftig“. Die 
Städte bildeten die erſte größere, umfaſſendere Arbeits⸗ 
organiſation, aber nicht „ſocialiſtiſch“, d. h. ſtaatlich, ſon⸗ 
dern ſtändiſch und gemeindlich. 

So ſchloß ſich das ganze Mittelalter hindurch das 
politiſche wie das wirthſchaftliche Leben ab in der guts⸗ 
herrlichen Land⸗ und der freien Stadt-Gemeinde. Eine 
beide übergreifende energiſch⸗ſtaatliche Entwickelung begann 
erſt ſpät — in der Periode fürſtlichen Abſolutismus. Das 
römiſche Recht, die ſtehenden Heere, das fürſtliche Erbrecht 
ſind die Hauptfactoren dieſer Entwickelung. In Frankreich 
gelang ſie früher, als in Deutſchland. Stadt und Land, 
Gemeinde und Stand verloren ihre Autonomie, alle Ge⸗ 
walt concentrirte ſich in der Hand des Für ſten, getragen 
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durch ein Heer von Beamten. Centraliſation und Bureau⸗ 
kratismus ertödteten jedes Leben und Regen der Glieder. 
So gelang es, Stadt und Land zu verſchmelzen, einen 
centraliſirten Staat zu ſchaffen, mit einer muſtergültigen 
„Ordnung“ nach Innen, und einer glänzenden Machtſtellung 
nach Außen. 

Die politiſche Drrsönielsung mußte auch das Streben 
wirthſchaftlicher localer Abſchließung brechen. Der 
Gedanke des einen, nationalen Staates mußte auch den 
Gedanken der Einheit der Volkswirthſchaft zur Reife 
bringen, und es iſt nicht zufällig, wenn gerade Frankreich 
die Wiege des NMercantilismus iſt — des erſten 
eigentlich national wirthſchaftlichen Syſtem's. 

Wir ſehen alſo wohl klar, geſchichtlich hat die 
hauswirthſchaftliche, gemeindliche und ſtändiſche Wirth: 
ſchaftsorganiſation eine viel größere Rolle geſpielt, als 
„Individual“⸗ und „Volkswirthſchaft“; ja letztere find 
practiſch wie als wiſſenſchaftliche Begriffe kaum über hun⸗ 
dert Jahre alt. Und nun wollen Liberalismus und Socia⸗ 
lismus ſie auf einmal zurallein bere 1 ten Form 
aufbauſchen! 


Unſere Wirkſiſckaft — in wiefern eine „ſotiale“? 


Der Liberalismus löſt die ganze Geſellſchaft in einen 
Haufen von Atome, Individuen auf, wie politiſch verbun⸗ 
den durch das mechaniſche Band des Rechtsſtaates (Polizei), 
ſo wirthſchaftlich durch — den Tauſch. Das iſt die 
ganze Organiſation. Die „Geſellſchaft“ beſteht ihm aus 
lauter Robinſon Cruſos's, nur daß fie „tauſchen“. Laſſalle 
macht ſich recht luſtig über dieſe Robinſonaden und dieſe 
ewigen „Papagei“⸗Rufe: „„Tauſch““! „„Tauſch““! Der 
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Socialismus dagegen geht von der „organiſchen“ 


Einheit der Volkswirthſchaft aus, ſie iſt ihm ein „Orga⸗ 
nismus“ im ſtrengſten Sinne des Wortes. Im Organis⸗ 
mus it, der Theil früher als, das 6 3 Ganze, der Theil nur 
im Ganzen exiſtent. So u die Volkswirthſchaft nach 
ſocialiſtiſcher Anſchauung. Allein das iſt nach der andern 
Seite wiederum „zu viel bewieſen“, iſt eine Verkennung 
der relativen Selbſtſtändigkeit und Berechtigung der „Glie⸗ 
der“. Auge und Fuß z. B. ſind keinen Augenblick getrennt 
zu denken vom Körper, ſie ſind total von ihm beſtimmt, 
abhängig. Familie, Gemeinde, Korporation haben aber 
lange beſtanden vor „Staat“ und „Volk“, und erſt ſehr 
ſpät haben ſie ſich zu einer Einheit zuſammengeſchloſſen, 


und dieſer „Verſchmelzungs“ und „Verwachſungsproceß“ 
iſt noch längſt nicht zum Abſchluß gediehen. Auch wir 


nennen Staat und Volkswirthſchaft einen „Organismus“, 


aber ſehr cum grano salis, Wir wollen damit nur ſagen, 
daß wir nicht eine rein mechaniſche und willkührliche Ein⸗ 


heit vor uns haben, ſondern daß ihr dauernde, in 


der Natur begründete Bedürfniſſe zu Grunde liegen, daß 
fie deshalb auch nicht willkürlich gelöſt werden darf, daß 


ihre Entwickelung ſich nach innern Geſetzen vollzieht u. ſ. w. 
Immer aber find es nur relative Bedürfniſſe, relative 


„Geſetze“ und an der darauf begründeten Einheit und 
Entwickelung haben deshalb „Zufall“, „Willkühr“ und 


„Mechanismus“ einen ebenſo großen Antheil, als die 
„Natur“ — ebenſo groß z. B. wie bei der Bildung des 
Privateigenthums. Auch „Staat“ und „Volkswirthſchaft“ 
ſind keine „logiſche Kategorien“, en ſehr „hiſtoriſch“, 
„relativen“ Werthes. 
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Relative Berechtigung allerdings wollen wir auch 
in dieſer Beziehung dem Socialismus gern einräumen. 
Dem Liberalismus gegenüber hat er Recht, wenn er die 
ſociale Seite der Wirthſchaft hervorhebt, ihr mehr Rech⸗ 
nung getragen wiſſen will, auch Anerkennung derſelben in 


Recht und Politik verlangt. Tauſch, Freiwilligkeit reicht 
nicht aus. 


Die moderne Geſellſchaft beruht auf einer ſehr um— 
faſſenden Arbeitstheilung, viel mehr als jede frühere. In 
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dieſer Arbeitstheilung liegt ihre Berechtigung und Kraft; 


alle Wunder der modernen Production hat ſie ihr zu ver⸗ 
danken. Arbeitstheilung und Maſchine — das find die 
Hebel zu unendlichem Fortſchritte. Arbeitstheilung, Ma⸗ 
ſchine, Maſſenproduction: alles das ſind aber correlative 


5 Begriffe, gegenſeitig Bedingung und Folge. Sie find die 


Factoren der modernen Entwickelung und wir müſſen ſie 
als ſolche anerkennen. 

Und nun: der Arbeits⸗Theilung entſpricht nothwendig 
Arbeits⸗Vereinigung. Getrenntes Arbeiten muß nothwen⸗ 
dig zugleich ſein: Ein ſich in die Hand Arbeiten. Das 
gilt im Kleinen, in Fabrik und Werkſtatt, das gilt im 
Großen, bei den arbeitenden Gruppen und Ständen der 


Geeſellſchaft. Ein gewiſſer einheitlicher Plan muß 


deshalb die ganze Geſellſchaft umfaſſen, wenigſtens im 
Rahmen des Staates. Das für ſich Arbeiten muß zugleich 
ein Arbeiten für und mit Andern ſein. Und gerade in 
dem glücklichen Zuſammenarbeiten liegt eine Haupt⸗ 
bedingung des Erfolges. Eine arbeitstheilige Production, 
der es nicht gelingt, ſich der Geſammtproduction wieder 
einzugliedern, iſt eine verlorene Production. Bei der Natural⸗ 
wirthſchaft, wo man immer für den unmittelbaren Bedarf 
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des Hauſes arbeitete, brauchte ſich der Producent um die 
große Welt nicht zu kümmern, er war von ihr in ſeiner 
Production unabhängig. Heute aber liegt der Schwer⸗ 
punkt des Gelingens in der „großen Welt“ — „kann die 
Geſellſchaft auch die Produkte brauchen“, iſt die erſte und 
wichtigſte Frage. Daß es mit der individuellen Freiheit 


und Selbſtveranwortlichkeit noch längſt nicht gethan iſt, 


das hat die Betrachtung der Productionskriſe wohl klar 
genug gezeigt: dort macht ſich wirklich die „Solidarität“ 
der menſchlichen Wirthſchaft als „blindes Naturgeſetz“ 
geltend, und wenn der Socialismus „Klarheit“ und „Ord⸗ 
nung“ in die Sache bringen will, um den Menſchen der 
verhängnißvollen „Kette“ der „Conjunctur“ zu entreißen, 
ſo kann man das nur eine That der „Befreiung“ nennen, 
und fällt der Vorwurf der „Anti⸗Freiſinnigkeit“ allein auf 
die Gegner dieſer Beſtrebungen zurück. 

Unſere Wirthſchaft iſt eine „ſociale“: darin hat der 
Socialismus ganz entſchieden Recht, aber ſie iſt nicht 
blos ſocial, und für die verſchiedenen Productionsgebiete 
verſchieden „ſocial“. Das individualiſtiſche und ſociale 
Moment kommen in ihr in den mannigfaltigſten Co m⸗ 
binationen zur Erſcheinung. Die perſönlichen Dienſt⸗ 
leiſtungen ſind z. B. rein individueller Art; 
in der Urproduction (Ackerbau) herrſcht die Fa- 
milienwirthſchaft vor. Das Handwerk zieht 
ſeine Kreiſe nur ſelten über die Gemeinde hin⸗ 
aus. Handel und Induſtrie dagegen müſſen ſich 
in den Rahmen der nationalen und Weltpro⸗ 
duction einfügen, ſind ſchon „ſocial“ in hervorragendem 
Sinne und einzelne Zweige derſelben, z. B. das Trans⸗ 
portweſen ſind ſodurchſchlagend ſocialen Charak⸗ 
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ters, daß wirklich eine ſocialiſtiſchſe Organiſation am 
Platze iſt. | 
Wer „ſocial“ jagt, jagt noch nichts — es fragt fi 


immer: in wie weit und nach welchen Beziehungen hin? 


Der „Socialismus“ treibt mit dem Ausdruck „ſocial“ 
Mißbrauch — er beweiſt, daß die Production eine mehr 
oder weniger „cooporative“ iſt, ſich in engeren oder weiteren 


1 „geſellſchaftlichen Zuſammenhängen“ vollzieht, kurz, daß 


fie eine nicht blos individuelle, private iſt, fund operirt 
dann mit dem nach beſtimmten Richtungen und 
in gewiſſen Grenzen richtigen Ausdruck „ſocial“ 
als mit einem ſchlechthinnigen, allgemein gül⸗ 
tigen Princip und beweiſt ſo Alles, was er ſich nur 
wünſchen kann. 

Ein recht marcantes Beiſpiel, wie dieſer Oberſatz ſich 


„fructificiren“ läßt, gibt uns z. B. Laſſalle. Laſſalle 


eruirt daraus eine Menge von innern „Widerſprüchen“, 
an denen die heutige Geſellſchaſt zu Grunde gehen müſſe. 
So, wenn Laſſalle argumentirt: die Production iſt eine 
„ſociale“, Produciren eine „ſociale Function“; nun iſt es 
ein innerer Widerſpruch und eine Ungerechtigkeit, eine 
„ſociale Function“ in die Hände von Privaten zu legen. 
Dieſer „Widerſpruch“ wird ſich nicht eher löſen, die „Un⸗ 
gerechtigkeit“ nicht eher ein Ende finden, bis die ganze 
Production — Mittel wie Früchte — der privaten 
Beherrſchung entzogen ſind, und dieſelbe ebenſo gut 
allein durch die zuſtändigen Organe „der Geſell⸗ 
ſchaft“, „von Geſellſchaftswegen“ geſchieht, wie Geſetz— 
gebung, Rechtſprechung, Polizei 2c. 

In ähnlicher Weiſe fordert Laſſalle auf Grund der 
beſtehenden „ſocialen Production“ die „ſociale Diſtribution“. 

15 
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„Während (alſo)“, meint er, „die große Production der 
modernen Geſellſchaft ſchon heute eine gemeinſame, 
cboporative iſt, iſt — und das iſt einer der Grundwider⸗ 
ſprüche der heutigen Geſellſchaft — die Diſtribution 
(die Vertheilung der erzeugten Güter) keine gemeinſame, 
ſondern eine individuelle d. h. das Product geht 
nicht blos als Gegenſtand, ſondern auch ſeinem Werthe 
nach in das individuelle Eigenthum des Unternehmers über, 
der es für ſeinen alleinigen Gewinn verwerthet“, während 
ſämmtliche cooperirende Arbeiter mit dem Lohne abgefunden 
werden. Laſſalle ignorirt eben, daß nach geſchichtlichem 
Recht wie durch wirthſchaftliche Nothwendigkeit die Pro⸗ 
ductionsmittel und Productionsleitung privat ſind, deshalb 
auch die Production, deshalb mit Recht die Diſtribution. 
„Geſellſchaftlich“ iſt freilich die Production auch, aber 
das iſt auch bereits die Diſtribution, indem z. B. 
die geſellſchaftlichen Zuſammenhänge, die Conjunctur, einen 
ebenſo großen Einfluß auf die Lohnhöhe ausüben, als das 
individulle Belieben des Unternehmers. 

Weshalb ſagt Laſſalle überhaupt nicht, in wieweit 
„ſocial“, welche „Societät“ er meint? Die Production 
iſt z. B. welt wirthſchaftlich ſocial, und doch fordert 
Laſſalle nicht eine welt wirthſchaftliche Organiſation der 
Arbeit, ſondern blos eine ſtaatlich- nationale. Laſſalle 
iſt nationaler Socialiſt — fordert national 
„ſociale“ Diſtribution auf Grund einer inter⸗ 
national⸗„ſocialen“ Production. Laſſalle beweiſt offenbar 
„zu viel“, mehr als er brauchen kann, macht ſich einer 
Inconſequenz ſchuldig, die der ganzen Deduction ihre 
Schärfe benimmt. So geht's, wenn man mit unbeſtimmten 
Ausdrücken operirt. Freilich, Laſſalle brauchte von ſeinen 
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zahlreichen Gegnern Aufdeckung 1 Schnitzer kaum zu 
fürchten. 

Laſſalle ſtellt das „Geſetz“ auf: „So paradox die 
Behauptung auf den erſten Blick auch erſcheinen mag, ſo 
beſteht dennoch im Allgemeinen der culturhiſtoriſche 
Gang aller Rechtsgeſchichte eben darin, immer 
die Eigenthumsſphäre des Privatindivi⸗ 
duum's zu beſchränken, immer mehr Objecte außer⸗ 
halb des Privateigenthums zu ſetzen“ (ſ. Syſtem, I. 
S. 259 ff. Note) — dasſelbe, was Rodbertus die fort⸗ 
ſchreitende Ablöſung der Privatwirthſchaft durch die Staats⸗ 
wirthſchaft nennt. Es iſt eine geſchichtsphiloſophiſche 
Conſtruction gewaltiger Art, wenn Rodbertus (in einem 
Briefe an Prof. Wagner ſ. „Zeitſchrift für die geſ. Staats⸗ 
wiſſenſchaft“, 1878, S. 219) in weiterer Ausführung dieſes 
Gedankens die Welt⸗ und Eigenthums-Geſchichte in drei 
Perioden ſich verlaufen läßt: in die, wo noch Eigen— 
thum am Menſchen beſtand (Sklaverei), die, wo nur 
mehr Eigenthum an Grundbeſitz und Kapital exi⸗ 
ſtirt, endlich die dritte, kommende, wo auch Grund- und 
Kapitalbeſitz abgelöſt ſein werden und es nur noch reines 
Arbeits „Verdienſt“⸗Eigenthum mehr geben wird, wo 


dees alſo „weder Eigenthum an der unmittelbaren Benutz⸗ 


barkeit eines andern Menſchen noch aber auch ein ſolches 
auf feine mittelbaren Ausbeutung mehr gibt“ (Laſſalle 
in der Vorrede zum „Syſtem“), wo alſo die „emancipatio“ 
(außer dem Eigenthum Erklären“) wirklich realiſirt iſt — 
ich ſage, es iſt das eine geſchichtsphiloſophiſche Conſtruction 
gewaltiger Art, die uns imponiren und auch begeiſtern 
kann, geeignet, den Glauben an die Beſtimmung, „Erlöſung“ 
der Menſchheit wieder anzufachen und über das Elend des 
15* 
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Tages uns zu erheben; aber mit „Geſchichtsphi⸗ 
loſophie“ laſſen ſich „Recht“ und reale Verhält⸗ 
niſſe (der Production ꝛc.) weder begründen noch 
umſtürzen, und noch viel weniger kann es uns ein⸗ 


fallen, in ein oder zwei Menſchenaltern eine 


„Idee“ realiſiren zu wollen, an der „die Geſchichte“ 
Ich ön ſo Diele Jahr taufen de „gearbeitet: 
hat. Die „Idee der Geſchichte“ zur Norm des perſön⸗ 
lichen Handelns zu machen, iſt doch etwas anmaßend und 
gefährlich; da könnte doch „der Herrn eigner Geiſt“ zu 
ſehr mitſpielen. Halten wir uns lieber an die Geſetze 
„des Lebens“ und der Moral und hüten wir uns, Ge⸗ 
ſchichte „machen“ zu wollen — die „Geſchichte“ wird ſich 
ſchon ſelbſt helfen. n | 

Das ganze Wirthſchaftsleben „Toll“ ein „ſociales“ 
ſein: ſo will's der Socialismus, ſo iſt es ſein Ideal, 
wie er es ſich, ſei es aus „ſeinem“ Geiſte, ſei es aus dem 
Geiſt der Weltgeſchichte heraus gebildet hat; von dieſem 
Ideal aus bildet er ſich ſeine nationalökonomiſchen und 
ſittlichen Anſchauungen, Begriffe und Schlüſſe auch für das 
beſtehende reale Leben, und wundert ſich und iſt entrüſtet, 
wenn ſich „Widerſprüche“ ergeben. Es iſt wieder die alte 
Verwechſelung von Theſe und Forderung — Verhüllung 
der Forderung durch die Form der Theſe. 

Derſelben Einſeitigkeit macht ſich der Liberalismus 
ſchuldig, nur nach entgegengeſetzter Richtung. Er erblickt 
alles Heil und alles Recht in der Erſtarkung der Kapital⸗ 
macht; ihm iſt Alles Privat⸗Wirthſchaft, er möchte das 
ganze Erwerbsleben jedem öffentlichen Einfluſſe entziehen. 
Auch er geht in ſeinen wiſſenſchaftlichen Darlegungen von 
ſeinem Ideal — der Privatwirthſchaft — aus, ſtellt die 
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ſo gefundenen Begriffe und Argumente als „abſolute“, ewig 
gültige, hin, während ſie doch allein für eine beſtimmte 
geſchichtliche Epoche, und auch da nur ſehr theilweiſe, und 


vielfach „leider“ zutreffen. Liberalismus wie Socialismus 


ſind eben Abſtractionen, die weder je in der Geſchichte exi⸗ 
ſtent geworden ſind, noch viel weniger ſich jemals als 
Ausfluß des „Naturrechts“ erweiſen laſſen. Der Unter⸗ 
ſchied iſt nur der, daß der Liberalismus ſein Ideal in 
der Rechtsordnung ſo ziemlich zu verwirklichen ge⸗ 
wußt hat, während der Socialismus erſt dasſelbe e r⸗ 
ſtrebt. Der Liberalismus will deshalb „Erhaltung“ 


des Erreichten, der Socialismus „Entwickelung“, „Fort⸗ 
ſchritt“, der Liberalismus ſteift ſich auf das bereits „er⸗ 


worbene“, „hiſtoriſche“ Recht, der Socialismus auf das 
„Erwerb's“⸗ das „Vernunft“⸗Recht, der Liberalismus ift 
„conſervativ“, der Socialismus „revolutionär“ — eine 
zweite große Kategorie, unter der der Kampf um's Recht 
zwiſchen Liberalismus und Socialismus ſich abſpielt. 


II. „Erhaltung“ und „Entwickelung.“ 


Der Liberalismus will Erhaltung des Beſtehenden, 
ſpielt den „Conſervativen“. Dieſe Rolle ſteht ihm ſchlecht 
an. Erſt im Alter iſt er „fromm“ geworden, feine Jugend⸗ 
ſünden find noch nicht gebüßt, ja nicht einmal bereuet, und 
wenn der jugendkräftige Socialismus über dieſe alters⸗ 
ſchwache und nicht gerade ſelbſtloſe „Frömmigkeit“ ſpottet, 
ſo iſt ihm das nicht beſonders übel zu nehmen. 

In der That, auch hier iſt der Socialismus nur der 
Erbe des Liberalismus. Keine Partei iſt leichtſinniger mit 
dem hiſtoriſchen Rechte umgeſprungen, als die liberale. 
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Im Intereſſe der „Freiheit“ und des „Fortſchrittes“ war 
ihr Alles erlaubt. Junker und Prieſter, Kirche und Klö⸗ 
ſter haben das genugſam erfahren. Jetzt, wo der Socta⸗ 


lismus auch von dieſem Rechte Gebrauch machen will, auch 


auf „Entwickelung“, „Fortſchritt“ in der Eigenthums⸗ 
geſtaltung drängt, jetzt nennt der Liberalismus das auf 
einmal „Umſturz des Beſtehenden“, ruft Hülfe gegen die 
„Revolution“. Alle Rechte und Verhältniſſe hat der Libe⸗ 
ralismus in die „Entwickelung“ eintreten laſſen oder viel⸗ 
mehr hineingezogen, blos das kapitale Eigenthum ſoll un⸗ 
verletzliches Gebiet ſein, hier ſoll auf einmal alle menſch⸗ 
liche Entwickelung aufhören, ſoll die Weltgeſchichte ſtill 
ſtehen. „Fiat iustitia, pereat mundus.“ 

Auch hier kann der richtige Standpunkt nur der ver⸗ 
mittelnde ſein. Das Beſtehende hat ſeine Berechtigung, 
aber auch die Entwickelung. „Alles was beſteht, iſt werth, 
daß es zu Grunde geht“, iſt ein Satz von relativer Wahr⸗ 


heit. Es gibt nun einmal keinen abſoluten Stillſtand in 


den menſchlichen Verhältniſſen. Auch das Recht bedarf 


der Um⸗ und Fortbildung, ſpeciell auch das Eigenthums⸗ 


recht. Das poſitive, formale Recht kann nicht in ſchlecht⸗ 


hinnigen dauernden Widerſpruch mit den Intereſſen und 


Bedürfniſſen der Geſellſchaft treten. Wenn die Productions⸗ 


bedingungen z. B. total andere werden und die beſtehende 
Eigenthumsordnung dieſen veränderten Verhältniſſen nicht 
zu genügen vermag, dann wird die „Macht“ der realen 
Verhältniſſe die Schutzwehren des formalen „Rechts“ durch⸗ 
brechen. | 
Eine ſolche Umwälzung der Productionsverhältniſſe 
und im Weiteren der Eigenthumsverhältniſſe lag z. B. in 
der „Maſchine.“ Die Maſchine bedeutet einen materiellen 
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„Fortſchritt“ für die menschliche Geſellſchaft von unermeß⸗ 
licher Tragweite. Sie war aber anderſeits mit der beite- 
henden Zunftordnung unvereinbar: fie producirt in 
Maſſe, fordert zahlreiche freie Arbeiter, weiten freien 
Markt, großes Kapital ꝛc., alles im Gegenſatz zum Hand⸗ 
werk. So trat das Intereſſe der Maſchine und der Ge⸗ 
ſellſchaft und das „Recht“ der Zunft in „unlösbaren“ 
Widerſpruch. Faktiſch hat das Zunftrecht weichen müſſen, 
und wir verdanken dieſer „Revolution“ die ganze moderne 
Induſtrie. Man tft zu eilig geweſen mit der Aufhebung 

der Zünfte, man hätte mit mehr Maaß vorgehen ſollen, 
auch wäre wohl eine Entſchädigung für die Zünftler 
in irgend einer Form Rechtens geweſen; aber daß die 
Zunftordnung in der beſtehenden Form unhaltbar geworden 
war, daß an irgend eine Art der „Ablöſung“ gedacht wer— 
den mußte: das wird auch der Conſervativſte nicht leugnen 
können. e 

Und als nun ferner mit der erſtehenden Induſtrie ſich 
ein neuer Stand entwickelte, als die Bourgoiſie immer 
mehr zu materieller „Macht“, zu Anſehen und 
Bildung gelangte, hatte er damit nicht auch „das Recht“ 
auch politiſch in dieſer ſeiner factiſchen Stellung an⸗ 
erkannt zu werden, um ſo mehr, als der Adel in ſeiner 
materiellen Unterlage (Grundbeſitz) wie in ſeiner idealen 
Bedeutung als Träger des nationalen und religiöſen Ge— 
dankens und der politiſchen Bildung ſeine Stellung einge— 
büßt hatte? Wenn der Adel das formale „Recht“ für ſich 
hatte: war nicht das materielle Recht auf Seite des dritten 
Standes? Und wenn nun der Adel „auf ſeinem Schein“ 
beſtand, hatte die „Revolution“ gegen das „hiſtoriſche 
Recht“ nicht auch ihre relative Berechtigung? Freilich, 
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das Unrecht überwiegt, vor Allem wegen der Ungerechtig⸗ 
keit des Mittels, aber das Ziel — hat es nicht 
ſeinen berechtigten Kern? 

Alle menſchlichen Rechte ſind menſchlich, d. h. relativ 
„Summum ius — summa iniuria“: darin liegt die Rela⸗ 
tivität des Rechts klar ausgeſprochen. Auch das „hiſtoriſche 
Recht“ des Eigenthums iſt nicht abſolut. Der kapitaliſtiſche 
Eigenthumsbegriff wird im Laufe der Zeit eine Umwand⸗ 
lung erfahren, mag der Liberalismus auch noch ſo ſehr 
proteſtiren. Ob dieſe Umwandlung allerdings eine „ſocia⸗ 
liſtiſche“ ſein wird, das glauben und hoffen wir nicht. 

Eine „relative“ Berechtigung des Socialismus gegen- 
über dem heutigen Liberalismus erkennen wir offen an, 
aber auch nur eine relative. Der Socialismus geht in 
der Betonung des Rechts der Entwickelung viel zu weit. 
Er glorificirt geradezu die Revolution — das „heilige 
Recht“ der Revolution. Das iſt nun ſchon von vornherein 
falſch. Das Ziel der Revolution mag auch ſeine relative 
Berechtigung haben, die „Revolution“ als ſolche, als 
Mittel zum Ziel, iſt immer Unrecht und von 
Unheil.) 


*) „Revolution“ und „Reform“ iſt dem Socialismus Eines, weil und 
inſofern ſie dasſelbe Ziel haben. Das Mittel iſt ihm gleichgültig, ob gut, 
ob ſchlecht; es geht ihm allein um das Ziel — allein nach dem Ziele be⸗ 
ſtimmt er den Begriff der „Revolution“. Reform iſt friedliche Revo⸗ 
lution; aber wenn die Reform ein neues Recht zum Object hat, iſt und 
bleibt ſie ihm „Revolution.“ Wenn alſo z. B. Laſſalle ſich mit Vorliebe 
einen „Revolutionär“ nennt, ſo beſagt er damit nur, daß er eine Um⸗ 
wandlung, „Revolutionirung“ des beſtehenden Rechts will, aber er ſagt 
nicht, daß gerade Gewalt, das was wir gewöhnlich „Revolution“ nennen, 
der Hebel dieſer Umwandlung ſein ſoll; vielmehr erſtrebte gerade Laſſalle 
den Weg der „Reform“. Dieſen Unterſchied der Terminologie muß man 
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Aber auch abgeſehen vom Mittel: das Beſtehende 
iſt und bleibt im „Beſitzſtande“ und der Partei der Ent⸗ 
wickelung, „der Zukunft“ liegt jedenfalls die Beweislaſt 
ob. Und, was noch mehr iſt: das Beſtehende hat die 
Probe des Lebens beſtanden, während das „Zukünftige“ 
in dieſer Beziehung noch wenig Sicherheit bietet. 

Die Hauptſache aber iſt dieſe: Alle Entwickelung kann 
nur eine Entwickelung aus dem Beſtehenden ſein. Alle 
„Zukunft“ ruht auf der Vergangenheit. Die Kinder ar⸗ 
beiten mit dem Kapitale der Eltern. Die jetzige Genera⸗ 
tion iſt nicht ſouverän, ſie iſt nicht als ein Conglomerat 
von Individuen auf die Erde geſchneiet, die ſich in freiem 
Vertrage über Beſitz und Bearbeitung der Welt einigen 
— Alles iſt ſchon geordnet, Jedem iſt ſchon von der 
Geburt ſeine Stelle angewieſen; ſie treten nur in das 
Erbe der Väter ein. Sie haben es deshalb auch zu 
nehmen wie ſie es bekommen. Der Abhängigkeit, Nach⸗ 
folge in der phyſiſchen Exiſtenz folgt auch die Abhängigkeit, 
Nachfolge im Recht. 

Der Socialismus, der das Neben einander der 
Menſchen, ihre Coexiſtenz im Raum fo tief erfaßt 
hat und ſo ſehr betont und in der Rechtsordnung realiſirt 
wiſſen will, ſollte auch ihr Na ſch einander, ihre Coexiſtenz 
in der Zeit am wenigſten verkennen. Die die „brüder⸗ 
liche“ Solidarität auf ihre Fahne geſchrieben, ſollten doch 
auch der Solidarität zwiſchen „Vater“ und „Kind“ nicht 
vergeſſen, ſollten das, was unſere Väter geſchaffen und 
geordnet, für ſich und ihre Nachkommen, nicht leichtſinnig 


beachten, um den Socialiſten perſönlich gerecht zu werden, ſie nicht leicht⸗ 
ſinnig der Revolutionsgelüſte zu zeihen. 
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über den Haufen werfen. Neben den „geſellſchaftlichen 
Zuſammenhängen“ ſollte man doch auch die geſchicht— 
lichen Zuſammenhänge etwas mehr reſpectiren. 

Wie tendenziös einſeitig der Socialismus die ge 
ſchichtlich „ſocialen Zuſammenhänge“ ignorirt, ſehen 
wir z. B. ſpeciell bei feiner Betrachtung über das „Kapital“. 
Er betont immer ich möchte ſagen die „zukünftige“ Seite 
deſſelben als „Productionsmittel“, und wenn er ſeine hiſto⸗ 
riſche Seite, ſeine Entſtehung berührt, dann geſchieht es 
blos aus Zwecken der Polemik, um es als Product der 
Ausbeutung zu erweiſen. Die „relative“ Berechtigung 
3. B. des modernen Lohnſyſtems geben alle Socialiſten 
zu — nur gegen ihre Verewigung ſind ſie —, damit 
iſt aber doch auch das auf Grund dieſes Syſtems erwor⸗ 
bene Eigenthum als zu Recht erworben anerkannt, wie 
Laſſalle in ſeinen Agitationsſchriften auch eingeſteht. Und 
ſelbſt hiervon abgeſehen: nicht alles Kapital iſt doch auf⸗ 
gehäufte „fremde“ Arbeit, vielfach iſt es doch auch das 
Product ſelbſteigner Thätigkeit. Ferner: alle techniſch⸗ 
wirthſchaftlichen Fortſchritte verdanken wir doch that⸗ 
ſächlich den Privateigenthümern, die ja allein dieſelben 
ins Leben eingeführt haben. Die moderne Productions⸗ 
weiſe und Productionsmittel find alſo thatſächlich durch 
die wenigſtens „leitende“ Thätigkeit unſerer Privatpro⸗ 
ducenten geſchaffen. Wenn nun der Socialismus ſagt: 
die Productionsmittel müſſen als „Mittel“ der zukünftigen 
„ſocialen“ Production als „Ziele“ folgen, ſo ſagen wir 
gewiß mit mehr Recht: die Productionsmittel müſſen als 
„Producte“ der vergangenen „Privat“ Production dieſer als 
ihrem „Urſprunge“ folgen. Der Socialismus will, daß 
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das 1 1 5 als „vorgethane“ Arbeit, „verſtorbene Arbeit“ 
der zukünftigen Arbeit, der „lebendigen Arbeit“ folgen, 
dienen, ſich aſſimiliren ſoll. Uns ſcheint das Umgekehrte 
das Richtige: die „zukünftige“ „lebendige“ Arbeit arbeitet 
nur auf dem Grunde der „vorgethanen“ Arbeit, knüpft 
ihr Leben an die „verſtorbene“ Arbeit an; da muß ſie ſich 
wohl an dieſe „vorgethane“, „verſtorbene“ Arbeit an— 
ſchließen, das „Kind“ ſich nach dem „Vater“, die 

„Fortſetzung“ nach dem „Urſprünglichen“ richten! 
0 Die beſtehende Geſellſchaft iſt nicht „ſouverän“ „frei“, 
ſie ſteht in unzertrennlichem Verbande mit der vergangenen, 
phyſiſch, der Natur und Erziehung nach, geiſtig, in Civili-⸗ 
ſation und Recht, materiell, in Ernährung und Production. 
Alle Abſtraction von dieſer Verbindung iſt unwahr und revo⸗ 
lutionär im böſen Sinne des Wortes. Die beſtehende 
Geſellſchaft iſt nicht frei — iſt gebunden durch überkommene 
Rechte und Verpflichtungen; ſie hat ſich, wie geſagt, nicht 
erſt zu ordnen, vielmehr beſteht die Ordnung ſchon, ſie hat 
ſich derſelben einzufügen. Damit haben wir auch ſchon die 
oibſung für die letzt Kategorie: das Verhältniß von 


III. „Ordnung“ und „Freiheit“. 


Nur der Geiſt des Menſchen als ſolcher iſt frei — ſitt⸗ 
liche Freiheit; ſoweit er mit in die objective phyſiſch⸗ 
geiſtige Entwickelung eintritt, iſt er abhängig, 
unfrei. Die Entwickelung des Geiſtes, der „Freiheit“ iſt 
Ziel, Aufgabe, und als ſolche hat die Bewegung zur 


05 „Freiheit“ ihre Berechtigung, iſt das Streben, ſich loszu⸗ 


ringen aus dem äußern Naturverbande, in gewiſſer Weiſe 
zu unterſtützen; aber nie und nimmer wird dieſe Verbin⸗ 
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dung ſich ganz löſen laſſen, der Menſch wird nach ferner 
irdiſchen Seite ewig unfrei bleiben. Er iſt nicht reiner 
Geiſt, ſoll es auch nicht werden. „Frei“ ſind nur die 
Engel und die — Thiere, der Menſch iſt ein geſellſchaft⸗ 
liches und deshalb ein unfreies Weſen. Uebrigens iſt mit 
dem Ausdruck „Freiheit“ ein ſolcher Mißbrauch getrieben, 
daß wir noch darauf zurückkommen werden. 

Noch gibt es eine letzte Kategorie, unter der man die 
behandelten Gegenſätze ſubſummiren kann, die namentlich 
dem Chriſten geläufig iſt: 


IV. „Gerechtigkeit“ und „Liebe“. 


Gerechtigkeit iſt das individuelle, Liebe das ſociale 
Moment, Gerechtigkeit erſtrebt die Erhaltung, den Beſtand, 
Liebe den Fortſchritt, die Entwickelung. Gerechtigkeit ſchützt 
die Ordnung, reprobirt ihre Verletzung, die Liebe hält's 
mit der Freiheit, verzichtet auf die Gerechtigkeit zu Gun⸗ 
ſten der Perſönlichkeit. Die Gerechtigkeit iſt das negative, 
Liebe das poſitive und eigentliche conſtitutive u der 
Geſellſchaft. 

Wie verhalten ſich nun Gerechtigkeit und Liebe? Sie 
ergänzen ſich, ſind ſich gegenſeitig Fundament und Aufbau, 
Wurzel und Krone. Die „Gerechtigkeit iſt das Fundament 
der Staaten“, die Liebe die Vollendung. Die Gerechtigkeit 
gliedert die Geſellſchaft, die Liebe verbindet ſie. 

Auf die Gerechtigkeit allein läßt ſich kein Staatsweſen 
gründen. Der abſolute „Rechtsſtaat“ iſt kein Staat — 
iſt höchſtens nur eine Aſſecuranzgeſellſchaft. Zunächſt und 
fundamental iſt zwar der Staat „Rechtsſtaat“, aber nicht 
um damit abzuſchließen: er hat zum weiteren Ausgang 
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und Ziel die Liebe. Der chriſtliche Staat iſt nicht der 
liberale „Rechtsſtaat“, ſondern der Staat der „So li— 
darität“, nicht der der abſoluten „Freiheit“, ſondern 
der „Gegenſeitigkeit“. 

Ja, ſagt man, der chriſtliche Staat „ruht“ auf der 
Liebe, dieſe Liebe ſetzt der Staat voraus, kann ſie 
aber nie in den Bereich ſeiner Gewalt ziehen, ſie nie mit 
Zwang ausſtatten. Die Liebe iſt etwas ganz Individuelles, 
gehört ganz ausſchließlich dem Gebiete der „individuellen“ 
Sittlichkeit an. Sie iſt durchaus „frei“, kann nie in das 


Gebiet der Geſetzgebung gezogen, nie mit in die rechtliche 


Ordnung der Geſellſchaft aufgenommen werden — ſie iſt 
und bleibt rein privat. Es iſt dieſe Anſchauung eine ſehr 
weit verbreitete: Man erkennt die Exiſtenz und Nothwen⸗ 
digkeit der „Liebes “pflichten an, aber man ſpricht dem 
Staat das Recht der Erzwingbarkeit ab. Der Staat ſoll 
es blos mit Gerechtigkeitspflichten zu thun haben. So eifert 
man gegen die ſtaatliche Armenpflege, nicht blos aus 
practiſchen Gründen, die nur zu ſehr berechtigt ſeien, ſon— 
dern aus Princip: das ſei Communismus. Aus dieſen 
Gründen verwirft man den ſtaatlichen Schulzwang: die 
Eltern hätten blos die „Liebes pflicht, den Kindern eine 
unſern Zeitverhältniſſen entſprechende Bildung zu geben, zu 
erzwingen ſei dieſelbe aber nicht. 

Ein ſolche abſolute Schranke der Staatsgewalt gegen⸗ 
über der Liebespflicht iſt nun durchaus nicht zu er⸗ 
weiſen. Vielmehr umgekehrt: der Staat hat der Sitt— 
lichkeit zu dienen, an ihrer Realiſirung mitzuarbeiten, 
ſo weit er kann. Allerdings reicht ja ſeine Macht nicht 
weit in dieſer Beziehung, fie iſt mehr negativ als pofi- 
tiv, und wir ſind nicht im entfernſten geneigt, den Staat 
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als die „ſittliche Juſtitution“ par excellence hinzuſtellen, wie 
der Socialismus und in neueſter Zeit auch der Liberalismus 
in greulichem Abfall von feiner „Rechtsſtaats“-Idee zu thun 
beliebt. Die Kirche iſt uns die „ ſittliche“ Inſtitution 
par excellence, und der Staat wird ſie nie darin abzu— 

löſen vermögen. Aber dabei dürfen wir doch nicht vergeſſen, 
daß Recht und Sittlichkeit, Staat und Kirche ſich vielfach 
berühren, daß ſich nie feſte Grenzen finden laſſen, wo gerade 


das eine Gebiet beginnt, das andere aufhört, wo die „freie“ 


Sittlichkeit, wo der „Zwang“ des Rechts zu herrſchen hat. 
Stets haben dieſe Grenzen geſchwankt. Wo das Princip 
der Freiwilligkeit nicht ausreichte, und die Erfüllung 
der ſittlichen Pflicht im öffentlichen Intereſſe 
lag, da trat der Zwang ein. 

Und das ſcheint uns auch der richtige Standpunkt zu 
ſein. Wo die Vernachläſſigung der Liebespflicht mit dem 
öffentlichen Wohle in Conflict kommt, da hat der Staat 
einzuſchreiten, die Erfüllung der Pflicht zu erzwingen. Die 
grobe Verletzung einer Liebespflicht iſt immer auch eine 
„Ungerechtigkeit“, der Anſpruch auf Liebe iſt auch ein 
„Recht“. Die ſtrenge Unterſcheidung von Rechtspflicht und 
Liebespflicht ift ein guter practiſcher Behelf für die Caſuiſtik, 
aber die principielle Bedeutung derſelben für das Leben der 
Geſellſchaft ſcheint uns durchaus nicht eine ſolche, wie man 
ihr oft zuſchreibt. 

Gerechtigkeit und Liebe, Recht und Sittlichkeit wer⸗ 
den ſich immer neben einander behaupten, auch im wirth⸗ 
ſchaftlichen Leben, als gleichberechtigte Factoren. Der Libe⸗ 
ralismus kennt blos die Pflicht „der Gerechtigkeit“, beugt 
ſich blos dem „Recht“, die Pflichten der Liebe, der freien 
Sittlichkeit ſcheinen ihm ein überwundener Standpunkt. 
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Die Brüderlichkeit „beginnt (ihm) erſt da, wo das Wirth- 
ſchaften und der Staat aufhört“ (Schulze-⸗Delitzſch, Arbei— 
terkatechismus S. 91 f.) Der Socialismus betont die 
Pflichten der Liebe, der Sittlichkeit, will ſie aber gleich zu 
Pflichten der Gerechtigkeit ſtempeln, will ſie mit öffent⸗ 
lichem Zwang ausgeſtattet wiſſen, ſie zum organiſirenden 
Princip einer neuen Geſellſchafts⸗- reſp. „Rechts“ordnung 
machen. Er vergißt dabei, daß die Liebe ſich nicht in die 
Schablone des Rechts einzwängen läßt, daß ſie primär 
individuell, perſönlich iſt. Er vergißt, daß die Sittlichkeit 
ſich nicht erzwingen läßt, daß ſie allein in der Geſinnung 
wurzelt und de internis non iudicat praetor. Der äußere 
Zwang verhindert nur, „ſchafft“ nicht. Erzwungene Liebe 
iſt kalte Liebe. Erzwungene Sittlichkeit entbehrt des innern 
Haltes, iſt nur zu oft gleißender Schein. Unter der Zwangs⸗ 
jacke des Socialismus würde alle Freudigkeit der Seele, 
alle Begeiſterung und Thatkraft erſticken. Das Gefühl 
der Freiheit ſpornt zum Schaffen für ſich und Andere; das 
Bewußtſein der Freiwilligkeit gibt unſerer Liebe erſt Schwung 
und Kraft. Naturbande können die Freiheit erſetzen, aber 
nie und nimmer mechaniſche Bande. Zwang tödtet die 
Liebe. Die Liebe iſt und bleibt nun einmal ein „Ideal“, 
das fi nie und nimmer plötzlich und allgemein, 
am wenigſten auf dem Wege der Gewalt, des „Rechts“ 
realiſiren läßt. Das tft der Grundfehler aller 
Socialiſten, daß ſie das, was ſich für kleinere Kreiſe 
von „Auserwählten“, von perſönlich ſich Naheſtehen⸗ 
den realiſiren läßt, verallgemeinern wollen. 

Dabei bleibt aber beſtehen, daß auch das Gebiet der 
Liebespflichten mit in die Entwickelung des „Rechts“ hin⸗ 
eingezogen werden darf und ſogar ſoll. Wo und in wie 
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weit jedoch der Zwang einzutreten hat, und was der 
Freiwilligkeit zu überlaſſen iſt, iſt eine Frage der Praxis, 
die eine abſolute Beantwortung nicht zuläßt. Nur die 
extremen Anſchauungen von Liberalismus und Socialismus 
werden wir als falſch zurückweiſen müſſen: ſie ſind nie 
practiſch geweſen, werden auch nie practiſch werden. Ueber 
das mehr oder weniger kann man ſtreiten. 

Uebrigens können wir auch hier wohl als ein „Geſetz“ 
der Weltgeſchichte hinſtellen, daß mit fortſchreitender Ent⸗ 
wickelung der Staat nimmer mehr Ge bie te der Frei⸗ 
willigkeit in den Bereich des „Rechts“ hinein⸗ 
zieht, ſei es, weil die Kraft der individuellen 
Sittlichkeit nachläß t, ſei es, weil mit dem Wachsthum 
der Geſellſchaft auch der Berührungspunkte zwiſchen 
Geſellſchaft und Individuum mehrere werden und damit 
auch die Anläſſe zu Conflikten, Verletzungen der Liebe, ſei 
es endlich aber auch, weil das Rechts bewußtſein 
durch eine veredelte, höhere ſittliche Anſchauung 
reicheren Inhalt erhält. Und gerade in letzterer 
Beziehung möchten wir es direct als eine der erſten und 
höchſten Pflichten eines chriſtlichen Staates hinſtellen, 
wie die Sittlichkeit überhaupt zu fördern, ſo ſpeciell auch, 
das Bewußtſein der chriſtlichen Solidarität zu wecken, 
grobe Verletzungen desſelben zu ahnden, und dieſer Soli: 
darität auch poſitiv im Rechtsleben Ausdruck zu 
geben. Auch das „Recht“ ſoll ſich von der Liebe infor: 
miren, durchdringen laſſen, und dieſes ſoll und wird ſchon 
von ſelbſt um fo mehr geſchehen, je mehr die ſittliche An- 
ſchauung des Volkes ſich von der Idee der chriſtlichen 
Solidarität hat durchdringen laſſen. Je feinfühliger 
eben das Volk für Verletzungen der Liebe tft, deſto ener: 


„Gerechtigkeit“ und „Liebe“. 9233 


giſcher wird es die öffentliche Reprobirung derſelben ver- 
langen, deſto vertrauensvoller und erfolgreicher wird es 
ſeine öffentlichen rechtlichen Inſtitutionen direct mit auf 
die Liebe begründen können. 
c Wir meinen eben: Je höher die ſittlichen Anſchauungen 
eines Volkes ſind, deſto höher ſpannt es auch ſein Rechts⸗ 
Ideal, deſto mehr möchte es das Gebiet der Sittlichkeit 
durch die Schranken des Rechts geſchützt wiſſen. Freilich 
iſt auch wahr: Je ſittlicher ein Volk wird, deſto eher 
können die Schranken des Rechts entbehrt werden, 


aber wir glauben, daß das verfeinerte chriſtliche öffentliche 


Bewußtſein mehr neue Schranken fordern, als das 
vermehrte chriſtliche Thun alte, beſtehende üb erflüſſig 
machen wird. Je chriſtlicher das Volk, deſto empfindlicher, 
deſto ausgeſtalteter alſo das „Recht“. Freilich, wenn ein 
reich entwickeltes Recht die Sittlichkeit erſetzen ſoll und 
muß, dann iſt es ſchlimm beſtellt; aber wenn es die Be⸗ 
ſtätigung und Sanctionirung der Sittlichkeit 
iſt, dann kann es nur von Heil ſein. Ein complicirtes 
Recht kann ein Zeichen der Degenerirung ſein, 
aber auch ebenſo gut ein Beweis der Geſundheit 
und ſittlichen Kraft. Das mittelalterliche „Arbeitsrecht“ 
war complicirt zum Kopfzerbrechen, das moderne iſt ein⸗ 
fach und klar wie Waſſer; deshalb wird doch wohl Nie— 
mand behaupten wollen, daß unſere Zeit ſittlich höher 
ſtehe als das Mittelalter. Wir erachten unſere „Freiheit 
der Arbeit“ für einen entſchiedenen Rückſchritt, für einen 
directen Abfall vom Chriſtenthum, und können es, offen 


geſagt, nicht begreifen, wie belgiſche und franzöſiſche katho⸗ | 


liſche Socialpolitiker ſich zu dieſem liberalen Princip be⸗ 
kennen können. Weder principiell noch practiſch it dieſer 
16 
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Standpunkt haltbar und wir freuen uns aufrichtig, daß 
in Frankreich eine geſundere Richtung ſich Bahn bricht. 
Perin ſelbſt, der Führer dieſer „freiheitlichen“ Richtung 
hat ſchon die Wendung zum Beſſern eingeleitet, indem er 
wenigſtens eine rein „polizeiliche“, verhindernd ſchützende 
Thätigkeit der Staatsgewalt zu Gunſten der Arbeit aner⸗ 
kennt und fordert, wenn auch eine poſitive Ordnung 
des Arbeitslebens, wie das Mittelalter ſie hatte, von ihm 
noch direct desavouirt mit ihr nur als mit einer even⸗ 
tuellen „traurigen Nothwendigkeit“, einer „Strafe“ für den 
Abfall der Geſellſchaft vom Chriſtenthum, gerchnet wird. Die 
Patronage, das Freiwilligkeits-Priucip ſoll Alles thuen, 
während doch die erſte Bedingung, die allgemeine 
chriſtliche Geſinnung fehlt, während doch die Arbeiter 
nicht Liebe, ſondern vor Allem ihr „Recht“ fordern. Die 
„Freiwilligkeit“ reicht nicht aus, die „Liebe“ reicht nicht 
weit und kann nicht weit reichen in einer Geſellſchafts⸗ 
ordnung, die a f dem ungezügelten Kampf ums Daſein, 
auf der Concurrenz, dem „Kriege“, aufgebauet iſt und 
wo die „Liebe“ nur zu leicht mit Bankerott ſich lohnt und 
nur eine Prämiirung der Hartherzigkeit bedeutet — ſicher 
reicht ſie nicht weit genug. Ein gutes Arbeits⸗ 
geſetz leiſtet mehr als zehn und zwanzig ſog. Wohlfahrts⸗ 
einrichtungen. Gewiß ſchätzen wir Einrichtungen, wie 
3. B. L. Harmel ſie zum Beſten ſeiner Arbeiter getroffen, 
hoch, unendlich hoch, namentlich auch wegen des ſitt⸗ 
lichen Geiſtes, der ſie geſchaffen und den ſie auch wieder 
ſchaffen; und wir bringen ihnen nicht blos unſere volle 
Begeiſterung und Bewunderung entgegen, ſondern wir 
möchten auch nie und nimmer auf dieſelben verzichten, nie 
und nimmer alle unſere chriſtlichen Arbeitgeber von 
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der erhabenen Pflicht, in gleicher Weiſe thätig zu ſein, 
entbinden. Vielleicht müſſen wir uns vorläufig mit 
dieſer Thätigkeit aus der Geſellſchaft heraus zur Löſung 
der ſocialen Frage ſogar allein begnügen, vielleicht von 
ihr mehr Erfolg erwarten, als von der Thätigkeit unſerer 
mit politiſchen und Culturkampfsfragen beſchäftigten Re⸗ 
gierungen — nur das eine verlangen wir, daß man nicht 
glaube, daß mit dieſer individuellen „Wohlthätigkeit“ ſchon 
Alles gethan ſei, und als wenn damit das Recht der 
Arbeiter auf ein „Arbeitsrecht“ ſchon eingelöſt wäre. 

Die ſociale Frage tft in ihrem tiefften und allgemeinſten 
Grunde eine, ſitt liche“ Frage, und inſofern fällt ihre Löſung 
der Kirche zu; ſie iſt eine „Rechts“frage, und da gehört 
ſie dem Gebiete des Staates an; ſie iſt eine Frage der 
„Nächſtenliebe“ und das vor Allem für die Arbeit⸗ 
geber; fie iſt eine Frage der „Selbſthülfe“ und die kann 
blos von den Arbeitern ſelbſt ausgehen; ſie iſt eine 
Frage der „Erziehung“ und da beginnt das Bereich der 
Schule und Familie — alles das und noch mehr 
iſt die ſociale Frage, in allen dieſen Punkten find die 
Hebel zur Löſung anzuſetzen, im Centrum wie in der 
Peripherie. Falſch iſt es aber, der Kirche und der Näch—⸗ 
ſtenliebe die Aufgabe allein zuſchieben zu wollen, gegen 
ſolche Einſeitigkeit proteſtiren wir. Kirche und Nächſten⸗ 
liebe mag man „Wurzel und Krone“, das „Fundament“, 
den „Kitt“, das „bindende Ferment“ der Geſellſchaft nennen; 
den Bau ſelbſt, die geſellſchaftliche Ordnung ſelbſt kann 
blos der Staat legen. Der Kirche fällt ganz ſicher die 
wichtigſte Aufgabe zu — die Bereitung der Herzen; aber 
den Staat können wir auch nicht entbehren. 

So iſt's richtig, wie es die chriſtlich⸗ſociale Partei in 
5 16* 
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Deutſchland erſtrebt. Wir haben bereits einen or gani⸗ 
ſirten „Verband katholiſcher Induſtrieller und 
Arbeiterfreunde“, mit dem Zwecke, „individuell“ 
für ſich, für ihre Kreiſe „unter Ausſchluß aller poli⸗ 
tiſchen Zwecke die Verbeſſerung der Lage des Arbeiter⸗ 
ſtandes anzuftreben;*) wir haben dabei aber auch eine „Cen⸗ 


ö *) Das Statut des am 20. Mai 1880 in Aachen begründeten Ver⸗ 
bandes „Arbeiterwohl“ hat Wichtigkeit genug, um hier vollſtändig Platz zu 
finden. 
§ 1. Ausgehend von der Ueberzeugung, daß eine wirkſame Bekämpf⸗ 
ung der mit der Großinduſtrie verbundenen vielfachen Ucbelſtände und der 
dadurch der bürgerlichen Geſellſchaft drohenden Gefahren nur auf dem 
Boden des Chriſtenthums möglich iſt, haben ſich katholiſche Induſtrielle und 
andere Arbeiterfreunde Deutſchlands zu einem Verbande vereinigt, um mit 
Ausſchluß aller politiſchen Zwecke die Verheſſerung der Lage des Arbeiter⸗ 
ſtandes anzuſtreben. N 
§ 2. Der Verband ſucht dieſes Ziel zu erreichen durch Förderung der 
religiöſen, ſittlichen und materiellen Intereſſen des Arbeiterſtandes; in ⸗ 
beſondere: Si 
a) durch Unterſtützung der auf Hebung chriſtlicher Zucht und chriſt⸗ 
lichen Lebens gerichteten Beſtrebungen (Sorge für fittliche Führung 
der Arbeiter in den Fabriken, Sonntagsheiligung, kirchlich organi⸗ 
firte Arbeiter- und Arbeiterinnenvereine, Mäßigkeitsvereine, gute 
Lektüre u. ſ. w.); 
b) durch Förderung einer größeren Annäherung zwiſchen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer im chriſtlichen Sinne (perſönlicher Verkehr mit 
den Arbeitern, Theilnahme an ihren Familienverhältniſſen u. ſ. w.); 
c) durch Verbeſſerung der Wohnungsverhältniſſe der Arbeiter (geſunde 
und billige Wohnungen, Sorge für billige Miethpreiſe u. ſ. w.); 
d) durch Sorge für die Erziehung, Ausbildung und Erholung der 
Arbeiter (Kinderbewahranſtalten, Einrichtungen zur Erlernung der 
Haushaltung und weiblicher Handarbeit, Unterricht in den Elemen⸗ 
tar⸗ und techniſchen Fächern, geſellige Vereine u. ſ. w.); 
e) durch Wohlfahrtseinri chtungen unter Mitwirkung der Arbeite 
(Krankenkaſſen, Sparkaſſen, Unterſtützungs⸗ und Vorſchußkaſſen, Alter 
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trums fraction“ mit einem energiſchen „ſocial-politiſchen“ 
Programme, die auch dem Staat ſeine Pflicht vorhält 
und ihm mit Rath und That zur Seite ſteht zur Schaffung 
einer beſſern ſocialen „Ordnung“. Dafür ſteht's mit den 
verſorgungskaſſen, Wittwenkaſſen, Schiedsgerichte, Beſchaffung von 
bdilligen Lebensmitteln, Bekämpfung des Borgſyſtems u. |: w.); 

k) durch Einrichtungen zur Pflege der Geſundheit der Arbeiter (gute 
Ventilation der Fabrikräume, Waſchanſtalten, Fürſorge für Wöch⸗ 
nerinnen, Beſeitigung zu langer Arbeitszeit, thunlichſte Beſchränkung 
der Kinder- und Frauenarbeit u. ſ. w.); 

g) durch Einrichtungen zum Schutz für Leben und Geſundheit der 
Arbeiter (Sicherheitsvorrichtungen, wirkſame Verſicherung der Arbeier 
gegen Unfälle u. ſ. w.); 

§ 3. Der Verband beſteht aus wirklichen Mitgliedern und Ehrenmit⸗ 

gliedern. Wirkliche, d. h. allein ſtimmberechtigte Mitglieder können nur 
Katholiken ſein. Die Aufnahme geſchieht durch den Vorſtand nach vorher⸗ 
gegangener Anmeldung. Ehrenmitglieder werden vom Vorſtand ernannt. 
§ 4. Der Vorſtand beſteht aus zehn Mitgliedern, von denen mindeſtens 
ſechs Induſtrielle reſp. Beamte induſtrieller Etabliſſements ſein müſſen. 
Er wählt aus feiner Mitte den Präſidenten, den erſten nnd zweiten Vice⸗ 
präſidenten und ernennt einen Secretär, dem er das Stimmrecht im Vor⸗ 
ſtand ertheilen kann, ſowie einen Kaſſirer. \ 
25 § 5. Alle zwei Jahre ſcheidet die Hälfte der Vorſtandsmitglieder aus, 
das erſte Mal durch's Loos; die ausſcheidenden Mitglieder ſind wieder 
wählbar. i ! 
§ 6. Der Borftand beruft mindeſtens einmal im Jahre eine General: 
Verſammlung. | 

§ 7. Die Höhe des Jahresbeitrages iſt dem Ermeſſen der Mitglieder 

anheimgegeben, jedoch beträgt der geringſte Beitrag fünf Mark. 
§ 9. Alle bezüglichen Mittheilungen erfolgen durch ein Verbandsorgan, 
welches insbeſondere zum Austauſch von Ideen und Erfahrungen auf dem 
Gebiete der Verbandsbeſtrebungen dient. 

§ 9. Die General⸗Verſammlung wählt den Vorſtand, ſetzt die Ge⸗ 
ſchäftsordnung feſt, beſchließt über Abänderung des Statuts und über die 
Auflöſung des Verbandes. 
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Katholiken in Deutſchland aber auch jo gut, wie in keinem 


andern Lande — wir haben eine im Volke begrün⸗ 


dete kräftige politiſche Parteiorganiſation und wir 
haben keine Socialdemokraten. Das verpflichtet 
uns aber auch wieder, doppelt ernſt nach beiden Rich⸗ 


tungen weiter zu arbeiten, individuell wie politiſch, 


für die Realiſiung des Ideals der chriſtlichen Liebe wie des 
chriſtlichen „Arbeitsrechts“ mit aller Kraft thätig zu ſein. 


ofen und Belege zum fünften Vortrage. 


1. 


1. Der Liberalismus iſt, wie in der Politik, fo 
auch in der Volkswirthſchaft, ertremer Individualis⸗ 
mus. Prince⸗Smith, der Vater der deutſchen liberalen Schule, 
gibt in dem „Handwörterbuch der Volkswirthſchaftslehre“ dieſer 
ſelben Schule, und zwar in der 2. Auflage von 1866, wo alſo 
ſchon Laſſalle das Geſetz der „geſellſchaftlichen Zuſammenhänge“ 
laut genug proclamirt hatte, unter dem Artikel: „Handels- 
freiheit“ ſelbſt folgende Charakteriſtik: 

„Der Freihandel kennzeichnet ſich durch eine radical- 
individualiſtiſche Auffaſſung volkswirthſchaftlicher Ver⸗ 
hältniſſe. In dem Volkshaushalt, als ſolchem, ſieht er ſchlech— 
terdings nur ein Nebeneinander von Einzelhaus⸗ 
halten, deren jeder, ſelbſtſtändig in ſeinem Wirthſchaften und 
ein n deen Erfolg verantwortlich, 
nichts von den andern zu beanſpruchen hat, als gleiche 
Freiheit, gleiches Ungehindertſein in der Benutzung ſeiner 
Mittel und Kräfte zur Beſchaffung von Befriedigungsmitteln, 
alſo Fernhaltung jeglicher Vergewaltigung. So vielſeitig auch 
der volkswirthſchaftliche Organismus erſcheinen mag, der Frei⸗ 
handel ſieht darin nur ein einziges Organ: den 
Markt. So verwickelt und ineinandergreifend auch die Be⸗ 
ziehungen zu einander erſcheinen, der Freihandel erblickt für 
dieſelben nur einen Verknüpfungspunkt, den 
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Markt. Alle ſonſtigen volkswirthſchaftlichen Gestaltungen 
ſind nur Einrichtungen, welche die Einzelnen treffen, um, jeder 
für ſich, aus dem Markte Nutzen zu ziehen ... Sit der frei⸗ 
willig vereinbarte Austauſch von Leiſtung und Gegenleiſtung 
geſchehen, ſo hat der eine Marktgenoſſe an den an⸗ 
dern keinen weitern Anſpru ch. Im Markte wird 
keine Gemeinſchaft gebildet, ſondern im Gegentheil ab⸗ 
gerechnet und auseinandergeſetzt. Die volkswirthſchaftliche Ge⸗ 
meinde als ſolche iſt nur Marktgenoſſenſchaft, fie 
beſitzt, wie geſagt, weiter kein gemeinſames Inſtitut, als 
eben den Markt, und ſie hat auch weiter nichts zu gewähren 
als freien Zutritt zu dem Markte, denn alles in dem Markte 
iſt Einzeleigenthum.“ 

„Erkennt nun der Freihandel die Freiheit und Frei⸗ 
willigkeit als einzig ordnendes Princip für 
Dek Volkshaushalt, jo erkennt er auch damit die Nothwendig⸗ 
keit einer Macht, welch jegliche Vergewaltigung abwehre.“ 
Und dieſe Aufgabe fällt dem Staate zu. „Aber dem Staate 
erkennt der Freihandel (auch) keine andere Aufgabe 
z u, als eben die eine: Production von Sicherheit. 
Natürlich verlangt er auch, daß die Staatsmacht ihr Geſchäft 
der Sicherheitsproduction möglichſt wirthſchaftlich ein⸗ 
richte und betreibe. Von ſonſtigen productiven Unternehmungen 
durch den Staat will der Freihandel principiell nicht's 
wiſſen. . . Der Staatsmacht aber will die Rolle des bloßen 
Producenten von Sicherheit (Freilich) nicht genügen. Sie möchte 
auch als die Quelle der Gottſeligkeit, Sittlichkeit, Bildung und 
des Wohlſtandes angeſehen werden, möglichſt viele Functionen 
an ſich reißen, möglichſt viele volkswirthſchaftliche Intereſſen 
an ſich reißen. Der Einzige aber, der ein Intereſſe haben 
kann an der Einmiſchung der Staatsgewalt in den e 
halt, iſt der Monopolgeiſt“ . 

2. Der Socialis mus geht vom Ganzen, von 
der Einheit der Volkswirthſchaft aus, abſtrahirt von hiſtoriſch 
und vorläufig wenigſtens naturnothwendigen Unterſchieden und 
der relativen Selbſtſtändigkeit der Glieder. Der jedenfalls 
bedeutendſte Theoretiker des Socialismus, Rodbertus⸗Jagetzow 
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bricht ſich über dieſe Verſchiedenheit des Ausgangspunktes in 
einem Briefe an Profeſſor Adolf Wagner alſo aus: „daß Sie 
(in der volkswirthſchaftlichen „ Grundlegung“) nicht die National⸗ 
Oekonomie ſo individualiſiren (wie gewöhnlich geſchiehth, war 
natürlich vorauszuſehen; ja, Sie heben die gemeinſchaftliche 
Seeite derſelben gleichmäßig neben der individualiſtiſchen hervor; 
aber ich glaube, man muß noch weiter gehen und jene 
üben in den Vordergrund ſtellen. Mein Aus⸗ 
gangspunkt, wenn ich ein Syſtem der National- Oekonomie 
ſchriebe, würde daher folgender ſein: 
| Außerhalb des Staates oder der „„ 
Verbindung der Staaten gibt es keine National = Oekonomie. 
Ein ſocialer Organismus, wie ein Staat, iſt aber — wie ein 
individueller Organismus eine drei einige, keine einige Ver⸗ 
bindung von Geiſt, Wille und materieller Kraft iſt — im An⸗ 
ſchluß an dieſe Natur ſeiner Atome eine dreieinige Verbindung 
von Sprache und Wiſſenſchaft, Sitte und Recht, Theilung der 
der Arbeit und nationalen Wirthſchaft. Jede dieſer ſocialen 
Lebensſphären gründet ſich auf die individuelle Gemeinſchaft 
der correſpondirenden Unterlage. Sprache und Wiſſenſchaft auf 
eine Gemeinſchaft des Geiſtes der Individuen; Sitte und Recht auf 
eine Gemeinſchaft des Willens derſelben; Theilung der Arbeit 
und Nationalökonomie auf eine Gemeinſchaft ihrer materiellen 


Kraft. Es iſt eine dreifache Lebens gemeinſchaft, in 


welcher ein ſocialer Organismus exiſtirt, lebt und wirkt: eine 
geiſtige, eine ethiſche, eine materielle oder wirthſchaftliche. 

= In jeder dieſer drei Lebensſphären iſt es die Gemein 
ſchaft, welche die Seele des Lebens iſt. So auch in der 
National⸗Oekonomie. Alle national⸗öbkonomiſchen 
Begriffe ſindcommuniſtiſch getränkt, denn ſie 
f gehen alle von der Einheit des ſocialen Orga⸗ 


nismus und ni cht von deſſen A tomen, den individuellen 


ee Bs 

Man muß daher in der National- Oekonomie mit dem 
r beginnen und von die ſem auf 
die Bedürfniſſe der Individuen übergehen, aber nicht um⸗ 
gelehrt, von den Bedürfniſſen der Individuen ausgehen und 
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von ihnen auf das National⸗ Bedürfniß übergehen. Denn ein 
National⸗Bedürfniß iſt nicht ein Aggregat oder die Summe 
der Bedürfniſſe aller Individuen, die den ſocialen Organismus 
ausmachen. Das National-Bedürfniß würde einen ganz andern 
Bedürfnißinhalt haben, wenn dieſe Individuen nicht zu einem 
ſocialen Organismus verbunden wären. Wie durchſetzt z. B. 
der Staat ſelbſt mit ſeinen eigenthümlichen Bedürfniſſen die 
Bedürfniſſe aller Gin ele offenbar dermaßen, daß eben dieſe 
Bedürfniſſe aller Einzelnen innerhalb eines National-Bedürf⸗ 
niſſes andersartig werden, als ſie in einem Aggragat von indivi— 
duellen Bedürfniſſen geblieben ſein würden. Es iſt eben die 
Einheit des ſocialen Organismus, die domin irt, und nicht 
die Vielheit der individuellen Organismen, und daher der durch— 
gehend communiſtiſche Charakter im National-Bedürfniſſe. 

Ebenſo iſt bei den Begriffen der Production, des Products, 
des Einkommens, des Vermögens u. ſ. w. zu operiren. Die 
Nation al production, das Nation al product u. ſ. w. 
ſind die Ausgangspunkte, und alle dieſe Begriffe ſind derſelben 
Betrachtungsweiſe zu unterwerfen, die ich eben beim National⸗ 
Bedürfniß angewandt habe. 

Selbſt der Werth iſt ein ſolcher commun ſtiſ cher 
Begriff, in welchem das Sociale die Seele iſt und der nur 
durch die falſche Syſtematik der individuellen Auffaſſung der 
Wirthſchaftslehre ein falſches Gewand überzogen bekommen hat. 
Darum habe ich mich jo gefreuet, daß Sie den Gebrauch s⸗ 
werth wieder mehr hervorziehen, der der alleinige Kern alles 
Werths iſt und mit deſſen alleinigem Begriff man auch aus⸗ 
kommt, ſelbſt für den ſog. Tau ſch werth. 

Nämlich fo: Es gibt nur einen Werth und das 
iſt der Gebrauchswert h. Ihm noch einen Tauſchwerth, 
eine zweite Art Werth gegenüber zu ſetzen, iſt ein logiſcher 
Fehler. Aber dieſer Eine Gebrauchs werth iſt entweder indivi— 
dueller Gebrauchswerth oder ſocialer Gebrauchswerth. Der 
erſtere beſteht dem Individuum und ſeinen Bedürfniſſen gegen⸗ 
über ohne alle Berückſichtigung einer ſocialen Organiſation. Der 
Zweite iſt der Gebrauchswerth, den ein aus vielen individuellen 
Organismen beſtehender ſocialer Organismus hat. 
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Wie kommt dieſer aber nun zu der Qualität eines Tauſch⸗ 
werthes? Auf hiſtoriſchem Wege und darum auch 
nur vorübergehend. 

Im Laufe dieſer hiſtoriſchen Phaſe tritt näm⸗ 
lich das Tauſchwerthige in den Vordergrund und das Social— 
gebrauchswerthige zurück, aber es läßt ſich erklären wie! In 
der Tauſchwerthsperiode — derjenigen hiſtoriſchen Phaſe, wo 
der tauſchwerthige Charakter den ſocialgebrauchswerthigen in 
den Hintergrund drängt — iſt der ſociale Organismus, den 
wir Staat nennen, noch nicht vollſtändig ausge 
bildet, noch nicht völlig Ein s. Er iſt noch im 
individuellen Zuſammenwachſen begriffen, 
denn von individueller Baſis geht ja die ganze 
ſociale Entwickelung aus. Nun iſt es auf dieſen un⸗ 
teren geſchichtlichen Entwickelungsſtufen die herrſchende Eigen— 
thumsſtufe, welche das Nationalvermögen parzellenweiſe 
in die Hände von Privaten legt. Es muß alſo ge⸗ 
tauſcht werden, wenn das Vermögen zum Beſten Aller circu— 
liren ſoll und zwar muß zu dieſem Tauſch noch eine Menge 
Zubehör kommen: Markt, Geld u. ſ. w. und das, was in dieſem 
Tauſchverkehr noch Markt und Preis findet, hat offenbar ſocia— 
len Gebrauchswerth. Dieſer bringt offenbar jenen in 
ſeiner concreten Form zu Wege, aber er iſt als ſolcher durch 
die auf dieſer ſocialen Stufe dazu nothwendigen Tauſchſtaffage 
verunſtaltet oder vielmehr maskirt. Indeſſen eine fociale Stufe 
höher — auf derjenigen, die auf die unſrige folgt 
— hört dieſe ganze Maskerade auf. Hier wird nicht mehr 
getauſcht, weil Verdienſteigenthum herrſcht — ledig⸗ 
lich Eigenthum an Werth, wenn auch nicht mehr am Tauſch⸗ 
werth — und in Folge deſſen die Nationalproduction 
in den Händen des Staates vor ſich geht. Hier 
werden die Producte nach ihrem Koſtenwerthe an die In⸗ 
dividuen nach Maßgabe, wie ſie durch ihre Arbeit 
an den Koſten participiren, vertheilt. Hier tritt 
natürlich der ſociale Gebrauchswerth in ſeiner Reinheit vor, 
und zwar ohne tauſchwerthige Maske, denn es gibt keinen 
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Tauſchwerth und keine Tauſchſtaffage mit Geld und dergleichen 
Zubehör mehr. 5 

Damit glaube ich alſo bewieſen zu haben, daß der Tauſch⸗ 
werth nur der hiſtoriſche Um- und Anhang des ſocialen Ge⸗ 
brauchswerthes aus einer beſtimmten Geſchichtsperiode iſt. In⸗ 
dem man alſo dem Gebrauchswerth einen Tauſchwerth als lo— 
giſchen Gegenſatz gegenüber ſtellt, ſtellt man zu einem logiſchen 
einen hiſtoriſchen Begriff in logiſchen Gegenſatz, was logiſch 
nicht angeht. 
| Es ſchält ſich aber durch dieſen Nachweis aus dem ſog. 

Tauſchwerth der reine ſociale Gebrauchs werth her 
aus. Was Tauſchwerth an ihm iſt, iſt nur hiſtoriſche Ver⸗ 
brämung desſelben auf einer unteren Geſellſchaftsſtufe und 
ſieht nur jo aus, als wenn es die Hauptſache ausmachte, wäh⸗ 
rend es eine hiſtoriſche Nebenſache iſt. 

3. Wir ſehen, wie die Verſchiedenheit des Standpunktes 
eine durchſchlagende Verſchiedenheit der ökonomiſchen Begriffe 
und Folgerungen ergibt, ſpeciell auch, wie wir früher Recht 
hatten, als wir die ſocialiſtiſche Werththeorie als Anticipation 
aus der „zukünftigen“ Geſellſchaftsordnung bezeichneten, wo die 
Nicht⸗Monopol⸗Güter wirklich „nichts als Arbeit“ koſten mögen. 
Bei den bisherigen polemiſchen Discuſſionen zwiſchen Liberalis⸗ 
mus und Socialismus wurde dieſer grundverſchiedene Ausgangs⸗ 
punkt ſtets ignorirt reſp. überſehen, und da konnte denn von 
einer fruchtbringenden Discuſſion keine Rede ſein: jeder dis⸗ 
putirte für ſeinen Kopf in's Blaue Be ohne den Gegner 
auch nur zu verstehen. 

Zeigen wir noch an einem recht wichtigen Beiſpiele, wie 
die Verſchiedenheit des Ausgangspunktes eine ganze verſchiedene 
Auffaſſung und Begriffserklärung ergeben muß: es iſt der Begriff 
des Kapital 's. Rodbertus fährt fort: 

„Angelangt auf dieſem Gedankenwege, wie die geſchicht⸗ 
lichen Perioden die logischen wirthſchaftlichen Begriffe concret 
formen und ſich hiſtoriſch anpaſſen, bitte ich, noch weiter darauf 
fortfahren zu dürfen. Und zwar gehe ich dabei zum Kapital⸗ 
begriff über, an dem die Geſchichte am prägnanteſten und 
handgreiflichſten ihre Spuren zurückläßt und der das merkwür⸗ 
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digſte Beiſpiel liefert, wie leicht eine oberflächliche wiſſenſchaft⸗ 
liche Anſchauung die zufällige geſchichtliche Umhüllung für das 
Weſen der Sache ſelbſt nimmt. Das zeigen Sie ſchon in ihrer 
vorübergehenden Betrachtung und Gegenüberſtellung von Kapital 
an ſich und Privatkapital . .. Dies wird durchſchlagen, ob— 


wohl die Freihändler, die den Zopf hinten nicht los werden 


können, ſchwer gegen dieſen Stachel lecken werden.“ 

| „Dieſen Gegenſatz von Kapital an fih und Privatkapital 
durch die verſchiedenen Kapitalbeziehungen — Worin beſteht 
das Kapital, Wie entſteht das Kapital, Wie verhält ſich das 
Kapital zum Einkommen, Wie reproducirt ſich das Kapital — 
durch die verſchiedenen aufeinanderfolgenden Geſchichtsperioden 
zu verfolgen, iſt nicht wenig intereſſant. Ich beſchränke mich 
auf die Frage: Worin beſteht das Kapital? Der logiſche 
Begriff des Kapitals iſt: Product, deſſen Beſtimmung 


iſt, wieder zur Production zu dienen. Dieſer 


Begriff ſchließt das Kapital an ſich ein. Er ſchließt dabei 
ſtreng genommen nur Material und Werkzeuge ein, 
denn nur dieſe ſind Beſtandtheile des Kapitalbegriffes, die an 
ſich beide unmittelbar die Beſtimmung 8 weiter zur Pro⸗ 
duction zu dienen. 

„Allein nun greift die Geſchichte in dieſen logiſchen Be⸗ 
griff ein, und zwar in drei aufeinander folgenden 
Perioden, welche durch das Menſcheneigenthum, das Grund⸗ 
und Kapital eigenthum und das Verdienſt eigenthum 
beherrſcht und charakteriſirt werden. Sie ſtufen den allgemeinen 
oder logiſchen Kapitalbegriff, den Begriff des Kapitals an ſich 
zu concreten Kapitalbegriffen ab, in welchen der Kapitalbegriff 
andere Beſtandtheile einſchließt. — So lange das Menſchen— 
eigenthum beſtand, mußte man offenbar den Arbeiter ſelbſt 
zum Kapital zählen, denn ſie waren ja Vermögensobjecte und 
dienten den Sklavenbeſitzern zur Production. Zugleich bitte 
ich, ſich deſſen zu erinnern, was ich in meiner Geſchichte der 
römischen Tributſteuern über die Bedeutung des Geldes im Alter⸗ 
thume ſage. Wenn dann Grund⸗ und Kapitaleigenthum 
das Menſcheneigenthum ablöſt und die Arbeiter frei geworden 
ſind, fallen dieſe natürlich aus dem concreten Kapitalbegriff 
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heraus; aber man rechnet noch den Arbeiter unterhalt zum 
Kapital, weil die Nationalvermögensbeſitzer den Arbeitslohn zur 
Weiterproduction beſtimmen, und rechnet ebenſo auch das Geld 
in deren Privatkaſſen dazu. Endlich tritt aber die Aera des 
Verdien ſt eigenthums ein — wir hören ſchon ihren ſich 
nähernden Tritt. — Nun hat das rentirende Eigen⸗ 
thum aufgehört; es gibt nur noch Eigenthum am Ein⸗ 
kommen; der Staat iſt Beſitzer des National⸗ 
products, bis es ins Einkommen übergeht, und dirigirt 
auch unmittelbar die geſammte Nationalproduction, die ſich 
unter den Einzelnen durch das Zettelgeld liquidirt, das ich in 
Aer Aphan skug meiner Schrift: „„Zur Erkenntniß unſerer 
wirthſchaftlichen Zuſtände““ analyſirt habe. Nun fällt natür⸗ 
lich auch der Arbeiterunterhalt und das Geld 
aus dem Kapitalbegriff heraus.“ 

4. Der „Socialismus“ geht von der Gemeinſchaft aus 
— auch in der Bildung wie in dem Fort beſtehen 
des „Rechtes“. Alles „Recht“ iſt ihm „gewordenes“ Recht, 
entquellend dem gemeinſamen „Volksbewußtſein“, und mit der 
Umwandelung dieſes „Volksbewußtſein“ wandelt ſich 
auch das Recht. Kein Recht kann ſich dieſem Werde-Proceß 
entziehen. Ein „Naturrecht“, unabhängig und ſouverän gegen⸗ 
über der Gemeinſchaft und ihrer Entwickelung gibt es nicht. 
„Die alleinige Duelle des Recht's,“ erklärt Laſſalle in 
ſeinem „Syſtem der erworbenen Rechte“ ( S. 193 ff.) „ut 
das gemeinſame Bewußtſein des ganzen Volkes; 
der allgemeine Geiſt .. .. Für das Individuum iſt es recht⸗ 
lich unmöglich, die Gemeinſchaft mit dieſer alleinigen Subſtanz 
des Rechtes aufzugeben, ſeinen Zuſammenhang zu e und 
ſich gegen ihren Wandel feſthalten zu wollen ... Das In⸗ 
dividuum kann ſich alſo v on v ornherein ein Recht in 
gültiger Weiſe nur auf o lange ſtipuliren, als die Ge⸗ 
ſetz e dieſes Recht für ein 5 betrachten Werden 
Es läßt ſich vom Individuum kein Pflock in den Rechtsboden 
ſchlagen und ſich mittelſt desſelben für ſelbſtherrlich für alle 
Zeiten und gegen alle zukünftigen zwingenden oder prohibitiven 
Geſetze erklären. Denn nichts Anderes als dieſe verlangte 
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Selbſtſouveränität liegt in der Forderung, daß ein erworbenes 
Recht auch für ſolche Zeiten fortdauern ſoll, wo prohibitive 
Geſetze feine Zuläſſigkeit ausſchließen . .. Von dem Ge— 
ſagten aus ergibt ſich (auch) die ganze Hohlheit und tiefe 
Rechtswidrigkeit des ſinnverwirrenden intereſſirten Geſchrei's, 
welches die Berechtigten jederzeit erheben, wenn der öffentliche 
Geiſt in ſeiner Fortentwickelung dazu gelangt ift, den Fortbe— 
ſtand eines früheren Rechts, z. B. Leibeigenſchaft, Hörigkeit, 
Robotten, Bann⸗ und Zwanggerechtigkeiten, Dienſte und Ab⸗ 
gaben beſtimmter Natur, Jagdrechte, Grundſteuerfreiheit, fidei⸗ 
commiſſariſche Erbfolge als von jetzt ab auszuſchließen. 
Von einer Rückwirkung, von irgend welcher Kränkung 
erworbener Rechte kann in allen dieſen Fällen gar nicht 
die Rede ſein. So waren die Dekrete der berühmten Nacht 
vom 4. Auguſt 1789, durch welche die franzöſiſche conſtituirende 
Verſammlung alle aus der Feudalherrſchaft herfließenden Rechte 
aufgab, von jeder Rechtsverletzung und Rückwirkung frei. 
Denn wenn ſie ſelbſt erworben, waren dieſe Rechte von 
Anfang an nur auf ſo lange gültig erworben, bis eine 
andere und ausſchließende Geſtalt, zu der das 
öffentliche Bewußtſein in ſeinem Entwickel⸗ 
ungsproceß herangereift fein würde, das Daſein 
derſelben für rechtlich unmöglich anſchauen, bis ſie 
in ihnen ein Daſein des Unrechts ſtatt eines Daſeins 
der Rechtsſubſtanz erkennen werde.“ — In allen dieſen Fällen 
kann deshalb auch von keiner „Entſchädigung“ die Rede 
ſein — „es gibt hier nichts zu entſchädigen, denn es iſt dem 
Einzelnen nichts genommen worden, was, wie bei der Expropriation, 
noch ferner als ein rechtmäßiges Eigenthum aner⸗ 
kannt würde.“ 

So Laſſalle, der gemäßigſte der Socialiſten, und zwar, 
wie die veröffentlichten Briefe Laſſalle's an Rodbertus (Berlin, 
1878, S. 27 f.) ergeben, in Uebereinſtimmung mit Rodbertus. 
In ſeiner Agitation hat Laſſalle zwar von dieſer ſeiner Theorie 
nie Gebrauch gemacht, aber wie er dachte, verräth er in einem 
Briefe an Rodbertus. „Daß Grun d⸗ und Kapitaleigen⸗ 
thum abzulöſen iſt — das iſt eben, ſeitdem ich ökono⸗ 
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miſch denke, der innerſte Kern meiner Anſicht! Sie haben 
ſie ja anch ſchon am Ende Ihres dritten ſocialen Briefes aus⸗ 
geſprochen. Und gerade deshalb war ich ſeit je Ihnen warm 
ergeben. Freilich darf man das dem Mob heute 
noch nicht ſagen, und deshalb habe ich das in meiner 
Broſchüre ſehr vermieden. Ich glaube aber, daß, 
wenn wir den Staatscredit für die Aſſociation haben, dies 
eben der kleine Finger iſt, der, mit der Conſequenz des ſich 
ſelbſt entwickelnden Lebens, allmälig, freilich erſt in 100 bis 
200 (wenn auch nicht 500) Jahren, dazu führen muß“ (I. c. 
S. 46). In einem Brief an den Philoſophen Feuerbach 
(ſ. „Staatsſoc.“ Nr. 23, 1878) rühmte ſich Laſſalle ſelbſt ſeines 
Radicalismus: „Aber in ſtrengphiloſophiſcher Weiſe 
iſt der Grundgedanke dieſes ganzen (politiſchen) Kampfes ent⸗ 
wickelt in meinem ſchon 1861 erſchienenen Syſtem der erwor⸗ 

benen Rechte. Der 8 7 des I. Bandes enthält die Grund: 
lagen meiner politiſchen und ökonomiſchen 
Snfurrection.... Es iſt derſelbe Kampf, den 
Sie in theologiſcher und den ich jetzt in politiſcher und ökono⸗ 
miſcher Richtung führe.“ 

5. Die Frage, ob und inwieweit Staat und Wirthſchaft 
eine Einheit iſt reſp. ſein ſoll, iſt ſchon alt: Plato und 
Ariſtoteles ſind ſchon in ihren Erörterungen, ob Privat⸗ 
oder Gemeineigen, bis zu dieſem Punkte vorgedrungen. Ariſto⸗ 
teles widerlegt ſchon die communiſtiſche Anſchauung ſeines 
Lehrer's in folgender treffender Weiſe (ſ. „Politik“ II. 1. und 
2. Kap.): „Der Endzweck (des Staates) ſoll die mög: 
lichſt weit durchgeführte Einheit des ganzen 
Staates, als in deſſen größtem Intereſſe liegend, ſein: von 
dieſer Annahme geht Sokrates (reſp. Plato) aus. Und doch 
iſt es augenſcheinlich, daß der Staat in dem weiteren 
Fortgange und der fortgeſetzten Geſtaltung 
zur Einheit nicht einmal mehr ein Staat 
bleiben wir d. Denn er iſt Feiner Nar un lach 
eine Vielheit, und geht er wieder zur Einheit, ſo wird 
cus Dem Staate die Jamil ie und eus der 
Familie das Individuum werden. In der Fa⸗ 
milie nämlich, wird jeder ſagen, ſei die Einheit mehr repräſentirt 
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als im Staate, und im Individuum mehr als in der Familie, 
ſo daß, ſelbſt die Möglichkeit, den Staat ſo umzuge⸗ 


ſtalten, zugegeben, man von ſolchem Thun doch Abſtand nehmen 
müßte, denn man würde dadurch den Staat aufheben. — Es 


beſteht nun aber der Staat nicht nur aus mehreren, ſondern 


auch aus verſchiedenartigen Individuen; denn 


aus ganz gleichen Menſchen kann nie ein Staat 
entſtehen. Der Staat iſt keine Allianz mehrerer Völker für 


den Krieg, deren Nützlichkeit in der (bloßen) Anzahl beſteht 


und wo die Einerleiheit der conföderirten Glieder nicht's aus⸗ 
macht .... Alles, was ſich zur Einheit geſtalten ſoll, ent⸗ 
hält den ſpecifiſchen Unterſchied in ſich und tritt daher 


die Gleichheit nur als Gegenſeitigkeit der Lei⸗ 


ſtungen und Abwechſelung im Genuß der Rechte und dann als 


erhaltendes Moment der Staaten auf . 


„Es iſt noch auf einem anderen Wege erweislich, 
daß das Beſtreben, eine allzu ſtraffe Einheit in den Staat zu 
bringen, nicht viel werth iſt. Eine Familie nämlich kann 
alles das, was ſie braucht, eher haben, als ein 


Individuum, und ein Staat eher als eine Familie, ja es 


wird der Staat dann erſt ein Staat ſein, wenn der Verein 
ſeiner Mitglieder durch ſich und in ſich alles zur Exiſtenz 
Nöthige hinreichend hat. Iſt nun ein ſolcher Zuſtand, in dem 
man alles, was man braucht, durch ſich ſelbſt vollſtändig hat, 
der vorzüglichere, ſo iſt auch die Einheit im geringerem 
Grade der Einheit im höherem Grade vorzuziehen. 

„In gewiſſer Hinſicht muß allerdings, wie die Fa⸗ 
milie, ſo auch der Staat eine Einheit ſein, aber nur nicht 
durchaus; ſonſt wird er in weiterem Fortgange zur Ein⸗ 
heit nicht mehr Staat ſein, und wenn er es noch iſt, ſo wird 
er, da er nahe daran iſt, dem Begriffe eines Staates nicht 


mehr zu entſprechen, ein ſchlechterer Staat ſein, wie das 


eintreten würde, wenn man die Symphonie zur Mono⸗ 
tonie oder den Tanz zum Schritt vereinfachen wollte. 


Vielmehr muß man ihn, da er, wie bemerkt, eine Vielheit iſt, 
durch Erziehung zur Gemeinſamkeit und Einheit geſtalten“ 
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— „durch die Sitten, die Philoſophie und Geſetze“, nicht 
aber durch Güter⸗ und % wie 
es Plato will. 

II. 

Ueber das Verhältniß des „hiſtoriſchen“ Rechtes 
zum „Naturrecht“ — Recht der Entwickelung — läßt ſich 
die „Neue Geſellſchaft“ d. Jahrg. Zürich 1878, S. 
170 ff.) alſo aus: 

„Normalen Verhältniſſen zufolge ſoll und darf das ge⸗ 
ſchichtliche Recht nichts Anderes ſein als der zeitgemäße Aus⸗ 
druck des Naturrechts, als — wenn ich ſo ſagen darf — die 
Verbeſſerung der Natur durch die Intelligenz der Geſellſchaft. 
Iſt das nicht der Fall, ſo wird es zum Unrecht, die Ent⸗ 
wickelung ſtockt, es entſtehen Anachronismen, krankhafte Aus⸗ 
wüchſe am Geſellſchaftskörper. — Leider ſchleppt ſich dieſer 
Widerſpruch fluchbeladen durch die Geſchichte und nur die hun⸗ 
dertfache Aufhebung des blanken hiſtoriſchen Rechts hat die 
Menſchheit hundertfach fortgeſchoben. Nicht die Rechtskünſtler 
haben es auf dem Gewiſſen, wenn wir auch nicht noch heute 
mongoliſch zugeſchnitten herumlaufen, und nicht ſie haben es 
zu verantworten, wenn heute ein großer Theil denkender Men⸗ 
ſchen von der politiſchen Nothwendigkeit einer gründlichen Ge⸗ 
ſellſchaftsreform und der Auferbauung einer neuen Geſellſchafts⸗ 
praxis überzeugt iſt. — Alles in der Welt iſt Fortentwickelung 
und in dieſem Sinne iſt jede Gegenwart deſtructiv, revolutionär, 
muß es ſein aus einem Geſetze natürlicher Nothwendigkeit, 
denn es gibt keine Bewegung ohne Zerſtörung. Die nüchterne 
Betrachtung erkennt darin die einfache Conſequenz logiſchen 
Zwanges, das dunkele Geſetz organiſchen Unterganges und 
organiſcher Erzeugung. Dieſen Geſetzen folgt die ganze Natur. 
Wie eine Windsbraut bricht der Frühling hervor und reiſt den 
ſtärkſten Aſt vom Baume, an dem er ſo lange gehangen; der 
Berg vergißt die Treue, mit derer die wüſte Laſt getragen, und 
als verheerende Lawine rollt er ſie hinab in's friedliche Thal. 


| m Geſetze folgen ee 19 Wiſenſcaften, ihm 80100 
N N der geſammten Religionsgeſchichte (2). Das Beſte, 
was die Meiſter Leonardo, Michel Angelo, Tizian der Welt 


geben, blühte 1 aus der kebokuttonären Action künſt⸗ 
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„Freiheit“, „Gleichheit“ und „Brüderlichkeit“ 
Ihre „Kealiſirung“ im „Zukunftsſtaate“. 


Der Socialismus repräſentirt erſtens ein „naturrecht⸗ 
liches Syſtem“. In den zwei letzten Vorträgen haben wir 
dieſes „Recht“ geprüft, und auf ſeinen wahren Inhalt zurück⸗ 
geführt. Der Socialismus iſt aber nicht blos wiſſenſchaft⸗ 
liches Syſtem — er iſt mehr, er iſt „Partei“, mit Partei⸗ 
Agitation, Partei⸗Schlagwörtern und Partei⸗Zielen. Auch 
in dieſer Beziehung müſſen wir ihn würdigen. Betrachten 
wir ihn alſo zuerſt in ſeiner Agitation, ſeinen Schlag⸗ 
wörtern, ob ſie wahr und ehrlich ſind, auch in Ueberein⸗ 
ſtimmung ſtehen mit ſeiner „Wiſſenſchaft“ — es iſt eine 
Unterſuchung auf den moraliſchen Gehalt der Partei. 
Dann in ſeinem poſitiven Ziele. Letztere wird die wichtigſte 
Unterſuchung ſein. Iſt ſein Ziel, der von ihm geplante 
Geſellſchaftsaufbau praktiſch unhaltbar, beſteht dieſer die 
Probe nicht, dann ſinkt auch das „relative Recht“, das 
wir ihm bisher zuerkannten, in Nichts zuſammen, dann 
iſt er für uns vollends abgethan, wiſſenſchaftlich und 
praktiſch. 


„Freiheit“, Gleichheit“ und „Brüderlichkeit“. 253 


Der Socialismus iſt nur der Sohn und Erbe des 
Liberalismus. Das beſtätigt ſich auch in ſeinem Auftreten 
als Partei. Er iſt weſentlich über die Schlagwörter des 
Liberalismus nicht hinausgekommen. Es ſind die der 
„Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit“ — dieſelbe Parole, 
unter der auch der Liberalismus ſeinen Siegeszug durch 
die Welt gehalten hat. Es iſt die der Partei der Revolution. 
Unter dieſer Deviſe hat ſich ſtets die Partei der Unzufrie⸗ 
denen und Neuerungsſüchtigen zuſammengefunden, ſie war 
der Zauberſtab, der nie ſeine Wirkung verſagte. Auch die 
bitterſten Erfahrungen haben es nicht vermocht, den Zauber 
dieſer Deviſe zu brechen. Ihre Zugkraft iſt erklärlich. 
Kann ſie doch ebenſo ſehr auf den Beifall der Leidenſchaften 
rechnen: der Rache, des Neides, der Habſucht und Begier— 
lichkeit, als auch auf den Beifall der Edelſten — aller 
Idealiſten, aller religiöſen, politiſchen, ſocialen Schwärmer, 


aller Edelherzigen, die die Ungerechtigkeiten, welche nun 


einmal jede hiſtoriſche Entwickelung mit ſich bringt, leb⸗ 
haft empfinden, und mehr Gabe der Kritik haben, als 
Vermögen Zu beſſern. Jede Revolution weiſt dieſe Er: 
ſcheinung auf: Verbündung der Edelſten mit den Gemein⸗ 


ſten, eine Verbündung, die dann im weitern Verlauf der 


Entwickelung zu einem Punkte führen muß, wo die Gegen⸗ 
ſätze in bitterem Kampf aufeinander ſtoßen und wo dann 
diejenigen, welche man zu tiefem Schmerz im Lager der 
Revolution ſah, noch Gelegenheit finden, ihren Irrthum 
zu ſühnen — als wahre Helden voll tragiſcher Größe unter⸗ 
zugehen. Erinnert ſei an die Girondiſten. 
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„Freiſteit“. 


Freiheit und Gleichheit ſind als politiſche Principien 
nichts werth, ſind durchaus unfruchtbar für den Aufbau 
einer Geſellſchaftsordnung: das war das Reſultat unſerer 
früheren Betrachtung; Freiheit und Geſellſchaft verlaufen 
direct gegenſätzlich. Aber auch als Parteiphraſen entbehren 
ſie jeden poſitiven Inhalts, ſind falſch und revolutionär 
und als Ideale nie zu verwirklichen. 

„Freiheit“ iſt eine Phraſe, an ſich jeden poſitiven In⸗ 
halts bar; ſie iſt nur Negation — die Negation der 
Gebundenheit. Sie kann deshalb auch nicht Selbſtzweck ſein, 
vielmehr erhält ſie erſt Inhalt und Ziel durch ein An⸗ 
deres, über ihr Liegendes. Nicht in dem „Freiſein“ an 
ſich liegt die Bedeutung, ſondern in dem, Wofür man 
frei iſt — in dem Ziel des Menſchen liegt auch 
Ziel und Maß der Freiheit. Das Ziel des Menſchen, 
des Einzelnen wie der Geſellſchaft, iſt aber kein anderes, 
als die möglichſt hohe geiſtige, ſittliche Entwickelung, 
die Aus geſtaltung des Ebenbildes Gottes im Menſchen. 
Freiheit und Gleichheit aber hat an ſich noch ſehr wenig 
damit zu thun, Gebundenheit und Ungleichheit ſind ebenſo 
nothwendig zur Erreichung jenes Zieles wie Freiheit und 
Gleichheit. Nur die ſittliche Freiheit iſt abſolute Be⸗ 
dingung zur gottgewollten Entwickelung des Menſchen; 
dieſe kann aber auch nie dem Menſchen ſchlechthin genommen 
werden. Irrthum und Sünde ſind die alleinigen Feinde 
dieſer Freiheit und der Kampf gegen dieſe iſt ein Kampf 
für „die Freiheit“ in hervorragendem Sinne. Der An⸗ 
führer in dieſem Kampf iſt kein geringerer als Gottes Sohn 
ſelbſt. Er iſt der Prophet der Freiheit für alle Zeiten 
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und Völker: „die Wahrheit wird Euch frei machen.“ 
Chriſtus iſt für dieſe Freiheit zum Martyrer geworden. 
Tauſende ſind ihm nachgefolgt: die Kirche verehrt ſie als 
„Heilige“. Die Kirche iſt die „hohe Schule“, wo die Völker 
zur Freiheit erzogen werden — Wie ſind ſie glücklich, ihre 


Kinder, in der „Freiheit der Kinder Gottes“. 


Leider iſt das aber nicht die Freiheit der Liberalen 
und Socialiſten. Sie leugnen geradezu den Begriff der 
„ſittlichen Freiheit“, die Socialiſten wenigſtens ſämmtlich. 


Alles iſt ihnen ein Product der Nothwendigkeit, „naturge— 


jeglicher” Entwickelung, der ſich auch der Menſch nicht ent— 
ziehen kann. Wenn ſie von Freiheit ſprechen, dann meinen 
ſie die politiſch⸗ſociale Freiheit, und zwar losgelöſt von 
jeder höheren Beſtimmung. 

Allein da kann man doch wieder nicht von „Freiheit“ 
ſchlechthin ſprechen; es kann ſich nur um einen größeren 
oder geringeren Grad der Freiheit handeln. Man müßte 
alſo ſagen: Mehr Freiheit. Dann müßte man auch ge⸗ 
nau präciſiren, welche „Freiheit“ man meint, von welchen 


Banden man gelöſt ſein will — denn Freiheit iſt eben 


doch nur Gelöſtſein von Banden —. Man kann doch nicht 
alle löſen, nicht einmal alle derſelben Art. Wir ſind in 
unſerer ganzen Exiſtenz, in allen unſern Thätigkeiten ge⸗ 
bunden, in keiner Beziehung ſind wir unabhängig, ſouverän. 
Man kann wirklich ſagen: wir ſind wie „gebunden an 


Händen und Füßen“, ſo daß wir es kaum ertragen wür⸗ 


den, wenn nicht die Gewohnheit von Jugend an, Erziehung 
und Inſtinkt es uns als ſelbſtverſtändlich erſcheinen ließe, 


ſo zwar, daß wir uns kaum derſelben bewußt werden. 


Erinnern wir uns nur einmal der großen Kategorien. 
Wir ſind abhängig von Gott, Kirche und Gewiſſen. 
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Wir ſind abhängig von den politiſchen Autoritäten, 
Staat, Gemeinde ꝛc. Wir ſchulden Rückſichten den ge 
ſellſchaftlichen Verhältniſſen, der Kaufmann iſt 
abhängig vom Käufer, der Producent vom Conſumenten, 
der Conſument auch wieder vom Producenten ꝛc. Wir ſind 
verbunden unſerer Familie, unſerer Verwandſchaft, Freun⸗ 
den, Vereinsgenoſſen, Nachbaren, Wohlthätern ... End⸗ 
lich unſere drückenſte Abhängigkeit iſt die von der Na tur, 
die der Menſch gar nicht entbehren kann und die er nur 
mit Mühe und immer nur in beſchränkter Weiſe ſeinen 
Zwecken dienſtbar machen kann. Das iſt eine ganze Reihe 
von Gebundenheitsverhältniſſen und denen entſprechen eine 
gleiche Reihe von „Freiheiten“: religiöſe, politiſche, ſociale, 
familiäre, materielle, welche Reihe ſich noch leicht erweitern 
ließe. Und nun erſt, wenn die verſchiedenen Grade der 
Freiheit mit berückſichtigt werden ſollten! 

Wer „Freiheit“ ſagt, ſagt noch nichts; er muß ſagen: 
wovon, wiefern, wieweit. Dieſes iſt um fo nothwendiger, 
als die größere Freiheit in einer Beziehung meiſtens eine 
größere Gebundenheit nach andern Seiten hin zur Folge 
hat; ſo daß ſie faſt immer nur als eine Ablöſung 
der Autoritäten, eine Uebertragung der Gewalt er⸗ 
ſcheint. Deshalb ſollte man jedesmal, wo größere Frei⸗ 
heit verlangt wird, prüfen, ob nicht größerer Druck in 
anderen Beziehungen die Wirkung der Freiheit in dieſer 
mehr wie paralyſirt, ihre Segnung illuſoriſch macht. So 
hatte die größere „rechtliche“ Verſelbſtſtändigung des Kin⸗ 
des, der Frau, des Arbeiters gegenüber dem Familien⸗ 
vater, dem Herrn eine Minderung des Gefühls der Ver⸗ 
pflichtung gegenüber ſeinen Untergebenen zur Folge, 
und damit Erkaltung der Liebe, und damit auch wieder 
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Steigerung des Druckes. Es fragt ſich alſo ſtets, ob die 
gewonnene „Freiheit“ den nach andern Beziehungen hin 
geſteigerten Druck aufwiegt. 
| Die Production von geſellſchaftlichen Tauſchwerthen hat 
die geſellſchaftliche Abhängigkeit der einzelnen Productions⸗ 
körper ſehr vermehrt, intenſiv wie extenſiv, wie das ja die 
Geſchichte unſerer Kriſen recht grell vor Augen führt; aber 
anderſeits iſt durch die Theilung der Arbeit auch die Pro⸗ 
duction bedeutend geſtiegen, d. h. die Abhängigkeit von der 
Natur bedeutend gemindert, und dieſemateriel le Befrei⸗ 
ung iſt durch die Einbuße an geſellſchaftlicher Frei⸗ 
heit nicht zu theuer erkauft. Die größte politiſche und ſociale 
Freiheit genießt offenbar der Wilde, der Jäger im Urwalde: 
er braucht nach Niemanden zu fragen, und er hat ja un⸗ 
ſern Naturſtandtheoretikern wirklich als Ideal geſeſſen; 
aber materiell und geiſtig wird wohl kaum der 
elendſte moderne Induſtriearbeiter mit ihm tauſchen. | 
Es gab eine Zeit, wo der „freie“, ſelbſtſtändige, ſich 
ſelbſtgenügende Klein beſitz als Ideal der Socialpolitik 
galt: es war die Kindheit der Freiheitsepoche. Ro bes⸗ 
pierre war es, der mit ganzem Ernſte ſogar an die 
Realiſirung dieſes Ideals in ſeiner Tugendrepublik dachte, 
und dieſes Ideal eben erfüllte ihn mit jenem Fanatismus, 
der ihn ſo furchtbar in der Geſchichte gemacht hat. Das 
war der Socialismus in ſeinen Kinder⸗ 
ſchuhen, der auch heute noch hie und da ſpuken geht, z. B. 
in der Engliſchen Agrarbewegung, der aber von dem gereif⸗ 
teren Socialismus, ſpeciell von unſern großen deutſchen 
Socialiſten längſt überwunden iſt. Sie verwahren ſich ſehr 
energiſch gegen den kindiſchen Gedanken: ſie wollten 
„theilen“. Die gleiche Theilung müßte eben zum 
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Kleinbeſitz führen und damit zum Kleinbetrieb; das hieße 
eben die ganze moderne wirthſchaftliche Entwickelung, alle 
Vortheile der Arbeitstheilung, des Großbetriebes aufgeben; 
es wäre ein wirthſchaftlicher Rückſchritt, der bei der Dich⸗ 
tigkeit unſerer Bevölkerung zur allgemeinen Ver⸗ 
armung führen müßte. Mit Recht perhorresciren die 
Socialiſten ſolchen Gedanken; fie wollen vielmehr „Zu: 
fammenlegen“, fo den Großbetrieb allgemein machen, 
die Arbeitstheilung und Cooperation organiſiren, planvoll 
einrichten und ſo erſt fruchtbar machen; ſo ſoll ſich 
die Herrſchaft des Menſchen über die Natur vollenden, 
die materielle Freiheit zum Siege geführt werden. Die 
ganze Production ſoll organiſirt, die ganze Geſellſchaft 
gleichſam in eine große Productivgenoſſenſchaft verwandelt 
werden. Daraus leuchtet aber nun ſofort ein, daß der 
Socialismus im Grunde nicht die „Freiheit“ will, ſondern 
die Beſchränkung, wenn man will: die „Ordnung“ der 
„Freiheit“; er will „Centraliſation“ des ganzen gewerb⸗ 
lichen Leben's, ſei es in der „Commune“, wie die „Anar⸗ 
chiſten“ es wollen, ſei es im „Staate“. Mag das ja be⸗ 
rechtigt ſein, mag man das „Reorganiſation der Geſell⸗ 
ſchaft“, mag man das „Ordnung der Production“, Been⸗ 
digung der Productions⸗„Anarchie“ nennen, es bleibt immer 
eine Einengung der freien Bewegung; die Expropriation 
alles Productiveigenthums iſt Expropriation der Grund 
bedingung aller wirthſchaftlichen Selbſtſtändigkeit, 
ein Raub der „Freiheit“ für alle diejenigen, welche nicht 
gerade bloße Lohnarbeiter find, d. h. für wenigſtens Drei⸗ 
viertel aller Staatsbürger. Mag ja durch Zuwachs von 
materieller Freiheit das Opfer der wirthſchaftlichen 
Selbſtſtändigkeit mehr wie aufgewogen werden, ſo bleibt 
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doch immer auf dem Socialismus der Vorwurf haften, 
daß er „freiheitsfeindlich“ iſt, ein Vorwurf, ebenſo 
berechtigt als das Vorrecht, das der Socialismus für 
ſich in Anſpruch nimmt: er vertrete allein die „Freiheit“. 
— Umgekehrt ſteht's mit dem Liberalismus: er proclamirt 
die abſolute wirthſchaftliche Freiheit; dadurch gewinnt der 
Stärkere im gewerblichen Concurrenzkampf freie Bahn zur 
Ausbeutung des Schwächern; ſo iſt die wirthſchaftliche 
Freiheit anderſeits erhöhter ſocialer Druck, erhöhte mate⸗ 
rielle Abhängigkeit. g 

Wir ſehen, wie materielle und ſociale Freiheit geradezu 
gegenſätzlich verlaufen: die materielle Freiheit führt zur 
ſocialen Abhängigkeit und die ſociale Freiheit zu materiellem 
Druck. Liberalismus und Socialismus ſind Parteien 
ebenſo gut der „Knechtung“ wie der „Freiheit“, je nach⸗ 
dem man die Freiheit verſteht. Wer alſo für die „Frei⸗ 
heit“ eintritt, hat damit noch nicht bewieſen, daß er im 
Recht iſt, daß er wohl will; es gibt gar nicht einmal 
„eine“ Freiheit — wenn man von „der“ Freiheit ſprechen 
will, dann kann das nur die ſittliche Freiheit ſein, und 
auch ſelbſt dieſe iſt mehr oder weniger relativ — ſondern 
es gibt blos „Freiheiten“, die ſich ſogar gewöhnlich im 
Wege ſtehen, ſo daß ein größerer Spielraum für die eine 
Beſchränkung für die andere iſt. Wer alſo „Freiheit“ ſagt, 
beweiſt damit noch gar nichts, erregt vielmehr dadurch nur 
den Verdacht, daß er blos Phraſendrechsler iſt, den man 
ſich zweimal anſehen muß, ehe man ihm glaubt, der ent⸗ 


wieder betrügen will, oder betrogen iſt. Wer von „Frei⸗ 


heit“ ſpricht, der appellirt immer mehr oder weniger an 
die Leidenſchaft — der leidenſchaftliche Jüngling 
liebt die „Freiheit“, während der gereifte, im Kampf des 
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Lebens beſtandene Mann die „Ordnung“ liebt. Warum 
hat der Socialismus nicht den Muth, „die Ordnung“ als 
Parole auszugeben? Freilich, auf den Beifall der Menge, 
auf die Beihülfe der Leidenſchaften würde er damit ver⸗ 
zichten, aber ehrlicher wäre es jedenfalls. 

Das iſt der Begriff Freiheit, der ſchon ſo viel Unheil 
angeſtiftet hat. Betrachten wir jetzt den Begriff „Gleich⸗ 
heit“, mehr noch als die Freiheit ſpecifiſch ſocialiſtiſches 
Ideal. Die politiſche, die Rechtsgleichheit iſt ſchon reali⸗ 
ſirt, die ſociale Gleichheit — das Be Stück Arbeit 
— ſoll noch erreicht werden. 


„Gleichſtei k.“ 


Bei der „Gleichheit“ handelt es ſich wiederum nicht um 
eine Gleichheit abſolut betrachtet, ſondern nur um ein 
Mehr oder Weniger. Wir ſind nicht gleich, wir werden 
auch nie abſolut gleich werden, das iſt auch gar nicht die 
Beſtimmung des Menſchen. „Entwickelung“ iſt das Ziel, 
nicht die Gleichheit. Und wenn man die Gleichheit als 
Forderung des „Naturrecht's“ hinzuſtellen beliebt, jo ver⸗ 
ſteht man die Natur ſchlecht. Die Natur liebt die Un⸗ 
gleichheit. In der ganzen ſichtbaren Natur macht ſich das 
Geſetz geltend: Je höher der Organismus, deſto 
größer die Differenziirung; nur die niedrigſten 
Organismen ſind ſich gleich, und auch dieſe nur annähernd. 
Aus dieſer allgemeinen Thatſache ſchon folgt, daß auch 
für den Menſchen nicht abſolute Gleichheit das Ziel ſein 
kann. Gewiß, alle Menſchen find gleich als Species, 
alle haben, was zur menſchlichen Natur gehört; aber dieſe 
ſpecifiſche Gleichheit iſt nur eine abftracte, tft nie als 
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ſolche exiſtent. Sobald die abſtracte Natur zur concreten 
Erſcheinung kommt, wird ſie individuell, d. h. unter⸗ 
ſchieden, ſie differenziirt ſich. Da differenziiren ſich die 
Anlagen, geiſtige wie körperliche, da differenziiren ſich 
die Mittel der Entwickelung, die äußern Umſtände der 
Geburt: dem einen ſind ſie mehr, dem Andern weniger 
günſtig. Und dieſe Zufälle der Geburt werden ſich immer 
geltend machen. Immer wird's eine Geburtsariſtokratie 
geben, d. h. ſolche, denen beim Eintritt in die Welt das 


Glück beſondere Vergünſtigungen in die Wiege gelegt hat. 


Es iſt ein gewaltiger Unterſchied, ob uns Gott eine gute 


Mutter gegeben hat oder eine Rabenmutter, und der Ein⸗ 


fluß der Mutter iſt größer, als der aller ſpäteren Erzieher; 


wer in einem geordneten, arbeitſamen Familienleben, und 


und wer in gebildeten Kreiſen aufwächſt, hat unendlich viel 
voraus vor dem, der dieſer Wohlthaten des Glückes ent⸗ 
behrt. Ja, dieſe äußeren Glücksumſtände können die natür⸗ 
lichen Anlagen ergänzen, paralyſiren, und umgekehrt können 


hervorſtechende Anlagen auch die Einflüſſe der äußeren Um⸗ 


ſtände beſiegen, durch alle äußeren Hemniſſe ſich ſiegreich 
Bahn brechen; kurz, Anlage und Umſtände, Natur und Er⸗ 
ziehung (im weiteſten Sinne) concurriren in der Entwickel⸗ 
ung jedes Menſchen, — einer Entwickelung zur Ungleichheit. 
Alſo die Gleichheit als Princip aufſtellen, iſt ein ebenſo un⸗ 


berechtigtes, weil unnatürliches, als unfruchtbares Beginnen, 


Natur und Zufall kämpfen dagegen an, und alle Verſuche, 


dieſe Einflüſſe zu brechen, ſind vergeblich. 


Gewiß, man kann der Entwickung zur Ungleichheit 
künſtlich Schranken ſetzen. Man braucht z. B. nur Alle 
in gleicher Weiſe in den Mechanismus ſocialiſtiſcher Arbeits⸗ 
organiſation einzuzwängen und ein gutes Stück individueller 
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Entwickelung wird damit abgeſchnitten ſein. In der That, 
die ſtaatliche Erziehung und die Arbeitspflicht Aller bieten 
Handhaben genug, die Schablone zur unbedingten Herr⸗ 
ſchaft zu bringen, und der ältere Communismus und rohere 
Socialismus beſitzen die erforderliche Energie, auch die 
letzten Conſequenzen zu ziehen und mittelſt ſtaatlicher 
Zwangsjacke die Natur zu unterdrücken. Aber wo bleibt 


da die „Freiheit“? Wie kann man es wagen, Freiheit 


und Gleichheit zuſammenzuſtellen? „Freiheit“ und „Gleich⸗ 
heit“ vertragen ſich nicht, ſchließen ſich aus. Wo Freiheit, 
da Ungleichheit, wo Gleichheit, da Unfreiheit. Nur Skla⸗ 
ven find gleich. Auch Freiheit und Gleichheit ſind gegen⸗ 
ſätzlich. 

Aber, ſagen die vernünftigeren, freiſinnigeren Socia⸗ 
liſten, die natürliche Ungleichheit, die Ungleichheit der 
Anlage und des Charakters wollen wir auch nicht auf⸗ 
heben, der Arbeitſame und Tüchtige ſoll auch in unſerm 


Zukunftsſtaate Raum zur Entwickelung finden, einen be 


vorzugten Platz einnehmen; aber wir wollen die Ungleich⸗ 
heiten der Geburt, des Zufalles, ſoweit ſie Product der 
Geſellſchaft ſind, aufgehoben wiſſen. Wir empfinden 
es als Ungerechtigkeit, daß die Einen im Schooße des Ueber⸗ 
fluſſes, ja erſtickender Ueberfülle geboren werden, während 
andere in Elend und endloſen Entbehrungen aufwachſen 
und in Ermangelung der Mittel zur Entwickelung ihrer 
natürlichen Anlagen geiſtig und körperlich verkrüppeln. 
Wir wollen gerade die natürliche Ungleichheit geltend 
machen, zur Entwickelung kommen laſſen, während jetzt 
die Zufälle der Geburt und Erziehung, wie ſie in den beſtehen⸗ 
den Zuſtänden der Geſellſchaft liegen, die Gaben der Natur 
paralyſiren, nicht die Tüchtigeren, ſondern die Reicheren 
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zur Herrſchaft in der menſchlichen Geſellſchaft berufen wer⸗ 
den. Die äußeren geſellſchaftlichen Bedingungen 
ſollen gleich gemacht werden, ſo daß nur die per⸗ 
ſönlichen Gaben: das Talent, die Tüchtigkeit, Fleiß 
und Kraft vor den ſocialen Gaben: Reichthum, Geburts⸗ 
adel ꝛc. nicht mehr zurückzuſtehen brauchen, daß die geſell⸗ 
ſchaftlichen Güter, Ehre und Reichthum und Amt der 
„Natur“ folgen, nicht mehr die „Natur“ ſich vor der 
„Geſellſchaft“ beugen, durch deren Ungerechtigkeiten und 
Zufälle ihre eigne „Ordnung“ umſtoßen laſſen muß. 

Alſo Erſetzung der Ungleichheit der „Geſellſchaft“ durch 
die Ungleichheit der „Natur“! Gewiß ſchön, aber damit 
verliert das Schlagwort „Gleichheit“ ſofort ſeine agita⸗ 


ttoriſche Kraft und Berechtigung: es fol nicht die Un⸗ 


gleichheit ſelbſt aufgehoben werden, ſondern nur ein 
Wechſel der Perſonen ſtattfinden. An Stelle der 
Geburtsariſtokratie ſoll die Verdienſtariſtokratie treten, an⸗ 
ſtatt des Geldadels ſoll der Arbeitsadel herrſchen, anſtatt 
des Erbadels der perſönliche Adel. Der Adel, die Bevor⸗ 
zugung bleibt, von einer „Gleichheit“ ſchlechthin kann alſo 
keine Rede ſein. Weshalb ſpricht das der Socialismus 
nun nicht offen aus? Weshalb paradirt er immer mit 
„Gleichheit“, während doch auch er die Ungleichheit will. 
Iſt es Unverſtand, weil er ſich ſelbſt noch nicht klar ge⸗ 
worden iſt über ſein Ziel, oder aber Heuchelei? 

Und nun fragen wir uns: iſt ein ſolcher Wechſel 
wirklich vom Heil? Entſpricht er mehr der Idee der Ge⸗ 
rechtigkeit? Iſt dieſes Ideal der Gerechtigkeit realiſirbar? 


Wir verneinen es kühn und werden es beweiſen. Aber 


vorher noch eine verwandte ſocialiſtiſche Idee, die 


264 Sechster Vortrag. 


„Brüderlichkeit.“ 


Der Socialismus eifert bekanntlich mit viel Erbitter⸗ 
ung gegen das liberale Princip der Concurrenz. „Das iſt 
ja ganz unmenſchlich“ ſagt er, „das heißt ja den Krieg 
in die menſchliche Geſellſchaft hineintragen, dieſen Krieg 
Aller gegen Alle verewigen, für heilig erklären. Wo 
bleibt da die Solidarität, die Brüderlichkeit. Heißt das 
nicht aller Humanität und Sittlichkeit Hohn ſprechen?“ 
So eifert etwa der Socialiſt, und er hat in mancher Be⸗ 
ziehung recht; allein fein Eifer ſchießt wieder über's Ziel 
hinaus. Er verwirft die Concurrenz wieder principiell, 
wiewohl die „Natur“ doch wieder anders lehrt — in ihr 
wird der „Kampf um's Daſein“, nach der ſocialiſtiſchen 
„Wiſſenſchaft“ wenigſtens, direct zum „Entwickelungsgeſetze“ 
— und was den „Zukunftsſtaat“ anlangt, wird derſelbe 
denn der „Concurrenz“ entbehren? Ich glaube umgekehrt, 
die Concurrenz wird nur verſchärft und ver⸗ 
allgemeinert werden, wächſt intenſiv und extenſiv. 
Nur die Organiſation wird eine andere — auf den 
erſten Anſchein gerechtere — ſein, indem die Waffen gleichere 
ſind, indem Allen wenigſtens die Waffe des Kapital's aus 
der Hand geſchlagen iſt; nur die Waffen, die Jedem die 
Natur gegeben hat, gelten: der „Waffenkrieg“ wird zum 
„Fauſtkampf“. Ferner charakteriſirt es die Organiſation 
der Zukunft, daß Alle in gleicher Weiſe zum Kampf 
zugelaſſen ſind: Jeder gegen Jeden, während jetzt der 
Kampf mehr lokaliſirt iſt und ſich mehr auf die 
ſtändiſchen Berufskreiſe beſchränkt — der Kapitaliſt 
concurrirt zunächſt gegen den Kapitaliſten, der Bauer gegen 
den Bauer, der Arbeiter gegen den Arbeiter. Durch Be⸗ 
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ſchränkung auf dieſe engeren Kreiſe iſt die Schärfe der 
Kämpfe durch den perſönlichen Verkehr, durch die Gemein⸗ 
ſamkeit der Intereſſen gegen Dritte, durch das gemeinſame 
Standesbewußtſein und die Traditionen einer beſſeren Ver⸗ 
gangenheit bedeutend gemildert, oft ſogar ganz paralyſirt. 
Freilich ſtoßen auch die verſchiedenen Stände im In⸗ 
tereſſenkampf aufeinander, aber das doch nur als Stände, 
ohne perſönlichen Haß, ebenſo ſehr durch Gemeinſinn (Stan⸗ 
desbewußtſein) als durch perſönlichen Egoismus getrieben, 
ſo daß auch hier der Kampf ſehr gemildert erſcheint. End⸗ 
lich werden im Zukunftsſtaate wohl weniger die Intereſſen 
des Magens — da zunächſt wenigſtens dieſelben wohl 
normale Befriedigung finden — als die Leidenſchaften 
des Geiſtes: Stolz, Ehrgeiz, Neid, Eiferſucht auf 
dem Kampfplatz erſcheinen, um ſich zu meſſen. Ein ſolcher 
Concurrenzkampf aber, glaube ich, muß viel erbitterter Eu 
als ein Kampf materieller Intereſſen. | 
Der Socialismus faßt die „Brüderlichkeit“ viel zu 
äußerlich. Die äußere Verfaſſung, „Organiſation“ der 
Geſellſchaft ſoll ſie bringen. Dieſe „Form“ thut's nicht. 
Die Form ſetzt den Inhalt voraus, kann ihn nicht 
geben. 

| Die „Brüderlichkeit“ kann nur in der Geſinnung, 
im Herzen ſich begründen und aufbauen. Der äußere 
Mechanismus bleibt unfruchtbar ohne die innere Voraus⸗ 
ſetzung, die „brüderliche Liebe“. Die Liebe iſt die „Seele“; 
der Leib ohne Seele iſt — todt. Ich kann Menſchen zu— 
ſammenſperren, auch zwingen, daß ſie zuſammen leben und 
arbeiten; aber „lieben“ werden ſie ſich deshalb noch nicht; 
vielmehr kann man umgekehrt das „Geſetz“ aufſtellen: je 
mehr die Menſchen in Berührung kommen, 
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deſto mehr Reibereien und Feind ſchaft ſetzt 


es ab. Und ein zweites „Geſetz“ ſchließt ſich dieſem an: 


Je gleicher und freier die Menſchen, deſto 
größer die Abſtoßung, ſo daß wir auch hier wie⸗ 
der bei demſelben Reſultat ankommen wie vorhin — auch 


Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit ſind nicht parallel, 
ſondern gegenläufig. 


Wir ſehen wie der Inhalt dieſer Phraſen, ſchon rein 
begrifflich geprüft, unter der Hand zuſammenſchmilzt, 


wie ſie ſchon in ihrer Zuſammenſtellung ſich als 


verfehlt erweiſen. Betrachten wir nun aber auch einmal die 


Dractifcie Kealiſirung ler Freiheit, Gleicdiheit und Srüderlicikeit 
im ſotialiſtiſchen Sukunftsfiante. 

15 | a 

Denken wir uns einmal in den „Zukunftsſtaat“ hin⸗ 

ein, in den „fertigen“ Zukunftsſtaat. Von den Ueber⸗ 


gängen wollen wir „aus Brüderlichkeit“ abſtrahiren — 


ſie werden wohl weniger „freiheitlich“, „gleichheitlich“ 
und „brüderlich“ ausfallen! Der Staat iſt alſo alleiniger 


Beſitzer aller Arbeitsmittel, alles Landes, aller Fabriken, 
aller Transportmittel, aller Arbeitswerkzeuge, alles Handels, 


vielleicht auch aller Schulen ꝛc. ꝛc. An der Spitze ſteht 


eine vollendet demokratiſche Regierung, etwa alle zwei 
Jahre vom Volke zu wählen, ſie culminirt in einem Aus⸗ 
ſchuß, vielleicht mit einem Präſidenten. Dieſer Ausſchuß 
hat die Leitung des ganzen Staates, nicht blos die poli⸗ 
tiſche (Geſetzgebung, Verwaltung, Juſtiz ꝛc.), ſondern auch die 


Leitung der ganzen Production, der ganzen Vertheilung, 
der ganzen Conſumtion (wenigſtens in einigen allgemeinen 
Beziehungen z. B. wie viel der Conſumtion entzogen, er⸗ 
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ſpart werden ſoll zu Gunſten der Production ꝛc.). Mag 


man dieſe Arbeit im Einzelnen auch „Untercommiſſionen“ 
und „Abtheilungen“ zuweiſen, immer muß eine zuſammen⸗ 


faſſende, in oberſter Inſtanz entſcheidende Oberbe⸗ 


hörde daſein. Dieſer Centralbehörde ſind untergeordnet die 
Provinzial⸗, Kreis⸗, Gemeindebehörden, mit derſelben Auf⸗ 
gabe für ihre Bezirke, wie die Centralbehörde für den 
Staat, alle aber in Unterordnung unter dieſe Centralbe⸗ 
hörde. Die einzelne Gemeinde gliedert ſich wieder in kleinere 
arbeitstheilige Productionskörper, in Productivaſſociationen, 


wieder mit demſelben Verwaltungsapparat, wie die Cen⸗ 


tralbehörde. Alle dieſe Verwaltungskörper bedürfen natür⸗ 


lich ſtraffer Centraliſation, die Behörden müſſen mit dicta⸗ 


toriſcher Gewalt ausgeſtattet ſein, ſoll nicht Alles aus den 


Fugen gehen. Und je mehr das Ideal des Socialismus 


erreicht werden ſoll, deſto ſtraffer muß die Centraliſation 
ſein. 
Nehmen wir z. B. die Idee des „alleinigen Arbeits⸗ 


= einkommens“: alle perſönliche wie alle in „Ware“ objectiv 


gewordene, „kriſtalliſirte“ Arbeit im ganzen Staate muß 


nach einem und demſelben Durchſchnittsmaßſtabe gemeſſen, 
geſchätzt werden; jede Gegend hat aber ihren eignen Maß⸗ 


ſtab, ſowohl objectiv nach den Arbeitsbedingungen, den 
Arbeitsmitteln, als ſubjectiv nach der Arbeitsanſtrengung 


und Tüchtigkeit, der Arbeitsleiſtung. Wenn die ſtrenge 
Controlle fehlte, würde jede Gegend, jeder Productions⸗ 
körper, jede Productivaſſociation ihren Normalarbeitstag, 
nach dem Ware und Lohn gemeſſen wird, herabdrücken; 


ſoll dem vorgebeugt werden, jo muß eben die reſpective 

Centralbehörde dictatoriſch durchgreifen: „ſoviel müßt Ihr 

leiſten zum Normalarbeitstag“, für jede Gegend wie jede 
18* 
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Productivaſſociation beſonders. — Nehmen wir die andere 
Forderung des Socialismus: Planvolle Gliederung der 
ganzen Production, Herſtellung des Gleichgewichts zwiſchen 
Production und Conſumtion, wirkſamſte Verbindung der 
Arbeit mit dem Kapital, möglichſt gute Vertheilung der 
Arbeitsgruppen auf die verſchiedenen Arbeitsgebiete, der 
einzelnen Arbeiter zu je ihrer Beſchäftigung — Aufgaben, 
die in ihrer Specialiſirung rieſig wachſen, ſo müſſen wir 
wieder jagen: die Entſcheidungen der Behörden müſſen 
ſacroſanct, unumſtößlich ſein, ſoll nicht Alles in Ver⸗ 
wirrung kommen. 

Dieſe Aufgaben ſind, können wir jetzt ſchon bemerken, 
gar nicht lösbar, und die Aufgaben wachſen progreſſiv mit 
der Größe des Bezirkes, jo daß man z. B. für den Um⸗ 
fang eines heutigen Staates eine jo allgewaltige, allgegen- 
wärtige, allweiſe und allwiſſende Centralbehörde gar nicht 
denken kann. Der deutſche wiſſenſchaftliche Socialismus 
beſteht aber darauf, weil er um keinen Preis die Vor⸗ 
theile des Großſtaates, und namentlich die Vortheile der 
Production im Großen, ſpeciell der Arbeitstheilung im 
Großen aufgeben will, und weil nur ſoweit, als die Gen: 
traliſtrung reicht, das ſocialiſtiſche Ideal: Abſchaffung der 
Productions⸗„Anarchie“ und des Renteneinkommens rea⸗ 
liſirt werden kann. Anders freilich die ſog. „Anarchiſten“: 
ſie ſind an und für ſich Feinde der ſtaatlichen Centraliſation, 
mögen dieſelbe auch für unrealiſirbar halten, kurz, ſie 
beſchränken ihre ſocialiſtiſche Organiſation auf die „Com⸗ 
mune“, wollen dann weiter nur eine freiwillige, loſe „Föde— 
rirung“ dieſer Communen. Die Communen bleiben dann 
aber „concurrirende“ und mehr oder weniger „anarchiſch“ 
organiſirte Productionskörper, mit eigenen Productions⸗ 
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mitteln und deshalb auch eigenen „Rentenquellen“. Das iſt 
nicht blos ein bedeutender Abfall vom ſocialiſtiſchen Ideal, 
ſondern es müßten auch, da die einzelnen Communen einer⸗ 
ſeits bei der heutigen weitgreifenden und im Productions⸗ 
intereſſe nothwendigen Arbeitstheilung wirthſchaft⸗ 
lich ſich ſelbſt nicht genügen, anderſeits aber 
jeder politiſch⸗autoritativen, übergreifen⸗ 
den Verbindung entbehren, aus dieſem Wider: 
ſpruche der wirthſchaftlichen Bedürfniſſe mit der politiſchen 
Ordnung endloſe wirthſchaftliche und poli⸗ 
tiſche Befeindungen und Kriege entſtehen, 
ſo daß wirklich nicht der ſociale Friede, ſondern der Krieg, 
die „Anarchie“ die Folge ſein wird. Der „freie Vertrag“ 
kann die politiſche Ordnung nicht dauernd erſetzen. 
i Doch nehmen wir auch an, der „communiſtiſche“ So⸗ 
cialismus ſei realiſirbar, innerhalb der Commune 
wenigſtens bleibt beſtehen, was wir ſagten: die ſociali⸗ 
ſtiſche Organiſation erfordert ein Syſtem von Behörden, 
mit mehr als dictatoriſcher Gewalt ausgeſtattet, 
eines öffentlichen Anſehen's genießend, wie man es heute 
kaum kennt. Das einzige bedeutende erſtrebenswerthe Ideal 
in der ſocialiſtiſchen Geſellſchaftsordnung iſt: ein Sitz in 
dieſen Behörden, und zwar je höher deſto beſſer. Jeder 
hat gleiches Anrecht auf dieſe Ehrenſtellung (ob blos 
Ehrenſtellung?); da muß, ſo ſchließen wir weiter, eine 
Hetzjagd nach dieſen Stellungen entſtehen, 
eine Unzufriedenheit für diejenigen, die in dieſem 
Wettkampf zurückbleiben — was ja doch der überwiegenden 
Mehrzahl paſſirt —, um ſo tiefer empfunden, als ſie da⸗ 
mit für weniger tüchtig, weniger fleißig, weniger ehrlich 
erachtet ſind, als ihre begünſtigteren Genoſſen, damit eine 
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Entrüſtung ob der widerfahrenen Zurückſetzung, die vor 
keinem Mittel der Rache, wenigſtens vor keinem Mittel, 
ſich in die ja noch immer offene Stellung doch 

noch emporzuſchwingen, zurückſchreckt — kurz, es muß ſich 


der „natürliche Wettkampf“ zu einer Schärfe 


ausgeſtalten, der alle inhumane und un⸗ 
ſittliche Erſcheinungen der jetzigen Con⸗ 
currenz in Schatten ſtellt. 
| Und wie muß es dabei dem Inhaber der 11 
Stellung zu Muthe ſein, in dem Gedanken, daß hundert 
andere hinter ihm ſtehen, jeden Augenblick bereit, ihn ab⸗ 
zulöſen; jede Schwäche, jeden Mißgriff begierig aufgreifend, 
um ihn zu ſtürzen. Und wenn man nun erſt die Schwie⸗ 
rigkeit ſeiner Stellung berückſichtigt, die Mißgriffe und 
ſcheinbare Ungerechtigkeit und Willkürlichkeit unvermeid⸗ 
lich macht, die in ihren Erfolgen immer mehr vom Glück, 
als von Intelligenz und Tüchtigkeit abhängt — man denke 
z. B. in der Landwirthſchaft nur an die Zufälle des 
Wetters —, wenn man hinblickt auf die reine Unmöglich⸗ 5 
keit, jedem Arbeiter „abſolut“ gerecht zu werden, ihm gerade 
die Beſchäftigung, den Lohn zuzuweiſen, wie ſie ſeiner In⸗ 
dividualität entſprechen, ſchon deshalb, weil z. B. für quali⸗ 
ficirte Arbeit immer mehr Candidaten ſich finden, als be 
ſchäftigt werden können, und die Zurückgewieſenen ſich 
immer gekränkt fühlen müſſen, wieder um ſo tiefer gefühlt, 
da ihre perſönliche Tauglichkeit dadurch in Frage ge 
ſtellt ſcheint, alſo eine perſönliche Beleidigung vorliegt, da end- 
lich die Zahl dieſer perſönlich Gekränkten viel größer iſt, 
als heute, weil im Zukunftsſtaate alle gleiche, und zwar 
eine hohe Bildung erhalten ſollen, jo daß fait alle zu 
den höhern Arbeiten qualificirt ſind — ich ſage, wenn man 
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dieſes Alles berückſichtigt, dann muß man einſehen, daß 
die Unzufriedenheit im rieſigen Maaße wachſen muß, und 


daß gerade die beſten Kräfte, die Edelſten ſich ſcheuen 
würden, ein ſolches verantwortungsvolles und undankbares 


5 Amt auf ſich zu nehmen. 


Und wem fällt in letzter Inſtanz das Urtheil zu 
über angeblich vorgekommene Ungerechtigkeiten und Miß⸗ 
griffe? Doch „dem Volke“, d. h. den Anklägern, dem 
ſich zurückgeſetzt glaubenden Gros der Arbeiter. Ihnen iſt 


der Beamtete jederzeit der bitterſten Kritik preisgegeben, ihrer 
Agitation muß er ſpäter oder früher zum Opfer fallen, 
jedenfalls nach Umlauf ſeiner Amtszeit. Und dann wird's 
gehen, wie bei allen Parteikämpfen: der Führer der 
Oppoſition wird Gegencandidat werden, wird 


nun ausgeſprochen einſeitig ſeine Freunde bevorzugen, 


wird wahrſcheinlich alle Mittel der Corruption, alle 
Machtmittel, die ihm ſeine Stellung in die Hand gibt, nicht 
ſcheuen, um ſich in feiner Stellung zu feſtigen, auch 


bei der nächſten Wahl zu ſiegen. In allen demokra⸗ 
tiſchen Staatsverfaſſungen ſehen wir dieſen Kampf der 


Parteien auf Leben und Tod, ſehen wir die Gewiſſenloſen, 
die auch die Waffen der Corruption und der Gewalt nicht 
ſcheuen, das Ruder führen, ſehen wir die Herrſchaft der 


Phraſe, die | Herrſchaft der Leidenſchaft. 


2. 
Das ſind die geiſtig⸗politiſchen Erſchei⸗ 


nungen — nichts weniger wie „Gerechtigkeit“ und 


„Brüderlichkeit“. Und nun kommt die wichtigſte Frage: 
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Wie ſteht's mit den Productionsbedin gungen, 
wie entſpricht denen dieſe demokratiſch-brüderliche Arbeits⸗ 
organiſation? Das politiſche Leben kann ſolche Kriſen noch 
allenfalls ertragen, ein Streit um die Staatsgewalt berührt 
den Einzelnen noch verhältnißmäßig ſehr wenig; das geſell⸗ 
ſchaftliche und Familienleben geht ruhig ſeinen Gang 
weiter, wird nur bei ganz außerordentlichen Anläſſen mit 
in die Wogen der Politik hineingezogen. Im Socialiſten⸗ 
ſtaat dagegen wird der ganze Menſch in dieſen Kampf 
hineingeriſſen, wirkt jede Erſchütterung durch den ganzen 
Geſellſchaftskörper, ſchlägt ihre Wellen bis in das funda⸗ 
mentale Arbeitsleben hinein. Und das Arbeits-, das 
Erwerbsleben bedarf nichts ſo ſehr als der Ruhe und 
Stetigkeit. Das ſtaatliche Leben iſt mehr mechaniſcher 
Natur, das geſellſchaftliche aber iſt durchweg organiſch, er— 
wachſen aus den natürlichen Verhältniſſen des Landes und 
Volkes, allen Experimenten abhold. So wenig der Gärtner 
den Baum, vermögen die Menſchen die Staatsgewalt, die 
geſellſchaftlichen Verhältniſſe weſentlich zu ändern: alle 
äußern Störungen und Eingriffe hemmen die Entwickel⸗ 
ung. Der Menſch muß „verwachſen“ mit der Arbeit und 
dem Boden, muß dieſer feiner dauernden „Bindung“ ſich be⸗ 
wußt ſein, ſoll er mit Freude und Erfolg arbeiten. Er muß 
ſich „einleben“, es zu feſter „Gewöhnung“ bringen; Ruhe, 
Concentrirung der Kraft bringt den wirthſchaftlichen Er— 
folg. Die öffentlichen Aufregungen find dem wirthichaft- 
lichen Leben feind. „Gute“ Politiker ſind gewöhnlich 
ſchlechte Wirthſchafter und umgekehrt. Politiſch aufgeregte 
Zeiten find, wirthſchaftlich unfruchtbar, kurz, das wirth⸗ 
ſchaftliche Leben bedarf der Ruhe und Stetigkeit, ſcheuet 
die Oeffentlichkeit und den Wechſel. 
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Nun, wie wird's da aber im „Zukunftsſtaate“ werden, 
wo das ganze wirthſchaftliche Leben den Charakter der 
Oeffentlichkeit annimmt, auf die Straße gezerrt wird, wo 
mehr discutirt als gearbeitet werden wird, wo Jeder 
mit Neid und Rache, im Bewußtſein „gekränkten Rechts“, 
auf den Andern blickt und mehr an deſſen Sturz als an 
ſeine Arbeit denkt. Wenn demokratiſches Parteitreiben 
auch des Arbeitslebens ſich bemächtigt, dann wird Die 

ganze Geſellſchaft das Gepräge des bettelnden Demagogen 
annehmen. 


Ziehen wir noch einen andern, verwandten Punkt der 
Betrachtung herbei. Wir ſagen, die Production erfordert 
ruhige, dauernde Arbeit, ſelbſtloſe Hingabe und Unterord- 
nung unter die Mittel und Zwecke der Production. In 
der That, der ganze Menſch muß in ſeine Beſchäftigung 
gleichſam aufgehen, feine ganze Kraft darin concentriren 
alle Fähigkeiten dieſer Arbeit aſſimiliren; Intelligenz und 
Wille nicht minder, als die äußere Thätigkeit muß — 
„fachmäßig“ werden. Nur der „Fachmann“, der ſich an 
eine Arbeit ausſchließlich bindet, ſie zum „Lebensberuf“ 


macht, bringt es zu etwas — nur eine in ihrem Arbeits⸗ 


leben „ſtän diſch“, dauernd, gegliederte, ar⸗ 
beitstheilige Geſellſchaft mit „berufsmäßiger“ Durch⸗ 
bildung bringt es zu entwickelter Wirthſchaft. 


Gewiß, die heutige Geſellſchaft geht darin zu weit: 
nuſere Arbeitstheilung iſt viel zu ſehr mechaniſirt und die 
ſocialiſtiſche Reaction nur zu berechtigt. Aber der Socia— 
lismus geht in der Kritik viel zu weit. Man kann ja 
ſagen: das iſt des Menſchen unwürdig; der Menſch ſoll 
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herrſchen über die Natur, und hier würde die Natur über 
den Menſchen herrſchen. Jeder, der die realen Bedingungen 
des Lebens kennt, weiß aber auch eben ſo gut, daß die 
Herrſchaft über die Natur nur errungen wird durch eine 
gewiſſe Unterordnung unter die Natur. Man kann ſagen: 
das hieße die Einſeitigkeit zum Princip erheben, hieße Ein⸗ 
ſeitigkeit als normal erſcheinen laſſen. Jeder Mann von 
Erfahrung wird aber auch zugeben, daß Vielſeitigkeit noch 
nie — Genie's natürlich ausgenommen — etwas Bedeu: 
tendes geleiſtet hat, daß für das gewöhnliche Leben der 
einſeitige, der Fachmann der allein brauchbare iſt, daß alles 
Dilettantiren vom Unheil iſt, und „Einſeitigkeit“ immer 
mehr Achtung verdient als Oberflächlichkeit. Der „Durch⸗ 
ſchnittsmenſch“ iſt nicht das Ideal. Der geſunde Sinn 
des Volkes urtheilt richtiger, als unſere nivellirungsſüchtige 
Zeit; es fragt erſt, ob einer ſeinen Beruf ausfüllt, erſt 
dann, ob er auch leſen und ſchreiben und politiſiren 
kann. Primum est vivere, deinde philosophari: erſt 
leben, erſt fein Fach verſtehen, dann philoſophiren, dann 
allgemeine Bildung ſich aneignen. Letztere ſoll auch nicht 
aus dem Auge verloren werden, darin hat unſere Zeit 
Recht; aber das erſte und wichtigſte Ziel muß immer die 
Fachbildung ſein. 

Der Socialismus ſelbſt will die Theilung der Arbeit 
nicht aufgeben. Soll dieſe aber fruchtbar ſein, dann muß 
die Theilung der Arbeit eine dauernde fein, eine Thei⸗ 
lung in Berufs ſtände werden. Der Socialismus 
glaubt, dieſer entbehren zu können: Jeder ſoll Alles treiben, 
der Wechſel der Arbeit ſoll ſogar organiſirt werden, und 
in dieſem Wechſel gerade ſoll der Reiz liegen, die Arbeit 
zum Vergnügen werden. So hat es nicht blos Fourier 
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5 phantaſtiſch ausgemalt, ſondern Fr. Engels, ein ſonſt 


entſchieden kritiſcher Geiſt, hat neueſtens dieſe Träumereien 


wieder aufgebracht. 1) Eine ſolche „Organiſation“ läßt 


weder eine durchgreifende Fachbildung und Fachtüchtigkeit 
zu, noch würde ſie auch nur der menſchlichen Natur ent⸗ 
ſprechen: ungewohnte Arbeit iſt ſauere Arbeit, und nur 
feſte Eingewöhnung in das Joch einer beſtimmten Arbeit 
macht dieſelbe erträglich, ja angenehm. Aller Dilettantis⸗ 
mus ſcheut ernſte Arbeit. 

Auch der ſocialiſtiſche „Volksſtaat“ bedarf der Arbeits⸗ 
theilung. Der vernünftigere Socialismus gibt das auch 
zu, ſpricht offen von einer „Organiſirung der Berufsſtände“. 


Mit der Nothwendigkeit durchgreifender Arbeitstheilung, 


dauernder Berufsſtände iſt aber wieder ſofort das Ideal 
der „Gleichheit“ illuſoriſch gemacht, die ſtändiſche 


„Ungleichheit“ in Permanenz erklärt. Die verſchiedenen 
Stände haben verſchiedene „Intereſſen“, und damit iſt auch 


ſofort wieder ein „Kampf“ der Intereſſen gegeben, trotz 
aller Brüderlichkeit. Und dieſer Kampf muß gerade wieder 


im demokratiſchen Zukunftsſtaate als dem Staate der 
„Gleichheit“ beſonders bitter werden. Welche Arbeit ſoll 


2 beſſer gelohnt werden, körperliche oder geiſtige, einfache oder 


qualificirte? Welcher Stand ſoll mehr geehrt werden, 


der gebildete — es müſſen doch auch wohl im Zukunfts⸗ 
ſtaate, wo ja auch Wiſſenſchaft und Kunſt blühen ſoll, 
„gelehrte Berufe“ geben — oder der ungebildete, eine 


5 Frage, um ſo wichtiger, als von vornherein in den Staats⸗ 
ſchulen nur die Befähigſten zu den höhern Studien zuge⸗ 


1) S. „Herrn Eugen Dühring's Umwälzung der Wiſſenſchaft. I. Po⸗ 
litiſche Oekonomie und Socialismus“. Leipzig, 1877. S. 242 ff.) 
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laſſen werden ſollen, und nicht zutreffende, willkührliche oder | 


gar poſitiv ungerechte Auswahl der Lehrer für die Zurück⸗ 
geſetzten eine Lebensfrage, und eine über das Leben ſich 
ausdehnende Ungerechtigkeit iſt und die, denen das „Glück“ 
günſtig geweſen, um ſo neidiſcher beobachtet werden? 
Sehen wir auch von den höheren Berufen ab: wie 
ſoll überhaupt die Vertheilung in den gewöhnlichen Produc⸗ 
tionsberufen geſchehen? Heute geſchieht das durch verſchie— 


dene Löhnung nach Angebot und Nachfrage, auch durch 


die zufälligen Conſtellationen des Lebens; darauf muß der 
Zukunftsſtaat aber principiell verzichten. Und die Berufs⸗ 
vertheilung — Art und Zahl — leidet keine Willkühr⸗ 
lichkeiten, iſt vielmehr durch die objectiven Productionsbe⸗ 


dingungen genau vorgeſchrieben. Und der Zukunftsſtaat 


als der Staat der Planmäßigkeit, muß erſt recht jede 
Willkühr meiden. Welche Schwierigkeiten und wieviel An⸗ 
laß zu Streit — zu Streit um Lebensfragen! 

Jeder wird an die Stelle geſtellt, ſagt der Socia⸗ 
liſt, die ſeinen Fähigkeiten entſpricht, wozu er Luſt und 
Tüchtigkeit beſitzt. Als wenn Jeder zu einem beſtimmten 
Fache prädeſtinirt wäre! Eine ſolche „präſtabilirte 
Harmonie“ ſteht dem Materialismus der Socialiſten am 
wenigſten an. Zufällige Erwägungen: Gute Gelegenheit 
der Ausbildung, günſtige Ausſichten des Lohnes, der Ehre, 
Stellung und Mittel des Vaters ꝛc. ꝛc. find meiſtens 
entſcheidend, und das gilt ſogar im Durchſchnitt für die 
höhern Berufe. Und was ſollen wir da erſt ſagen für die 
zufälligen Arbeitsvertheilungen des Tages: will da der 
Socialismus auch die Arbeit nach Luſt und Fähigkeit, 
die übrigens durchaus nichttimmer zuſammenzufallen brauchen, 
vertheilen, den einen zum Ochſen- und den andern zum 
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Pferdefuhrmann machen, den einen zum Heu - Zufammen- 
machen, den andern zum Heu⸗Aufladen beſtimmen ꝛc. ꝛc. 
Und Jeder weiß, daß dieſe Arbeitstheilungen gerade im 
gewöhnlichen Leben oft genug heißen Streit abſetzen. 

Wir ſchließen: der Socialismus muß die Arbeitsver⸗ 
theilung im Großen (ſtändige) wie im Kleinen für die 
überwiegende Mehrzahl durchaus nach Willkühr an⸗ 
ordnen — eine Willkühr, die nur ſchwer ertragen 
wird, Anlaß zu Mißtrauen und Ungerechtigkeit und zu 
endloſen Streitigkeiten abgibt, wie fie weder der „Brüder— 
lichkeit“ geziemen, noch das wirthſchaftliche Leben ſie er⸗ 
trägt. 


3. 


Gewiß, ruft der Socialiſt, auch im Zukunftsſtaate 
wird Ungerechtigkeit, Willkühr, Zufall noch eine große 
Rolle ſpielen; das geſtehen wir offen ein; aber gegen jetzt 
bedeutet der Zukunftsſtaat doch noch einen imenſen Fort⸗ 
ſchritt. Sind heute denn z. B. die Productionsvorſtände, 
die Unternehmer immer die Ehrlichſten und Beſten? Iſt 
es nicht der reine Zufall, der ſie beruft, der Zufall der 
Geburt, daß ſie im Schooße des Reichthumes geboren 
wurden ? Herrſcht denn heute wirkliche „Berufsfreiheit?“ 
Wird denn heute nicht der Sohn des Bauern wieder Bauer, 
der Sohn des Fabrikarbeiters wieder Fabrikarbeiter, der 
Sohn des Kaufmanns wieder Kaufmann? Und gar unſere 
gelehrten Stände: ſind unſere Profeſſoren nicht meiſtens 
Söhne und Verwandte von Profeſſoren, unſere Beamten 
nicht Söhne von Beamten? Oder glaubt man vielleicht, 
der Sohn des Proletariers ſei als ſolcher auch ſchon 
dümmer und eigne ſich nicht zum Profeſſor? Und der 
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Profeſſorsſohn ſei ſchon deshalb ein geborner Profeſſor. 
Da muß doch Jeder eingeſtehen, daß im Zukunftsſtaate 
die Bewegung eine freiere iſt, und das Talent eher zur 
Geltung kommen kann, während der heutige Kaſtengeiſt das 
Talent nicht aufkommen läßt, ja es oft abſichtlich fern hält. 
Offen eingeſtanden, der Socialiſt hat Recht; im freien 
Volksſtaate kann das Talent, die angeborene Fähig⸗ 
keit ſich beſſer geltend machen. Allein darauf richtet 
ſich auch unſer Angriff nicht, wir ſagen vielmehr: 
Im Zukunftsſtaate werden die hervorragenden 
Talente und Kräfte ſo zahlreich ſein, daß verhält⸗ 
nißmäßig nur wenige zur wirklichen Geltung kommen 
können, noch weniger zu bedeutender, ihrem Ehrgeiz, oder 
auch, beſſeren Gefühlen entſprechender Geltung; 
alle Zurückgeſetzten aber werden zu Feinden 
des Beſtehenden, werden eine Kritik üben, privatim 
und öffentlich, wie ſie die beſtehenden Vorſtandſchaften bei 
den endloſen Schwierigkeiten ihres Amtes nicht ertragen 
können. So wird die Unzufriedenheit ſich zu uner⸗ 
träglicher Höhe ſteigern, die Revolution in Permanenz er⸗ 
klärt ſein. Ruhige Arbeit und planvolle Production iſt 
aber dabei nicht denkbar. Das iſt eben das kapitale Un⸗ 
glück, wie ſchon geſagt: Jede öffentliche Unruhe, jede per⸗ 
ſönliche Reibung wirkt auch auf das Arbeitsleben ſtörend 
ein, und Unterbrechung der Arbeit zwingt auch zur Unter⸗ 
brechung des Eſſens. Die Production verlangt ſtrengen 
Gehorſam; Gehorſam gegenüber einem Gleich be⸗ 
rechtigten, vielleicht ſogar minder Tüchtigen, dazu einem 
perſönlichen Rivalen wird nur ſchwer und ungern 
geleiſtet. Wenn ich ihn ſelbſt zu meinem Oberen ge⸗ 
wählt habe, verlange ich um ſo mehr zarte Rückſicht, 


Bade Realifirung der Freiheit, Gbigheit 2c. 279 


f empfinde ich jede Verletzung um fo tiefer. Unterord⸗ 


nung unter Natur und Zufall ertrage ich 


leichter, als die unter eine ſelbſtgeſchaffene 


Autorität. Deshalb une wir e3 lieber bei unferm 


jetzigen Zuſtand. 


Denken wir uns doch nur die einfache ſocialiſtiſche 


= Organiſation, die Productivaſſociation: wie 


ſchwer iſt da die Disciplin aufrecht zu erhalten, jede 
auftauchende Unzufriedenheit zu beſchwichtigen. Selbſt dieſer 


kleinſte Kreis, dazu noch durch die Gemeinſamkeit der Arbeit 
und der Intereſſen, durch perſönliche Freundſchaft vielfach 


zuſammengehalten, bedarf ſtrengſter Centraliſation, einer 
mit dictatoriſcher Gewalt ausgeſtatteten Centralgewalt, ich 


möchte faſt ſagen, inſtinctiven Gehorſam dieſer gegenüber, 


wenn ſie nicht bald auseinander fallen ſoll. Für mehr 


ſpeculative und riskante Unternehmungen, die eine ſchnelle und 


verantwortungsvolle Geſchäftsabwickelung erfordern, wird 


die Productivaſſociation ſogar nie geeignet ſein. Mangel 
an Disciplin: darin liegt die fundamentale Schwierigkeit 


der Productivaſſociation; ſie erfordert eine Selbſtbeherrſchung 


und Mäßigung, eine intellectuelle und moraliſche Tüchtig⸗ 


keit, die nur wenige Arbeiter beſitzen, und dieſes geiſtige 
Kapital eben iſt viel ſchwerer aufzubringen, als das ma⸗ 
terielle. Das hat auch Laſſalle bei feinem Vorſchlage ver⸗ 


geſſen, und es hätte ſicher kein beſſeres Mittel gegeben, 
ſeine ganze Agitation zu vernichten, als wenn man ihm 
die geforderten 100 Millionen Thaler bewilligt hätte. 


Laſſalle ſelbſt wird ſich deſſen auch bewußt geweſen fein, 


und ſein ganzer Vorſchlag war, wie das der jüngſt ver⸗ 


öffentliche Briefwechſel mit Rodbertus nahe legt, wohl 


| nur ein agitatoriſches Manöver. 
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Und wenn Laſſalle vielleicht ſich Illuſionen gemacht 
hat, ſo konnten ihn die Erfahrungen in ſeinem eigenen 
Verein bald eines Beſſern belehren. Seine Briefe z. B. 
an B. Becker (ſ. deſſen „Geſchichte der Arbeiteragitation 
Laſſalle's“. Braunſchweig 1876) ſind voll von Klagen über 
die Disciplinloſigkeit ſeiner Partei; die Zänkereien drangen 
ſogar in die Oeffentlichkeit, fo daß er verſchiedene Mit⸗ 
glieder ausſchließen mußte. Entmuthigung und Erbitter⸗ 
ung bemächtigten ſich ſeiner ob ſolcher Enttäuſchungen; er 
drohte ſchon häufig mit Abdankung — auch in dieſer Be⸗ 
ziehung ähnelt er ſeinem Freunde Bismarck — und hätte 
der Tod ihn nicht vom Schauplatze abgerufen, jo würde 
er wahrſcheinlich ſeine Sache ſchmählich im Stiche gelaſſen 
haben.“) 

Dieſe Erſcheinungen ſind ſehr belehrend. Wenn ein 
ſo hervorragendes Genie — wenigſtens in der Agitation 
— nicht einmal in feinem eigenen, ganz und gar 
von ihm geſchaffenen Vereine, in einem pol i⸗ 
tiſchen Vereine ſeine Autorität bewahren konnte, mitten 
im Gedränge der Feinde, wie kann man da noch 
vom Arbeiterſtande eine Selbſtorganiſation von 
Unten herauf verlangen. Und wenn man ſagt: 
Laſſalle war zu dictatoriſch, ſo ſage ich: das war noch 
ein Glück, denn wie ging es erſt nach Laſſalle's Tod? 
Hat denn je eine Partei eine ſo klägliche Rolle ge: 


1) S. Fr. Mehring, die deutſche Socialdemokratie. Bremen 1877. 
S. 49. „Neue Gelder“, ſchrieb er am 14. Februar 1864 an die Bevoll⸗ 
mächtigten ſeines Verein's, „kann ich ſchlechterdings nicht mehr beſchaffen 
und ebenſowenig ſchon jetzt den Verein zu Grunde gehen laſſen, ſo lange 
Hoffnung am politiſchen Himmel winkt.“ Die bevorſtehende nati o⸗ 
nale Kriſe war ihm noch „das einzige Hoffnungsflämmchen am Horizont“. 
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ſpielt, ſo hin⸗ und hergezerrt durch ehrgeizige gewiſſenloſe 
Führer? Und wenn in der Blüthezeit des Socialismus 
die äußere Disciplin beſſer gewahrt wurde, ſo hatte das 
feinen Grund vor Allem in der vollſtändigen Decen- 
traliſation der neuen Vereins bildung, dann in der 
Gemeinſamkeit der Verfolgung und Bekämpfung 
durch Polizei und Bourgeoiſie, endlich in dem außerordent⸗ 
lichen Aufblühen und Wachſen der Partei, fo daß 


jeder Parteiführer ein entſprechendes Feld 


der Wirkſamkeit fand, und der Geiſt der Pro⸗ 
paganda die perſönlichen Reibereien, die trotz alledem 


8 oft genug auszubrechen drohten, zurückdrängten. Und dennoch 
baren der Parteiführer bereits fo viele, die Anſichten, wie 


ſie namentlich in den wiſſenſchaftlichen Organen „Zukunft 
und „Neue Geſellſchaft“ hervortraten, ſo divergirend, daß 
nur einige Jahre der Ruhe oder gar poſitiven Wirkens 
nothwendig geweſen wären, um die Partei auseinanderzu⸗ 
ſprengen, einen Parteikrieg entſtehen zu ſehen, der die Welt 
vielleicht für viele Jahre von allen ſocialiſtiſchen Illuſionen 
geheilt haben würde. Und dabei darf man immer nicht 
vergeſſen, daß eine „Partei“ -Organiſation eine Bagatelle 
iſt gegen die Organiſation der Arbeit. Wer könnte 
Gründung und Fortdauer eines politiſchen Vereins auch 
nur vergleichen mit der einer Productivaſſociation. 8 
Veereine reuſſiren leicht, Beiſpiele von dauernd blühen: 
den Productivaſſociationen haben wir noch faſt gar keine. 
Die ſocialiſtiſche Partei rekrutirte ſich, wie wir gern ein⸗ 


geſtehen, aus dem ſtrebſamſten Theile der Arbeiter; wenn 


ſite uns doch einmal auch nur eine cooperative Muſteraſſocia⸗ 
tion aufweiſen! Es wäre doch ein Leichtes, von Partei⸗ 

wegen ein hinreichendes Kapital zuſammen zu bringen. 
Se | | 1 
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Ob die ſocialiſtiſchen Arbeiter ihr Geld in Sparkaſſen an⸗ 
legen, oder aber, zum Theil wenigſtens, in einer ſolchen 
Productivaſſociation, bleibt ſich ihnen ja gleich; nur daß 
ſie im letzteren Falle nicht nur ihren Berufs- und Partei⸗ 
genoſſen einen großen Dienſt erwieſen, ſondern auch der 
ſocialiſtiſchen Propaganda mehr nützten, als alle ſocia⸗ 
liſtiſchen Agitatoren zuſammen. Damit wäre endlich ein 
realer Schritt zum Socialismus gethan, und ganz ſicher 
würden dann auch alle Gutgeſinnten und auch der Staat 
nicht zurückbleiben, recht vielen Arbeitern dieſe Wohlthat 
zuzuwenden. Das wäre eine „Agitation“, die auch jetzt 
noch, wo ihre politiſche Partei-Agitation geſprengt iſt, 
gewiß ihren Dienſt nicht verſagen würde. 

Wenn man den Socialiſten ſolches ſagt, dann warnen 
ſie vor den Verſuchen im Kleinen, weil die einzelnen Pro⸗ 
ductivaſſociationen den Kampf der Concurrenz nicht auf⸗ 
nehmen könnten. Mit einem Schlage müſſe der Staat 


autoritativ die Productivaſſociation einführen. Da ſoll i 


alſo der Staat deſpotiſch einſchreiten, ſoll die Sache von 
Oben nach Unten, mit Einem Druck ſich vollziehen; ſo 
wollte es Laſſalle, und auch unſer heutiger Socialismus 
hat es ſo im Sinne. Anderſeits heißt es dann freilich 
auch wieder in dem Programm „der ſocialiſtiſchen Arbeiter⸗ 
partei“: „Productivaſſociationenunter der demokra⸗ 
tiſchen Controlle des Volkes“, ſoll überhaupt 
alles von Unten nach Oben fortſchreiten, wie denn 
die meiſten Socialiſten gegen den heutigen Staat⸗ und Ge⸗ 
meinde-Betrieb find, weil dadurch die autokratiſche Gewalt 
des Staates geſtärkt würde. Wie laſſen ſich dieſe Gegen⸗ 
Süße vereinigen? Dann geht man von der Freiheit aus, 
und zwar wenn man agitatoriſch wirken will, dann 
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wieder von der Autorität, wenn man die Ein führ⸗ 
ung und Erhaltung des Socialismus erklären will. 

Das iſt eben des Pudels Kern: wie läßt ſich Frei⸗ 
heit und Autorität vereinigen? Die Organiſation der 
Arbeit fordert durchgreifende Autorität, wie ſie auf 
demokratiſcher Grundlage nicht möglich iſt: das iſt unſere 
Schwierigkeit gegen den Socialismus, und dieſe Schwierig⸗ 
keit kann er blos dadurch als unbegründet erweiſen, daß 
er in feinen Productivgenoſſenſchaften wirklich ad oculos 
demonſtrirt, daß die demokratiſche Arbeitsorganiſation allen 
Anforderungen genügt. Wenn ſie wirklich ſo vollkommen 


iſt, als die kapitaliſtiſche: warum ſoll ſie dann nicht die 
Concurrenz mit dem kapitaliſtiſchen Unternehmen aufnehmen 


können, zumal ſie ja auch wieder viele Vortheile, z. B. 
das Selbſtintereſſe der Arbeiter, die Unabhängigkeit des 
„Geſchäft's“ von den perſönlichen Zufällen des Trägers 
2c. vor der kapitaliſtiſchen Organiſation voraus hat? Wir 


wollen ja auch damit die ſocialiſtiſche Organiſation nicht 


als abgeſchloſſen betrachten — ebenſowenig, als Laſſalle 
dieſes beabſichtigt hat — aber wir verlangen, daß erſt 


im Kleinen ſich die ſocialiſtiſche Organiſation als mög- | 
lich und genügend erweiſe; dann 0 man zu höheren 


Formen vorſchreiten. 
4. f 
Freilich, ſagt der Socialiſt, wir müſſen offen ein⸗ 


räumen, daß mit dem heutigen Arbeiter wenig anzufangen 
iſt; der Kapitalismus hat ihn ſo geiſtig herabgedrückt, ſo 
um jede Selbſtſtändigkeit und Selbſtthätigkeit und Selbſt⸗ 


disciplin gebracht, daß er ſich kaum zu einer ſelbſtſtändigen 
e Organiſ ation erheben wird; aber im Zukunfts⸗ 
19* 
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ſtaate wird das eben anders ſein; der Arbeiter muß dazu 
erzogen werden, und das iſt eben die Aufgabe der ſocia⸗ 
liſtiſchen Parteiorganiſation, ihnen dieſe Selbſtſtändigkeit 
und Selbſtdisciplin beizubringen. 

| Bravo, das iſt ſchön geſprochen, dazu muß jeder Men⸗ 
ſchenfreund die Hand bieten. Aber wenn das wirklich die 
Ueberzeugung unſerer Socialiſten iſt, dann müſſen wir es 
denſelben zum ſchwerſten Vorwurfe machen, wie fie allen 
Grund ſätzen der Erziehung Hohn ſprechen, 
wie ſie anſtatt die Arbeiter geiſtig und ſittlich zu heben, 
nur die Leidenſchaften wach rufen. Sit das 
Erziehung, wenn man Alles, was den Menſchen noch heilig 
iſt, mit der Lauge bitterſter Kritik übergießt, wenn man 
alle beſtehenden Inſtitutionen als der Vernichtung würdig 
hinſtellt; wenn man alles Uebel, alle Bosheit und Gemein⸗ 
heit blos ſeinen Mitmenſchen in die Schuhe ſchiebt, 
„das Kapital“ als die perſonificirte Unſittlichkeit denun⸗ 
ziert, und keine Gelegenheit vorübergehen läßt, es der 
Rache des „heiligen“, „unſchuldigen“ Volkes zu empfehlen, 
um dieſes gottloſe Geſindel zu vernichten? Iſt überhaupt 
Kritik — Kritik Anderer — Erziehung? Wo 
bleibt die Selbſtkritik? Wo hat es jemals ein 
Arbeiterführer gewagt, den Arbeiterſtand zur Selbſtbeſſerung 
aufzufordern? Iſt der Arbeiterſtand denn ſo abſolut frei 
von Schuld? Iſt er denn wirklich die perſonifizirte Sitt- 
lichkeit? Erſt vernichte man Sünde und Laſter im Arbeiter⸗ 
ſtande — einem fleißigen, einem tüchtigen, einem ſittlich⸗ 
ſtarken Arbeiterſtande wird man nicht widerſtehen 
können, am wenigſten ein ſittlich entnervtes 
Geſchlecht, wie es nach den Ansſprüchen unſerer Socia-⸗ 
liſten unſere Kapitaliſten ſein ſollen. Da kann der Sieg 
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nicht lange mehr auf ſich warten laſſen, da ſollte man ihn 
nicht beſchleunigen wollen und — zweifelhaft machen 
durch Weckung zerſtörender Leidenſchaft, durch Entfeſſelung 
des Geiſtes der Revolution. Wer das thut, der wird zum 
Verbrecher an ſeinem Volke, betrügt es um ſeine ſitt⸗ 
liche Größe und Würde und Kraft, und von dieſem 
Standpunkte verdienen die Führer, wie ſie ſich in der 
ſocialiſtiſchen Preſſe und Agitation breit machten, wir k⸗ 
lich das Loos, das ihnen neueſtens geworden — daß 
ſie unſchädlich gemacht wurden. 
3 Vielleicht jagt man: die Socialiſten bilden eine „polis 
tiſche Partei“, und von einer politiſchen Partei kann man 
nicht verlangen, daß ſie ſtrenge Selbſtkritik und Mäßigung 
predige, das thut auch keine andere Partei. — Aber der 


Socialismus will ja mehr ſein als Partei, er will eine 


„Religion“, eine „Kirche“, eine neue „Weltanſchauung“ 
ſein; er will eine vollſtändige Neuordnung der Dinge, 
einen ganz idealen Zukunftsſtaat, mit ganz andern 
Menſchen, wo Egoismus und Leidenſchaft keinen Platz 
mehr finden, wo Gemeinſinn und Tugend allein walten 
ſollen. Da müſſen wir doch ganz anderes verlangen, als 
bloße Partei⸗Agitation — ein hohes Ideal verlangt auch 
entſprechende Mittel. 
Der Socialismus will eine ganze neue „Weltord⸗ 
nung“ begründen — begründen auf der „Solidarität“, 
im Gegenſatz zur heutigen atomiſtiſchen „Freiheit“, auf 
der „Solidarität in der Freiheit“ im Gegen⸗ 
ſatz zu der mittelalterlichen „Solidarität in der Unter⸗ 
werfung“. „Solidarität in der Unterwerfung“, ohne Frei⸗ 
heit — „Freiheit“ ohne Solidarität — „Solidarität in 
der Freiheit“: das ſind nach Laſſalle die großen Entwickel⸗ 
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ungsepochen der Menſchheit und der Socialismus ſoll es 
ſein, der die Menſchheit dieſem Ziel entgegenführt. 

„Alle geſchichtliche Entwickelung“, ſagt Laſſalle ſchön, 
„iſt ſeit je von der Gemeinſamkeit ausgegangen und 
ohne ſolche hätte irgend eine Cultur nicht entſtehen können.“ 
— „Die geſammte alte Welt und ebenſo das ganze Mittel⸗ 
alter bis zur franzöſiſchen Revolution von 1789 ſucht die 
menſchliche Solidarität oder Gemeinſamkeit in der Ge 
bundenheit oder Unterwerfung. Die franzöſiſche Revo⸗ 
lution von 1789 und die von ihr beherrſchte Geſchichts— 
periode, über dieſe Gebundenheit mit Recht empört, ſuchten 
die Freiheit in der Auflöſung aller Solidarität 
und Gemeinſamkeit. Sie behielt damit nicht einmal die 
Freiheit, ſondern nur die Willkür in der Hand; denn Frei⸗ 
heit ohne Gemeinſamkeit iſt Willkür. Die neue, die 


jetzige (unter die Idee des 4. Standes geſetzte) Zeit ſucht 


die Solidarität in der Freiheit. Dies iſt in 


Kürze der bisherige Verlauf und Sinn der Geſchichte“ reſp. 


ſoll es werden. — „Solidarität in der Freiheit“ — ſchönes 
Ideal! Erſetzung der (mittelalterlichen) „Autorität“ durch 
die „brüderliche Liebe“ — ſo etwa, wie in unſern Klöſtern! 


„Freiheit und Gleichheit in der Solidarität“ — wie etwa | 


die erſten Chriſten zu Jeruſalem und Alexandrien! 
Das „Ideal“ Laſſalle's iſt — das des Chriſtenthum's, 

der „Erlöſung“ der ganzen Menſchheit, auch in ihren 

geſellſchaftlichen Beziehungen. Die Kirche iſt es, 


die an dieſer „Erlöſung“ ſchon 18 Jahrhunderte arbeitet. 


Freilich ſie hat's nicht erreicht, dieſes Ideal nicht er⸗ 
reicht, aber ſie hat's für einzelne ihrer Glieder — 
Klöſter — vollſtändig, für Alle zum Theil 
erreicht. Und was hat Laſſalle mit ſeiner „Kirche der 
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Zukunft“, die er ſich auf dem vierten Stande aufbauen 
läßt, aufzuweiſen? Eine Partei voll Haß und Bitterkeit 


und innern Zwieſpalt hat er geſtiftet, die ihren eignen 


Gründer des Verrathes zeiht; die viel zerſtört, aber noch 
nichts aufgebauet hat — nicht einmal eine einzige Produc⸗ 
tivaſſociation, die Haß ſäet und Frieden ernten will. Die 
Kirche hat wenigſtens die ſittliche und perſönliche Freiheit 
der Menſchheit gebracht, hat die Autoritätsverhältniſſe ge— 


mildert, verklärt durch die gegenſeitige „Treue“, der Socia— 


lismus hat aber im eignen kleinen Lager viel Deſpotismus 
und Anarchie, aber wenig Freiheit und Solidarität ge— 
zeitigt — höchſtens die „Solidarität“ des Haſſes. Das 
ſocialiſtiſche Ideal iſt ſchön, aber nicht neu, und wo 
bleibt die Wirklichkeit! 


Moken und Belege zum ſecksten Vorkrage. 


J. 


Die Ideen der „Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit“ 
ſind eminent chriſtlich. Das Chriſtenthum hat ſie hineinge⸗ 
ſtreuet zunächſt in die Herzen der Menſchen und je mehr 
ſich die menſchliche Geſellſchaft vom Sauerteig des Chriſten⸗ 
thum's durchdringen ließ, deſto mehr drangen auch dieſe Ideen 
befruchtend ein in alle geſellſchaftliche Beziehungen, deſto mehr 
gewannen ſie Ausgeſtaltung auch im Recht. Die mittelalterliche 
Geſellſchafts- und Arbeitsordnung war die eminent chriſtliche; 
ſie hat aber auch die Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit 
zum Ausdruck gebracht, wie nie eine andere vorher und nachher. 

Das Chriſtenthum hat dieſen Samen geſäet auf dürres 
Ackerland — in die auf Egoismus und Unterdrückung aufge⸗ 
baute heidniſche Geſellſchaftsordnung, und er iſt zu herr⸗ 
lichſter Saat aufgeblüht. Von Innen heraus hat das 
Chriſtenthum die heidniſche Geſellſchaft erobert, mitten in der 
Wüſte eine Oaſe des Friedens und der Humanität geſchaffen, 
mit ganz andern Anſchauungen, ganz anderm Thuen. Es iſt 
hier nicht der Ort, Umfang und Tiefe dieſer ſocialen Umwand⸗ 
lung zu ſchildern. Nur zwei recht prägnante Stellen chriſt⸗ 
licher Apologeten mögen hier Platz finden. Sie ſpiegeln ſo⸗ 
wohl den Gegenſattz der chriſtlichen und heidniſchen Geſell⸗ 
ſchaft, als auch geben ſie eine jo präciſe Aufzeigung der Mo- 
tive und der innern Beziehungen zwiſchen „Freiheit“ 
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(Gerechtigkeit), „Gleichheit“ und „Brüderlichkeit“, daß wir auch 
heute noch daraus lernen können. | 
Tertullian ſchildert in feinem „Apologeticus“ (e. 


39) die christliche Geſellſchaft feiner Zeit alſo: Corpus 


sumus de conseientia religionis, et disciplinae unitate et 


spei foedere ... Modicam unusquisque stipem men- 


strua die, vel cum velit et si modo possit, apponit. Nam 
nemo compellitur, sed sponte confert. Haec quasi 
deposita pietatis sunt, nam inde non epulis 
nee potaculis nec ingratis voratrinis dispensatur, sed 


egenis alendis humandisque, et pueris ac puellis 


re ac parentibus destitutis, jamque domesticis senibus, 
item naufragis etsi qui in metallis, et si qui in insulis, 
vel in custodiis, dumtaxat ex causa Dei sectae, alumni 


confessionis suae fiunt. Sed eiusmodi vel maxime dilec- 


tionis operatio notam nobis inurit penes quosdam. 
Vide, inquiunt, ut invieem se diligant (ipsi enim 
invicem oderunt), et ut pro alterutro mori sint parati 
(ipsi enim ad occidendum alterutrum paratiores erunt). 
Sed et quod fratres nos vocamus, non alias 
(opinor) infamant, quam quod apud ipsos omne sanguinis 
nomen de affeetatione simulatum est. Fra- 
tres autem etiam vestri sumus iure naturae, 
matris unius, et si vsparum homines, qui a 
mali fratres, At quanto dignius fratres et 
dicuntur et habentur, quiunum patrem Deum agno- 
verunt, qui un um spir itum biberunt sanctitatis, 
qui uno utero ignorantiae ad unam lucem exspira- 


verint veritatis. Sed eo fortasse minus legitimi existima- 


mur, quia nulla de nostra fraternitate tragoedia 


exclamat, vel quia exsubstantia familiari fratres 


sumus, quae penes vos fere dirimit fraternitatem. 
Itaque qui animo animaque miscemur, nihil de 
rei communicatione dubitamus: omnia in- 


disereta sunt apud nos praeter uxores. In 


1110 loco consortium solvimus, in quo solo 
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caeteri homines consortium exercent (— se. consortio 
mulierum) . 

„Gerechtigkeit iſt die Schutzwehre der „Freiheit“ — der 
Bethätigung des „Rechts“. Die Wurzeln der Gerechtig⸗ 
keit aber find: die „pietas“ — gegen Gott, die Quelle und 
den „Rächer“ alles „Recht's“, und die „aequitas“ — gegen⸗ 
über dem Mitmenſchen. Griechen und Römer haben die „Ge: 
rechtigkeit“ nicht gekannt, weil ihnen die belebenden Principien 
derſelben mangelten. Das Chriſtenthum hat die Erlöſung, 
die „Reſtauration“ in Erkenntniß und Leben nach beiden Be⸗ 
ziehungen wiedergebracht, damit auch die Realiſirung der 
Gerechtigkeit („Freiheit“) in der „Gleichheit“ und „Brü⸗ 
derlichkeit“, zunächſt und adäquat in der geiſtig⸗über⸗ 
natürlichen, dann aber auch in der materiellen Ordnung. 
So der Gedankengang des Lactantius in ſeinen a 
tiones“ lib. V. e. 16. 

Altera igitur iustitiae pars — neben der pietas — 
est aequitas — .aequitatem dico non utique bene 
iudicandi, quod et ipsum laudabile est in homine iusto, 
sed se cum caeteris coaequandi, quam Cicero 
„aequabilitatem“ vocat. Deus enim, qui homines generat 
et inspirat, omnes aequos, pares esse voluit. 
Bandem conditionem vivendiomnibus posuit, 
omnes ad sapientiam genuit, omnibus immor- 
talitatem spopondit, nemo a beneficiis eius 
coelestibus segregatur. Nam sicut omnibus unicum 
suum lumen aequaliter dividit, emittit omnibus fontes, 
vietum sumministrat, quietem somni dulcissimam tribuit : 
sic omnibus aequitatem virtutemque largitur. 
Nemo apud eum servus est, nemo dominus. Si 
enim cunct is idem pat er est, ae quo iure omnes 
liberi sumus. Nemo Deo pauper est, nisi qui iusti- 
tia indi get, nemo dives, nisi qui virtutibus plenus 
est, nemo denique egregius, nisi qui bonus et in no- 
cens fuerit, nemo clarissimus, nisi qui opera mis eri- 
cordiae largiter fecerit, nemo perfectissimus, nisi qui 
omnes gradus virtutis impleverit. Quare neque 
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Romani neque Graeciiustitiam tenere po- 
twerunt, quia dispares multis gradibus 
homines habuerunt, a pauperibus ad divites, ab 
humilibus ad potentes, a privatis denique usque ad regum 
sublimissimas potestates. Ubi enim non sunt universi 
pares, aequitas non est, et excludit inaequalitas ipsa iusti- 
tiam, cuius vis omnis in eo est, ut pares faciat eos, qui 
ad huius vitae conditionem pari sorte venerunt. 

Duobus igitur illis iustitiae fontibus (sc. pietate 
et aequitate) immutatis, omnis virtus et omnis verita- 
tas tollitur, et ipsa justitia remigrat in coe 
lum. Jdeo non est verum, illud bonum aphiloso- 
phis repertum, quia ignorabantvel unde 
oriretur vel quid efficeret, quod nullis aliis 
praeterquam nostro populo revelatum est. Dicet aliquis: 
Nonne sunt apud vos alii pauperes, alii divites, alii ser vi, 
ali domini? Nonne aliquid inter singulos interest? 
Nihil; nec alia causa est, cur nobis invicem fr a- 
trum nomen impertiamus, nis i quia par es esse nos 
credimus. Nam cum omnia humana non corpore sed 
spiritu metiamur, tametsi corporum sit divers a 
conditio, nobis tamen servi non sunt, sed eos et 
habemus et dieimus spiritu fratres, religione 
eonservos. Divitiae quoque non faciunt insignes, 
nisi quos pcssunt bonis operibus facere clariores. 
Divites sunt enim, non quia divitias habent, sed quia 
utuntur illis ad opera iustitiae. Et qui pau- 
pere s videntur, eo tamen divites sunt, quia et non 
egent et nihil concupiscant. Cum igitur et liberi 
servis et divites pauperibus humilit ate ani mi pares 
simus, apud Deum tamen virtute discernimur. Et 
tanto quisque sublimior est, quanto iustior. 
Si enim iustitia ‚est, pa rem se etiam minoribus facere, 
quamquam hoc ipso praecellat, quod se inferioribus coae- 
quavit; tamen si non tantum quasi parem, sed etiam 
quasi minorem se gesserit, utique multo altiorem 

dignitatis gradum, Deo iudice, consequetur.“ 
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„Alle Menſchen, gleich geboren, ſind ein adliges Geſchlecht“, 
iſt die Deviſe der „Neuen Geſellſchaft“. Die erſten Chriſten 
nannten ſich mit dem ſtän digen Namen „Brüder“ — 
„Colleg der Brüder“ — : gewiß ein energiſcherer Schritt 
zur „Gleichheit“ und „Brüderlichkeit“, als das eitle Prahlen 
mit dem „Adel“. Daß der allgemeine „Adel“ noch keine 
allgemeine „Brüderlichkeit“ bewirkt, beweiſen die ſocialiſtiſchen 
Zänkereien wohl hinlänglich. — Die erſten Chriſten real: 
ſirten die Brüderlichkeit in der Demuth, die modernen 
Socialiſten ſuchen ſie in der Anmaßung; jene predigten 
die „Pflicht“ der Brüderlichkeit, dieſe das „Recht“, jene ver⸗ 
zichteten auf die Brüderlichkeit des „Rechtes“, realiſirten 
aber die Brüderlichkeit der „Liebe“, dieſe wollen die umgekehrte 
Ordnung — die kalte „Form“ ohne den belebenden Inhalt. 
Welcher Weg der richtige: die Antwort iſt wohl leicht. „Der 
Geiſt iſt es, der lebendig macht“ und den Geiſt beſitzt allein 
das Chriſtenthum, nicht der Materialismus des Socialismus. 
„Idealismus“ des Strebens und Materialismus der Anſchau⸗ 
ung verträgt ſich nicht, iſt, um ſocialiſtiſch uns auszudrücken, 
„ein Widerſpruch, an dem der Socialismus zu Grunde gehen 
muß“, wie das ein Vertreter des Socialismus in der „Zus 
kunft“ (1878. S. 511 ff.) ſelbſt eingeſteht. 

II. 

Die Zwangs organiſation des ſocialiſtiſchen Zukunfts⸗ 
ſtaates wird wenig Raum für „Freiheit, Gleichheit und Brüder— 
lichkeit“ laſſen. Materielle Freiheit mag er begründen und 
verallgemeinern, geiſtig-politiſche Freiheit verträgt er nicht. 
Und ſelbſt in Bezug auf die materielle Freiheit beſteht die faſt 
unabwendbare Gefahr, daß der büreaukratiſche Appa⸗ 
rat ſeinen Dienſt verſagt. Das würde aber den 
Umſturz aller Verhältniſſe, den wirthſchaftlichen wie ſocialpoli⸗ 
tiſchen Ruin der ganzen Geſellſchaft bedeuten. 

Die ſtaatlich⸗ſocialiſtiſche „Organiſation der Volkswirth⸗ 
ſchaft“ nimmt ſich als Idee ganz gut aus, aber ihre Re a⸗ 
liſirung iſt wohl nie möglich. „Es läßt ſich“, geſteht ein 
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hervorragender Vertreter des Socialismus in der „Zukunft“ 
(1878, S. 504), „a bſtract leicht klar machen, daß der Ge 
ſammtwerth der zur Conſumtion beſtimmten Genußmittel in der 
Meile unter die einzelnen Individuen vertheilt werden kanu, daß 
jede geleiſtete Arbeitsſtunde ſoviel Kaufkraft bekommt, ihr ſo⸗ 
viel Product zugewieſen wird, als nach der Maſſe der ver— 
handenen und der aufgewendeten Geſammt⸗Arbeitszeit auf fie 
entfällt. Die practiſch⸗ durchführbare Art und 
Weiſe einer derartigen Vertheilung hat bisher aber noch Nie⸗ 
mand ausgeklügelt. Die Centraliſirung von Produc⸗ 
tion und Conſumtion erſcheint bei einem weiten Gebiete bei 
einer nach Millionen zählenden Bevölkerung ohne mili⸗ 
täriſchen Gehorſam, ohne blin de Unterwerfung unter die 
Dispoſitionen der leitenden Behörde geradezu undenkbar. 
Eine derartige Organiſation iſt in der ganzen Ent⸗ 
wickelung s geſchichte der Menſchheit nicht dageweſen; 
wo ſich Aehnliches gezeigt hat, war Sklaverei und Un⸗ 
terjochung die Vorbedingung. Es iſt daher auch nicht 
anzunehmen, daß ſich die Menſchheit freiwillig einer ſo 
allmächtigen Behörde unterordnen werde, und 
dieſes um ſo weniger, als gar feine Garantie 
für die Befähigung der zu dieſem ſchwierigen Amte 
auserſehenen Menſchen geboten werden kann, jeder von 
demſelben gemachte Fehler oder Mißgriff aber die ganze 
Organiſation ins Stocken bringen muß.“ 
Nehmen wir z. B. die Landwirthſchaft: „Se mannig⸗ 


faltiger die im Boden enthaltenen und aus ihnen zu heben 


den Rohproducte ſind, je verſchiedener die auf dem 
Boden durch menſchliche Arbeit zu erzeugenden Cultur⸗ 
pflanzen ſind, um ſocomplicirter wird die von jeder 
einzelnen Stelle dem Princip der Wirthſchaftlichkeit 
entſprechende Art und Weiſe des Betriebes, — um 
jo mehr eine Disciplin der Staats behörde über die ein⸗ 
haltende Wirthſchaftsmethode unmöglich.“ — Die ſo 
„individuell“ ſich geſtaltende Production verträgt eben die 
Schablone des Bureaukratismus nicht. 

Was die Productivaſſociation anlangt, ſo gibt Laſſalle 
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in einem Briefe an Rodbertus ſelbſt zu: daß jede ſolche Ar⸗ 


beiteraſſociation als conſtitutioneller Mikrokos⸗ 
mus eine widrige und ſchwerfällige Maſchinerie 
werden müßte. „Aber“ meint er, „dies iſt auch gar nicht 


nöthig. Der Arbeiter — ich kenne ihn (?) durch zehn⸗ 


jähriges Zuſammenleben — vermag Disciplin und Autorität 
zu ertragen, iſt derſelben fähig (faſt in zu hohem Grade, wie 


leider die ſchmachvolle Sitzung von Sonntag hier zeigt) und 


die beſtehenden Aſſociationen in Paris und England — ich 
erinnere z. B. an die Aſſociation Remquet — geben bereits 
glänzende Beweiſe davon: faſt in allen dieſen Aſſociationen 


halte der Gerant für die geſammte Geſchäftsführung mehr oder 


weniger unbeſchränkte Befugniſſe.“ 

8 Laſſalle verſchweigt oder überſieht hier, daß faſt alle dieſe 
Aſſociationen Handwerke r⸗-⸗Aſſociationen find, nicht großin⸗ 
duſtrielle, wie er fie will, und daß es eben Muſter⸗Aſſo⸗ 


ciationen ſind, mit ausgewählten Arbeitern, die fich aber 


nie und nimmer plötzlich verallgemeinern laſſen, wie 


er es im Sinne hatte. Unſere Fabrikarbeiter werden in ihrer 


übergroßen Mehrheit ſich einer ſolchen Organiſation nicht 
fügen, am wenigſten, wenn ſie vom Staate aus organiſirt werden 
und die Mitgliedſchaft an der Productivaſſociation als 
„Recht“ verlangen. Laſſalle ſelbſt geſteht (der Kreuzzeitung 


gegenüber): „Ich bin der Erſte zu erklären, daß jede ſociale | 


Verbeſſerung nicht einmal der Mühe werth wäre, wenn auch 


nach derſelben die Arbeiter perſönlich das blieben, was ſie in 
ihrer großen Mehrheit find,” Die Gründung und Ein 


richtung der Productivaſſociation verlangt aber ſchon gute 
Arbeiter — er kann ſie doch nicht anticipiren. 


Der ganze Laſſalle'ſche Vorſchlag charakteriſirt ſich nach 


ſeinen neneſtens veröffentlichten Briefen an Rodbertus 
(Berlin, Puttkamer und Mühlbrecht, 1878, S. 44 und 72) 
und den ergänzenden Erklärungen R. Meyer's in der „Ger⸗ 
mania“ (unter'm 28. September 1878) als reines Par⸗ 


tei⸗ Manöver, um eben „dem Mob etwas zu bieten.“ 
Meyer war Freund des Rodbertus und Rodbertus Freund 
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Laſſalle's, ſo daß wir der „Erklärung“ wohl Glanben ſchenken 
müſſen. 

Aber auch die veröffentlichten Briefe Laſſalle's 
legen es nahe. Rodbertus war Gegner der Productivaſſocation, 
und Laſſalle ſprach die Hoffnung auf Verſtändigung aus bei 
perſönlicher Unterredung. „Anderſeits“, erklärt er, „bin 
ich ebenſo gern bereit, wenn Sie mir ein anderes 
ebenſo wirkſames (Mittel) zeigen, dasſelbe zu ergreifen und zu 
unterſchreiben. Ich habe vorläufig () nur die Aſſociation vor⸗ 
geſchlagen, weil ich vorläufig wirklich kein Mittel ſehe, das 
zugleich ſo relativ leicht und ſo wirkſam wäre, die Arbeiter 
aber irgend etwas ganz Beſtimmtes, Greifbares (nicht 
ein Geſetz überhaupt) vorgeſchlagen haben müſſen, um ſich da— 
für zu intereſſiren. Ich bin aber ſehr gern bereit, wenn Sie 
mir das andere gleich leichte und gleich wirkſame zeigen, auf 
dieſes einzugehen und das meinige fahren zu laſſen, und ich 
habe, wie gejagt, den zweiten ſchrofferen Ausdruck des Diſſen⸗ 
timents (in dem veröffentlichten Rodbertus'ſchen Briefe) nur 
weggelaſſen, damit vorläufig die Arbeiter nicht zu 


ſehr entmuthigt werden.“ Rodbertus unterſcheidet einen 


Heſoteriſchen und exoteriſchen Laſſalle;“ Meyer wird wohl n 
haben, wenn er ihn hier ſucht. 


Siebter Vortrag. 


Die ſocialiſtiſche „Geſchichtsphiloſophie“. 


Ziel und Agitationsweiſe des Socialismus ſtehen im 
Widerſpruch. Der Socialismus will eine neue ideale Welt⸗ 


ordnung, zu deren Realiſirung er ideale Menſchen bedarf, 


und anſtatt nun unſere Arbeiter dazu zu erziehen, corrun⸗ 
pirt er ſie durch die leidenſchaftlichſte Agitation. Er will 
die Solidarität und predigt den Haß, nichts als Haß. 


Er macht den Auſpruch, eine neue Weltanſchauung, eine 


neue „Religion“ zu präſentiren, und ſein ganzes Auftreten 
charakteriſirt ſich als — wüſtes Parteitreiben. Das das Re⸗ 
ſultat unſeres letzten Vortrages. b 5 

Noch merkwürdiger, unmoraliſcher muß uns die ſocia⸗ 
liſtiſche Agitation vorkommen, wenn wir die ſocialiſtiſche 


Weltanſchauung ſelbſt näher prüfen: wie er auch hier wieder 


mit ſich ſelbſt, ſeiner eignen Theorie im Widerſpruch geräth. 
Dieſe ſpecifiſch ſocialiſtiſche Weltanſchauung verdient eine 
eingehendere Würdigung, einmal ſchon wegen des ange⸗ 


gebenen Grundes, um das Ungerechtfertigte der ſocialiſtiſchen 5 


Agitation zu erweiſen, dann wegen des Intereſſes, welches 
die Sache an ſich hat, ſpeciell endlich für uns, weil ſie 
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uns den Schlüſſel gibt, das Berechtigte und Unberech- 
tigte des Socialismus zu ſcheiden, und das Poſitive des⸗ 
ſelben uns anzueignen. 


Die ſotialiſtiſche „Weltanſchauung“ überſiaupk. 


Die ſocialiſtiſche Weltanſchauung iſt weſentlich Materia⸗ 
lismus. Eine höhere, ideale Welt kennt der Socialismus 
nicht. Der Begriff des Geiſtigen, des Abſoluten, des Ewigen 
exiſtirt für ihn nicht, auf „abſolute“ Wahrheiten, „abſo⸗ 
lute“ ſittliche Forderungen verzichtet er. Er kennt weiter 
nichts, als die ſichtbare Welt; auch der Menſch iſt nichts 
weiter, als die höher entwickelte Materie; derſelbe iſt 

Frucht und Krone der organiſchen Welt, wie die Organis— 
men die Fortbildung der Materie, bilden. So iſt auch die 
ganze „Weltgeſchichte“ weſentlich „Naturgeſchichte“, „Ent⸗ 
wickelungsgeſchichte“: die Geſchichte der Entwickelung der 
Menſchheit, der menſchlichen Gattung, wie ſie ſich mit der 
Geſetzmäßigkeit und Nothwendigkeit eines Naturproceſſes 
vollzieht. Die Aufgabe der Geſchichte, die ganze ſocialiſtiſche 
„Geſchichtsphiloſophie“ culminirt in der Auffindung dieſer 
Geſetze. 

Dem Socialismus iſt die Weltgeſchichte weſentlich 
Entwickelung. Er denkt ſich die Dinge nicht in ihrer 
Ruhe, in ihrem „An ſich ſein“, wie es die ältere Schule 
des Materialismus oder Atomismus beliebte, ſondern in ihrem 
„Werden“; und wie die Einführung der Entwickelungs⸗ 
geſchichte in die Naturwiſſenſchaften dieſe bedeutend geför⸗ 
dert haben, ſo iſt auch die ſocialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung 
in gewiſſen Grenzen wirklich geeignet, der hiſtoriſchen For⸗ 
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ſchung neue Impulſe und was mehr iſt, der Weltgeſchichte 
ſelbſt die reale Unterlage zu geben. 

Kein Ding, ſo führt der Socialismus aus, können 
wir auch nur einen Augenblick als in ſich abgeſchloſſen, 
als ruhend denken; immer iſt es in der Umbildung, in der 
Fortbildung begriffen. Wie es in der Zeit keinen Still⸗ 
ſtand gibt, ſo auch nicht in den Dingen. Der Strom der 
Zeit zieht Alles mit ſich hinein. In demſelben Augen⸗ 
blicke wo die Welle entſteht, nähert ſie ſich auch ihrem 
Untergang; jeder Augenblick ihrer Bewegung iſt Entſtehen 
und Vergehen, iſt „Sein und Nichtſein“. Und jedes Ver⸗ 
gehen iſt wieder Entſtehen, Neuwerden. Das Samenkorn 
vergeht, ſtirbt und es wird zur Pflanze. Die Pflanze 
wird vernichtet durch den Zahn des Thieres, die Vernich⸗ 
tung wird Neuſchöpfung: wird thieriſche Subſtanz. Corrup⸗ 
tio unius est generatio alterius: iſt ein alter philoſophiſcher 
Satz. 

Alles Sein iſt B es gibt kein Sein, ſondern 
nur Werden, alles Sein iſt zugleich Nichtſein, alles Nicht⸗ 
ſein zugleich Sein. Das Denken ſoll die objectiven Ver⸗ 
hältniſſe ſpiegeln, muß denſelben correſpondiren, wenn es 
wahr ſein ſoll, und nur inſofern dieſes gelingt, iſt es 
wahr. Dieſe Erwägung gibt dem Socialismus ſeine eigen⸗ 
thümliche „dialectiſche Methode“. Hegel hat zuerſt dieſe 
Methode beliebt. Aber Hegel war Idealiſt, kam a priori 
dazu, Alles Wirkliche aus dem Geſetze des „Widerſpruches“ 
zu erklären, während die Socialiſten das „Geſetz“ a po: 
steriori, aus der Beobachtung der realen Dinge eruirten, und 
nun allerdings mit den a posterior i gefundenen Formen 
weiter operiren und auf neue, noch nicht beobachtete 
Gebiete anwenden, und ſogar die Baupläne der Zukunft 
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entwerfen. Alſo die Socialiſten ſind nicht Idealiſten, ſie 
conſtruiren nicht a priori, ſondern fie find entſchiedene Ver⸗ 
treter der Induction. Wenn demnach Marx, Laſſalle und 
Engels in den Hegel'ſchen Formen ſich bewegen, ſo 
thuen fie es doch in ganz anderm Sinne als Hegel. Marx 
nennt ſich ſelbſt den „auf den Kopf geſtellten Hegel.“ 
Hegel geht vom Bewußtſein aus und läßt daraus das 
Sein entſtehen; Marx geht umgekehrt vom Sein aus, läßt 
das Sein das Bewußtſein informiren. Sind die Geſetze 
des Sein in ſeiner Bewegung einmal deductiv gefunden, 
dann kann man allerdings auch mit dieſen Formen aprio⸗ 
riſch operiren, die zukünftige Entwickelung vorausbeſtimmen. 
Das real Beſtimmende bleibt aber auch hier das Sein, 
nicht das Denken. 

; Dem Socialismus entſteht, wie geſagt, Alles aus der 
Materie, auch der Menſch und die Menſchengeſchichte ſind 
nur das „Product“ der Materie. Die Erde, die mate⸗ 

rielle Unterlage eines Volkes, die Art ſeiner Ver⸗ 
bindung mit dieſer materiellen Unterlage beftimmt 
allein deſſen ganze Geſchichte, ſo zwar, daß ich 
aus der geographiſchen Lage, dem Klima, Boden, aus der 
Art und Weiſe, wie dieſer Boden auszubeuten iſt, aus den 
dadurch wieder beſtimmten wirthſchaftlichen Verhältniſſen die 
ganze geſchichtliche Entwickelung desſelben conſtruiren könnte, 
nicht blos die ſociale und politiſche, ſondern auch die „Cul⸗ 
turgeſchiche“ katexochen: Religion, Sitte, Recht. Die Pro⸗ 
ductionsbedingungen, Productionsmethode, Eigenthums⸗ 
formen beſtimmen auch den ganzen idealen Ueber⸗ 
bau; mit dem Wechſel der Productions bedingungen 
geräth auch der geiſtige Ueberbau ins Schwanken, muß 
auch er ſich der Entwickelung fügen, neue Formen annehmen. 
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Dem Socialismus erſcheint es als Irrthum, wenn man 
von „der“ Religion, „der“ Sitte und „dem“ Recht ſpricht; 
es gibt blos „Religionen“, blos „Sitten“, blos „Rechte“, 


immer blos von relativer Berechtigung. Auch ſie ſind wie 


die Productions verhältniſſe in immerwährender Umbildung, 
und alle großen Productionsperioden haben auch ihre 
eigenthümlichen Religionen, Sitten und Rechte aufzuweiſen. 
So entſpricht dem Nomadenleben die patriarchaliſche, z. 


B. die Jehova⸗-Religion mit ihrer „Sitte“ und ihrem 


„Rechte“, ſo entſpricht der feudalen Periode der Katholicis⸗ 
mus, während der Proteſtantismus der „Bourgeoiſie“ an⸗ 
gehört. Welchen Wechſel hat z. B. das Eigenthums⸗Recht 
nicht durchgemacht: nicht beſtimmte das Eigenthumsrecht 
die Beſitzverhältniſſe, ſondern die Beſitzverhältniſſe ſchufen 
das Eigenthumsrecht. Die Macht ſchuf das Recht, nicht 
umgekehrt, wie ideale Politiker wähnen; überall war das 
Recht weſentlich Recht der Herrſchenden über die Beherrich- 
ten, und dem Wechſel der materiellen Herrſchaft entſprach 
Wechſel des Rechtes. Dem Patriarchalſtaat entſpricht das 
Patriarchalrecht — Familieneigenthum —, dem Feudal⸗ 
ſtaat das „Lehnsrecht“ — Lehn-Eigenthum —, dem Bour⸗ 


geoiſieſtaat das „römiſche Recht“ — Privateigenthum — 


Alles Recht iſt „Klaſſenrecht“. Ebenſo Sittlichkeit und 
Religion. Sie find die „ideale Hülle“, mit der die herr- 


ſchenden Klaſſen ihre Gewalt umkleiden. Mit der A b⸗ 


ſchaffung der „Klaſſen“ fallen auch ſie. 


Kritik. 


Der Soeialismus „erklärt“ die Ideen einer jeden 
Geſellſchaftsordnung aus ihren Productionsverhältniſſen. 
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Ganz allgemeine Beziehungen weiſt er auf, 
hütet ſich aber ſehr vor jeder Detail ausführung. Gewiß 
mit gutem 1 8 denn — ſie iſt einfach nicht mög⸗ 
li ch. 

Wer wollte z. B. auch nur den Verſuch unternehmen, 
die Dogmen des Chriſtenthum's als Product des Feudal⸗ 
ſtaates zu erweiſen, und den jüdiſchen Jehovaglauben als 

Ausfluß ſeiner patriarchaliſchen Verfaſſung! Iſt doch das 
Chriſtenthum lange vor dem Feudalſtaate dageweſen: die 
untergehenden alten Culturſtaaten — Induſtrieſtaaten — 
gaben die erſte materielle Unterlage ſeiner Geburt und 
Entwickelung ab; und was den jüdiſchen Monotheismus 


anbelangt: weshalb haben ſämmtliche andern Völker dieſen 


Glauben nicht, da doch alle die patriarchaliſche Entwickel⸗ 
ung durchlaufen ſind? Die Geſchichte erweiſt es klar, 
daß das religiöſe Bewußtſein ebenſo ſehr, und die jüdiſch⸗ 
chriſtliche Religion viel mehr das ſociale Leben der Völker 
beeinflußt hat, als umgekehrt die geſellſchaftlichen Zuſtände 
die Religion. Die Religion iſt ein mächtiger Factor, 
nicht ein Product der Geſellſchaft. Aehnlich iſt es 
mit der Sitte, mit dem Rechte; zunächſt und vor Allem 
find ſie Ausfluß der Religion, practiſch werden fie aller⸗ 
dings durch die ſocialen Verhältniſſe Inhalt und Färbung 
bekommen, und je nach dieſen Verhältniſſen verſchiedene 
Formen annehmen; dabei behaupten fie aber ihre beherr- 
ſchende Stelle ebenſo ſehr, als die Mathematik trotz Ver⸗ 
ſchiedenheit der Körper, die ihr zur Berechnung gegenüber 
treten. 
Ein gewiſſer — oft corrumpirender — Einfluß der 
ſocialen Zuſtände auf Religion, Sitte und Recht läßt ſich 
gewiß nicht verkennen, aber daraus folgt doch nicht, daß 
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fie nun auch ſchon die adäquate Urſache ſeien. Ebenſo 
iſt es mit der Politik, wiewohl wir hier ſchon eine bedeu⸗ 
tend innigere Beziehung und Abhängigkeit anerkennen. Wie 
ſehr wirklich die politiſche Entwickelung eines Volkes durch 
ſeine ſocialen Verhältniſſen bedingt iſt, ſo daß wir nie 
die politiſche Geſchichte verſtehen ohne die Geſchichte der 
Geſellſchaft, wie aber umgekehrt im Lichte der ſocialen 
Geſchichte die politiſchen Ereigniſſe, an und für ſich noch 
jo dunkel und willkürlich erſcheinend, oft wunderbare Be- 
leuchtung und Verſtändniß finden, das hat z. B. L. Stein 
in ſener „Geſchichte der ſocialen Bewegung in Frankreich“ 
für dieſes Land und für die letzten 100 Jahre in ſo herr⸗ 
licher Weiſe gezeigt, wie kein Socialiſt vor ihm noch nach 
ihm. Gerade die Anerkennung des innigen Zuſammen⸗ 
hanges zwiſchen der materiellen und geiſtigen Cultur eines 
Volkes bedeutet überhaupt einen Fortſchritt von unabſeh⸗ 
barer Bedeutung für unſere Geſchichtsſchreibung; aber das 
Verdienſt, dieſen Fortſchritt begründet zu haben, müſſen 
wir z. B. der ſog. „hiſtoriſchen Schule“ der Na⸗ 
tionalökonomie, vor Allem Roſcher, viel mehr zuſchreiben, 
als unſern Socialiſten, ſo ſehr wir auch die „Geſchichts⸗ 
philoſophie“ z. B. eines Marx und Laſſalle — der noch 
bedeutendere Rodbertus war nicht materialiſtiſcher 
Socialiſt, ſondern Chriſt — anerkennen. Aber eben 
das Uebermaß ihrer Behauptung muß ſie vor Detail⸗ 
darſtellung abſchrecken: die objective Forſchung läßt den 
Gedankenflug mehr wie im Stich. Es geht den Socialiſten 
wie den Vertretern der „natürlichen Entwickelungsgeſchichte“, 
den Darwiniſten: ſo großartig die Anſchauung iſt und ſo 
ſehr berückend auf den erſten Schein, indem wirklich zahl⸗ 
reiche Thatſachen in ihr angemeſſene Erklärung finden: 


Kritit | 303 


bei genauerer Forſchung erweiſt ſich die Hypotheſe als 
unhaltbar, die die „Großartigkeit“ au ſich haben mag, 
aber nicht die Wahrheit. i 
Der Socialismus hat eine Kelgtide Berechtigung, 
wenn er ſich auf den Standpunkt der Entwickelung ſtellt, 
wenn er die Dinge in ihrem Fluſſe, in ihrer Bewegung, 
im Werden beobachten möchte. Aber deshalb hat die Beo— 
bachtung der Dinge in ihrem „Sein“, in ihrer Ruhe auch 
noch ihre Berechtigung, und die überwiegende Be⸗ 
rechtigung, ebenſo gut als die beſchreibende Naturgeſchichte 
noch immer ihre Stellung neben der Entwickelungsgeſchichte 


ſiegreich behauptet. Das iſt falſch, daß der Socialismus 
wieder einſeitiggeneraliſirt, daß er unter Beobach⸗ 


tung der Bewegung in den Dingen das Bleibende, das 
Stehende, das Subſtrat der Bewegung ignorirt. Da⸗ 


mit verflüchtigt er den Inhalt der Begriffe 


total, und mit der Leugnung der Identi⸗ 
tat der Begritfe iſt die „„ des 
Denkens ſelbſt geleugnet. 

Wenn er ſich die Geſchichte als dialektiſchen Proceß 
denkt, wo die Poſition (3. B. „Urſprüngliches-Gemein⸗ 
eigenthum“) negirt wird (Allgemeines „Individualeigen⸗ 
thum“), dieſe Negation (mittelſt der Uebergangsſtufe: 
„Kapitaliſtiſches Eigenthum“) wieder negirt wird, aus 
welcher Negation dann eine höhere Poſition wird („Ge— 
meineigenthum mit dem auf Arbeit gegründeten Privat⸗ 
eigenthum“): ſo iſt das nur eine Umſchreibung des alten 
Erſcheinungs⸗Satzes, daß „Extreme ſich berühren“, daß 
die weltgeſchichtliche Entwickelung ſich „in Gegenſätzen ver⸗ 
läuft“, was z. B. der chriſtliche Geſchichtsphiloſoph Meh⸗ 


ring darſtellt, als: Theſe — Antitheſe — Syntheſe. 
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Die Gegenſätze ſind aber nicht als contradictoriſch, ſondern 
als conträr zu faſſen, nicht als Negation und Negation 


der Negation ſchlechthin, ſondern jedesmal als ſehr par⸗ 


tielle Negation, als accidentelle Veränderung, nicht 
als ſubſtantielle Aufhebung. Die Negation iſt doch un⸗ 
möglich als eigentlich in ſich „ſchöpferiſch“ zu betrachten, 


als der Urgrund der neuen Bofition, ſondern dieſer liegt 
nach wie vor in dem, was in der Negation (des Accidens) 


bleibt, in der ſich gleich bleibenden Subſtanz. Con⸗ 
cret auf das Beiſpiel des Eigenthums angewandt: die 
accidentellen Formen des Eigenthums wechſeln, aber der 
Begriff ſelbſt bleibt. Falſch iſt's natürlich, wenn die Libe⸗ 


ralen wähnen, Eigenthum ſei nothwendig Individualeigen⸗ 
thum; dieſe Einſeitigkeit der Liberalen rechtfertigt aber 


noch nicht die andere Einſeitigkeit der Socialiſten, daß von 5 


Eigenthum und Eigenthumsrecht nun überhaupt keine Rede 
ſein könnte. Wenn der Inhalt des Begriffes auch wechſelt, 
deshalb braucht er ſich doch nicht ganz zu verflüchtigen. 


die een Befelfhinftsornnng. — Ihre „nakurgeſetzliche“ 
Entwirkelung zum „Sotialismus“ fin. 


Sobiel zur allgemeinen Würdigung der ſocialiſtiſchen 
„Dialectik“. Gehen wir nun ſpecieller darauf ein, wie 


denn der Socialismus die geſellſchaftliche Entwickelung des 


Feudalſtaat zum Bourgeoiſie- und Volksſtaat, den Zuſammen⸗ 
hang der bezüglichen Eigenthums- und Rechtsformen mit den 
geſellſchaftlichen Productionsbedingungen ſich denkt. Die 


ſocialiſtiſchen Autoren, vor Allem Laſſalle, Marx und 
Engels geben zwar nur gelegentliche Andeutungen, mehr 
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in kritiſcher als poſttiver Form, doch läßt ſich ein an— 
näherndes Bild daraus herſtellen. 


1 


Unſere Bourgeoiſie verdankt ihren Urſprung den 
großen Entdeckungen des 15. Jahrhunderts und der damit 
gegebenen Fortbildung des alten zünftigen Handwerk's zur 
Manufactur, mit erweiterter Arbeitstheilung und 
vergrößertem Kapital. In dieſer Entwickelung hat die 

Bourgeoiſie, in Frankreich wenigſtens, ſogar auch ihre pol? 
tiſche Herrſchaft begründet in der Revolution von 1789. 
Die Vollendung und die eigentlich techniſche Unter⸗ 
lage der kapitaliſtiſchen Periode aber tft die NMaſchine: 
ſie iſt die eigentliche Schöpferin der ſocialen und gei⸗ 
ſtigen Zuſtände unſerer Zeit, und für die deutſche Bour⸗ 
goiſie war fie auch der Hebel der po lit iſchen Umwandlung. 
i Wirkſamkeit und Vortheil der Maſchine liegt in 
der Maſſen production gleichartiger Pro⸗ 
ducte Die „Maſſe“ der Producte fordert aber einen 
großen Abſatzmarkt; die „Gleichartigkeit“ der Pro⸗ 
ducte, reſp. die Beſchränkung auf wenige Arten, die jedes⸗ 
mal eine Maſchine produciren kann, erfordert ausgedehnte 
Arbeitstheilung, reſp. ein „Sich in die Hand Ar⸗ 
beiten“ der verſchiedenen Maſchinen, ein Austauſch der 
Producte im Großen, ſo daß ſich dieſer Austauſch, „Hans 
del“ zu eigner Bedeutung aufſchwingt. Die Vor⸗ 
ausſetzung dieſer Großproduction, dieſes Großhandels iſt 
großer Kapitalbeſitz; wie denn auch umgekehrt 
dieſer Großbetrieb denjenigen, die ſo glücklich ſind, dieſe 
Kapitalmaſſen einſetzen zu können, es zehnfach und hundert⸗ 
fach lohnt. Das Anwachſen des Kapitales wieder er⸗ 
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möglicht Vergrößerung des Betriebes, kurz, Bedingung und 
Folge ſind hier reciprok, laſſen ſich umkehren. 

Mit dem Wechſel der Productionsverhältniſſe erklärt 
ſich auch die geiſtig-politiſche Eigenthümlichkeit der 
Bourgeoiſieperiode. Vor Allem mußte die Bourgeoiſie 
„revolutionär“, „liberal“ auftreten gegenüber der Ge— 
bundenheit des Feudalſtaates. Der Feudalſtaat war 
local, genoſſenſchaftlich, ſtändiſch, gegliedert, 
gebunden. Local: die Productions- und Abſatzgebiete 
waren ſtreng abgeſchloſſen, nicht blos Stadt gegeu Stadt 
durch ſtrenge Zölle, ſondern ſelbſt die Straßen waren ver- 
theilt unter die Producenten: kein Handwerker durfte ver— 
kaufen über ſeinen Bezirk hinaus. Das Land war jedes⸗ 
mal einer beſtimmten Stadt zugewieſen, auch hier Produe⸗ 
tion und Abſatz gegenſeitig geregelt. Genoſſenſchaft⸗ 
lich: nur als Glied einer Genoſſenſchaft, der Zunft 
konnte man produciren, nur nachdem man den genoſſen⸗ 
ſchaftlich geregelten Bildungsgang durchgemacht hatte als 
Lehrling, Geſelle, Meiſter, nur ſoweit die Genoſſenſchaft es 
erlaubte, mit ſoviel Geſellen, Lehrlingen, als es in der 
Genoſſenſchaft ſtatuirt war, nur von der Oualität, zu den 
Preiſen, wie das Statut es feſtſetzte. Ständiſch: 
Geiſtlicher und weltlicher Adel durfte ſich nicht betheiligen 
an der Induſtrie; Verletzung der Zunftehre ſchloß ebenſo 
aus. 

Dieſe Gebundenheit ließ eine Großinduſtrie nicht auf⸗ 
kommen, kam damit in Konflict mit den Intereſſen der 
entſtehenden Bourgeoiſie. Dieſe verlangte „Freiheit“ der 
Production; der localen Gebundenheit ſtellten ſie die „Han⸗ 
delsfreiheit“ und „Freizügigkeit“ gegenüber, der genoſſen⸗ 
ſchaftlichen und ſtändiſchen die „Gewerbefreiheit“. Dieſer 
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Kampf wurde um fo leichter, als die alte Ordnung wirk— 
lich zu einem organiſirten Monopol- und Kaſtenweſen er⸗ 
ſtarrt war, wo nicht Talent und Tüchtigkeit, ſondern der 
Zufall der Geburt und Gunſt ſociale Geltung verſchafften. 
So zählte die Geſellſchaft zahlreiche Unzufriedene, denen 
die alten Stände nicht Luft und Licht zu freier Entwickel⸗ 
ung gewährten, und der Bourgeoiſie war es ein Leichtes, 


ſie als Bundesgenoſſen zu werben, gemeinſam den Kampf 


der Freiheit aufzunehmen. 

Beide Parteien konnten und wollten auch nicht un 
mittelbar auf einanderftoßen ; über ihnen ſtand das König: 
thum, Repräſentant der realen „Macht“ und der „Ord— 
nung“. Auf dieſes mußten ſich beider Blicke richten, jeder 
es für ſich zu gewinnen ſuchen. Hätte das Königthum es 
verſtanden, den ſocialen Gegenſatz zum vermittelnden Aus⸗ 
gleich zu bringen, ſo hätte es ſich ſelbſt in ſeiner Stellung 
nur befeſtigt. Allein das Königthum in Frankreich, wo 
der dritte Stand zuerſt auf dem Plan erſchien, vermochte 
eine ſelbſtſtändige Stellung über den Parteien nicht zu be⸗ 
haupten; es war eben ein feudales Königthum, und 
gewann nicht die Kraft über ſich, dieſe Verbindung zu 
löſen. Es nahm Partei gegen die Neuerer, und ſo mußte 


die „Revolution“ auch gegen das Königthum ſich wenden 


— wiederum um ſo leichter, als auch das Königthum 


viel geſündigt hatte, und die ſittliche Berechtigung der neuen 


Ideen auf dieſem dunkeln Hintergrunde um ſo herrlicher 
erſtrahlte. So wurde „der dritte Stand“ ſchon gleich 
Vorkämpfer der ſocialen und politiſchen (conſtitu⸗ 
tionellen) „Freiheit“, gegen „Privilegium“ und „Deſpo⸗ 


i tismus“. 4 
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Immer iſt es die Empfindung des Druckes, das Ge 
fühl des erlittenen Unrechts, was der Revolution ihre 
Kraft gibt; die poſitiven Ziele, vor Allem der Führer, 
ſind meiſtens nur unbeſtimmt und mehr geahnt als ge⸗ 
wußt. Ebenſo auch im Kampf des dritten und der erſten 
Stände: man wendete ſich zunächſt und vor Allem gegen 
die Privilegien der Geburt, gegen das beſtehende Recht, 
das ſich überall als ein „Klaſſenrecht“ erwies, ausſchließ⸗ 
lich darauf eingerichtet, die herrſchende Klaſſe in ihrer 
Stellung zu ſichern. Dieſer Haß gegen die beſtehende 
rechtliche Privilegienwirthſchaft ließ die Beſitzloſen 
die factiſchen Privilegien in den Händen ihrer „Führer“, 
der Bourgeoiſie, überſehen. Man verlangte „Freiheit der 
Arbeit“ „Recht auf Arbeit“, wiewohl im Grunde „Freiheit 
des Kapitals“ das Ziel war. Man konnte dieſes um 
ſo mehr, als im Anfange der Kapitalwirthſchaft wirklich 
die Kapitalbeſitzer auch noch perſönlich arbeiteten, alſo 
Renten⸗ und Arbeitseinkommen ſich verband, während der 
feudale Adel rein arbeitsloſes Einkommen bezog. So hatte 
die Forderung der „Arbeitsfreiheit“ wenigſtens dem feu⸗ 
dalen Adel, dem reinen Beſitzadel gegenüber, auch für den 
Bourgeoiſieadel noch eine gewiſſe Berechtigung. 

Wir ſehen: alle Schlagwörter des Liberalismus ſind 
nur der Ausdruck der Intereſſen der Bourgeoiſie, und 
die Entwickelungsbedingung der Bourgeoiſie im großen 
Style iſt — die Maſchine. So iſt die ganze „liberale“ 
Entwickelung, die „Freiheits“-Bewegung der modernen Zeit 
nichts anderes als — „der geiſtige Niederſchlag der Ma⸗ 
ſchine“, die modernen Bewußtſeinsformen ſind: die Spiegel⸗ 
ung der materiellen Productionsverhältniſſe im Geiſte des 
Menſchen. Das Kapital bedarf der „freien Arbeiter“, des 
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„freien Marktes“, das Kapital liebt die Beweglichkeit, den 

Wechſel und die Verſchiebbarkeit der Arbeiter und des 
Kapitals in Quantität und Qualität, je nach dem Stand 
der Productionsbedingungen; die Seele der Kapitalswirth⸗ 
ſchaft iſt der Tauſch, der Verkehr, Leichtigkeit der 
Verbindungen und auch wieder leichte Lösbarkeit derſelben, 
nach allen Beziehungen hin. Aus dieſen ſeinen Inter⸗ 
eſſen erklärt ſich ſeine ganze geiſtige Richtung. Daher 
fein Streben nach Nivellirung, nach „Gleichheit“; 
daher feine Begeiſterung für den Großſtaat (Nationali⸗ 
tätsidee); daher ſeine Centraliſationsſucht, da⸗ 
her ſein Eintreten für allgemeine Bildung — denn nur 
bei einer gewiſſen geiſtigen Beweglichkeit kann der Arbeiter 
den ſchnell wechſelnden Bewegungen des Marktes folgen 
— daher endlich ſein Haß gegen Religion und 
Kirche, die eben proteſtirt gegen die Herabdrückung des 
Arbeiter's zur „Ware“, die nicht glauben will an die 
abſolute Berechtigung der allgemeinen Concurrenz, „des 
Kampfes um's Daſein“, nicht hören mag von der Allein⸗ 
= berechtigung des Eigenthums. 


2. 


Die Maſchine bedeutet einen Fortſchritt für die Menſch⸗ 
heit von unüberſehbarer Tragweite; ſie iſt der großartigſte 


Hebel zur Begründung der materiellen Freiheit — 
der Bedingung der geiſtigen Cultur. Ihre Einführung 


und raſche Ausdehnung verdanken wir der Bourgeoiſie; 
dieſe hat ſich damit ein großes Verdienſt um die Menſch⸗ 
heit erworben. Die relative Berechtigung der bürgerlichen 
Periode iſt damit anerkannt, und der Socialismus iſt am 
wenigſten geſonnen, das zu leugnen. Sie iſt ein Fort⸗ 
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ſchritt in der Geſchichte, wie die Sklaverei ein Fortſchritt 
war gegenüber dem Kriege aller gegen Alle, ſocial und 
wirthſchaftlich: als erſte Ausbildung der Arbeitstheilung; 
wie die mittelalterlich⸗feudale Periode ein Fortſchritt war 
gegen den Sklavenſtaat des Heidenthums. Aber falſch 
wäre es, wenn dieſer relative Fortſchritt zu einem ab⸗ 
ſoluten geſtempelt werden ſollte, wenn mit der bürgerlichen 
Periode die Weltgeſchichte abſchließen ſollte. Auch die 
bürgerliche Periode iſt nur eine Durchgangs ſtufe 
zu einer höheren Form — der ſocialiſtiſchen; die Keime 
derſelben ſind ſchon gelegt, reifen der Entwickelung ent⸗ 
gegen. Und wiederum ſind es die Productionsbedingungen, 
die Productionsmittel, die dieſe Umbildung beſorgen. Die⸗ 
ſelbe Maſchine, die die liberale Periode hervorgerufen 
hat, ſprengt ſie auch. Die An wendung der 
Maſchine wird immer umfaſſender, immer compli⸗ 
cirter, immer großartiger, jo daß das noch ſo aus ge⸗ 
dehnte Privatkapital nicht mehr ausreicht, 
ſie zu beherrſchen. Immer wenigere werden derer, die 
concurriren können, immer kleiner die Zahl der Kapt: 
taliſten, Unternehmer, immer größer, ſchwerfäl⸗ 
liger die Maſſe der Arbeiter, die zu beherrſchen 
find, immer ſchwierig er die Ueberſchau des Welt⸗ 
marktes, die Verlegenheit des Abſatzes; immer erſchüt⸗ 
tender die Kriſen, bis zuletzt das ganze Gebäude 
zuſammenbricht. Die furchtbaren Productionskriſen, die 
Strikes ꝛc. find die Wahrzeichen, wie wenig das 
Privatkapital die Production zu beherrſchen vermag: ſie 
iſt ihm über den Kopf gewachſen. Den Druck empfindet 
der Unternehmer nicht minder, als der Arbeiter. Derſelbe 
wird immer unerträglicher, ſo daß zuletzt Unternehmer wie 
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Arbeiter willig die Hand bieten zur Aenderung — zur 
Einführung der ſocialiſtiſchen Organiſation. Das wäre 
dann der Weg der Reform. Vielleicht auch werden die 
Arbeiter der Sache früher leid, als die Kapitaliſten, die 
auf ihre Herrſchaft nicht verzichten mögen; nun, dann 
kommt die Revolution, dann iſt es, wie ſchon oft in der 
Geſchichte die Gewalt, die die Dinge zu ihrer naturge⸗ 
mäßen Entwickelung führt. 

In der ſocialiſtiſchen Organiſation wird die „kapita⸗ 
liſtiſche“ Productionsweiſe, der Großbetrieb, erſt zur 
Wahrheit, und zur Wohlthat für Alle. An Stelle 
der Naturgeſetze der Concurrenz tritt „Ordnung“ und „Bes 
wußtſein“. Die der Arbeitstheilung entſprechende „Arbeits— 
vereinigung“ verliert ihre deſpotiſche Form, entzieht ſich 
privater Beherrſchung (durchs Kapital), gewinnt vielmehr 
öffentliche, auf dem Princip der Gleichheit ge⸗ 
gründete Form. Das Kapital, Product der Arbeit, 
tritt wieder in den Dienst der Arbeit, wieder in den. 
Dienſt der Gemeinſchaft. Alle Vortheile der kapitaliſtiſchen 
Productionsweiſe bleiben der Geſellſchaft erhalten, kommen 
erſt zur rechten, vollen Entwickelung. Production wie 
Diſtribution nehmen eine wirklich „ſociale“ Geſtaltung an; 
die Herrſchaft der „Klaſſe“ hört auf — Alle herrſchen. 
Damit beginnt dann auch die Periode der Humanität 
— alle bisherige Geſchichte war die Geſchichte der 
Klaſſen⸗Kämpfe, war nur die „Vorgeſchichte“ 
der Menſchheit. Dann können wir auch von „der“ Reli⸗ 
gion, „der“ Sittlichkeit, „dem“ Recht ſprechen, weil dort 
die „Erlöſung“ ſich vollzogen 0 die „Idee“ „Menſch“ 
geworden iſt. 
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Je raſcher die Concentration des Kapitals 
und der Arbeitermaſſen wächſt, je mehr dieſe Maſſen 
durch politiſche Agitation, durch ſocialiſtiſche 
Vereinigungen, Trades⸗Unions, Strikes ꝛc., durch 
Schule und Militär 2. ſich näher treten, die 
Macht des Zuſammenwirkens kennen lernen, deſto näher 
kommen wir der Einführung des Volks ſtaate s. Und 
dieſe geiſtige Entwickelung des Arbeiterſtandes zu fördern, 
den Umſchwung der Bewußtſeinsformen mit dem 
der wirthſchaftlichen Verhältniſſe im Einklang zu halten, 
das muß eben die Aufgabe der ſocialiſtiſchen Agitation ſein 
— will er anders mit ſeiner Geſchichtsphiloſophie nicht 
im Widerſpruch kommen. Sie ſoll die ſocialiſtiſche Orga⸗ 
niſation nur zur Reife bringen, nicht eigentlich ſchaffen, 
das thuen die Productionsmittel. 

Wir haben nun ſchon hervorgehoben, daß die ſocia⸗ 
liſtiſche Agitationsweiſe wenig dazu angethan iſt, den gei⸗ 
ſtigen Umſchwung, deſſen die ſocialiſtiſche Organiſation der 
Arbeit bedarf, poſitiv zu fördern, daß ſie vielmehr eine 
rein negative, kritiſtirende, ein zweiſchneidiges 
Schwert iſt, das, je wuchtiger es den Bourgeoiſieſtaat trifft, 
um ſie tiefer auch den Zukunftsſtaat verwundet — ſie weckt 
die Leidenſchaften, die gefährlichſten Feinde des Zukunfts⸗ 
ſtaates. 


Wielerſpruci zwilden „Agitation“ und „Beldidtsphilofophie.“ 


Nicht blos die Agitations-Weiſe des Socialismus 
iſt eine verkehrte, ſondern auch die wirthſchaftlichen 
Vorausſetzungen ſind noch durchaus nicht zu der 
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Reife gelangt, daß fie überhaupt eine „Partei“ 
Agitation rechtfertigen. Oder iſt denn wirklich die 
Großproduction ſchon in der Weiſe vorgeſchritten und 
allgemein, wie der Socialismus es hinſtellt? Hier iſt 
die Kapitalfrage, von der Alles, Andere abhängt. Hier 
iſt, glaube ich, der fundamentale Punkt, wo der Socia⸗ 
lismus zu faſſen iſt. Wenn wirklich der Kapitalismus 
zu der Höhe ſich ſteigerte, wie der Socialismus es vor: 
ausſetzt: einige wenige Millionäre, und ihnen gegenüber: 
die Millionen Arbeiter, geiſtig und materiell geknechtete, 
unterſchiedsloſe Lohnarbeiter dieſer Wenigen; wenn wirk⸗ 
lich, wie die liberale Doctrin es will, nichts geſchehe, 
dieſe bedrohliche Entwickelung zu paralyſiren; wenn nicht, 
mit andern Worten, eine chriſtlich⸗ſociale Politik 
eine ernitlihe Löſung der Frage ins Werk ſetzt: dann 
müßten wir dem Socialismus offen ſeine Berechtigung zu— 
erkennen, dann wäre die beſtehende Ordnung wahrlich werth, 
daß ſie zu Grunde ginge und es wäre Schade um jede 
Thräne, die ihr nachgeweint würde. Aber Gott ſei Dank, 
jo weit find wir noch nicht. Wir haben noch einen zahl- 
reichen Mittelſtand, einen ſelbſtſtändigen, tüchtigen 


Miittelſtand, der noch lebt, wenn ihn die liberale und focia- 


liſtiſche Wiſſenſchaft auch todtzuſchweigen ſucht, es iſt eine 
Fiction, wenn man die Geſellſchaft als „Lohnarbeiter“ 
und „Kapitaliſten“ hinzuſtellen beliebt — noch bilden beide 
nur einen ſehr geringen Bruchtheil der Geſell⸗ 
ſchaft. Die „Arbeiterfrage“ iſt noch nicht „die“ ſociale 
Frage, wozu man ſie aufbauſchen möchte. Die Frage der 
Mittelſtände iſt auch noch da und ſie iſt ganz entſchieden 
wichtiger und berechtigter, als die „Arbeiterfrage“. Wenn 
„Kapitaliſten“ und „Arbeiter“, Liberalismus und Socia⸗ 
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lismus das Recht „der ſocialen Frage“ allein an ſich ge⸗ 
riſſen haben — der eine die Leugnung, der andere die 
Löſung — ſo iſt das eben Anmaßung. | 

In dem Mittelſtand, oder Jagen wir lieber: in den Mittel⸗ 
ſtänden vereinigt ſich noch Kapital und Arbeit, hält ſich 
Kapital⸗ und Arbeitseinkommen noch ziemlich die Wage. Der 
einſeitigen Kapital⸗ und Arbeitspartei, dem Liberalismus 
wie Socialismus ſtehen ſie deshalb in gleicher Weiſe im 
Wege, und beide arbeiten an ihrer Vernichtung, zunächſt 
wiſſenſchaftlich — „abſtrahirend“ —, dann aber auch prac⸗ 
tiſch. Und merkwürdig: die practiſche Zerſtörungs⸗ 
arbeit fällt weſentlich dem „conſervativen“ Liberalismus 
zu. Der Socialismus weiſt ihm dieſe Aufgabe ſogar direct 
als ſeine „weltgeſchichtliche Miſſion“ zu, um dann nachher 
ihn abzulöſen. Die ganze moderne liberale Geſetzgebung 
zur Aufſaugung der Mittelſtände war deshalb den Socia⸗ 
liſten Waſſer auf ihre Mühle, wie denn z. B. Dr. Schweizer, 
Präſident des „Allg. deutſchen Arbeitervereins“, bei Gelegen⸗ 
heit der Berathung über Aufhebung der Wuchergeſetze im 
deutſchen Reichstag offen eingeſtand, er ſtimme zu „aus Bos⸗ 
heit“. Das Einzige, was der Socialismus auszuſetzen 
hat, iſt, daß der Liberalismus noch nicht ſchnell genug 
arbeitet. Er hält die Aufſaugung der Mittelſtände durch 
das Kapital für ein „unabänderliches Naturgeſetz“ und 
iſt höchſt ungehalten, daß die Mittelſtände noch nicht 
daran glauben, ihre Exiſtenz noch nicht ſo ohne Weiteres 
aufgeben wollen an den ſocialiſtiſchen Staat. Des⸗ 
halb ſind ſie „Feinde“ des Socialismus. Gerade in ſeiner 
Blüthezeit beklagte ſich der Socialismus bitter über dieſe 
„Hartnäckigkeit“; ſie geſtanden ſelbſt, daß ohne die Mittel⸗ 
ſtände, ſpeciell ohne unſern Bauern ihr ganzes Streben 


| Widerſpruch zwiſchen Agitation ꝛc. 315 


eitel ſei, ſie anerkannten die Nothwendigkeit, gerade den 
Bauernſtand durch Preſſe, Broſchüren und Verſammlungen 
für ihre Ideen zugänglich zu machen. Man ſchien ſich 


jetzt erſt auf einmal klar zu werden, daß man, wollte man 


auf die Bauern warten, es mit dem ſocialiſtiſchen Volks⸗ 
ſtaat noch in endlos weiter Ferne ſtehe — ein für die 
Ungeduldigen unerträglicher Ausblick. Sie hatten eben in 


ihrer Wiſſenſchaft und Agitation eine Entwickelung anti⸗ 
cipirt, die ſich ihnen nun auf einmal als noch in weiter 


Ferne gelegen aufſtieß. In Büchern und Preſſe laſſen 


ſich die Bauern bei Seite ſchieben, aber wenn's an ihr 


Eigenthum geht, werden fie „concret“. 
Auch hier ſehen wir wieder Theorie und Praxis im Wider⸗ 


ſpruch. Die ſocialiſtiſchen Wortführer nehmen es gewaltig übel, 
wenn man ihnen „Revolutionsgelüſte“ unterſchiebt: auf dem 


Wege „friedlicher, organiſcher Fortentwickelung“ ſoll ſich 
die Umwandlung vollziehen. Sie geſtehen zu, daß ihre 
Zeit noch nicht gekommen ſei, die Zerſetzung der alten 


Geſellſchaftsordnung ſei noch nicht ſo weit gediehen. 


Laſſalle ſtellte noch 200 Jahre, Rodbertus gar 500 Jahre 
in Ausſicht, ehe von einer vollen Realiſirung der ſocia⸗ 


liſtiſchen Idee die Rede ſein könne. Marx ſpricht ſich nicht 


aus. Alle Socialiſten aber betonen, daß der Uebergang 


ein „organiſcher“ fein ſoll, daß daher die Mittelſtände erſt 


ſo weit zerſetzt ſein müßten, um ſelbſt zu ihrer Abſetzung die 


BR Hand zu bieten, jedenfalls in ihrer Majorität. So will 
es der wiſſenſchaftliche Socialismus. Und nun vergleiche 


man die Agitation — da ſteigert man die Unzufriedenheit 
bis zum höchſten Grade, da malt man das Zukunftsbild 
mit den lockendſten Farben, da ſchildert man die Verhält⸗ 


8 niſſe als in ſich total ungerecht und unhaltbar, da ent⸗ 
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feſſelt man die leidenſchaftlichſten Anſprüche, und verſpricht 
Befriedigung und allgemeines Glück — wie läßt ſich das 
vereinigen? Will man wirklich dem Arbeiter zumuthen, 
gutmüthig alles „Unrecht“ zu ertragen, auf feine 
ganze ihm herrlich gemalte Zukunft zu verzichten, 
weil „die organiſche Entwickelung“ es fordert? Heißt 
das nicht den Arbeiter zur hellen Verzweiflung bringen, 
vollſtändig der Revolution in die Arme treiben? Will 
man's ihm übel nehmen, wenn er es auf einen Gewalt⸗ 
ſtreich ankommen läßt? Kann man überhaupt eine poli⸗ 
tiſſche Partei gründen auf noch unabſehbare Ziele, 
an deren Verwirklichung zum wenigſten die Lebenden gar 
nicht denken können? Da mag man wiiſſſenſchaftliche Ver⸗ 
eine, Schulen gründen, belehrende Vorträge halten ꝛc., aber 
nie und nimmer politiſche Agitation treiben. 

Das iſt der Standpunkt, wie ihn auch Rodbertus 
und in gewiſſer Weiſe ſelbſt Laſſalle einnahmen; Rod⸗ 
bertus, indem er ſich gegen jede Agitation verwahrte, 
und ſeinen Freund Laſſalle, ſobald dieſer den Arbeitern 
eine politiſche Organiſation zu geben ſuchte, vollſtändig 
desavouirte; Laſſalle, indem er zunächſt nur Bro 
ductivaſſociationen forderte, mit ſeinem letzten 
Ziele aber, das eben auch der ſocialiſtiſche „Volksſtaat“ 
war, vollſtändig hinter dem Berge hielt, als vorläufig noch 
gar nicht in Betracht kommend. Laſſalle legte in jeder 
Beziehung ſeiner Agitation Zügel an, ſowohl in der Verkün⸗ 
digung des Zieles, als auch des letzten Mittels des 
Zieles — des Rechts der „Expropriation“. So verlor 
ſeine Agitation das eigentlich Revolutionäre, hielt ſich frei 
von dem Widerſpruch mit der Theorie einer „organiſchen“ 
Entwickelung, deſſen ſich unſer jetziger Socialismus ſchuldig 
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macht. Freilich, Laſſalle that das aus Berechnung, zum 
ſittlichen Verdienſt wollen wir ihm das gewiß nicht an⸗ 
rechnen; aber objectiv, politiſch bleibt es ein Verdienſt. 
Mit der „Productivaſſociation“ läßt ſich eine „organiſche 
Entwickelung“ wohl vereinbaren: nach Laſſalle'ſchem Vor⸗ 
ſchlage ſollte ſie ſich zunächſt auf die wirkliche Groß⸗ 
induſtrie beſchränken, fo daß die Mittelſtände noch 
ganz unberührt blieben, und nur in der Weiſe, 
als ſie ihrer Auflöſung entgegen gingen, in die Pro⸗ 
ductivaſſociation Aufnahme fanden. Daß es 
mit der Laſſalle'ſchen Productivaſſociation auch nichts iſt, 
haben wir ſchon hervorgehoben, wir betonen hier nur Laſſalle's 
relative Mäßigung gegenüber ſeinen heutigen ſocialiſtiſchen 
Freunden. | 

Laſſalle war immerhin noch „conſervativ“ und konnte 
ſich deſſen gegenüber der „Kreuzzeitung“ mit Recht rühmen. 
Sein Vorſchlag griff der „hiſtoriſchen Entwickelung“ der 
Mittelſtände nicht vor, fügte nur, könnte man faſt ſagen, 
die aus dem Rahmen der Geſellſchaft „herausgefallenen“ 
Glieder — das Proletariat — wieder in dieſelbe ein. 
Er rechnete mit dem Factor der Großinduſtrie, ſo weit 
dieſelbe da war, bereits „hiſtoriſch“ war, griff aber nicht 
in die Entwickelung künſtlich, „revolutionär“ ein. 

„Die organiſche Kraft der großen Induſtrie einmal 
gegeben“, meint er, „iſt es unmöglich, die noch vorhan⸗ 
denen Reſte des Mittelſtandes gegen ſie in ihren 
alten Formen zu ſchützen. Es iſt unmöglich, die Flüſſe, 
Bäche und Quellen davon abzuhalten, daß ſie in die Ströme 
fließen und ſickern. Aber ſich der befruchtenden Kraft des 
großen Stromes zu bemächtigen, jene Verbindung von 
Kapital und Arbeit in einer neuen, in den heutigen 
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entwickelten Verhältniſſen der großen Induſtrie begrün⸗ 


deten Weiſe hervorbringen, einen Mittelſtand, welcher 


nicht mehr eine Klaſſe im Volke iſt, ſondern das Volk 
ſelbſt umfaßt, das Daſein und die Blüthe dieſes 
Standes gerade auf das Weſen der großen 
Induſtrie ſelbſt gründen, gegen welches man 
ihn vergeblich zu ſchützen und abzuſperren ſucht — das 
ſcheint mir vor Allem befruchtend, und auch, da ſo die 


einmal unleugbar hiſtoriſch vorhandene und ſich immer 


mehr entwickelnde Kraft der großen Induſtrie, ſtatt be⸗ 
kämpft zu werden, zum Träger des Zweckes gemacht 
wird, vor Allem „„hiſtoriſch““. S. „Erwiderung“ S. 6. 

In der That, Laſſalle knüpfte an die hiſtoriſche Ent⸗ 
wickelung an, der heutige Socialismus aber abſtrahirt 
von aller hiſtoriſchen Entwickelung in ſeiner Agitations⸗ 
weiſe — iſt revolutionär im ſchlimmſten Sinne des 
Wortes. 


5 Roten und Belege zum ſiebten Vorkrage. 


1. 
Die ſocialiſtiſche Geſellſchafts- und Geſchichtsphiloſophie iſt 


durchaus materialiſtiſch trotz der hegeliſch-pantheiſtiſchen Form. 


K. Marx präciſirt ſeine Stellung in dieſer Beziehung in der 
Vorrede „Zur Kritik der politiſchen Oekonomie“. Berlin 1859 


ſelbſt dahin: 


„Das allgemeine Reſultat, das ſich mir (bei der kritiſchen 


Reviſion der Hegel'ſchen Rechtsphiloſophie) ergab, und, einmal 


gewonnen, meinen Studien zum Leitfaden diente, kann kurz ſo 


formulirt werden: In der geſellſchaftlichen Production ihres 


Lebens gehen die Menſchen beſtimmte, nothwendige, von ihrem 


Willen unabhängige Verhältniſſe ein, Productionsverhältniſſe, 


die einer beſtimmten Entwickelungsſtufe ihrer materiellen Br o- 


= ductivfräfte entipreden. Die Geſammheit dieſer Pro⸗ 


ductionsverhältniſſe bildet die öbkonomiſche Structur 
der Geſellſchaft, die reale Baſis, worauf ſich ein j u ri⸗ 


ſtiſcher Ueberb au erhebt, und welcher beſtimmte ge 
ſellſchaftliche Bewußtſeinsformen entſprechen. Die 


Productionsweiſe des materiellen Lebens bedingt den ſocialen, 
politiſchen und geiſtigen Lebensproceß überhaupt. Es iſt nicht 


das Bewußtſein der Menſchen, das ihr Sein, ſon⸗ 


> dern umgekehrt ihr geſellſchaftliches Sein, das ihr Be⸗ 
| wußtſein beſtimmt. 


Auf einer gewiſſen Stufe ihrer Entwickelung gerathen die 
materiellen Productivkräfte der Geſellſchaft in Wider⸗ 
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ſpruch mit den vorhandenen Productionsverhältniſſen, oder, 
was nur ein juriſtiſcher Ausdruck dafür iſt, mit den Eig en⸗ 
thumsverhältniſſen, innerhalb deren fie ſich bisher 
bewegt hatten. Aus Entwickelungsformen der Pro⸗ 
ductipkräfte ſchlagen dieſe Verhältniſſe in Feſſeln derſelben 
um. Es tritt dann eine Epoche ſocialer Revolution 
ein. Mit der Veränderung der ökonomiſchen Grundlage wälzt 
ich der ganze ungeheure Uüeberb ap ang 
ſamer oder raſcher um. In der Betrachtung ſolcher 
Umwälzungen muß man ſtets unterſcheiden zwiſchen 
der materiellen, naturwiſſenſchaftlich treu zu konſtatiren⸗ 
den Umwälzung in den ökonomiſchen Productionsbedin⸗ 
gungen und den juriſtiſchen, politiſchen, rel i⸗ 
gien, künſtleriſchen ode phie, den, 
kurzideologiſchen Formen, worin ſich die Menſchen 
dieſes Conflictes bewußt werden und ihn aus⸗ 
fechten. So wenig man das, was ein Individuum iſt, nach 
dem beurtheilt, was es ſich ſelber dünkt, ebenſo 
wenig kann man eine ſolche Umwälzungsepoche aus ihrem 
Bewußtſein beurtheilen, ſondern muß vielmehr die ſes 
Bewußtſein aus den Widerſprüchen des materiellen Lebens, 
aus dem vorhandenen Conflict zwiſchen geſellſchaftlichen 
Productivpkräften und Productions verhält⸗ 
niſſen erklären. 

Eine Geſellſchaftsformation geht nie unter, bevor alle 
Productivkräfte entwickelt ſind, für die ſie weit genug iſt, 
und höhere Productionsverhältniſſe treten nie an die Stelle, 
bevor die materiellen Exiſtenzbedingungen derſelben im Schooße 
der alten Geſellſchaft ſelbſt ausgebrütet worden ſind. Daher 
ſtellt ſich die Menſchheit immer nur Aufgaben, die ſie löſen 
kann, denn genauer betrachtet, wird ſich ſtets finden, daß die 
Aufgabe ſelbſt nur entſpringt, wo die mate⸗ 
riellen Bedingungen ihrer Löſung ſchon vorhan⸗ 
den oder wenigſtens im Proceß ihres Werdens begriffen ſind. 
In großen Umriſſen können aſiatiſche, antike, feudale und mo⸗ 
dern bürgerliche Productionsweiſen als progreſſive Epochen der 
ökonomiſchen Geſellſchaftsformation bezeichnet werden. Die bür⸗ 
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gerlichen Productionsverhältniſſe ſind die letzte anta⸗ 
goniſtiſche Form des geſellſchaftlichen Productionsproceſſes, 
antagoniſtiſch nicht im Sinne von individuellem Antagonismus, 
ſondern eines aus den geſellſchaftlichen Lebensbe— 
dingungen der Individuen hervorwachſenden Antagonismus; 
aber die im Schooße der bürgerlichen Geſell⸗ 
chf! sich entwickelnden Productivkräfte 
ſchaffen zugleich die materielle Bedingung 
zur Löſung dieſes Antagonismus. Mit dieſer 
Geſellſchafts formation ſchließt daher die 
Vorgeſchichte der menſchlichen Geſellſchaft ab.“ 
| Im „Nachwort“ zum „Kapital“ erklärt Marx ſich über 
ſeine Methode alſo: „Meine dialektiſche Methode iſt der 
Grundlage nach von der Hegel'ſchen nicht nur verſchieden, ſon— 
dern ihr directes Gegentheil. Für Hegel iſt der 
Denkproceß, den er ſogar unter dem Namen Idee in ein ſelbſt⸗ 
ſtändiges Subject verwandelt, der Demiurg des Wirklichen, 
das nur ſeine äußere Erſcheinung bildet. Bei mir iſt umge⸗ 
kehrt das Ideelle nichts anders, als das im Men⸗ 
chend umgejebte und überjeste Mate 
rielle“ .... Die Dialektik Hegel's „ſteht auf dem Kopfe; 
man muß ſie umſtülpen, um den rationellen Kern in der 
myſtiſchen Hülle zu entdecken.“ 

Ganz ähnlich ſpricht ſich Fr. Engels aus. Auch ihm 
iſt „das Hegel'ſche Syſtem als ſolches eine koloſſale Fehlgeburt“. 
Die idealiſtiſche Geſchichtsauffaſſung ſcheint ihm ein überwun⸗ 
dener Standtpunkt. „Die neuen Thatſachen (ſocialer Kämpfe) 
zwangen dazu, die ganze bisherige Geſchichte einer 
neuen Unterſuchung zu unterwerfen, und da zeigte ſich, 
daß alle bisherige Geſchichte die Geſchichte von Klaſſen⸗ 
kämpfen war, daß dieſe einander bekämpfenden Klaſſen jedes⸗ 
mal Erzeugniſſe ſind der Productions und Verkehr s⸗ 
verhältniſſe, mit einem Worte, der ökonomiſchen 
Verhältniſſe ihrer Epoche; daß alſo jedesmal die ökonomiſche 
Structur die reale Grundlage bildet, aus der der geſammte 
Ueberbau der rechtlichen und politiſchen Einrichtungen, ſowie 
der religiöſen, philoſophiſchen und ſonſtigen Vorſtellungsweiſe 
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eines jeden geſchichtlichen Zeitabſchnittes in letzter Inſtanz zu 
erklären iſt. Hiermit war der Idealismus aus ſeinem letzten 
Zufluchtsort, aus der Geſchichtsauffaſſung vertrieben, eine 
materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung gegeben und der Weg ge⸗ 
funden, um das Bewußtſein der Menſchen aus ihrem Sein, 
ſtatt, wie bisher, ihr Sein aus ihrem Bewußtſein zu erklären.“ 
S. „Dührings Umwälzung.“ I. S. 9. 


22 | 
Dieſe materialiſtiſche Auffaſſung läßt natürlich keinen 
Raum für in ſich ſelbſt begründete und erſtrebenswerthe 
„Ideen“, und wenn dennoch die ſocialiſtiſche Agitation 
mit „Ideen“ operirt, ſo verfällt der Soeialismus in Widerſpruch 
mit ſeiner „Wiſſenſchaft.“ Er glaubt blos an Thatſachen, 
nicht an „Ideen“ — das iſt Myſticismus. 

„Wenn wir für die heranbrechende Umwälzung der heutigen 
Vertheilungsweiſe der Arbeitserzeugniſſe ſammt ihren ſchreienden 
Gegenſätzen von Elend und Ueppigkeit, Hungersnoth und Schwel- 
gerei, keine beſſere Sicherheit hätten als das Bewußtſein, daß 
dieſe Vertheilungsweiſe ungerecht iſt, und daß das Recht doch 
endlich einmal ſiegen muß, ſo wären wir übel dran und könnten 
lange warten. Die mittelalterlichen Myſtiker, die vom nahen⸗ 
den tauſendjährigen Reich träumten, hatten ſchon das Bewußt⸗ 
ſein von der Ungerechtigkeit der Klaſſengegenſätze. An der 
Schwelle der neueren Geſchichte, vor dreihundertfünfzig Jahren 
ruft Thomas Münzer es laut in die Welt hinaus. In der 
engliſchen, in der franzöſiſchen bürgerlichen Revolution ertönt 
derſelbe Ruf und — verhallt. Und wenn jetzt derſelbe Ruf 
nach Abſchaffung der Klaſſengegenſätze und Klaſſenunterſchiede, 
der bis 1830 die arbeitenden und leidenden Maſſen kalt ließ, 
wenn er jetzt ein millionenfaches Echo findet, wenn er ein Land 
nach dem andern ergreift, und zwar in derſelben Reihen⸗ 
folge und mit derſelben Intenſivität, wie ſich 
in den einzelnen Ländern die gro B e Induſtrie entwickelt, 
wenn er in einem Menſchenalter eine Macht erobert hat, die 
allen gegen ihn vereinten Mächten trotzen und des Siegs in 
naher Zukunft gewiß ſein kann — woher kommt das? Daher, 


Hr 
en 


schaffen hat, die das Monopol aller Productionswerkzeuge 
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daß die moderne große Induſtrie ä einerſeits ein Prole⸗ 
tariat, eine Klaſſe geſchaffen hat, die zum erſten Mal in 


der Geſchichte die Forderung ſtellen kann der Abſchaffung, nicht 
dieſer oder jener beſondern Klaſſenorganiſation, oder dieſes und 
jenes beſondern Klaſſenvorrechts, ſondern der Klaſſen über⸗ 
Haupt; und die in die Lage verſetzt iſt, daß fie dieſe For: 
derung durchführen muß bei Strafe des Verſinkens 
in chineſiſches Kulithum. Und daß dieſelbe große Induſtrie 
Aüdererſe i; in der Boulgeoſie eine Klaſſe ge 


und Lebensmittel beſitzt, aber in jeder Schwindel⸗ 


= periode und in jedem darauf folgenden Krach beweiſt, daß 


fie unfähig geworden, die ihrer Gewalt entwach⸗ 


ſenen Productiokräfte noch fernerhin zu beherr⸗ 


ſchen; eine Klaſſe, unter deren Leitung die Geſellſchaft dem 
Ruin entgegenrennt wie eine Lokomotive, deren eingeklemmte 
Abzugsklappe der Maſchiniſt zu ſchwach iſt zu öffnen. Mit 
andern Worten, es kommt daher, daß ſowohl die von der 


modernen kapitaliſtiſchen Productionsweiſe erzeugten Produ c⸗ 


tivkräfte wie auch das von ihr geſchaffene Syſtem der 
Wir bend in brennenden Wider 
ſpruch gerathen find mit jener Productionsweiſe 


ſelbiſt, und zwar in ſolchem Grad, daß eine Umwälzung 
der Productions⸗ und Vertheilungsweiſe ſtattfinden muß, die 
alle Klaſſenunterſchiede beſeitigt, falls nicht die ganze moderne 


Geſellſchaft untergehen ſoll. In dieſer handgreiflichen, materi⸗ 


ellen Thatſache, die ſich den Köpfen der ausgebeuteten 


Proletarier mit unwiderſtehlicher Nothwendigkeit in mehr oder 


weniger klarer Geſtalt aufdrängt — in ihr, nicht aber in 


den Vorſtellungen dieſes oder jenes Stubenhockers von 


Recht und Unrecht, begründet ſich die Siegesgewißheit 
des modernen Socialismus.“ Engels, I. c. S. 132. 


Umgekehrt, wenn der „Kapitalismus“ von ſeinen 


Ideen“ der „Freiheit“, des „Rechts“, der „Religion“ aus 
gegen die Einführung des Socialismus proteſtirt, denſelben 


. 
Ber 


als unrechtmäßig erweisen will, ſo iſt das in den Augen des 
Socialiſten eben eine — „petit io principii*. 


ne 


Ba Noten und Belege. 


„Die Anklagen gegen den Communismus, die von religiöſen, 
philoſophiſchen und ideologiſchen Geſichtspunkten überhaupt er⸗ 
hoben werden, verdienen keine ausführlichere Erörterung. 

„Bedarf es tiefer Einſicht, um zu begreifen, daß mit den 
Lebensverhältniſſen der Menſchen, mit ihren geſellſchaftlichen 
Beziehungen, mit ihrem geſellſchaftlichen Daſein, auch ihre Vor— 
ſtellungen, Anſchauungen und Begriffe, mit einem Worte auch 
ihr Bewußtſein ſich ändert? Was beweiſt die Geſchichte 
der Ideen anders, als daß die geiftige Production ſich mit 
der materiellen ungeſtaltet? Die herrſchenden 
Ideen einer Zeit waren ſtets nur die Ideen der herrrſchenden 
Klaſſe. 

„Man ſpricht von den Ideen, welche eine Geſellſchaft 
revolutioniren; man ſpricht damit nur die Thatſache aus, daß 
ſich innerhalb der alten Geſellſchaft die Elemente einer 
neuen gebildet haben, daß mit der Auflöſung der alten 
Lebensverhältniſſe die Auflöſung der alten Ideen gleichen Schritt 
hält. 

„Als die alte Welt im Untergehen begriffen war, wurden 
die alten Religionen von der chriſtlichen Religion beſiegt. Als 
die chriſtlichen Ideen im 18. Jahrhundert den Aufklärungs⸗ 
Ideen unterlagen, rang die feudale Geſellſchaft ihren Todes⸗ 
kampf mit der damals revolutionären Bourgeoiſie. Die Ideen 
der Gewiſſens⸗ und Religionsfreiheit ſprachen nur die Herr- 
ſchaft der freien Konkurrenz auf dem Gebiete des Wiſſens aus. 

„„Aber““, wird man jagen, „„religiöſe, moraliſche, philoſo⸗ 
phiſche, politiſche, rechtliche Ideen u. ſ. w. modificiren ſich 
allerdings im Lauf der geſchichtlichen Entwickelung. Die Reli⸗ 
gion, die Moral, die Philoſophie, die Politik, das Recht er⸗ 
hielten ſich ſtets in dieſem Wechſel. — Es giebt zudem ewige 
Wahrheiten, wie Freiheit, Gerechtigkeit u. ſ. w., die allen ge⸗ 
ſellſchaftlichen Zuſtänden gemeinſam find. Der Communismus 
aber ſchafft die ewigen Wahrheiten ab, er ſchafft die Religion 
ab, die Moral, ſtatt fie neu zu geſtalten, er widerſpricht alſo 
allen bisherigen geſchichtlichen Entwickelungen.““ 

„Worauf reducirt ſich dieſe Anklage? Die Geſchichte der 
ganzen bisherigen Geſellſchaft bewegte ſich in Klaſſen⸗ 
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gegenſätzen, die in den verſchiedenen Epochen verſchieden 
geſtaltet waren. Welche Form ſie aber auch immer angenommen, 
die Ausbeutung des einen Theils der Geſellſchaft durch den 
andern iſt eine allen vergangenen Jahrhunder⸗ 
ten gemeinſame Thatſache. Kein Wunder daher, daß 
das geſellſchaftliche Bewußtſein aller Jahrhunderte, aller Mannich⸗ 
faltigkeit und Verſchiedenheit zum Trotz, in gewiſſen Formen 
ſich bewegt, Formen, Bewußtſeinsformen, die nur mit dem 
gänzlichen Verſchwinden des Klaſſengegen⸗ 
ſatzes ſich vollſtändig auflöſen. 

„Die communiſtiſche Revolution iſt das radikalſte Brechen 
mit den überlieferten Eigenthums⸗Verhältniſſen; kein 
Wunder, daß in ihrem Entwickelungsgange am radikalſten mit 
den überlieferten Ideen gebrochen wird.“ „Communiſtiſches 
Manifeſt“ von Marx und Engels. Neue Ausgabe, Leipzig 
1872. S. 18 d 


3. 


Der Socialismus iſt aller „Metaphyſik“ abhold, bricht 
gründlich mit den „Idealen“, an die die Menſchheit bisher 
glaubte. Allein ſtatt das offen zu bekennen und auch darnach 
zu handeln, liebt er es, die „Formen“ derſelben beizube⸗ 
halten, den „Inhalt“ aber total zu wechſeln, den chriſtlich⸗ 
metaphiſtiſchen Begriffen einen ſocialiſtiſch⸗materialiſtiſchen Inhalt 
einzugießen. Das iſt nicht ehrlich, aber klug und geeignet, die 
noch chriſtlich denkenden Maſſen in fein Garn zu locken. Die 
Religion z. B. iſt ihm „nichts anders als die phantaſtiſche 
Wiederſpiegelung in den Köpfen der Menſchen derjenigen 
äußern Mächte, die ihr alltägliches Daſein beherrſchen, eine 
Wiederſpiegelung, in denen die irdiſchen Mächte die Form von 
überirdiſchen annehmen;“ er will „die letzte beherrſchende Macht 
(d. h. die Fremdherrſchaft der kapitaliſtiſchen Productionsweiſe) 
brechen, den Menſchen wieder „„denken und lenken““ 
machen“, und damit auch den letzten Gegenſtand der „religiöſen 
Wiederſpiegelung“ und damit der Religion ſelbſt das Ende 
bereiten (Engels J. . S. 265) — anderſeits aber hält er 
f een über die Religion der Socialdemokratie“ (4. Aufl. 
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Leipzig 1878). Freilich, es iſt die „Religion“ des gottentfremdeten 
„Humanismus“, die er meint, die „Vergötterung“ des 
Menſchen. — Er tritt ein für die Integrität des Familien⸗ 
lebens, iſt entrüſtet über die Zerſtörung desſelben durch 
Frauen⸗ und Kinderarbeit, über die „ factiſche Weiber⸗ 
gemeinſchaft der Bourgeoiſie (Proſtitution), tritt aber nicht blos 
für volle „Oeffentlichkeit“ der ganzen Erziehung ein, ſondern 


ſtellt auch die Ehe ſelbſt unter das Geſetz der Entwickelung, 


legt klar, wie „die große Induſtrie mit der entſcheidenden 


Rolle, die ſie den Weibern, jungen Perſonen und Kindern beis 
derlei Geſchlechts in geſellſchaftlich organiſirten Productions⸗ 
proceſſen jenſeits des Hausweſen zuweiſt, die neue 
ökonomiſchen Grundlage ſchafft für eine höhere 
(2) Form der Familie und des Verhältniſſes beider 
Geſchlechter“ (Marx, Kapital, S. 515 ff. ek., Engels, 
S. 260 | 
In der That, mit der Gluth des religiöſen 
Glaubens umfaßt der Socialismus ſein Zukunftsideal. „Längſt 
iſt (ihm) an die Stelle des religiöſen Wahnes das ethiſche 
Ideal, gleichſam eine neue Religion getreten, der 


zufolge der Menſch dem Menſchen das höchſte Weſen 
iſt und zu ſein hat. Damit erſt iſt alſo die Epoche wahrer 


Menſchlichkeit angebrochen und darum — regt ſich der 


Sbeialismus heutzutage ſo Hark’ „ Socjal 


demokratiſche Hobelſpäne“, S. 39). — 

„Jedes Jahrhundert,“ — ſo definirt er ſelbſt ſeine „welt⸗ 
geſchichtliche Sendung“ — „hat ſein Ziel; ein griechiſches wollte 
Schönheit, ein römiſches Größe, ein chriſtliches Demuth — das 
unſere will die politiſch-geſellſchaftliche Speculation, hinter der 
es Thaten dämmern ſieht, welche neue Götter offen⸗ 
baren und die Zeit des dritten Teſtaments pro- 
clamiren. — Auf der Grenze zweier Welten ſtehend, bereitet 
ſich der Zuſammenſturz einer altmorſchen Weltanſchauung und 
ſpeculativ überwundenen Geſellſchaftsauffaſſung vor; hinter dem 
Vorhang gährt und rumort es, und mitten in dem i deen⸗ 
loſen Indifferentismus, der ſich ſeit Jahren über 
die gebildeten Klaſſen gelagert, erdröhnt der große gewaltige 
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Seufzer nach einem neuen Myſterium: nach der Menſch⸗ 
werdung des Göttlichen für die Sklaven und 
Proletarier. — Wenn Eine Zeit und Eine geſchichtliche 
Erſcheinung in Parallele gebracht werden darf mit der gegen⸗ 
wärtigen, ſo iſt es Jene vor 1800 Jahren. Hier wie dort 
der Nieder- und Untergang alter und veralteter Inſtitutionen, 
hier wie dort ein Durcheinandergähren alter und junger Ge— 
danken, und aus dieſem geiſtig⸗chemiſchen Proceß heraus ſich 
entwickelnd und klärend eine neue Religion — dort des 
Chriſtentum's, hier der Humanität. Wie der 
Geiſt der Reformation den Bürgerſtand conſolidirte, 


fo erzeugte der Geift der Naturwiſſenſchaften des 


19. Jahrhundert's den Arbeiterſtand, dem ein Wort 
als Herold voraneilt, das, ehemals tief verachtet von den Weiſen 
der Welt, heute von Allen, wenn auch nicht mit dem Herzen 
und der That, ſo doch mit den Lippen anerkannt und geehrt 
wird: das Wort von der Arbeit“... Gerade „die 
Rehabilitation der Arbeit durch den Socialismus bringt in 
dieſen ſelbſt wieder einen hohen ideellen und ſittlichen Gehalt“, 
und „der moderne Socialismus — als Evangelium der 
Arbeit — wird inſofern nicht nur die materielle 
Ordnung der Dinge ändern, ſondern auch die mor a⸗ 
liſche. Während ſeine Vorläufer lediglich eine Reform der 
materiellen Bedingungen des Geſellſchaftslebens forderten, be— 
zweckt der Socialismus unſerer Tage, der ſelbſt auf wiſſen⸗ 
ſchaftlich⸗dogmatiſcher Baſis ruht, vor Allem auch eine U m⸗ 
wälzung im Ideenleben, im geiſtigen Streben 
des Volkes“... „Es iſt eine Weltaufgabe“, die der 
Socialismus ſich ſtellt; „aber nur wer Weltaufgaben löſt, 
kann die Welt beherrſchen und Held der Geſchichte werden. 
Alſo lehrt es die Welthiſtorie“. — So die „Neue Geſellſchaft“, 
1878, S. 170 ff. i 

Der „Socialismus“ iſt eine „neue Religion“, will das 
„morſch gewordene“, zur „Klaſſen- Religion“ herabgeſunkene 


Chriſtenthum ablöſen. Schon St. Simon wollte dieſen: 


„Nouveau christianisme“. Gerade in dieſer religiöſen Fär⸗ 
bung liegt die Kraft und die Gefahr des Socialismus. 
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Es iſt nur zu natürlich, wenn die um ihren chriſtlichen Glauben 
betrogenen Maſſen auf die neue „Religion der Liebe“ hören 
und jedem neuen Arbeiter - „Heiland“ entgegen jubeln. Den 
chriſtlichen Begriff der „Sünde“ und der „Erlöſung“ hat man 
ihm genommen: was Wunder, wenn ihm der „Liberalismus“ 
als „die Sünde“, der Socialismus als „die Erlöſung“ erſcheint. 
Die Entchriſtlichung der Geſellſchaft, welche der Liberalismus 
auf dem Gewiſſen hat, fängt eben an, ſich zu rächen. Der 
Menſch bedarf der Religion; die chriſtliche hat man ihm 
geraubt — er giebt ſich ſelbſt eine. Die alte Kirche 
knechtet man und wundert ſich, wenn „die Kirche der Zukunft“ 
neue Jünger bekommt. 
Namentlich für die Jugend, ſpeciell für die ſtudirende 
Jugend birgt der ſocialiſtiſche „Idealismus“ eine große Ge— 
fahr. Nur das volle, poſitive Chriſtenthum kann der neuen 
„Religion“ die Wage halten. „Die ſtudirende Jugend wird weder 
„„durch Pflege des idealen Sinnes““, wie Cultusminiſter Falk 
in einem Reſcript an die Provinzialbehörden wähnt, noch „„durch 
ſtrenge Schuldisciplin““ gegen Lehrer und Schüler, wie der 
Handelsminiſter in einem gleichen Reſeript meint, von der 
Socialdemokratie geheilt. Speciell in Bezug auf Erſteres er⸗ 
widert ſchon die „„Berliner Volkszeitung““ mit Recht: daß 
gerade die idealiſtiſch angelegte Jugend am eheſten 
der ſocialiſtiſchen Anſchauung anheimfalle, welche das Ideal 
der gleichen Lebensverhältniſſe für die Armen, die Leidenden, 
die Enterbten als Zielpunkt hinſtellte („Volksſtaat“).“ Der all⸗ 
gemeine „Humanitäts“ Idealismus und die gedrückte 
Lage der meiſten Studirenden ſind in gleicher Weiſe geeignet, 
für die Socialdemokratie zu werben. — Die katholiſchen Kna⸗ 
benſeminare hat man geſchloſſen; der Liberalismus hat dazu 
gejubelt und — der Socialismus hält die Ernte. 


Arten Vortrag. 


Die fortdauernde Berechtigung der Mittelſtände. 


Der Socialismus ſtellt ſich dar als die letzte Con⸗ 
ſequenz der kapitaliſtiſchen Productionsweiſe, des Groß— 
betriebes, der Maſchine. In all den Productionszweigen, 
wo noch der Kleinbetrieb vorherrſcht, wo die Ma⸗ 
ſchine nur erſt beſchränkte Anwendung findet, wo die menſch— 
liche Arbeit noch der Hauptfactor iſt, behauptet alſo auch 
nachſocialiſtiſcher Theorie die pri vat e Productions⸗ 
weiſe ihre volle Berechtigung und damit auch der „ideale 
Ueberbau“, der dieſer Productionsweiſe eigenthümlich 
iſt. Das trifft nun aber zu für unſern ganzen mitt⸗ 
leren Bauern und Handwerkerſtand. 

Dieſer Beweis ad hominem hat auch ſeine objective 
Berechtigung, und richtet ſich da ebenſo gegen den Libera— 
lismus, wie gegen den Socialismus. Der Kleinbetrieb 
behauptet in der Landwirthſchaft wie im Gewerbe für weite 
Gebiete noch ſeine wirthſchaftlichen, ſeine ſittlichen und 
ſeine ſocialen Vorzüge gegenüber dem Großbetriebe, mag 
dieſer nun ſocialiſtiſch oder kapitaliſtiſch organiſirt ſein. 
Dieſe Vorzüge des Kleinbetriebes ſchließen aber das „Recht“ 
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auf eine dieſer Productionsweiſe auch entſprechende 
Rechts⸗ und Geſellſchafts⸗„Ordnung“ ein, reſp. eine Ber: 
urtheilung der von den Mittelſtänden abſtrahirenden oder 
denſelben gar feindlichen liberalen Geſetzgebung, wie aller 
„ſocialiſtiſchen“ Experimente. 


Produckions⸗Vorkfieile des Kleinbetriebes. 


Die „handwerksmäßige“ reſp. „bäuerliche“ Betriebs⸗ 
weiſe hat ihre ſpecifiſchen Vorzüge ſchon in ſich betrachtet. 
Die im Kleinbetrieb gegebene perſönliche Mitar⸗ 
beit des Unternehmers, die vollinhaltlich ſel bſtin⸗ 
tereſſirte, dadurch erhöhte Aufmerkſamkeit, 
der Leitung, der Reiz der Selb ſtſtändigkeit und 
die dadurch geſteigerte Intenſipität der Arbeit, die 
innigen perſönlichen Beziehungen, durch die ſich 
die Hülfsarbeiter dem „Unternehmer“, dem Bauern, 
dem Meiſter verbunden fühlen; endlich auch die meiſt 
noch beſtehenden unmittelbaren Beziehungen zwiſchen 
Producent und Abnehmer, „Kunden“, die eine „Ueberpro⸗ 
duction“ unmöglich machen und die Schrecken und wirthſchaft⸗ 
lichen Ruinen der „Kriſe“ erſparen, die damit wieder ges 
gebene Stetigkeit und Mäßigung der Productions-Ent⸗ 
wickelung, die damit gewahrte Möglichkeit, nicht blos 
„Maſſen“-Waare, ſondern auch „Kunden“ -Waare zu 
produciren, wie ſie gerade den individuelllen und 
localen Bedürfniſſen, auch den künſtleriſchen, 
äſthetiſchen Anforderungen entſprechen, die ſo auch wieder 
ſich ſteigernde techniſche und Charakter⸗Bildung: 
Alles das ſind Vortheile, deren der Großbetrieb entbehrt, 
die die Vortheile noch unentwickelter Maſchinerie bei Weitem 


Die geiſtig⸗ſittlichen Vorzüge des ſelbſtſtändigen Kleinbetriebes. 331 


aufwiegen. Dazu kommt, daß auch der Kleinbetrieb die 
Maſchine durchaus nicht zu entbehren braucht; der 
Fortſchritt der Induſtrie ſchafft auchkleinere Maſchinen, 
und die Anſchaffung größerer kann und ſoll ge 
noſſenſchaftlich ſtattfinden. Ebenſo kann die höhere 
techniſche Aus bildung genoſſenſchaftlich 


vermittelt werden. 


Faſt noch 1 als die Productionsvorzüge, ſchlagen 


wir an: 


Daie geiſtig⸗ſittlichen Vorzüge des felbftftändigen &leinbefriebes. 


Der Kleinbeſitz, die auf eignen Beſitz gegründete 
Arbeit, garantirt eine Freiheit und Selbſtſtändigkeit, deren 


der Arbeiter des Großbetriebes ſtets entbehren muß, und 


dieſes berechtigte Gefühl der Selbſtſtändig⸗ 


keit und Selbſtthätigkeit gibt eine geiſtige Befrie⸗ 


digung und Freudigkeit des Schaffens, die 
auf einen mehr oder weniger materiellen Erfolg gern 
verzichten läßt. Einen Kleinbauern zum Ackerknecht, 
einen ſelbſtſtändigen Handwerker zum Fabrikarbeiter machen, 
heißt ihn unendlich herabdrücken, mag auch materiell ſich 
feine Lage glänzend beſſern. Bei Bauern und Handwer⸗ 
kern wird der Socialiſt nie Verſtändniß finden, ſie werden 


ihn immer als Feind behandeln, mögen ſie auch gedrückter 


leben als der Fabrikarbeiter. Für liberaliſtiſche und ſocia-⸗ 


liſtiſche Freiheitsphraſen läßt ſich der Bauer nun einmal 


ſeine wirthſchaftliche Selbſtſtändigkeit nicht abkaufen, auch 


nicht um ein Linſenmus materiellen Vortheils. Der Bauer 


iſt ſparſam, vielleicht geizig, aber wenn es gilt, ſeinen 
Bauernſtolz zu vertheidigen, dann ſcheut er kein Geld 
22³ 
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und keine Koſten. Aehnlich der Handwerker. Mag man 
das kleinlich, beſchränkt, philiſterhaft nennen: dieſes Streben 
nach Selbſtſtändigkeit hat ſeine „relative“ Berechtigung, 
gründet tief in der Natur des Menſchen, und hat jeden: 
falls einen realeren Inhalt, als die Fee des 
Socialismus und Liberalismus. 

Die Selbſt-Ständigkeit und Abgeſchloſſenheit des 
Kleinbetriebes erzeugt auch „ ſelbſt⸗ſtändige Bewußt⸗ 
ſeinsformen“, ſtän diſche Tugenden, ſtändiſchen 
Stolz. Hierin aber liegt noch ein tiefer Fond von ſitt⸗ 
licher Kraft und Größe. Kapitalismus und Socialismus 
wollen die Nivellirung, die politifche und ſociale 
Gleichheit, die Standesloſigkeit; das heißt, dem 
Volke ſeine Poeſie und ſeine ſittliche Kraft rauben. Stan⸗ 
desbewußtſein, Eifer für die Standesehre, Treue im 
„Beruf“ gibt einen ſittlichen Halt, ſchützt auch im 
übrigen Leben vor Gemeinheit und Ber 
lumpung. | 

Man kann vielleicht einwenden: es ſei eine Herabwür⸗ 
digung der „Ehre“ und der „Tugend“, wenn man immer 
von ſtändiſcher Ehre, ſtändiſcher Tugend ſpreche, fie au 's 
Eigenthum knüpfe; es ſei ein Fortſchritt z. B. 
gegenüber dem Mittelalter, daß bei uns nicht der Stand 
gelte, ſondern die Perſon, — die perſönliche Ehre, die 
perſönliche Tugend. Selbſt Riehl urtheilt ſo über die 
Ehre der Arbeit, die im Mittelalter an den Stand, die 
Zunft ſich knüpfte, während ſie heute ſich auf die Perſon, 
den tüchtigen „Arbeiter“ bezieht. 

Gewiß, ideal iſt das ſehr richtig, aber die Praxis des 
Lebens lehrt es anders. Um mit „der Ehre der Arbeit“ 
anzufangen, ſo entwickelt Riehl gewiß ſehr ſchön die hohe 


1 
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Idee derſelben, die Ehre, die gerade im Namen „Ar⸗ 
beiter“ katexochen für den niedrigſten Arbeiter, den Fabrik⸗ 
arbeiter liegt, ſo ſchön, wie kaum ein Theoretiker des 
Mittelalters es vermochte. Aber Hand auf's Herz: wer 
wollte behaupten, daß heute der Fabrikarbeiter wirklich 
eine Ehrenſtellung einnähme, daß er ſich mit Stolz einen 
„Arbeiter“ nennt? Selbſt die Mittelſtände werden irre 
an ihrer „Berufsehre“, wie Riehl ſelbſt beklagt, geben 
ſich immer für etwas Höheres aus als fie find: der Bauer 
will „Oekonom“, der Wirth „Reſtaurateur“, der Klein⸗ 
händler „Kaufmann“, der Handwerker „Magaziniſt“ ſein. 
Das liegt eben an der Zerſetzung der Mittelſtände 
durch den „Kapitalismus“, der Unſtätigkeit der mittel- 
ſtändiſchen Eigenthumsformen. Die öffentliche Ehre 


und das Bewußtſein der Ehre, der Stolz, muß eine reale 


Unterlage haben. Nur wo und ſoweit der Arbeit 
dieſe materielle Unterlage geſichert iſt, kann ſie auch mit 
„Ehre“ umkleidet ſein. 

Wie mit der Ehre, ſo mit der Tugend. Die Arbeit 
iſt die Schule der Tugend. Die Stetigkeit der 
Arbeit, ihre ſtändiſche Abgeſchloſſenheit wird auch gewiſſe 
Tugenden zur Tradition, „heimiſch“, „eigenthümlich“ 
machen, ſie ſo jedem Genoſſen als Geſchenk der Gewohn⸗ 
heit mit ins Leben geben; den Jüngling an der Reife 
des Alters, das Alter an der Friſche und dem Jugendmuth 
des Jünglings theilnehmen laſſen. Aber auch dieſes nur 
eben die in ſich gefeſtigte Arbeit. 

In der Werkſtatt, auf dem Bauernhof vollzieht ſich 


die rechte Erziehung, im Umgange und in Unter⸗ 
ordnung mit dem Arbeitsoberen, beide noch ver⸗ 


bunden durch perſönliche Bande als „Meiſter“, „Ge⸗ 
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ſelle“ und „Lehrling“, als „Herr“ und „Knecht“, vielleicht 
zugleich auch als Vater und Kind. Das iſt das Unglück 
der Fabrik, daß dort weder „Eigenthum“ noch „Gemein⸗ 
ſchaft“ beſteht, daß Jeder für ſich geht, Keiner ſich um den 
andern kümmert, namentlich die Jugend im eigentlichen 
Sinne „wild“ aufwächſt, weil die Fabrik den Arbeitenden 
fremd, „Wildniß“, bleibt.] Und das iſt in der ſocialiſtiſchen 
Fabrik, Großwirthſchaft nicht anders als in der kapita⸗ 
liſtiſchen — es iſt eben die Schattenſeite des Großbetriebes 
als ſolchen. Der Großbetrieb mechaniſirt, atomi⸗ 
ſirt, löſt alle innerlich ergreifende und durch greifende, 
familienhafte Verbindungen auf, löſt damit auch 
alle „Zucht“ und „Sitte“, wie ſie dieſe Verbindungen geben. 


Dieſe ſittlichen Vortheile des Kleinbetriebes ſind uns 


um keinen Preis feil, und wir treten mit ganzer Kraft 
für ſie ein, ſowohl dem Liberalismus als dem Socialis⸗ 
mus gegenüber. Gerade letzterem gegenüber thuen wir 
dieſes um ſo mehr, als die ſocialiſtiſche Organiſation, 
weit entfernt, den Arbeiterſtand dauernd materiell zu 
heben, nur die Folge hat, daß auch noch unſere 
Mittelſtände, die wenigſtens jetzt noch im großen 
Ganzen einer beſſern Lage ſich freuen, zu dem Zuſtande der 
jetzigen Lohnarbeiter herabſinken würden, 
ſo daß dann „allgemeine Gleichheit“, aber nur Gleichheit 
des Elends herrſchen würde. Mit andern Worten: 
auch ſelbſt 


Die Vorzüge des Kleinßekriehes im Inkereſſe dev ſocialen Bertheilung 


ſind von ſo durchſchlagender Bedeutung und anderſeits ſo 
ſyſtematiſch ignorirt, daß fie namentlich dem Socialis⸗ 
mus gegenüber eine eingehendere Begründung finden 
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müſſen. Der Liberalismus abſtrahirt von vornherein ſchon 
von der Vertheilung, ihm gilt blos die Production: 
ein Standpunkt, der vielleicht für den National-„Oeko⸗ 
nomen“, aber wohl kaum für den Social-Politiker der 
Widerlegung bedarf. Anders der Socialismus: gerade 
das Princip „gerechter Vertheilung“ iſt ſein 
Steckenpferd und doch liegt gerade auch hier wieder, wie 
ſich uns ergeben wird, ſeine „verwundbare Stelle“. 
Die Lage des jetzigen Lohnarbeiterſtandes iſt charak⸗ 
teriſirt durch das ſog. „eherne Lohngeſetz“. In 
unſerer heutigen Geſellſchaft iſt die Arbeit „Ware“, ihr 
Preis richtet ſich daher, wie der jeder anderen Ware, nach 
Angebot und Nachfrage: überwiegt die Nachfrage, ſo ſteigt 
der Preis, hier der Arbeitslohn; überwiegt das Angebot, 
ſo fällt derſelbe; halten Angebot und Nachfrage ſich die 
Wage, ſo richtet ſich der Preis nach den Productions⸗ 
koſten. Letzteres wird nur bei den Waren der Fall ſein, 
deren Vermehrung keine Schwierigkeit bietet (wie ſchon im 


erſten Vortrage ausgeführt). Bei der Ware „Arbeit“ 


herrſcht nun die Eigenthümlichkeit, daß ihre „Producenten“ 
es als eine ſchwere Entſagung empfinden, nicht pro⸗ 
duciren zu dürfen, daß ſie produciren, ſobald nur irgend⸗ 
wie Ausſicht auf Erſatz der Productions⸗ 
koſten da iſt, und daß die Tendenz da iſt, mehr 
zu produciren, als der Markt brauchen kann, nachgefragt 
wird. Oder, um menſchlich zu ſprechen: Geſchlechtsliebe 


Hund Kindesliebe find als Motive zur Eheſchließung To 
ſtark, bewirken eine fo raſches Wachsthum der Arbeiter⸗ 
Ehen und damit der Arbeiterbevölkerung, daß das Angebot 


von „Arbeit“ die Nachfrage gar leicht überholt, mehr 


| Arbeiter da find, als die Arbeitnehmer brauchen. Im 


336 Achter Vortrag. 


Durchſchnitt überſteigt ſo ſehr ſelten die Arbeitsnachfrage 
das Angebot, und ſo bleibt auch der Arbeitslohn der 
Arbeiter durchſchnittlich ſtets auf die zur Er zeu⸗ 
gung und Erhaltung des Arbeiterſtandes 
nothwendigen Lebens bedürfniſſe reducirt. 
Dieſes eherne Lohngeſetz iſt gewiß geeignet, die Lage 
der Lohnarbeiter grell genug zu beleuchten, und es iſt in 
dieſer Beziehung von den Socialiſten, zuerſt von Laſſalle, 
reichlich agitatoriſch ausgebeutet worden. Sie verlangten 
Abſchaffung des „Lohnverhältniſſes“, denn nur ſo 
könne das eherne Lohngeſetz gebrochen werden. Sie be⸗ 
dachten nicht, daß ihre Agitation über's Ziel ſchießen 
mußte; und auch ihre Gegner, anſtatt ihnen die Co n⸗ 
ſequenz ihrer Lohntheorie auch für ihren Zu 
kunftsſtaat klar zu legen, wußten nichts beſſeres zu 
thun, als das eherne Lohngeſetz zu leugnen. | 
Betrachten wir doch einmal die ſocialiſtiſche Präſum⸗ 
tion etwas tiefer: Hört denn wirklich im Zukunftſtaat das 
eherne Lohngeſetz auf? Gibt's denn im Zukunftsſtaat 
keine Lohnarbeit mehr? Im Gegentheil: Alle werden 


zu Lohnarbeitern, und zwar des Staates, der Ge⸗ 


meinde, der Productivaſſociation, wie man will. Nur die 
Privat: Lohnarbeit hört auf, und anderſeis ſteigt der 
Antheil des Lohnarbeiters am Product. Das hebt aber 
den Begriff nicht auf, und damit bleibt auch das eherne 
Lohngeſetz. Auch im Zukunftsſtaate vermehrt ſich die Be⸗ 
völkerung ſtärker, als daß fie Arbeit, nützliche Verwendung 
ſinden könnte. Zwar wird man alle unterzubringen ſuchen, 
aber der Ertrag ihrer Arbeit wird nicht mit der Zahl 
der Arbeiter verhältnißmäßig mi t ſteigen, daher auch der 

Jedem zufallende Theil des Geſammtertrages immer geringer 
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ausfallen, bis er, wenn der ſteigenden Bevölkerung keine 

Schranken geſetzt werden, eben auf die Lebens noth⸗ 

durft ſinkt, fo daß alſo der Zukunftsſtaat das 

Loos der heutigen Lohnarbeiter nur ver⸗ 

allgemeinert. | 
Das „eherne Lohngeſetz“ iſt nur die Speciali⸗ 

ſirung des ſog. Malthus'ſchen Bevölkerungs⸗ 
geſetzes, dahin lautend, daß, während die Production der 
Lebensmittel eines Landes unter den günſtigſten 
Umſtänden nur in arithmetiſcher Progreſſion (1, 3, 5, 7) 
ſteigen könne, die Volks vermehrung die Tendenz 
habe, in geometriſcher Progreſſion (2, 4, 8, 16) zu 
wachſen; allgemein — denn in der ſpeciellen Form iſt es 
wohl unhaltbar —: daß die Bevölkerung ſtärker zu wachſen 
ſtrebt, als die Productionsmittel es ertragen. So fehr 
nun der Socialismus die ſpecialiſirte Anwendung 
dieſes Geſetzes auf die Lohnfrage ſich angelegen ſein läßt, 
agitatoriſch auszubeuten, ebenſo ſehr eifert er gegen 
die Verallgemeinerung des Satzes, wie ihn Malt⸗ 
hus gibt, gewiß eine Inconſequenz, aber practiſch mit 
gutem Grunde. Denn ſo lange uns der Socialismus nicht 
klipp und klar beantworten kann, wie er in ſeinem Zu⸗ 
kunftsſtaate der Uleber bevölkerung ſteuern 
will, iſt jeder Gedanke an den Zukunftsſtaat a limine 
abzuweiſen, bedeutet er wirklich nicht Abſchaffung, 
ſondern nur Verallgemeinerung des Elends. 

So oft man dem Socialismus dieſe Frage vorhält, geräth 
er in hellen Zorn; und wenn man dennoch auf Antwort be⸗ 
ſteht, kommt er auf allerhand Ausflüchte — Löſungen, für 

die er ſelbſt kaum irgend eine Realität in Anſpruch nehmen 

kann. „Das ſind überflüſſige Sorgen“, meint er, „bei rich⸗ 


« 
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tiger Vertheilung können wir ſchon Alle gut leben. Das Roth⸗ 
ſchild'ſche Vermögen ernährt allein Millionen. Und dazu, was 
die Hauptſache iſt, wird bei ſocialiſtiſchem Betriebe die Pro⸗ 
duction ſich ungeheuer ſteigern. Man bedenke doch nur 
die Verſchleuderung von Arbeitskraft und Productions⸗ 
mitteln bei unſerer Anarchie der Production, die im Zu⸗ 
kunftsſtaat nicht mehr möglich iſt, man bedenke die Fort⸗ 
ſchritte in Maſchinerie und Technik, wenn die Production 
mal in der Hand des Staates liegt, mit ſeinen rieſigen 
Productionsmitteln und feiner Intelligenz, man vergeſſe 
doch nicht die immenſen Fortſchritte der Wiſſenſchaft, die 
wir ſchon jetzt tagtäglich erleben, und die im Zukunfts⸗ 
ſtaate erſt zur vollen Auswirkung kommen.“ — Gut, ſagen 
wir, aber man vergeſſe auch nicht, daß der in Ueberfluß 
Lebenden doch immerhin verhältnißmäßig Wenige ſind, ſo 
daß bei gleicher Vertheilung als Einkommen derſelben auf 
den Kopf der 90 Procent Bedürftigen ſehr wenig kommt; 
man vergeſſe nicht, daß Mangel immer ein relativer 
Begriff iſt, daß im demokratiſchen Zukunftsſtaate das 
doppelte Einkommen von heute als ein größerer Mangel 
empfunden wird, als heute das einfache, man mache ſich 
klar, daß im Durchſchnitt ſich die Bevölkerung in 25 Jahren 
ganz gut verdoppeln kann, ſo daß in 100 Jahren die Pro⸗ 
duction ſich verſechszehnfachen müßte, um nur das Ein⸗ 
kommen auf ſeiner heutigen Höhe zu behaupten; man ver⸗ 
gegenwärtige ſich dabei noch, daß der Socialismus ſogar 
die Laſt der eignen Kindererziehung dem Staate aufbürden, 
vielleicht ſogar alle Schranken der Ehe löſen will, ſo 
daß eine Erleichterung des Geſchlechtsgenuſſes und damit 
ein Bevölkerungswachsthum folgen muß, wie die Geſchichte 
keine Anologie aufzuweiſen hat. Das ſind Erwägungen, 


im Stande find. 
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die wohl die Erwägungen des Socialismus aufzuwiegen 

Viele machen ſich die Sache noch leichter, indem ſie 
einfach der „natürlichen Entwickelung“ den Ausgleich über⸗ 
laſſen — freilich eine Aufgabe, die die Natur auch tag⸗ 
täglich löſt, aber auf etwas eigenthümliche Weiſe: man nennt 
das den Kampf ums Daſein, der die ſchwächern Orga⸗ 
nismen eben untergehen läßt. Das iſt ein Ausgleich, der 
dem „naturwiſſenſchaftlichen Standpunkt“ des Socialismus 
freilich alle Ehre macht, wie ihn ja auch ſeine heidniſchen 


Vorgänger, ſogar die Culturvölker katexochen, Griechen und 


Römer längſt practicirt haben. — Eine letzte Löſung, zu 
der man feine Zuflucht nimmt, iſt die, welche Haſfel⸗ 
mann gibt: Mit dem ſteigenden Wohlſtande nehme die 
Fruchtbarkeit der Ehen ab — eine Cöſung, bei der 
die ſonſt alleingültige „inductive“ Methode doch wohl in 
die Brüche geht. Denn Ehen geſunder, tüchtiger Eltern 
ſind doch wohl naturgemäß fruchtbarer, als die ungeſun⸗ 
der, elender. Und wenn heute wirklich die Vornehmeren 
weniger Kinder haben ſollten, als die gewöhnlichen Leute, 


ſo iſt das eben ein Beweis, daß die höheren Klaſſen 


nicht ſo geſund und kräftig ſind, als die andern Klaſſen, 
es iſt ein Zeichen der Degenerirung. Oder ſollte das wirk⸗ 
lich die Löſung des Zukunftsſtaates ſein: eine allgemeine 
Degenerirung der Menſchheit, Erſtickung ihrer Lebens⸗ 
und Zeugungskraft in der Fülle und Ueppigkeit des Reich⸗ 


thums. Schöne Ausſichten! 


Vielleicht verweiſt man noch auf die Aus wander⸗ 
ung der heimiſchen Bevölkerung oder die Einführung 
der Lebensmittel der überſeeiſchen Länder hin. 
Allein was die Auswanderung anbelangt, ſo können blos 
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arbeits⸗ und kapitalkräftige Elemente auswandern, und 
wenn bei ungehemmtem Bevölkerungswachthum die 
ganz e überflüſſige Bevölkerung auswandern ſollte — ſchon 
jetzt beträgt die Bevölkerungszunahme in Deutſchland 
600,000 jährlich — ſo würden durch die dauernde Ab⸗ 
gabe eines ſolchen Erziehungskapitales — das 
doch immer 2000 Thlr. pro Perſon beträgt — die natio⸗ 
nalen wirthſchaftlichen Kräfte ſich erſchöpfen. Und 
was die Einführung von Lebensmitteln anlangt, fo koſt en 
Lebensmittel Geld, bietet überhaupt die ganze 
Sache zu wenig Garantie, wie wir noch ſehen werden. 

Wir geben gern zu: die Grenzen des Bevölkerungswachs⸗ 
thum's find verſchiebbar, und ein ſittlich ſtarkes 
Volk mit einer gefunden ſocialen Verfaſſung 
wird die Gefahr der Ueber völkerung eher be⸗ 
ſtehen, als ein ſittlich corrumpirtes Volk 


die Gefahr der Entvölkerung, und ſelbſt vom rein 


ſocialen Stadtpunkt halten wir es für ein nationales 
Unglück, wenn die Beſtrebungen einer „Malthus⸗League“ 
und entſprechende Litteratur auch in Deutſchland an⸗ 
fangen Boden zu gewinnen. Anderſeits bleibt aber be⸗ 
ſtehen, daß das Bevölkerungsgeſetz eine Gefahr iſt und 
wir die Löſung derſelben nicht „ſich ſelbſt“ überlaſſen 
dürfen. Das Erſte und Nothwendigſte iſt, daß wir ſeine 
Wirkungen localiſiren, die breiten Maſſen des Volkes, 
die Mittelſtände, „abdeichen“, durch Sicherung 
ihres höheren und ſichereren Einkommens „über Waſſer er⸗ 
halten“. Auch einen guten Theil des „vierten Stan⸗ 
des“ möchten wir noch über das Niveau des Proletarfat's 
erheben durch Zuweiſung eines beſſeren Einkommen's. 
Alle aber können wir nicht retten; immer wird es einen 
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„vierten“ oder „fünften“ Stand geben, wo „der Lohn“, 


das Einkommen, ſo ziemlich ſich auf den „durchſchnittlich 


nothwendigen Lebensunterhalt“ reduciren wird. Das Ein⸗ 
zige, was wir da thuen können, aber auch ſol hen, iſt, 
daß wir ihn auf dieſem Stande erhalten, namentlich 
dem kleinen Einkommen den Charakter der Stetig⸗ 
keit und Sicherheit geben. Die Unſtetigkeit 
und Unſicherheit des Einkommens e eben das 


„Proletariat“, nicht die Kleinheit. 


Alle Verſuche darüber hinaus werden ohne Erfolg 
ſein, eine gewiſſe „Armuth“ bleibt nun einmal das Loos 
der „gefallenen“ Menſchheit: ſo iſt's „Geſetz Gottes,“ 
gegen das auch der Socialismus ſich vergebens ſträubt. 
„Gleichmachung“ der Vermögen bewirkt noch keine Erhöhung 
derſelben — führt nur zur Gleichheit des Elends. 

Alſo ſelbſt rein materiell genommen, kann nur der 


Neid eine Expropriation der Mittelſtände, zum Zwecke 


gleicherer Vertheilung, befürworten. Jeder wahre Volks⸗ 
freund muß für Erhaltung des Mittelſtandes plädiren, 
Erhaltung um jeden Preis. In einem breiten Mittelſtande 
liegt die moraliſche, politiſche und ſociale Kraft eines Volkes, 
mit dem Untergange der Mittelſtände gingen auch noch 
ſtets die Völker zu Grunde. 

Wir wollen die: 


| „Erlialtung“ dev Kliktelſtäncke, nicht Reuſchaffung. 


Mittelſtände laſſen ſich nicht künſtlich ſchaffen. Kraft 
und Bedeutung derſelben liegt eben in ihrer „Natur⸗ 
wanıcoteit.. nicht im „Einkommen!“ Alle 
Verſuche der Geſchichte, aus bloßen „Proletariern“ wieder 
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Mittelſtände zu bilden, ſind noch geſcheitert. Und wenn 
es unſerm Kapitalismus wirklich gelänge, unſere Mittel⸗ 
ſtände und damit unſere Volkskraft zu brechen, dann käme 
unſer Socialismus auch zu ſpät, könnte er nur erſt recht 
auf jeden Verſuch mit ſeinem idealen Zukunftsſtaat ver⸗ 
zichten. Der Socialismus kann der moraliſchen Factoren 
am wenigſten entbehren; unſere Fabrikbevölkerung beſitzt 
dieſelben aber nicht. Ihre moraliſchen Gebrechen kann 
auch der ernſte Socialiſt nicht leugnen wollen, und nun, 
was ſoll es da erſt geben, wenn auch der letzte Hort der 
Zucht und Sitte, die Werkſtatt und der Bauernhof vom 
Strome der Revolution — denn das iſt die Expropriation 
— weggefegt, „expropiirt“ ſind, die Ouelle, aus der 
auch unſere Induſtriebevölkerung noch fortdauernd zehrt. 

Wenn man auf die ſittlichen Schäden der modernen 
Großproduction hinweiſet, ſo vertröſtet man uns immer 


auf die Wirkungen der Schule. Nun, die Erfahrungen 


ſind nicht gerade ermuthigende. Der Socialismus kann 
allerdings mit den Leiſtungen der modernen Erziehung zu⸗ 
frieden ſein, er kann ſich mit Recht rühmen, daß gerade 
die Intelligenz der Arbeiterwelt zu ſeiner Fahne ſchwört. 
Allein wenn ſo ſeine Agitation auch blüht — ſeine „In⸗ 
telligenzen“ à la Moſt und Haſſelmann machen ihm mehr 
zu ſchaffen, als der Staatsanwalt. Viel „Intelligenz“ 
und wenig „Disciplin“: das iſt Schon jetzt das Unglück 
der ſocialiſtiſchen Partei; wie ſoll es erſt werden, wenn 
es zum poſitiven Aufbau kommt! 

Gehen wir zu unſerm „gebildeten Bürgerthum“: iſt's 
dort anders? Läßt ſich aus ſolchem Stoffe ein Staat 
errichten? Sind denn wirklich die Gebildeten die ſittlich 
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Stärkeren? — Ueberhaupt: worin ruht denn eigentlich 
Sünde und Laſter, im Willen oder in der Intelligenz? 
Iſt die Sünde denn Dummheit oder Bosheit? Iſt denn 
Schärfung der Intelligenz auch ſchon Verſittlichung des 
Willens? Steht die Intelligenz nicht eben fo oft im Dienft 
der Leidenſchaft als der Tugend? 
Der Kampf gegen Sünde und Leidenſchaft iſt ein gar 
ernſter. Liberalismus und auch Socialismus begreifen ſeinen 
Ernſt nicht, ſie ſchlagen ihn viel zu gering an. Sie ver⸗ 
kennen die Folgen der Erbſünde. Ihrem rationaliſtiſchen 
Sinne erſcheint Politik und Geſchichte als heiteres Spiel, 
und — ſie iſt eine Entwickelung voll Tragik, wo nur zu 
oft die dunkele Macht der Sünde die Abſichten der Beſten 
vereitelte. | 
Die Sünde tft eine Macht, gegen die, nach unſerer 
innerſten Ueberzeugung, die perſönliche, individuelle Kraft 
nicht ausreicht. Auch der Staat vermag verhältnißmäßig 
ſehr wenig, weil der Einzelne ihm nur loſe verknüpft iſt. 
Familie und Stand ſind die geborenen Hüter des Einzelnen. 
In Familie und Stand, wo die Sitte und Ehre durch die 
Tradition geheiligt und gefeſtet erſcheint, wo ſie mit 
der Macht der Gewohnheit auftritt, wo jede Verletzung 
derſelben die ſofortige Ahndung findet, wenigſtens in dem 
Urtheil der Genoſſen, ich ſage: hier und hier allein 
liegt die rechte Schule der Erziehung. Wo die 
Familien⸗ und Standesehre heilig bewahrt wird, als 
theures Erbe vom Vater auf Sohn, vom Meiſter auf Ge⸗ 
ſſellen, dort kann auch individuelle Unſittlichkeit nicht auf⸗ 
kommen, wird ſie immer wieder paralyſirt durch den Ein⸗ 
fluß der Gemeinſchaft. Auch hier, in ſittlicher Beziehung, 
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gilt das Geſetz der Solidarität: in der Gemeinſchaft 
wächſt die Kraft. In dieſer ſittlichen Solidarität, wie ſie 
in unſern Mittelſtänden noch beſteht, liegt ein ungemeiner 
Segen, den wir ſelbſt für größere materielle „Solidarität“ 
nicht aufgeben möchten. | 
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Die ar Auflöſung der Mittelſtände durch die 
moderne Geſetzgebung. | 


Die häusliche, die Standesſitte unſeres Handwerker- 
und Bauernſtandes iſt ein Product der hiſtoriſchen 
Solidarität, iſt „Erbe“, iſt „Tradition“ und muß es ſein. 
Nur in der „Erhaltung“ kann ſie gerettet werden. Leider 
hat der moderne Geiſt der Revolution auch hier bereits 
revolutionirend, auflöſend genug gewirkt — der moderne 
Geiſt und das moderne Geſetz. Die Sitte würde ſich, 
trotz der modernen „Bildung“, in ihrem Beſitzſtande be— 
hauptet haben, wenn nur die Geſetzgebung nicht mit Ge⸗ 
walt eingegriffen hätte. Dieſe großen Attentate der Legis⸗ 
lative faſſen ſich zuſammen in: dem gleichen Erb⸗ 
recht für unſern Bauernſtand, und: der allgemeinen Ge— 

werbefreiheit für unſer Handwerk. | 


I. Die Mobiliſtrung des Grundbeſttes. 


Grundbefiß und Erbrecht. 


Die materielle Unterlage des Bauernſtandes iſt fein 
Beſitz; ſein Dale Erbtheil, was ihm ſeine religiöſe, ſeine 
23 
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politiſche und ſeine ſittlich-ſociale Bedeutung gibt, ſein 
conſervativer Sinn, knüpft ſich an ſein materielles 
Erbe — den untheilbaren, unverſchuldeten 
Bauernhof. 

Wir haben es bereits als ein hervorragendes Verdienſt 
des Socialismus bezeichnet, daß er den innigen Zuſammen⸗ 
hang der idealen und materiellen Zuſtände eines Volkes 
zur Anerkennung gebracht hat: die ganze geiſtige Cultur 
iſt ihm nur der geiſtige Niederſchlag der materiellen Cultur, 
der materiellen Productionsbedingungen, der Eigenthums⸗ 
form, nur der Widerſchein derſelben im Geiſte. Der 
Socialismus geht darin zu weit, die materiellen Mitur⸗ 
ſachen, Bedingungen, macht er zur alleinigen, adäquaten 
Urſache, er leugnet jede Selbſtſtändigkeit des Geiſtes; 
aber dabei bleibt wahr, daß der Einfluß von Geiſt und 
Körper, von materieller und geiſtiger Cultur ein gegen⸗ 
ſeitiger iſt, daß wirklich die Eigenthumsformen der Boden 
ſind, auf dem auch die geiſtige Entwickelung eines Volkes 
gleichſam herauswächſt, daß die Geſchichte eines Volkes 
mit den Naturbedingungen desſelben, daß auch hier im 
Volk die Pſychologie mit der Phyſiologie in viel innigerem 
Zuſammenhange ſteht, als man bisher geahnt, daß des⸗ 
halb Productionsweiſe und Eigenthumsformen auch für 
das religiöſe, politiſche und ſittliche Leben von der größten 
Wichtigkeit ſind. 

Dieſes gilt mehr wie von jedem andern Siehe vom 
Bauern. Der „Bauer“ im geiſtigen Sinne, als Charakter⸗ 
figur, wird nicht geboren, wird nicht erzogen, macht ſich 
auch nicht ſelbſt — er „erwächſt“ blos auf dem 
Bauernhof: der Bauernhof bildet den Bauern, faſt mehr, 
als der Bauer den Bauernhof bildet. Wir ſagen, der 
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Bauer „erwächſt“ — in feiner „Naturwüchſigkeit“ liegt gerade 
die Kraft des Bauern. Der „lateiniſche Bauer“ iſt ent- 
weder Proletarier oder Bourgeois, iſt vom Bauer mit 
Recht verachtet; denn mag er perſönlich noch ſo ehren⸗ 
werth ſein, als „Bauer“ iſt er nichts werth, ebenſo wie 
ein Profeſſor als Staatsmann nichts werth iſt. Selbſt 
als „Ochſenfabrikant“ mag er ſehr tüchtig ſein, allein es 
iſt falſch, als ob der „Bauer“ blos Ochſenfabrikant wäre, 
wie Lasker wähnt; eine ſolche Anſchauung macht dem 
Juden alle Ehre, aber nicht dem Socialpolitiker. Gott ſei 
Dank, ſo weit ſind wir noch nicht, unſere Bauern ſind noch 
etwas mehr als „Ochſenfabrikanten“. | 

Der Bauer „erwächſt“ auf dem Bauerngut. Wer 
alſo einen ächten, blühenden, feſten Bauernſtand 
haben will, der muß für eine feſte Anzahl feſter 
Bauernhöfe ſorgen. Und wer von der Anſicht 
ausgeht, daß das Wohl eines Volkes, daß die geſunde 
ſtetige Entwickelung eines Staats weſens bedingt iſt 
durch einen geſunden Bauernſtand, daß das Wohl des 
Staates höher ſteht als das materielle Intereſſe des Ein⸗ 
zelnen, der muß auch von Staats wegen für die Er⸗ 
haltung der Bauernhöfe ſorgen, ſelbſt dann, wenn die 
übrigen Kinder des Bauern gegenüber dem Erben des 
Hofes eine gewiſſe Zurückſetzung erfahren. 

Freilich, in den Rahmen des liberal⸗römiſchen „Eigen⸗ 
thumsbegriffes“ paßt eine ſolche Ordnung „von Staats⸗ 
wegen“ wenig, aber nirgends trifft auch der Begriff des 
abſolut individualiſtiſchen Eigenthum's weniger zu, als 
im Grundbeſitz, nirgends hat er mehr Unheil angeſtiftet, 
als hier. Der Grundbeſitz bleibt „heimatlicher Boden“ 
Aller, und der „Nation“ bleibt das Recht trotz alles 

23³ 
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Privateigenthum's, über die Verwaltung desſelben zu 
wachen, daß ſie keine „antinationale“ Geſtaltung annehme. 
Der „nationale“ Boden bleibt die reale Unterlage der 
„nationalen“ Ernährung und Geſittung, kann 
deshalb nie dem individuellen Belieben preisgegeben werden. 
Wer deshalb „abſolute Freiheit“ des Grundeigenthum's 
fordert, principiell fordert, und jede Beſchrän⸗ 
kung desſelben als „Socialismus“ brandmarkt, mag ſich 
„liberal“ nennen, aber nie und nimmer „national“ — für 
den ſchwebt die Nationalität in der Luft. 
Dasſelbe, was vom ſtaatspolitiſchen, müſſen wir auch 
vom Standpunkte der Familie ſagen. Wir müſſen 
ſagen: die Pflicht der Pietät gegen das väterliche Haus 
erfordert es, daß es in ſeiner Integrität bewahrt 
werde; auch wenn das Kind ſich trennt von ſeinem väter⸗ 
lichen Hauſe, ſelbſtſtändig wird, ſoll es ihm Bedürfniß 
ſein, für den Fortbeſtand ſeines väterlichen Hauſes, des 
väterlichen Namens und der väterlichen Sitte auch mit 
perſönlichen Opfern einzutreten. Und wem dieſe mora⸗ 
liſchen Verpflichtungen nicht genügen, wer nur das ſtrenge 
perſönliche Recht ſprechen laſſen will, der muß wenigſtens 
dem Vater das Recht einräumen, zu Gunſten feines 
Familiennamens und ſeiner Familienehre, etwa feinem 
älteſten Sohne, ihm vielleicht treuer Mithelfer in Erhaltung 
und Erweiterung ſeines „Hofes“, dieſen allein zuzuweiſen, 
während die übrigen Kinder eine verhältnißmäßige Abfin⸗ 
dung erhalten. Wer hier abſolute „Rechtsgleichheit“ prin- 
cipiell fordert, der muß dieſe auch für die erweiterte 
Familie, das Volk, gelten laſſen; wer hier das Eigen⸗ 
thums⸗ und Verfügungsrecht des Vaters leugnet, der muß 
conſequent zur gänzlichen Leugnung des Privateigenthums 
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kommen — das mag ſich der Liberalismus merken. Der 
Liberalismus wird in ſeiner Forderung des „Pflichtstheils“ 
aus lauter Individualismus — ſocialiſtiſch! 

Noch mehr, als durch das Princip, führt die moderne 
liberale gleiche Erbtheilung durch ſeine Folgen zum 
Socialismus. 

Die gleiche Erbtheilung hat nothwendig, bei einer 
normalen Zahl der Kinder, bei jedem Generations⸗ 
wechſel eine Theilung, Zerſtückelung des väterlichen 
Erbes zur Folge, und damit eine fortwährende Ver— 
kleinerung und Verarmung der bäuerlichen Beſitzungen. 
Unſere Bauern ſind nicht ſo glänzend geſtellt, daß 
ſich innerhalb einer Generation ihr Vermögen verdoppelte 
oder vervielfachte, wie es der Zahl der Kinder entſpräche. 
Durch dieſe fortwährende Zerſplitterung und Verarmung des 
Bauernſtandes aber ſinkt derſelbe vollſtändig ins Proletariat 
hinab, ja noch unter das Proletariat — er iſt proleta⸗ 
riſirter Bauer, mit dem Bauern bewußtſein und Pro⸗ 
letariere lend. Zuletzt wird ſeine Lage unerträglich, und 
er ſchlägt fein Gut los an den erſten beiten Spec u— 
lanten — denn die Mitbauern können es nicht kaufen, 
da ſie ja in gleicher Lage ſind. So bemächtigt ſich denn 


das Großkapital auch der Landwirthſchaft, und es 


folgt die Entwickelung, die wir früher auseinandergeſetzt, 
die wirklich naturnothwendig abſchließt mit dem Socialismus. 
| Wir haben auch hier wieder einfach eine Wirkung des 
Bevölkerungsgeſetzes: die Kinderzahl vermehrt 


ſich ſchneller, als das väterliche Vermögen. Mit dieſem 


Bevölkerungsgeſetze müſſen wir rechnen, es iſt ein Factor, 
der ſich immer geltend macht. Soll die Geſellſchaft nicht 
im allgemeinen Proletariat enden, dann müſſen wir einer 
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gewiſſen Anzahl von Perſonen das Opfer der Ehe— 
enthaltung auflegen. Alles Proteſtiren hilft nichts. 
Es fragte ſich nur: wo ſollen mir damit beginnen, bei 
den Aermſten, den Proletariern oder ſchon gleich in den 
höheren Ständen, in der großen „Geſellſchaft“ oder ſchon 
gleich in der „Familie“. Ich glaube Letzteres, und zwar 
aus menſchlichen und ſittlichen Gründen. In 
der Familie gerade der mittleren und höheren Stände 
braucht auch der Unverheirathete auf den Schutz und die 
Freuden der Familie nicht einfach zu verzichten: er bleibt 
im väterlichen Hauſe, im Verband der Familie, 
als Mitarbeiter des Hausvaters, Mi t erzieher der 
Kinder, ſich ſelbſt und der Familie zum Segen. Und 
überall, wo die Idee der Familie noch lebendig iſt, noch 
ſo lebendig, daß die Sitte der ungetheilten Erbfolge noch 
in Kraft ſteht, iſt die Stellung des „Onkels“ und der 
„Tante“ in der Familie eine ebenſo geachtete und würde⸗ 
volle, als die des Hausvater's und der Hausmutter, oft noch 
viel zarter und inniger, weil ſie der Strenge entbehrt. 
Nur ein falſches Streben nach Unabhängigkeit oder gar 
gemeine Geſinnung laſſen dem Liberalismus dieſe Stell⸗ 
ung als verächtlich erſcheinen. Der Arbeiter dagegen findet 
höchſtens als „Koſtgänger“ im väterlichen Hauſe noch 
Platz, und bei dem heutigen Wechſel der Arbeit kann ſich 
meiſtens gar nicht mal ein väterliches Haus bilden. So 
iſt für ihn der Erſatz für den eignen Heerd wirklich allein 
— das Wirthshaus mit ſeinen lockern Geſellen. So ent⸗ 
behrt er des ſittlichen Schutzes und der ſittlichen, reinen 
Freuden, wie ſie das Familienleben gewährt, und er ent⸗ 
behrt derſelben um ſo bitterer, als dieſe Lage ihm allein 
durch ſeine materielle Noth aufgedrängt iſt. Auch 
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dieses it wieder anders in den mittleren und höheren 
Ständen: hier ſind es mehr ideale Rückſichten, die auf 
die Ehe verzichten machen: die Nothwendigkeit unter den 
Stand zu heirathen, die Befürchtung, ſeine Familie nicht 
ſtandesgemäß ernähren und erziehen zu können u. ſ. w. 
Es iſt ein moraliſcher Zwang, der ſich, phyſiſch be— 
trachtet, leicht durchbrechen läßt, und ein ſolcher Zwang 
durch Rückſichten des Standes wird viel leich ter ertragen, 
als ein ſolcher rein materieller Natur. Zu dieſer immer⸗ 
hin relativ noch beſtehenden „Freiwilligkeit“ der Eheloſigkeit 
kommt noch die größere ſittliche Kraft, die in den Mittel- 
ſtänden durch Erziehung, Gewohnheit und Religiöſität 
heimiſch iſt und die die Gefahren der Eheloſigkeit unend— 
lich mindert. Und dieſes Beiſpiel der Mittelſtände muß 
auch wieder auf den vierten Stand ſittlichend wirken, 
auch ihnen die Eheloſigkeit erleichtern. Es iſt eben eine 
Härte und noch mehr eine ſchwere Gefährdung der Sitt- 
lichkeit, dem vierten Stande allein das Opfer der Eheloſig— 
keit aufzubürden; das heißt der Bürde auch noch die En t⸗ 
ehrung beifügen, die Ehe zu einem Privilegium des 
Geldes machen. 

Freilich, in gewiſſer Weiſe bleibt die Ehe immerhin 
ein „Privileg.“ Aber wir wollen die Eheenhaltung auf 
alle Stände vertheilen, um ihr das Gehäſſige und Harte 
zu nehmen, um zugleich aber auch die Mittelſtände in ihrer 
Stellung zu erhalten. Allen Gliedern der beſitzenden 
mittleren Stände in gleicher Weiſe das „Vermögen“ der 
ſelbſtſtändigen Familiengründung zu ſichern, geht eben nicht 
an — fie ſinken dann mit der Zeit allgeſammt ins Pro— 
letariat hinab, und da heißt es dann auf einmal: Eheent⸗ 
haltung oder Elend, dann kommt dieſes Entweder — Oder 
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ſo unvermittelt, daß es doppelt ſchwer ertragen wird. 
Die Enkel müſſen die Enthaltungsloſigkeit der Väter 
ſchwer büßen. So folgt der liberaliſtiſchen Periode des 
gleichen Erbrechts die des vierten Standes der gleichen 
Erbloſigkeit, dem Liberalismus der Socialismus. 


Keine Verhüllung! Gleiches Erbrecht führt zur gleichen 


Enterbung. Das gilt überall, insbeſondere aber für den 
Bauern. 


Grundbeſitz und Sypothekenrehf. 


Annex dem liberalen gleichen Erbrecht iſt die moderne 
Verſchuldungsform. Sie iſt durch das gleiche Erbrecht ge⸗ 
fordert. Denn ſoll die gleiche Erbtheilung nicht ſofort 
zu lächerlicher Zerſtückelung des Grundbeſitzes 
führen, ſo muß die Möglichkeit gegeben ſein, einige Erben 
mit Geld abzufinden, oder auch, zerſtückelte Gründe 
wieder zuſammenzukaufen, ſeinen Beſitz zu er⸗ 
gänzen. Dazu gehört aber viel Geld, das nur durch 
Credit ſich auftreiben läßt. Der Credit in dieſem Um⸗ 
fange kann ſich aber nur auf reale Sicherheit, auf Hypo⸗ 
theken gründen. 

Dieſes Creditſyſtem nun, weit entfernt, die Folgen der 


gleichen Erbtheilung zu paralyfiren, verſchärft dieſelben 


nur noch, indem bei der Möglichkeit der Geldabfindung die 
Miterben noch um ſo ſtrenger auf ihrem „Recht“ beſtehen, 
während ſie ſonſt bei realer Theilung durch zahlreiche 
Rückſichten auf die realen Bedingungen der Bewirthſchaf⸗ 


tung gebunden ſind. Was ſo in der erſten und zweiten 
Generation vielleicht vermieden wird, folgt dann in der 


dritten oder der folgenden mit um ſo heftigerem Schlage: 
das Gut kommt wegen Verſchuldung „unter 
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den Hammer“; gewöhnlich kommt es in ganz 1 
Hände — in die Hände von Speculanten. 5 

Man ſieht, da iſt reale Theilung am Ende noch vor— 
zuziehen. Ein kleines Gütchen, ſchuldenfrei, iſt immer noch 
beſſer, als ein großes mit Ueberſchuldung. Das Renten⸗ 
einkommen des Gutes erreicht längſt nicht die Höhe des 
Kapitalzinſes, und ſo muß, da die Abfindungsſummen für 
die Miterben wegen ihrer Höhe erſt in Jahrzehnten aus 
dem Gute gewonnen ſein können, das Gut verzehrt 
werden durch die Zinſen. Und kommt dann gar mal eine 
Mißernte, ein Todesfall z. B. des Hausvaters, 
oder der Hausmutter, ſo daß die Bezahlung des Zinſes, 
der Steuern, unmöglich wird, das Betriebskapital anfängt 
zu mangeln, dann bemächtigt ſich der Wucher der Sache, 
und nun geht's reißend abwärts. Es gibt keinen ärmeren 
Mann, als den Bauer, der einmal „zurück“ iſt, der mit 
Anleihen Zinſen bezahlen, der ſeine Ernte vor dem 

Schnitt verkaufen muß und das Kalb in der Kuh, der im 
Winter ſchon leere Scheunen und Keller hat und im Früh⸗ 
jahr nicht mal ein Zugthier, um ſeine Ernte zu beſtellen, 

— für einen ſolchen Bauer ſchließt die Kette des Elends 
das ganze Jahr, das ganze Leben nicht ab, er gleicht wirklich 
dem Ertrinkenden, der ſich noch an einem „Strohhalm“ 
feſthält. 

Man hat von einer Aenderung der Form der Ver⸗ 
ſchuldung eine Beſſerung für unſere Grundbeſitzer gehofft: 
Erſetzung der Hypothekenform durch das mittelalterliche 
Rentenprincip. Rodbertus⸗Jagetzow hat 
zuerſt dieſe Theorie — theoretiſch ſiegreich — entwickelt, 
und die Agrarpartei hat ſie als eine der erſten Forder⸗ 
ungen in ihr Programm aufgenommen. Rodbertus führt 
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aus, wie der ſtetige Wechſel des Zinsfußes auch den 
Werth des Grundbeſitzes fortwährenden Schwankungen 
ausſetzt, ſo daß dieſer bald unter, bald über der hypothe⸗ 
kirten Summe ſteht. Wenn z. B. der Reinertrag eines 
Gutes beträgt im Augenblicke 4000 M., der Kapital⸗Zins⸗ 
fuß 4%, To iſt der Gutskapitalwerth = 100,000 M. 
Steigt nun z. B. der Zinsfuß auf 6%/, ſo iſt der Guts⸗ 
werth — bei gleichbleibendem Reinertrage — nur noch 
66,666 M. Die Folge dieſes Werthwechſels iſt klar: der 
Guts beſitzer ſelbſt iſt den Schwankungen des 
Marktes ausgeſetzt, iſt in Gefahr, bei der erſten un: 
günſtigen Conjunktur aus feinem Beſitz durch Zwangsver— 
kauf herausgeworfen zu werden, und fühlt ſich anderſeits 
wieder bei günſtiger Conjunktur verſucht, aus eignem An⸗ 
triebe loszuſchlagen; d. h. auch der Gutsbeſitz wird Markt⸗ 
ware, der Gutsbeſitzer „Speculant“, damit ſtändiſche Sitte 
und Kraft durchbrochen. Nehmen wir z. B. an, im erſten 
Falle habe eine Erbvertheilung unter 4 Kinder ſtattge— 
funden, ſo daß der Erbe des Gutes für ſeine drei Mit⸗ 
erben ein Hypothekenkapital von 75,000 M. aufnehmen 
mußte. Steigt nun der Zins auf 6%, fo iſt das Gut 
blos, wie oben ſchon angeführt, 66,666 M. werth; die 
Hypothekengläubiger werden ängſtlich, ſind auch vielleicht 
ſelbſt in Kapitalverlegenheit und bringen das Gut zur Ver⸗ 
ſteigerung, und, ſelbſt wenn der Gutsertrag um einen kapita⸗ 
liſirten Werth von 8000 M. geſtiegen wäre, der Beſitzer 
geht leer aus. Umgekehrt, wenn der Zinsfuß etwa auf 
20% fällt: dann ſteigt der Gutswerth auf 200,000 M. 
Kapitalwerth und vom kapitaliſtiſchen Standpunkte aus 
iſt es gerechtfertigt, wenn nun der Beſitzer mit Abſicht ſein 
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Gut losſchlägt und die 100,000 M. Ueberſchuß in die 
Taſche ſteckt. | 

Dieſen Folgen gegenüber will Rodbertus die länd⸗ 
lichen Grundſtücke als Rentenfonds, ewige Reinertragsquellen 
behandelt wiſſen, die Miterben (und Verkäufer) ſollen durch 
unkündbare und inamortiſirbare „Rentenbriefe“, nicht durch 
Hypothekenkapitalſummen abgefunden werden. Dadurch 
wird der Grundbeſitz den Wirkungen des Wechſels des 
Zinsfußes enthoben, und inſofern bedeutete das Renten⸗ 
princip einen Fortſchritt. Aber dadurch reizt es nur 
um ſo mehr zur Ueberſchuldung und unſer Grund— 
beſitz würde mit einer Menge Rentenbriefe belaſtet, drücken⸗ 
der als die Frohnden der ſchlimmſten Zeiten des Mittel- 
alters, und unſere Geldbourgeoiſie würde die großen Frohn— 
herrn nicht blos des Arbeiterſtandes, ſondern auch noch 
des großen und kleineren Grundbeſitzes. Das Rentnerthum 
würde in üppigſte Blüthe ſchießen. 

Nicht die Form der Verſchuldung — die Verſchuldung 
ſelbſt muß aufhören, oder wenigſtens eine bedeutende Ein⸗ 
ſchränkung erfahren. Der Bauer fol Kapitalien machen, 
nicht Schulden, und aus dieſen Kapitalien ſollen die 
Nebenerben entſchädigt werden. Ein richtiger Bauer kann 
und wird das; gerade die Untheilbarkeit und Unver- 
ſchuldbarkeit des Bauernhofes gibt den mächtigſten 
Reiz zur Kapitalbildung, um allen Kindern 
doch eine Zukunft zu ſichen. Gerade im Intereſſe 
der Production und Kapitalbildung, die ja 
ſonſt den Liberalen fo ſehr am Herzen liegt, 
fordern wir Reform. 

Anderſeits aber auch: Warum immer nachhinken? 
Dabei geht der Bauernſtolz und die Freudigkeit des Schaffens 
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verloren. Der Bauer kommt um ſeine Selbſtſtändigkeit, und 
was iſt der Bauer ohne Selbſtſtändigkeit? Wenn der 
Bauer zum Sklaven ſeiner Gläubiger wird, wo bleibt da 
die Poeſie — und der Bauernſtand hat ſeine Poeſie. 

Wo ſprudelt denn etwa noch ächtes Volksleben? 
Vielleicht in unſern Städten und Fabriken? Auf dem 
Lande muß man es ſuchen, wo der Bauernſtand noch blüht, 
wo die Wucherer und Halsabſchneider noch nicht tolerirt 
ſind. Man denke ſich einen ächten Weſtfäliſchen Bauer: 
wer freuet ſich nicht an einer ſolchen Geſtalt? Und was 
zeichnet ihn aus, was unterſcheidet ihn im letzten Grunde 
3. B. vom engliſchen Pächter? — Seine Selbſtſtändigkeit. 
Und er ſelbſt weiß es am beſten, was ihm ſeine Selbſt⸗ 
ſtändigkeit iſt. Er hat Recht, wenn er ſie mit Eiferſucht 
bewahrt, wenn er es als eine gewiſſe Erniedrigung und 
Begebung ſeiner Würde empfindet, auch nur die geringſte 
Schuld aufzunehmen, wenn er ſelbſt lieber heimlich zum 
„Juden“ geht und gegen Wucherzinſen leiht, als zu feinen 
Genoſſen — man mag das einſeitig und beſchränkt finden, 
aber es liegt ein bedeutendes Stück Berechtigung in dieſer 
Einſeitigkeit: ein verſchuldeter Bauer iſt kein 
ächter Bauer mehr. Der Bauer kennt ja ſonſt ſein 
Intereſſe ſehr gut; auch hierhin lenkt ihn ſein Inſtinkt 
richtig, und wer darüber philiſterhaft die Naſe rümpft, 
beweiſt nur ſeine eigne Einſeitigkeit. Mögen unſere Bour⸗ 
geois ungehalten fein, daß der Bauer ſich noch immer nicht 
in ihren Schlingen fangen laſſen will — ſie ſollten ſich 
doch auch wieder freuen, daß an dieſem Bollwerk des 
bäueriſchen Eigenthumes auch der Socialismus eine gleiche 
Schranke findet. | 

Leider, daß auch dieſes Bollwerk immer mehr zu⸗ 
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re Nur in wenigen Theilen Deutſch⸗ 
lands hat ſich noch ein feſter Bauernſtand in feiner 
Eigenart erhalten, und, wohl gemerkt, nur da 
durch, daß die Wogen der liberalen Geſetzge⸗ 
bung an dem Damme feſter Sitte abgeprallt 
ſind. Ja, die Sitte hat ſich dort ſtärker erwieſen als das 
Geſetz, die liberale Forderung gleicher Erbtheilung und 
des Pflichttheils iſt dort nie in Wirkſamkeit getreten. 
Nochmals: alle unſere wirklichen Bauerngüter haben ſich 
auf ungeſetzlichem Wege behauptet, und z. B. in 
vielen Gegenden Weſtfalens könnten wenigſtens 95% der 
Teſtamente wegen „ungeſetzlicher“ Benachtheiligung 


der Nachgeborenen angefochten werden. Gott ſei 


Dank, daß dieſe faſt nie von ihrem „Rechte“ Gebrauch 
machen, daß ihnen Tradition und Wille des Vaters heiliger 
iſt, als der Code⸗Napoleon. 

Auch in der „Freiheit“ der Kahn des Grund: 


beſitzes rächt ſich die Einſeitigkeit des römischen Eigen⸗ | 


thumsbegriffes, zeigt ſich der letztere in feiner ganzen 

Abſurdität. Der Boden iſt „nationales“ Eigenthum und 

soll als ſolches „heilig“ fein; wie kann denn derſelbe an 
das „internationale“ Kapital verpfändet und Gründern 
und Jobbern preisgegeben werden! Man „mobiliſirt“ den 
Grundbeſitz und wundert ſich, wenn das „Volk“ ſelbſt „den 
Boden unter den Füßen verliert!“ Nicht übel, wenn Roth⸗ 
ſchild alle Hypotheken aufkaufte und eines Tages „ganz 
Deutſchland“ verauctionirte: der Liberalismus müßte vor 
dem „Privatrecht“ die Segel ſtreichen, und wenn's Roth⸗ 
ſchild wünſchte, — auswandern. 
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Wir fagten ſchon, der Grundbeſitz ſei Unterlage der 
nationalen Ernährung. Der Staat hat das 
Recht und die Pflicht, darüber zu wachen, daß er dieſer 
ſeiner Beſtimmung erhalten bleibt, alle Gefährdungen der⸗ 
ſelben abzuwenden. Gleiche Erbtheilung und Verſchuldung 
gefährden aber die nationale landwirthſchaftliche Pro⸗ 
duction. Die gleiche Erbtheilung führt zur Güterzer⸗ 
ſplitterung und damit zu unproductivem 
Kleinbechrieb, die Verſchuldung direct zum Rau b⸗ 
bau. In beiden Fällen fehlen die Arbeitsmittel, Kapital 
und Maſchine, ohne die beim heutigen Stand der Bevöl⸗ 
kerung nicht auszukommen iſt. Die Frage der materiellen 


Ernährung und ihre Beziehung zum Grundbeſitz hat gerade 


durch die neueſte Entwickelung einen akuten Charakter an⸗ 
genommen — durch die Concurrenz des Auslandes. 
Die modernen Verkehrsmittel haben uns die reichen 
Naturſchätze der „Neuen Welt“ eröffnet, gegen deren Ueber⸗ 
fülle auch die alten Ackerbauſtaaten Ungarn, Rußland ꝛc. 
nicht ankommen können. Das Miſſiſſippi⸗Thal allein ver⸗ 
möchte ganz Europa zu verſehen. Es iſt lauter Alluvial⸗ 
land, von größter Fruchtbarkeit, mit leichteſter Mühe zu 
bebauen, zumal mit amerikaniſchen Hülfsmitteln. Nur die 
Ueberſchwemmungen machen die Production noch unſicher, 
die aber nicht unbeſiegbar ſind. Vorläufig bedarf's deſſen 
aber auch noch gar nicht: Amerika hat auch ſonſt in den 
fruchtbaren Prärieländern des Weſten freien Boden genug, 
der bei extenſivſter Bewirthſchaftung reichlichſten Ertrag 
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liefert. Trotz Fracht und Zoll bieten amerikaniſche Pro— 


ducenten ihre Producte auf unſern Märkten billiger an, 
als unſere heimiſchen. Mit Hülfe ausgezeichneter Tech— 
niker und der vorzüglichſten Maſchinen haben ſie einen 


Großbetrieb eingerichtet, welcher in der Geſchichte der Land⸗ 


wirthſchaft ohne Beiſpiel iſt. Ungeheure Complexe von 
20 50,000 Tagewerken werden in einer ununterbrochenen 
Fläche bebauet. Die Pacificnordbahn z. B. beſtellte 


Sommer 1879 in Dakota eine zuſammenhängende Fläche 
von 25 engliſchen Quadratmeilen mit Weizen, der dann 


mit Maſchinen eingeheimſt und unmittelbar vom Felde auf 
die Bahn transportirt wurde. Das mit Weizen bebaute 
Areal im Stromgebiete des oberen Miſſiſſippi, des Rothen 


Fluſſes (red river) des Miſſouri, Ohio u. ſ. w., endlich 


die unermeßlichen Strecken zu beiden Seiten der Geleiſe 


der Pacifiebahn haben im ſelben Jahre einen ſo großen 
Ertrag geliefert, daß die Eiſen⸗ und Waſſerſtraßen nicht 
genügen konnten, das Ausfuhrmaterial vollſtändig zu be⸗ 
wältigen. Die Verkehrsmittel werden deshalb fortwährend 
verbeſſert und es ſollen bereits Seeſchiffe mit einer Ladungs⸗ 
fähigkeit von 2— 3000 Tonnen (a 20 Centner) in Her⸗ 
ſtellung begriffen ſein, beſtimmt, direct von Chicago in die 
europäiſchen Häfen einzulaufen. So vermindern ſich die 
Transportkoſten ſtetig, die ſchon jetzt von Buffalo bis ins 
Herz von Deutſchland, nach Mannheim und Dresden, pro 
Centner Weizen auf 2,60 M. geſunken ſind. 

Nicht blos Nord⸗Amerika, auch Indien — das 1878 
ſchon mehr Weizen exportirte als Oeſterreich-Ungarn — 
Auſtralien, die La Plata⸗Länder, Chili, ſchließen ſich dieſer 
Concurrenz an. Und was noch bedeutſamer iſt, der Strom 
der europäiſchen Auswanderung führt dieſen reichen 
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Naturländern fortdauernd neue Fonds von Arbeit, 
Kapital und Intelligenz zu. Entſandte doch Italien allein 
1879 119,000 Menſchen meiſt nach den La Plata⸗Ländern, 
die dort alle Landwirthſchaft treiben. Und nicht blos 
Menſchen (mit Kapital), ſondern auch „Kapital“ wandert 
aus. So exiſtirt eine große engliſche Actiengeſellſchaft, 
welche mit Hülfe vielen Kapital's bei Buenos-Aires den 
Weizenbau mittelſt der vollkommenſten Maſchinen im Großen, 
auf ganzen Quadrat⸗-Meilen betreibt. Dieſer Weizen, vor 
zwei Jahren noch unbekannt in Europa, 1 ſchon zum 
ſtehenden Handelsartikel. 


93 


Neueſtens iſt es ſogar gelungen, „concentrirtes“ Ge⸗ 
treide — Vieh nicht blos lebend ſondern auch geſchlachtet 
in wohlbehaltenſtem Zuſtande in Europa einzu⸗ 
führen. Man hat endlich das Problem, den Schiffsraum 
billig kalt und trocken zu halten, auf's vollkommenſte ge⸗ 
löſt mittelſt c(ompreſſirter Luft. So wurde 
das jüngſt per Refrigerator nach England geſchickte Nind- 
fleiſch beſſer bezahlt, als das der dort geſchlachteten impor⸗ 
tirten Ochſen. Wenn nun ſchon 1877 nach einer ſtatiſtiſchen 
Berechnung v. Neumann's der Werth der Einfuhr von 
Vieh und Fleiſch in die europäiſchen Staaten auf 964 
Mill. Mark, der der Ausfuhr auf 619 Mill. Mark kam, 
dagegen für die überſeeiſchen Länder die Einfuhr 9 Mill., 
die Ausfuhr aber 352 Mill. M. betrug — wo die Ab: 
kühlung der Schiffsräume noch mittelſt Eis geſchah — ſo 
liegt die wirthſchaftliche Bedeutung der Entdeckung nahe. 
Während in Europa auf 230 Mill. Einwohner 63 Mill. 
Stück Rindvieh, 150 Mill. Schafe, 33, Mill. Schweine 
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kommen, zählen die überſeeiſchen Länder: Vereinigte 
Staaten, Canada, La Plata⸗Länder, Südafrika, Auſtralien 
bei 62 Mill. Einwohnern 65 Mill. Stück Rindvieh, 187 
Mill. Schafe, 34, Mill. Schweine. Gewiß genug des 
Ueberfluſſes! 

Der ſpärlich Een Boden Amerika's und Auſtra⸗ 
liens macht in ſeiner Ueppigkeit und ungemeſſenen Aus⸗ 
dehnung die Viehzucht faſt koſtenlos. Der Beſitzer braucht 
nur ein wenig Aufſicht und die Heerde erzeugt ſich von 
ſelber. Es iſt eine bekannte Thatſache, daß jenſeits der 
Meere, in Südamerika und Auſtralien die Fleiſch⸗-Gewinn⸗ 
ung kaum in Rechnung kam — Häute (der Rinder) und 
Wolle (der Schafe) machten den Werth aus, höchſtens 
als Liebig'ſcher Fleiſchextract konnte auch das Fleiſch Ver⸗ 
werthung finden. Auſtralien allein ſoll noch mindeſtens 
150 Mill. Acres Viehzuchtboden, ſog. Squattersland, be— 
ſitzen, die nur darum nicht benutzt wurden, weil man das 
Vieh in Sydney, Melbourne und Victoria noch nicht ge⸗ 
hörig verwerthen konnte. 

So öffnen ſich auf einmal für die alternde, Nahrung 
arme Geſellſchaft Europa's ungeahnte Schätze, die ganze 
Natur⸗ Fülle der neuen Welt ſteht ihr offen — drängt 
ſich ihr auf. Das ganze Malthus'ſche Bevölkerungsgeſetz 
ſcheint umgeworfen. Der übervölkerte Mutterboden Europa's 
findet mehr wie ausreichende Ergänzung durch die endloſen 
Flächen der Neuen Welt. 

Gewiß, man möchte ſich freuen darüber. Und doch, 
die ganze Geſellſchaft Europa's kann da⸗ 
bei aus den Fugen gehen — kann und wird 
es, wenn nicht von unſern Regierungen mit ganzem 
Ernſte der Gefahr begegnet wird. 

24 
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Der billige Preis des ausländiſchen Getreides 
und Viehes erpropriirt unſern ganzen 
großen und kleinen Grundbeſitz. Das iſt kurz 
und bündig der ſociale Inhalt dieſer Entwickelung. 5 

Die Grundrente fällt, der Grundwerth fällt — fällt 
unter den Werth der darauf ruhenden Hypotheken; das 
Grund⸗Eigenthum verliert ſeinen Inhalt — kommt an den 
Hypothekenbeſitzer. Das iſt die nächſte Entwickelung. Dann 
folgt das zweite Stadium: die Grundrente fällt auf 
Null, der Preis erſetzt kaum die Productionskoſten 
(Betriebskapital und Arbeit); ſelbſt der unverſchul⸗ 
dete Grundbeſitz verliert ſeinen Inhalt, rentirt nur bei 
extenſipſter Bewirthſchaftung — Weidewirthſchaft 
unter Zuſammmenlegung des Beſitzes — wird „ge⸗ 
meinſamer“, Gemeinde⸗ und vielleicht Staat s⸗-Beſitz. 
Latifundienwirthſchaft (in der Hand der Hppotheken⸗ 
beſitzer) — Gemeineigenthum: das ſind Reſultate des 
billigen Preiſes. Dem Kapitalismus mag der niedrige 
Preis willkommen ſein, in ihm den Triumph ſeiner „Wiſſen⸗ 
ſchaft“ begrüßend — dem Socialismus auch. „Nachdem 
dieſe amerikaniſche Concurrenz einige Jahre gewirkt haben 
wird“, ſchreibt Lafargue, der Schwiegerſohn des Karl 
Marx, „wird es nur noch eine Löſung der europäiſchen 
Agrarfrage geben: Umgeſtaltung des Grundeigenthum's 
auf communiſtiſcher Baſis.“ 


3. 


„Nun gut“, jagt man, „unſer Grundbeſitz mag ſeinem 
Schickſal verfallen, die Landwirthe können ja zur In⸗ 
duſtrie übergehen. Das iſt eben internationale Arbeits⸗ 
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theilung: Amerika übernimmt die Urproduction, und wir 
beſorgen die induſtrielle.“ Ich antworte: 

Erſtens, es iſt eine Unmenſchlichkeit, einen 
ganzen Stand, und dazu den Grund-Stand der ganzen Ge— 
ſellſchaft, in dem noch das Mark des Volkes ſitzt, einfach 
der internationalen Concurrenz preiszugeben. | | 

Zweitens, wäre es doch mehr wie Toll kühnheit, 
auf die Zufälligkeiten des internationalen Mark⸗ 
tes die nationale Ernährung baſiren zu wollen. Wenn 
denn mal wieder ein amerikaniſcher Bürgerkrieg ausbräche 
oder ein europäiſcher „Welterober“ eine neue „Continental⸗ 
ſperre“ verhängte! Solch außerordentlicher Ereigniſſe be— 
darf es gar nicht: einmal iſt der Getreidebau in Amerika 
ſehr von den Zufälligkeiten der Naturereigniſſe (Ueber⸗ 
ſchwemmungen 2c.) abhängig, anderſeits iſt es Thatſache, 
daß in der Neuen Welt der unverantwortlichſte Rau b⸗ 
bau getrieben wird, jo daß ganz ſicher die Naturſchätze 
eher erſchöpft ſein werden, als man daran denkt. Wenn 
wir dann keine Bauern mehr haben, wie ſollen wir dann 
leben! 

Drittens, geht die Neue Welt nicht auf den Handel 
ein, daß fie uns die Induſtrieproduction überläßt, 
vielmehr ſchützt fie ſich durch Zölle gegen unſere Ein- 
fuhr, und ſind auch an ſich ſchon dort die natür⸗ 
lichen Bedingungen zur Entwickelung der Induſtrie 
viel glücklicher, wie bei uns. Unſere bedeutendſten 
Induſtriezweige find Eiſen⸗ und Textilinduſtrie; nun, an 
Kohle und Eiſen iſt die Neue Welt reicher wie wir, und 
Wolle und Baumwolle beziehen wir von dort. Dazu ſoll 
neueſtens eine Maſchine erfunden ſein, welche die directe 
Verſpinnung der Rohbaumwolle an der Productionsſtätte 
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ermöglicht — wiederum ein ſchwerer Schlag für unſere 
Induſtrie. Das Einzige, was wir voraus haben, iſt: 
billigere Arbeitskräfte, und wenn da der über völkerte 
Diten Aſiens und das Innere Afrika's die 
Grenzbarrieren aufziehen, dann wird eine 
zweite Ueberfluthung kommen, ſchlimmer als die 
erſte mit Getreide und Fleiſch, die Ueberfluthung 
mit „Arbeit.“ Und zum zweitenmale wird bei uns 
der „niedrige Preis“ eine verhängnißvolle Rolle für unſere 
Geſellſchaft ſpielen, einen neuen nationalen Stand 
expropriiren, unſeren Arbeiterſtand. Amerika hat 
ſchon die „Chineſenfrage“; auch uns bleibt ſie nicht erſpart. 

Wir haben eben ein doppeltes Rencontre zu 
beſtehen: Mit der Neuen Welt und mit der zu rück⸗ 
gebliebenen alten Welt. Es wird ein Zuſammen⸗ 
ſtoß geben, wie ihn die Menſchheit noch nie geſehen hat, 
unter dem die ganze europäiſche Geſellſchaft erzittern und 
aus allen Fugen gehen wird, wenn letztere nicht mit ganzem 
Ernſte, dem Ernſte der Verzweiflung zuſammenhält. 
Intereſſant wird das Rencontre — bei welcher „Völker— 
wanderung“ auch dem Chriſtenthum noch eine Rolle 
zufallen wird — aber ohne „Zerquetſchung“ ganzer Völker 
wird's wahrſcheinlich nicht abgehen. Ein proletari⸗ 
ſirtes Volk muß in ſolchem Kampf um's Daſein jeden⸗ 


falls zu Grunde gehen. Schon deshalb müſſen wir für 


Erhaltung unſeres Bauernſtandes ſorgen — auch abgeſehen 
von den „Franzoſen.“ 

Kurz und gut, alle hochfliegenden Pläne „interna⸗ 
tionaler Arbeitstheilung“ müſſen wir fahren laſſen. Jeden⸗ 
falls können wir uns nicht darauf einlaſſen, auf dieſe 
unſere nationale Ernährung baſiren zu wollen. In der 
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Induſtrie geht das allenfalls noch, ſobald nicht weſent⸗ 
liche Bedürfniſſe in Frage kommen, in der Landwirth⸗ 
ſchaft aber nie und nimmer. 

Und auch für die Induſtrie iſt das einzig ſichere und 
ſtete Abſatzgebiet die landwirthſchaftliche Bevölkerung, 
überhaupt die Heimath. Alle induſtrielle „Entdeckungs⸗ 
reiſen“ haben uns noch wenig dauernde Güter ge⸗ 
bracht, ebenſo wenig als Spanien die Entdeckung 
Amerika's. Die Herrſchaft iſt nie von Dauer, früher oder 


Später emancipirt ſich die „Colonie“, wenn ſich 
nicht ſchon vorher ein Anderer derſelben bemächtigt. 


Deutſchland hat ja nicht einmal eigentliche Colonien. 
Seinen ganzen Abſatz im Auslande muß es ſich „erbetteln“, 
und wenn ihm die Thür gewieſen wird, d. h. die Einfuhr 
verboten oder durch Zölle geſperrt wird, wo will es mit 
ſeiner Ueberproduction hin? Und die Fiction des „Frei⸗ 
handels“ wird bereits überall aufgegeben.“ 


4. 


Alſo: Erhaltung unſeres Bauernſtandes um jeden 
Preis! Auch unſere Regierung hat das anerkannt und 
deshalb einen Schutzzoll für unſere Landwirthſchaft 
bewilligt. Allein dieſer Schutzzoll iſt ſo gering, daß er 
uns gegen die Concurrenz des Auslandes auch nicht im 
Geringſten zu ſchützen vermag. Die Verbeſſerung der 
Transportmittel, die Verbilligung der Fracht hat ſchon 
längſt wieder den Aufſchlag des Zolles für die amerika⸗ 
niſchen Producenten überholt. Soll der Schutzzoll ſeinen 
Zweck erreichen, fo muß er bedeutend höher normirt 
ſein und nach den Preiſen der geſchätzten Producte 
ſich richten: bei hohen Preiſen niedrig, bei niedrigen. 
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hoch. Bei einer Theuerung würde ſonſt ein hoher Zoll 
die arbeitenden Klaſſen zu empfindlich treffen, und Staat 
und Bauer ſich aus der Noth derſelben bereichern, während 
dann bei einer Mißernte Bauer und Arbeiter ſich in das 
glück theilen. 

Wichtiger, als der Schutz an der Grenze, erſcheint uns 
aber der Schutz an der Productionsſtätte: Ver⸗ 
minderung der Productionskoſten, und Ver⸗ 
mehrung der Productivität. Hier iſt der fun⸗ 
damentale Punkt, wo anzuſetzen iſt, um der heimiſchen 
landwirthſchaftlichen Production wieder aufzuhelfen gegen⸗ 
über der gefahrdrohenden internationalen Concurrenz — 
zugleich auch der Zuſammenhang dieſer Frage mit unſeren 
früheren Erörterungen über Erbtheilung und Verſchuldung. 

Die landwirthſchaftlichen Productionskoſten ſetzen ſich 
zuſammen, abgeſehen von Verzinſung und Amortiſirung 
des Betriebskapitals, aus Lohn, Abgaben (Steuern) 
und Schuld-Zinſen. Was daun noch übrig bleibt 
vom erlöſten „Preiſe“, kann man als „Unternehmergewinn“, 
oder auch als „Grundrente“ rechnen (die Hypothekenzinſen 
find für den Unternehmer wenigſtens keine „Grundrente“ 
mehr.) 

Betrachten wir dieſe einzelnen Factoren, ſo liegt klar, 
daß ſie ſich fortſchreitend ungünſtiger geſtaltet haben. Die 
Löhne ſind in den letzten Jahren gewaltig geſtiegen, 
auch jetzt für das Land noch längſt nicht wieder auf den 
alten Stand herabgeſunken. In den „guten Jahren“ hat 
die Induſtrie alle nur irgendwie freien Arbeitskräfte ab⸗ 
ſorbirt, und jetzt der ſtädtiſchen „Freiheit“ gewöhnt, mögen 
ſie nicht mehr zurückkehren in ihre alten Verhältniſſe. Und 
ſo leidet auch jetzt noch das platte Land unter dem Mangel 
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an Arbeitern, und kann ſich nur durch hohe Löhne die 
nothwendigſten ſichern. Zwar hat man ſich durch Maſchinen 
geholfen, allein die damit erreichte Erſparniß an Arbeits⸗ 
löhnen iſt durch die höheren Löhne der gebliebenen Arbeiter 
wohl mehr wie aufgewogen, ganz ſicher Sa tens für den 
mittleren Bauernſtand. 

Die Steuern ſind ebenfalls geſtiegen, die Gemeinde⸗ 
ſteuern, Umlagen, faſt unerſchwinglich geworden. 
Namentlich haben Schule und Armenpflege ihren Theil 
daran. Sind die Communalſteuern doch an vielen Orten 
bis 600% der Staatsſteuern geſtiegen. Fürſt Bismarck 
ſelbſt gab die Steuern des Grundbeſitzes in der 50. Sitzung 


des deutſchen Reichstages 1879 auf 20—28 Procent des 


Reinertrages an. Beträgt doch die in Deutſchland (in 
neunzehn Staaten) aufzubringende Grundſteuer (ohne Ge⸗ 
bäudeſteuer) allein an 80 Mill. M. Endlich die zu ver⸗ 
zinſende Hypotheken find wiederum rieſig ange 
wachſen. Die Verſchuldung unſeres Grundbeſitzes bewegt 
ſich in faſt Schwindel erregenden Zahlen. Bei unſern 30 
Hypothekenbanken allein iſt er verpfändet (Ende 1879) 
mit 1382 Millionen Mark, während 1866 dieſe Ver⸗ 
ſchuldung erſt ca. 600 Mill. M. betrug. Unſere Spar⸗ 
kaſſen waren ſchon 1874 betheiligt mit 87 Mill. Thlr. 
wozu noch 86, Mill. Thlr. ſtädtiſche Hypothekenausleihen 
kamen; ländliche und ſtädtiſche Hypotheken zuſammen wieſen 
alſo eine Summe von 173,3 Mill. Thlr. auf, gegen 13,22 
Mill. Thlr. 1856. 1878 betrug dieſe Summe aber 
ſchon 266,3 Mill. Dazu kommen dann noch die Bes 
leihungen der Schulze⸗Delitz'ſchen Creditvereine — deren 
Geſchäftsumſätze 1879 2 Milliarden M. betrug, und bei 
denen 1874 der Grundbeſitz mit 21% betheiligt war —, 
der (66) Raiffaiſen'ſchen Darlehnskaſſen — mit 3 Mill. 
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M. Geſchäftskapital —, endlich die ungezählten Privat⸗ 
Schulden. Alle dieſe Zinſen müſſen auf die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Producte aufgeſchlagen werden. 

So ſind die Productionskoſten allwegen geſtiegen und 
— die Preiſe gefallen, um 15— 20 Procent wie ſelbſt Geheim⸗ 
rath Tiedemann in der Reichstagsſitzung vom 5. Mai 1879 
conſtatirte, gefallen ſelbſt bis auf die der 40ger Jahre. 
Und eine Untergrenze ſieht man nicht. Und da wundert 
man ſich, wenn unſer Bauernſtand verarmt, und beſchwert 
ſich über „einſeitige Intereſſenbeſtrebungen“, wenn der 
ohnehin ſchon längſt um ſeine Grundrente gebrachte Bauer 
wenigſtens ſein „Heim“ retten möchte. Unſere Bourgeois 
ſollten doch wenigſtens nicht vergeſſen, daß mit der fort⸗ 
währenden Entwerthung des Grundbeſitzes auch ihre Hypo— 
theken eines Tages — Maculatur werden könnten. 

„Schutzzoll“ will man nicht — man möchte nicht „das 
Brod des armen Mannes vertheuern“ —: gut, man ber: 
mindere die Productionskoſten. Man hüte ſich vor neuen 
Schwindeljahren mit ihrer koloſſallen, unvernünftigen Ver⸗ 
ſchiebung der Arbeitskräfte. Man ſchaffe vor Allem doch 
endlich mal die durchaus ungerechte Doppel⸗Be⸗ 
ſteuerung der Landwirthſchaft durch Grund- und 
Klaſſen⸗Steuern ab und die ſchweren Stempelabgaben, denen 
der „freie“ Grundbeſitz noch unterworfen iſt — die Börſe 
und das mobile Kapital können's eher vertragen. Man 
reorganiſire mal die „Armenpflege“ — laſſe die In⸗ 
duſtrie für ihre „induſtrielle Reſervearmen“ ſelbſt auf⸗ 
kommen (durch Verſicherungskaſſen)ß. Man denke auch mal 
an die Militär: Steuer, die unproductivfte von Allen, 
wo es nicht blos Geld koſtet, ſondern die beſten Kräfte 
auf drei Jahre der productiven Arbeit ent 
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zogen werden. Endlich ſchaffe man gründlich Wandel 
in unſerm bäuerlichen Verſchuldungsweſen. 
Die feudalen Laſten hat man einſt „abgelöſt“, öffent— 
liche Kaſſen zu dieſem Zwecke in's Leben gerufen — 
ließe ſich nicht Aehnliches für unſern verſchuldeten Bauern- 
ſtand, den ſeine Gläubiger härter frohnden laſſen, als die 
alten Feudalherren ihre Hörigen, einrichten? Es iſt ein 
Problem, das des Nachdenken's werth iſt — alles für den 
„armen Mann“. Jedenfalls muß eine gründliche Reor⸗ 
ganiſation des Credits ſtattfinden, aber nicht, um neue 
Schulden zu ermöglichen, ſondern um die alten abzulöfen. 
Neue Schulden dürfen nicht mehr gemacht werden, außer 
zu productiven Zwecken, und zu dem Zwecke gilt's, das 
beſtehende Erbrecht zu reformiren. 

Mit dieſer Verminderung der Productionskoſten muß 
ſich verbinden: Vermehrung der Productivität. 
Vor Allem muß der Zerſplitterung des Grund⸗ 
beſitzes gewehrt werden, denn Zerſplitterung führt zu ums 
productivem Kleinbetrieb — freilich, in weiterer Entwickel⸗ 
ung wieder zur Arrondirung zu Latifundien, die aber aus 
Rückſichten der „ſocialen Vertheilung“ wieder vom Uebel 
ſind. Deshalb wiederum: Reform des Erbrechts. 
Daran ſchließt ſich an: Einrichtung von landwirthſchaft⸗ 
lichen Schulen, von Muſterwirthſchaften zur Ver⸗ 
mittelung der Fortſchritte der Landwirthſchaft, von Credit⸗ 
kaſſen, zur Auſchaffung von Maſchinen, Kunſtdünger, zu 
Meliorationen, Bau von Secundärbahnen, billige 
Tarife — nicht Differentialtarife! — Bau von Ca⸗ 
nälen, zur Aufſchließung der bis jetzt vergeſſenen 
Strecken, Regulirung der Ströme, Dränir⸗ 
ungen auf öffentliche Koſten oder wenigſtens mittelſt 
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öffentlicher Kaſſen 2c. c. Das alles find Mittel, die 
landwirthſchaftliche Production zu heben 
und damit das „Brod des armen Mannes“ zu verbilligen. 
Das Wichtigſte bleibt uns aber immer die Reform des 
Erb- und Hypothekenrechts. Dann kommt: Herabſetzung der 
Steuern, endlich: Schutzzoll und die ſonſtigen Reformen. Un⸗ 
ſere Agrarparteien handeln verkehrt, wenn ſie den gehäſſigen 
Schutzzoll in erſte Linie ſtellen. In der Schutzzollbewegung 
find fie ohnehin gegenüber der Induſtrie viel zu kurz ge= 
kommen. Und was kann die künſtliche Erhaltung der 
Grundrente durch Schutzzoll helfen, wenn ſie in Form von 
„Schulden“ doch wieder vom Kapital in Beſchlag ge⸗ 
nommen wird. a 

Reform unſeres Erb: und Hppothekenrechts: das iſt 
die Grundbedingung zur Erhaltung unſeres Bauernſtandes. 


II. Die Auflöſung des Handwerk's. 


Die gleiche auflöſende Wirkung, die für den 
Bauernſtand in der Mobilifirung des Grundbeſitzes, liegt 
für den Handwerkerſtand in der Gewerbefreiheit: 
auch er iſt „mobiliſirt“, aus Zunft und Beſitz herausge⸗ 
drängt. Aus den Genoſſen find bittere Concurrenten ge⸗ 
worden, jede genoſſenſchaftliche, zünftige Organiſirung zur 
Auflöſung gebracht, eine Auflöſung, in der auch Pfuſcher 
und Betrüger ſich breit machen können, in der gerade die 
Unehrlichen und Kapitalſtarken regelmäßig oben bleiben, 
während perſönliche Tüchtigkeit und Ehrlichkeit ſich nur 
mit Mühe halten können. Die ganze innere Disciplin 
und Ordnung des Handwerks iſt durchbrochen, ſeine herr— 
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liche Hierarchie der Arbeit, die ihm gerade ſeine Kraft und 
ſeinen innern Werthe gaben, der „Freiheit“ zum Opfer ge- 
fallen. Der Lehrling iſt „frei“, der Geſell iſt „freie 

das ganze Verhältniß zu einem „freien Vertrag“ herabge— 
drückt — ein Vertrag, der faſt mehr gebrochen als ge— 
halten wird, und wo nur zu oft der Meiſter den Kürzeren 
zieht. Die Innigkeit des Arbeitsverhältniſſes iſt damit 


gelöſt, Disciplin wie Tüchtigkeit hat gelitten, und mit dem 
techniſchen und ſittlichen kann auch der wirthſchaftliche Rück⸗ 


gang nicht ausbleiben. ä ne 
Und nun erſt die Handwerkszweige, deren ſich 


die Maſchine bemächtigt: da tt das Handwerk 
ſchutzlos dem Untergange geweiht und der Ruin Tau⸗ 
ſſender und Hunderttauſender von Werkſtätten und Far 
milien die unausbleibliche Folge. Während der Bauern⸗ 
ſtand doch noch immer mehr oder weniger geſchützt iſt durch 

feine Ländliche Abgeſchloſſenheit, wo die auflöſende 


Wirkung des Kapitals und der Stadt nur ſehr gebrochen 
ſich geltend macht, vollzieht ſich die Auflöſung des Hand⸗ 
werk's mit akuter Geſchwindigkeit. Ein Dampfwebeſtuhl, 
ein Kleidermagazin, eine „Schutzfabrik“ kann das parallele 


Handwerk der ganzen Gegend ruiniren, „expropriiren“. 


Mit Auflöſung der Zunftverfaſſung entbehrt das Hand— 


werk jeden Schutzes gegen ſolche Expropriation. 
Und bei ſolcher Unſicherheit der Lage, wo täg⸗ 


| lich Hunderte des Handwerkes in den Stand der Kapita⸗ 


liſten aufſteigen, die Werkſtätte zur „Fabrik“, den Laden 
zum „Magazin“ erweiternd, andere ebenſo viele Tauſen de 


aber hinabſtürzen in's Proletariat, in's freie Lohnarbeiter⸗ 


thum, wo die eigne Werkſtatt nicht mehr das Vorrecht des 
„Meiſters“ iſt, wo Kapital, nicht Fachbildung den Mei- 
ſter macht — gewiß, da muß auch das Bewußtſein der 
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Standesehre ſchwinden, Furcht und Hoffnung die 
Intereſſenten theilen, der „Mammonismus“ auch „des ehr⸗ 
baren Handwerk“, das in beſſeren Tagen ſo viel idealen 
Sinn in ſich barg, ſich immer mehr bemächtigen. Der 
Stolz der Arbeit, das Gefühl der perſönlichen Kraft und 
Tüchtigkeit, die Freude der eignen Werkſtatt, das erhebende 
Bewußtſein des „Berufes“, auch ein nothwendiges Glied 
der menſchlichen Geſellſchaft zu ſein, für dieſe arbeiten zu 
können, kurz, der geiſtige Schwung, die Poeſie der Arbeit 
macht immer mehr der Proſa des Ewerbes Platz — 
des Erwerbes um des Genuſſes willen. Das „Ora 
et labora“ wird zum „Arbeite und genieße“ — die ganze 


Menſchheit wird zu einer gewaltigen Arbeitsmaſchine, in 
Schwung geſetzt durch die bewegende Kraft unerſättlicher 


Genußſucht. In der That, das iſt das Ziel, worauf die 
kapitaliſtiſche und auch ſocialiſtiſche Weltanſchauung hinaus 
läuft, practiſch und theoretiſch, und dieſem Götzen opfert 
man auch das Handwerk. 

Uns iſt der Menſch mehr als ein bloßes Arbeits⸗ 
und Genußthier, mag nun der Genuß roherer oder feinerer 
Natur ſein, mag er Gemeingut, wie es der Socialismus 
will, oder Privileg ſein, wie ihn die Bourgeoiſie möchte. 
Der Menſch ſteht höher als Arbeit und Genuß, und nicht 
die Geſellſchaft iſt für uns das Ideal, die am meiſten 
arbeitet und genießt, nicht die, welche das entwickelſte 
Güterleben aufweiſt, ſondern die, welche die beſten 
Menſchen aufweiſt. Selbſt Ariſtoteles ſtellt die Tugend 


als Ziel von Geſellſchaft und Staat auf, die Jetztzeit ſollte 


doch nicht unter das Heidenthum herabſinken. Auch uns 
iſt Production und Vertheilung der Güter nicht gleichgültig, 


auch wir erſtreben das Beſte in beiden Beziehungen, aber 
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das Beſte iſt für uns noch nicht die höchſte Production 
und die „gerechteſte“, d. h. gleichſte Vertheilung: die Sitt⸗ 
lichkeit ſteht uns zu höchſt und dann erſt das Güterleben; 
letzteres ſoll der erſteren untergeordnet bleiben, und jeder 
Fortſchritt auf Koſten der ſittlich⸗geiſtigen Entwickelung iſt 
für uns ein Rückſchritt. Deshalb iſt uns ein „armer“, 
aber ſittlich ſtarker Handwerker- und Bauernſtand lieber, als 


im Genuß entartete „Oekonomen“ und eine in Reichthum 


erſtickende Bourgeoiſie. Deshalb wollen wir Erhaltung 
der Mittelſtände, trotzdem dadurch der Gang der modernen 
Entwickelung aufgehalten werden ſollte. Entwickelung iſt 
noch nicht Fortſchritt, viel weniger ſchon Entwickelung zum 
Guten. Uebereilter Fortſchritt iſt jedenfalls Rückſchritt. 

Faſſen wir zuſammen: Der Bauern- und Handwerker⸗ 
ſtand ſteht noch in ſeiner vollen Berechtigung da, in volks— 
wirthſchaftlicher wie in ſocialpolitiſcher und ſittlicher Be— 
ziehung. In ihnen repräſentirt ſich ein Kreis vollberech— 
tigter Intereſſen, vollberechtigt nach dem Naturrecht wie 
nach dem hiſtoriſchen Recht, gerade ſo vollberechtigt, wie das 
Recht des Kapital's oder das der Arbeit, deshalb auch 
ebenſo ſehr der Erhaltung und des Schutzes werth, wie 
„Kapital“ und „Arbeit“. 

Wer das „Eigenthumsrecht“ anerkennt, das Recht des 
Beſitzes: gut, das Recht der Mittelſtände iſt ſo rechtlich 
erworben, als man es menſchlich nur wünſchen kann; wer 
für das „Recht der Arbeit“ eintritt: wiederum, Bauern⸗ 
ſtand und Handwerkerſtand ſind arbeitende Stände, mehr 
vielleicht als der Lohnarbeiter, und ihr Eigen iſt geheiligt 
durch den Schweiß ihrer Stirn. Wenn je von „Rechten“ 
und „berechtigten Intereſſen“ die Rede ſein kann, ſo ver— 
dienen die des Bauern und Handwerkers dieſen Namen, 
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und wenn je „berechtigte Intereſſen“ Schutz verdienen, 
den Schutz der Geſellſchaft und des Staates, ſo ſind es 
dieſe. Und nicht blos Schutz gegen Eingriffe menſchlicher 
Willkühr und Leidenſchaft, ſondern auch gegen — Kapital 
und Maſchine, gegen die „Ex propriation“ in jeder 
Form, mag ſie vom Staat oder von der Geſellſchaft, vom 
„Kapital“ oder von der „Arbeit“, vom Liberalismus oder 
vom Socialismus ausgehen, mag es auf dem Wege offener 
roher, oder verſteckter, civiliſirter Gewalt — „Concurrenz“ 
— geſchehen. 

Gewiß, es iſt nicht möglich, alle Wege der Expro⸗ 
priation, z. B. auf dem Wege der Concurrenz, abzuſchnei⸗ 
den, wir ſelbſt geſtehen offen ein, daß wir der Concurrenz 
nicht entbehren können, zur Anſpornung der Kraft, als 
beſte Weiſe des Zwanges zu möglichſt billiger und guter 
Production, ein Zwang, der nie erſetzt werden kann durch 
ſocialiſtiſche Behörden ꝛc.; wir ſind ſogar verwegen genug, 
ein gewiſſes „Recht des Stärkeren“, und wenn das 
Kapital rechtlich erworben, alſo auch des Kapitaliſten, offen 
anzuerkennen, alſo den kräftigenden „Kampf um's Daſein“ 
auch für die menſchliche Geſellſchaft in mäßigem Um⸗ 
fange gelten zu laſſen; aber deshalb ſoll man doch nie 
auch die andere Seite der Wahrheit vergeſſen: daß der 
Krieg Aller gegen Alle nie und nimmer das Ideal iſt, daß 
er immer mehr oder weniger unfittlih, unchriſtlich, ein 
nothwendiges Zugeſtändniß an die menſchliche Schwäche 
iſt, daß er nur Berechtigung hat wie der Egoismus gegen⸗ 
über dem Gemeinſinn; daß er deshalb nur in ganz be 
ſchränktem Maße, auf gut überſehbaren Ge 
bieten, nur unter ſtrenger Controlle von Staat 
und Geſellſchaft ſtattfinden ſoll. Wenn Einer deshalb 
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etwas mit der „allgemeinen Concurrenz“, mit „der indivi— 
duellen Freiheit“ rechtfertigen will, ſo iſt damit noch 
weniger bewieſen, wie etwa mit den Phraſen von „allge— 
meiner Menſchenliebe“, von der Nothwendigkeit der „Ord⸗ 
nung“; es geht darum, ob die Concurrenz noch eine b e⸗ 
rechtigte iſt, ob die „individuelle Freiheit“ noch mit 
der Humanität vereinbar iſt. Und was gerade die Expro⸗ 
priation der Mittelſtände durch das Kapital betrifft, ſo 
ſollte der Liberalismus, der doch ſonſt in den Regeln des 
Krieges nicht ganz unerfahren iſt, doch endlich begreifen, 
daß hier eine gewiſſe Lokaliſirung des Krieges recht 
wohl am Platze wäre, daß es wohl doch eine Forderung 
der Humanität wäre, daß der Krieg auf engere Grenzen 
eingeſchränkt würde, auf diejenigen, welche mit nicht gar 
zu ungleichen Waffen kämpfen, d. h. auf die Ge⸗ 
noſſen der einzelnen Stände. Ganze Stände, und ehren- 
werthe Stände, ſittlich höher ſtehend als die Bourgeoiſie, 
dieſer einfach preisgeben „zur freien Pürſch“ (Thering) 
— wir haben dieſen Ausdruck nicht erfunden — das er— 
nnert doch etwas gar zu ſehr an „Menſchenjägerei“; und das 
gar im Namen der modernen „Civiliſation“ fordern — 
das läßt doch die moderne Civiliſation und ihre Vertreter 
in etwas eigenthümlichem Lichte erſcheinen, um das wir 
ſie nicht beneiden wollen. Das Aeußerſte von Ignoranz 
oder Bosheit iſt es aber, wenn man dabei noch den Mittel- 
ſtänden die „Eigenthümlichkeit“ ihrer Intereſſen verkennen 
machen möchte, ſie einfach an den Triumphwagen der herr— 
ſchenden Partei ſpannt, und nun: Hoch die Freiheit! 
rufen, ihre eigne Beiſeite-Setzung durch Maſchine und 
Kapital beſiegeln läßt. 


Noten und Belege zum neunten Dorkrage. 


Die Tolgen der Mobilifirung des Grundbeſitzes. 


1, 


Die Wiege der gleichen Erbtheilung iſt Frankreich. 
Frankreich bietet aber auch das Muſter eines proletari⸗ 
ſirten Bauernſtandes — und kommt aus den Revo⸗ 
[utionen nicht heraus. . 

Man zählte 1872 auf 35,122,000 Einwohner 18,513,325 
oder 52,71 Procent, die von der Landwirthſchaft (und dem 
Weinbau ꝛc.) lebten; von dieſen übten 5,970,171 die 
landwirthſchaftlichen Gewerbe ſel bſt ſtändig aus (einſchließ⸗ 
lich Taglöhner), die wiederum 11,311,119 Familienmitglieder 
And 1! 2 2 0 Dienſtboten hatten. Es kommen 
demnach 3,10 Perſonen auf einen landwirthſchaftlichen Haus⸗ 
ſtand (ſ. Liebknecht, Grund- und Bodenfrage. 2. Aufl. 
Leipzig, 1876, S. 193.) 

Unter den Perſonen, die das landwirthſchaftliche Gewerbe 
ausüben, gibt es: 

1. Eigenthümer, die auf ihren Grundſtücken leben 
und ſie ſelbſt bewirthſchaften: 2,201,505 männlichen 
487,797 weiblichen Geſchlechts. 

2. Halbpächter: 311,649 männlichen und 19, 136 Dar 
lichen Geſchlechts. 
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3. Pächter: 682,579 männlichen und 28,581 weiblichen 
Geſchlechts. 

4. Beſtändige landwirthſchaftliche Dienſtboten 
(im Gegenſatz zu denen, die perſönlichen und hänslichen Dien- 
ſten obliegen): 354,210 männliche und 197,074 weibliche. 

5. Tagelöhner: 917,547 männliche und 551,626 weibliche. 

6. Köhler: 85,017 männliche und 7,231 weibliche. 

7. Gärtner: 112,348 männliche und 20,871 weibliche. 

8. Perſönliche Dienſtboten aller vorſtehend aufge⸗ 
führten Kategorien: 618,391 männliche und 613,644 weibliche. 

Dieſe Zahlen beweiſen klar, daß in Frankreich von einem 


mittleren Bauernſtand keine Rede mehr ſein kann: weder gibt's 


mehr bäuerliche Beſitzungen, noch bäuerliches Familien⸗ 
leben — reichen Kinderſegen — noch bäuerliche Arbeits or⸗ 
ganiſation — mit „Knechten“, „Mägden“, Gehülfen ꝛc. 

Wie weit dieſe Pulveriſirung des Grundbeſitzes im Ein⸗ 
zelnen geht, zeigt Folgendes: „Das Seine⸗et⸗Marne⸗Departe⸗ 
ment zählt laut der letzten Enquöte agricole auf 548,897 
Hektaren Fläche 81,437 Hektaren Wald. Die übrigen 
467,200 Hektaren ſind unter 32,904 Eigenthümer vertheilt, 
von denen 23,941 ſo wenig beſitzen, daß fie als Tage⸗ 
löhner arbeiten müſſen. Sie beſitzen etwa 60 Procent 
des Ackerbaues. In andern Departement's beſitzen dieſe kleinen 
Eigenthümer bis zu 80 Procent und mehr des Bodens. 
Der eigentliche Großgrundbeſitz beträgt nur noch 
3 bis höchſtens 12 Procent der Bodenfläche in den 
verſchiedenen Departement's. — Die meiſten dieſer kleinen 
Grundbeſitz⸗Tagelöhner ſind ſo ſchlecht daran, daß ſie nur einen 
Wunſch haben, nämlich nach den Städten zu ziehen, um Fabrik⸗ 
arbeiter zu werden.“ (Hiſtor. polit. Bl. 63. Bd. S. 671.) 

In einer der ſüdlichen Communen waren 1876 3000 
Morgen unter 5000 Eigenthümer vertheilt. Bei ſolcher Zer⸗ 


ſtückelung und dem damit gegebenen Kleinbetrieb kann der Beſitz 


unmöglich ſeinen Mann ernähren, muß überhaupt die Produc⸗ 
tivität zurück gehen. Dann macht ſich natürlich — in Reac⸗ 
tion und zur Sanirung dieſer Verhältniſſe — bald die Tendenz 
nach „Arrondirung“ geltend und die übernimmt, wem es eben 
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„die Mittel erlauben“ — das Kapital. Nach dem „Corre⸗ 
ſpondent“ vom 25. Mai 1857 (citirt bei Perin, der Reich⸗ 


thum in der chriſtlichen Geſellſchaft) gab es damals noch 


7,846,000 in die Steuerregiſter eingetragene Grundbeſitzer, von 
denen freilich 3 Mill. keine und 600,000 5 Centimes perſön⸗ 
liche Steuern bezahlten. Wiewohl nun nicht alle Grundbeſitzer 
„auf ihren Grundſtücken zu leben und ſelbſt zu wirthſchaften“ 
brauchen, ſo iſt der Unterſchied dieſer Zahlen gegen die obigen 
aus dem Jahre 1872 doch ein ſo bedeutender, daß wir wohl 
ein Zuſammenſchmelzen der Zahl der Grundbeſitzer annehmen 
müſſen — ein Zuſammenſchmelzen nicht zu Gunſten der Bauern, 
ſondern des Kapital's. Kenner der franzöſiſchen Verhältniſſe 
beſtätigen das auch. 
2, 

Mit dieſer Zerſplitterung, Pulveriſirung des Grundbeſitzes 
geht Hand in Hand eine gewaltige Verſchuldung des⸗ 
ſelben. Nach dem Cenſus von 1851 betrug dieſelbe 10 Mil⸗ 
liarden Fres., 1861 bereits 12 Milliarden — 2 Milliarden 
Zuwachs in 10 Jahren — (Liebknecht, 1. e. S. 34), d. h. 
genau ein Viertel des auf 48 Milliarden veranſchlagten Ge⸗ 
ſammtwerthes des franzöſiſchen Ackerlandes. Nach einer anderen 
Zuſammenſtellung (Meyer's im „W. Vaterland“) betrug die 
Geſammtbelaſtung des frauzöſiſchen Grundbeſitzes 1840 ſchon 
12, Milliarden Fres. und Ende 1876 gar 19 ½ Milliarden, 
die Schuldzunahme pro Jahr alſo 188 Mill. Fres. Beide 
Summen reduciren ſich freilich, da man nicht ſtets löſcht, 
wenn eine Rückzahlung erfolgt. Ein ſo zerſtückelter und über⸗ 
ſchuldeter Grundbeſitz muß auch wirthſchaftlich zurückgehen, kann 
namentlich der drohenden Concurrenz des Auslandes nie und 
nimmer die Wage halten. So iſt denn auch conſtatirt worden, 
„daß, während früher 7 Millionen Hektaren mit Korn beſtellt 
wurden, dieſe Fläche auf 6,300,000 und 5 Millionen Hektaren 
zurückgegangen iſt.“ 

8 


Das Gefährlichſte dieſer ganzen Entwickelung iſt die da⸗ 
mit ſich verbindende Durchbrechung nicht blos „der Sitte“, 
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ſondern der Sittlichkeit in ihren tiefſten Fundamenten. Wenn 
der Bauer durch die fortdauernde Erbtheilungen „den Boden 
unter den Füßen wanken“ ſieht, dann fällt er auf das letzte 
Auskunftsmittel — das Zweikinderſyſtem. Dieſes iſt ſchon 
zu einer „nationalen Krankheit“ geworden in Frankreich, 
gefährlicher, als Socialismus und Communismus, um ſo 
ſchlimmer, möchte ich faſt ſagen, als Frankreich katholiſch iſt 
und bei der Unerbittlichkeit der katholiſchen Sittlichkeit in 
dieſer Beziehung der Glaube ſelbſt in Gefahr kommt. Hier 
leuchtet die innige Verbindung zwiſchen Oekonomie und Sitt⸗ 
lichkeit, den ſocialen und religiöſen Verhältniſſen, ſo recht 
klar ein. 

Die Zahl der Kinder pro Ehe nimmt nach Legoyt, Chef 
der ſtatiſtiſchen Bureaux in Frankreich in erſchreckender Weiſe 
ab; fie war 1800 — 1810: 4,1: 1810 20: 3,86; 182030: 
370 1830-40: 3,38 1840-50; 3213 1851 —54: 314 
1855: 2,96; 1856: 3,1; 1857: 2% (Perin). Es droht fo 
ſchon Entvölkerung. Im Jahre 1873 wieſen 25 ländliche 
Departements einen Ueberſchuß an Todesfällen auf wegen 
„Seltenheit der Heirathen“ und „Sparſamkeit in der Kinder⸗ 
erzeugung“, wie die Präfecten melden. Welche abnorme Er⸗ 
ſcheinungen auf ſolche Weiſe zu Tage treten müſſeu, zeigt fol⸗ 
gendes Beiſpiel: In dem durch ſeine Weine berühmten Orte 
Thomery gab es unter 300 Familien 132, welche gar 
keine Kinder hatten; die übrigen hatten deren eines oder zwei 
(„Hiſtor.⸗polit. Blätter“ 1. c.). 


4. 


Ein anderes „Muſterland“ für die Folgen der gleichen 
Erbtheilung iſt Belgien. Die Zerſplitterung des 
Grundbeſitzes ſpiegelt ſich in folgenden Ziffern: Es gab 1846 
738,512 Grundeigenthümer; darunter 517,492 mit weniger 
als 75 Fres. jährlichem Einkommen und 187,983 mit weniger 
als 500 Fres., 30,177 mit einem Jahreseinkommen von 500 
bis 5000 Fres., nur 3193 mit 5000 — 25,000 und 135 mit 
25,000 — 150,000. — Im Jahre 1848 wieſen die Hy po⸗ 
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thekenliſten das Vorhandenſein von 332,269 Renten⸗ 
und Schuldforderungen von Grundeigenthum auf, ſo daß alſo 
mehr als die Hälfte der kleinen Beſitzer eingeſchriebene Schul⸗ 
den hatten. — In den beiden Flandern rechnet man auf 
100 Ackerbautreibende überhaupt 43, die nur eine Fläche bis 
50 Aren bebauen, 12, welche 51 Are bis 1 Hektar beſitzen, 
29, bis 5 Hektare, nur 7 mit mehr als 10 Hektare. 
Kleinbeſitz führt zu Kleinbetrieb und damit zur 
Arbeitsverſchwendung. Während man auf 100 
Hektar Ackerlandes, die der Bewirthſchaftung überwieſen ſind, 
in England nur 25 Arbeiter, einſchließlich ihrer Fraueu und 
Kinder rechnet, in Frankreich ſchon 36, kommen im öſtlichen 
Flandern deren 65, im weſtlichen noch mehr auf eine gleich 
große Fläche. — Am traurigſten ſieht's in dieſer Beziehung 
in Irland aus, wo Klein Betrieb — durch ca. 600,000 
Pächter — und Groß -Beſitz herrſcht: hier kamen 1850 
auf 100 Hektaren ertragfähigen Bodens 77 Bebauer. 
S. „Zukunft“, 1878, Heft 11 und 13. 10 


dr Ä 

Zerſtückelung des Grundbeſitzes führt im letzten Ziele zu — 
Latifundien⸗Wirthſchaft. Was die Latifundien aber brin⸗ 
gen zeigt England. Trotz feiner ausgezeichneten Grund⸗ 
ariftofratie droht der Agrar⸗ Kommunismus. 
Irland hat die „Löſung“ der Agrarfrage bereits in die 
Hand genommen. Ohne „Expropriation der Expropria⸗ 
teurs“ wird's kaum abgehen. Die Austreibungen der „Pächter“ 
— 1868-70: 4253; 1871-73: 5641; 1874 - 76: 8000; 
vom 1. Januar bis 30. Juni 1880 allein: 1296 — führt 
eben mit „Naturnothwendigkeit“ zur Austreibung der „Beſitzer“. 

Ein Drittel Irlands iſt im Beſitze von nur 292 
Perſonen, ungefähr die Hälfte der Inſel gehört 75 4 
und zwei Drittel derſelben zählen mit dieſen zuſammen 
nicht mehr als 1954 Grundbeſitzer. In England und 
Schottland iſt's nicht beſſer: 116 Grund beſitzern 
gehört die Hälfte von England und drei Viertel 
von Schottland. — Ueberhaupt: Von den 50 Mill. 
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Acres (à = 1,585 preußiſche Morgen oder 0,4 ba.) urbaren 
Landes der Vereinigten Königreiche befindet ſich der größte Theil 
von etwa 30 Mill. in den Händen von nur 977 Großgrund⸗ 
beſitzern — und wird bebaut von Pächtern. Es wäre ein 
„Wunder“, wenn dieſe ſchroffe Trennung von Eigenthum, Arbeit 
und Beſitz, namentlich bei der modernen Auffaſſung und 
Geltendmachung des „Eigenthumsrechts“, nicht ſocialen Zünd⸗ 
ſtoff abſetzte. 

Die wirthſchaftlichen Folgen der Latifundien ſprechen ſich 
in folgenden Zahlen aus: Von 47,144,661 Morgen anbau⸗ 
fähiger Ländereien waren 1875 nur 3,830,000 Morgen zur 
Getreidekultur verwandt, während 23,680,000 Morgen als 
Wieſe und Weide dienten (ſ. Albertus, Oeſterreichs Po⸗ 

Ati, Innsbruck, 1879. S. 95). 


6. g 
In Deutſchland iſt's, Gott ſei Dank, noch beſſer; 
wir haben noch eine ziemlich glückliche Combinirung von kleinem, 
mittlerem und großem Grundbeſitz. Für einzelne Bezirke kann 
man das freilich nicht mehr ſagen. Im Oſten herrſcht noch 
vielfach der Großgrundbeſitz vor, im Süden und Weſten hat 
die Zerſtückelung ſchon ſehr bedenkliche Fortſchritte gemacht. 
Gibt's doch z. B. in Baden nur mehr 2,2% Güter über 
50 Morgen groß. | 
Für Preußen 1 wir folgende Zuſammenſtellung 

(nach R. Meyer, die ländliche Arbeiterfrage in Deutſchland. 

Berlin 1873.) : Es betrug im Jahre 1866 die Zahl der Grund: 
ſtücke in den vier öſtlichen Provinzen Preußen, Poſen, Bran⸗ 
denburg, Pommern, bis 5 Morgen groß: 173,203, im Ganzen 
umfaſſend: 404,982 Morgen, von 5— 300 Morgen groß: 
129,326, zuſammen 23,399,120 Morgen zählend; über 300 
Morgen groß 20,966, zuſammen 320,877,722 Morgen aus⸗ 
machend. In den Provinzen Schleſien, Sachſen, Weſtfalen, 
Rheinprovinz, Hohenzollern, Jahdegebiet gab es Beſitzungen, 
bis 5 Morgen: 925,866, zuſammen 18,229,999 Morgen groß; 
von 5—300 Morgen: 1,578,185, im Ganzen 23,171,202 
Morgen repräſentirend; über 300 Morgen: 12,399, mit einer 
Geſammtfläche von 14,881,141 Morgen. Für den ganzen 
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Staat find die rejpectiven Zahlen: 1,099,161 (2,227,981); 
2,108,121 (46,570,349); 33,365 (46,968,853). 
FR Ä 

Sehr bedenkliche Dimenſionen nimmt aber die Verſchul⸗ 
dung des deutſchen Grundbeſitzes an, und mit der Verſchuldung 
die Zahl der Zwangs verkäufe. Geheimrath Tiedemann 
gab in der Reichstagsſitzung vom 5. Mai 1879 folgende Zu⸗ 
ſammenſtellung: „In den Jahren 1854 — 56 betrug in Preußen 
die Summe der Subhaſtationen von Rittergütern 22, von 
bäuerlichen Gütern 680; zehn Jahre ſpäter 1864 — 66 dagegen 
die der Rittergüter 41, die der bäuerlichen Güter 3301. — 
Bei einer zweiten mir vorliegenden Liſte ſind allerdings die 
ſtädtiſchen und ländlichen Grundſtücke nicht getrennt; nach den 
Angaben aus dem Bezirke des Appellationsgerichtes in Frank⸗ 
furt a. M., welche dieſe Trennung gemacht haben, verhalten 
ſich die ſubhaſtirten ländlichen zu den ſtädtiſchen Gründſtücken 
wie die Bevölkerung des Landes zu der der Stadt. Rechnet 
man die ländliche Bevölkerung auf 50 Procent der Geſammt⸗ 
bevölkerung, jo würden 1874 — 76 ca. 7000 Subhaſtationen 
ländlicher Güter, 1877 ca. 10,000 ſtattgefunden haben.“ 

In einzelnen Bezirken geſtaltet ſich dieſes Bild noch trau⸗ 
riger. So waren z. B. im Regierungsbezirk Poſen vom 2. 
Auguſt bis 12. September 1879 nicht weniger als 91 Sub: 
haſtationen angeſetzt. Und wie der Wucher bei dieſen Sub⸗ 
haſtationen mitſpielt, zeigt folgende Notiz der „Erml. Ztg.“: 
„Allein auf einer Quadratmeile (in der Nähe von Gutſtadt, 
Kreis Heilsberg) ſind die Beſitzer in nicht zu langer Zeit von 
Halsabſchneidern um ca. 381,900 M. geſchädigt worden; 11 
von den betroffenen Beſitzern haben Gut und Hof und Haus 
eingebüßt; die übrigen 6 ſind den Klauen der Blutſauger noch 
inſoweit entronnen, daß ſie ihre Grundſtücke behalten haben, 
auf denen ſie nun ſich emporzuarbeiten ſuchen.“ 

Folgende Daten, dem Berichte des großherzoglichen Lan⸗ 
descommiſſärs für die Kreiſe Mannheim, Heidelberg und Mos⸗ 
bach — alſo einem der geſegneteſten Bezirke unſeres Vater⸗ 
landes entnommen, mögen hier noch Platz finden. 
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Der Bericht vergleicht die Jahre 1877 und 1878, von 
dem noch viel ungünſtigeren Jahre 1879 iſt alſo noch gar nicht 
die Rede! 1877 wurden verkauft (wie viel gerichtlich?) in 
den bezeichneten 3 Kreiſen 4048 Hektar zu 7,909,724 M., 
11 pro Hektar 1954 M. 1878: 4192 Hektar zu 7,692,058 

„Preis pro Hektar 1848 M. 

1877 — 61,622 Zahlungsbefehle von den Bürgermeiſter⸗ 

ämtern und Amtsgerichten. 1878 — 69,633, ſomit mehr 
3014 — 13 Et. 

Die Zahl der Liegenſchaftsvollſtreckungen hat ſich von 
1877 zu 1878 um 156 —= 67 pCt. vermehrt. Die Zahl 
der vollzogenen Fahrniß⸗ und Halmfrüchtevollſtreckungen beträgt 
847 gegen 631 des Vorjahres; es iſt ſomit eine Erhöhung 
von 216 = 34 PCt. eingetreten. Die Zahl der neu anhängig 
gewordenen Ganten iſt gegen 1877 um 65 gewachſen. N 

Von dem Bezirksamte Wiesloch (Kreis Heidelberg) wird 
berichtet, daß die 13 dort ausgebrochenen Ganten faſt ohne 
Ausnahme durch einen und denſelben Handelsmann e 
worden ſind. 

| Die Zahl der ausgefertigten Pfandurkunden (Hypotheken) 
berechnet ſich im Jahre 1878 auf 3013 gegen 2738 des Vor⸗ 
jahres, ſomit Vermehrung 365. Der Kapitalbetrag der Pfand⸗ 
urkunden hat ſich dagegen von 13,467,383 auf 13,395,170, 
mithin um 72,213 M. gemindert. Die Vermehrung der Zahl 
und die gleichzeitige Verminderung des Werthes der Hypotheken 
iſt beſonders charakteriſtiſch. Es beweiſt, wie viel mehr der 
kleine Beſitz leidet, als der große! 

Die richterlichen Pfandeinträge, die als zuverläßiger Maß⸗ 
ſtab für die wirthſchaftlichen Zuſtände angeſehen werden können, 
haben ſich ſowohl nach der Stückzahl, als auch nach der Summe 

der Kapitalbeträge auch dieſes Jahr bedeutend erhöht, die Stück⸗ 
zahl von 11,005 auf 13,792 = 25,32 pCt. — Aus allen 
Gemeinden ertönt die Klage, daß die Pfandſchreibereien allein 
dem Rathſchreiber jetzt ſo viel Arbeit bringen, wie früher faſt 
der ganze Dienſt („Staatsſocialiſt“, Nr. 21 v. J. 1880). 
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Ueberall, wo dem Kapital freie Hand gegeben iſt, macht 
es auch ſeine auflöſenden Wirkungen geltend — auch in Oeſter⸗ 
reich. Von 1871 — 77 betrug die Neubelaſtung des Oeſter⸗ 
reichiſchen Grundbeſitzes 13 6 ½ ę¹Mill. Gulden. — In 
Niederöſterreich iſt nach einem Referat des Abgeord⸗ 
neten v. Bauer die Hälfte des Grund- und Realwerthes 
im Durchſchnitt bis zu 54½ pCt. verſchuldet, ja, der bäuer⸗ 
liche Grundbeſitz bietet durchſchnittlich keine ſichere Hypo⸗ 
theke mehr. 

Die Zwangsverkäufe bäuerlicher Liegenſchaften be⸗ 
trugen im diesſeitigen Oeſterreich 1874: 4413, 1875: 4585, 
1876: 5575, 1877: 6948, 1878: 9090; von 1820 — 77 
überhaupt: 62,260. In Ungarn war es noch ſchlimmer. 
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Nicht blos für den Bauernſtand, ſondern auch für die 
übrigen „ ſtabileren“ Stände iſt die gleiche Erbtheilung 
von Gefahr. Die fortwährende Zerſplitterung des Ge: 
ſchäftskapitals kann das normale Geſchäft nicht ertragen. In 
Frankreich gerade bricht ſich auch in dieſer Beziehung eine 
geſundere Anſchauung Bahn. So haben ſchon 1865 ſich 230 
franzöſiſche Kaufleute und Fabrikanten mit einer dahin gehen⸗ 
den Petition an den Senat gewandt, ſowohl auf die Gefahren 
für die Erziehung — Lockerung der Autorität des Vater's und 
damit des Familienlebens — als auch auf die wirthſchaftliche 
Benachtheilung Frankreichs gegenüber England und Amerika 
hingewieſen. cf. Le Play, L'organisation de travail III. 
edit. p. 515. f 


10. 


Ueber Nothwendigkeit und ſittliche Bedeutung einer Sta⸗ 
bilirung des Beſitzes gerade heute ſpricht ſich Ger— 
ber (ſ. „Deutſche Vierteljahrsſchrift“, 1858, April-Heft, S. 106) 
ſehr ſchön alſo aus: „Je wechſelvoller ſich die menſchlichen Schick— 
ſale geſtalten, je mehr ſich die Familien zerſplittern und 
ihre Glieder in alle Welttheilen verſenden, je raſcher ſich die 
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Reichthümer anhäufen und wieder verſchwinden, deſto größer 
iſt das Bedürfniß an Inſtituten, welche geeignet ſind, den Wechſel 
zu binden, die Liebe zum Vaterlande zu erhöhen, ein Vermögen 
zu ſchaffen, welches dem Liberalismus und den Gelüſten des 
Einzelnen entzogen, Jahrhunderte überdauert und eine Reihe 
von Generationen vor dem Verſinken in Armuth und Ver⸗ 
derben bewahrt.“ 

Das iſt die ſittliche Bedeutung der Befeſtigung des Be— 
ſitzes — ſpeciell des Grundbeſitzes. Und auch in wirthſchaft⸗ 
lich⸗politiſcher Beziehung beſtätigen Geſchichte wie Erfahrung: 
„Gerade hier (wo untheilbare bäuerliche Erbgüter) gewahrt 
man eine höhere Blüthe der Cultur, größern Wohlſtand, ein 
innigeres Familienleben, welches einzelnen Familiengliedern bei 
Unglücksfällen einen Rückhalt gewährt, größeres Anſehen der 
Familienhäupter und dasjenige kräftige conſervative Element, 
welches nach Kräften zu fördern ſtaatspolitiſche Nothwendigkeit 
geworden iſt“ (I. e. S. 119). | | 


Die Concurrenz der „Neuen Welt“. 
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Ueber den Getreide⸗ Export Nord⸗Amerika's 
geben folgende Zahlen Aufſchluß: 

Während der am 30. Juni 1876 zu Ende gegangenen 
fünf Jahre hat ſich der geſammte Getreideerport der Vereinigten 
Staaten von 56,143,166 Buſhel (amerikaniſche Scheffel) auf 
125,949,601 Buſhel erhöht. Der Export des Jahres 1878 
repräſentirte einen Werth von 181,75 Mill. Dollars, gleich 
26,12 pCt. des Total⸗Exportes. 1860 betrug derſelbe noch 
erſt 24, Mill. Dollars, wobei noch der Durchſchnittspreis um 
45 pCt. gefallen iſt. Die geſammte Getreideproduction im 
Jahre 1877 erreichte die enorme Höhe von 2178,90 Mill. 
Buſhels im Werthe von 1035 Mill. Dollars, ſo daß alſo 
20 pCt. der Getreideproduction exportirt wurden. 

Beſonders ſpielt der Weizen in dem Export eine Rolle. 
Es wurden exportirt 1860 noch: 4,155,653 Buſhel Weizen 
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und 2,611,596 Faß Weizenmehl; 1879 (endend 30. Juni): 
122,353,936 Buſhel Weizen und 5,629,714 Faß Mehl; vom 
1. Juli 1879 bis 1. März 1880: 112,176,800 Buſhel 
Weizen und 4,076,258 Barrels Mehl. (Dieſe und nachfolgende 
Zahlen find meiſt dem „Wiener Vaterland“ und der „Oeſter— 
reichiſchen Monatsſchrift für Geſellſchaftswiſſenſchaft“ entnommen 
die ſich überhaupt um Klarſtellung dieſer Frage ſehr verdient 
gemacht haben.) 

In dieſem Jahre (1880) wird Nordamerika's Ernte an 
Weizen gar auf rund 500 Mill. Buſhel geſchätzt; davon kann 
es rund 200 Mill. an Europa abgeben. 


2 


Nächſt dem Getreide ſind es die übrigen 
Lebensmittel, als: Schinken, Speck, Schweinefleiſch, 
Conſervenfleiſch, lebendes Vieh, Butter, Käſe, Fiſche ꝛc., mit 
denen Europa in ſtarken Quantitäten von Amerika verſorgt wird, 
und für welche ihm Europa 1878 allein 121 Mill. Dollars 
bezahlte, und zwar für Schinken, Speck, Schweinefleiſch 86,8, 
für Butter und Käſe 18, für Fleiſch aller Art 8, für Con⸗ 
ſerven 5, für Fiſche 5 Mill. Dollars. 1869 betrug der Ex⸗ 
port von Käſe 57,296,000 Pfd., 1878 dagegen: 121,837,000 
Pfd. Für Butter betrugen die reſpectiven Zahlen: 2,019,000 
und 21,837,000. An lebendem Vieh wurden ausgeführt: 
1868 für 733,935 Dollars, 1870 für 1,773,710 Doll., 1873 
für 3,100,388 Doll., 1878 für 5,844,659 Doll. — Vom 
1. Juli 1877 bis dto. 1878 wurden an Rindvieh und Rind⸗ 
fleiſch ausgeführt für 39,230,366 Doll. — Von 1870 bis 
1878 (endend 30. Juni) ſtieg der Export an Speck und 
Schinken von 38 auf 592 Mill. engliſche Pfund, Schweinefleiſch 
von 24 auf 71, Rindfleiſch von 26 auf 92, Butter von 2 
auf 21, Käſe von 57 auf 123, Schmalz von 35 auf 342 
Mill. Pfd.; der Werth des präparirten Fleiſches von 313,757 
auf 5,101,625 Dollars, der lebendigen Thiere von 1,045,039 
auf 5,844,053 Dollars. 

Während in Frankreich 1875 für 128 Mill. Fres. Fleiſch 
importirt wurden gegenüber 60 Mill. Export, betrug 1878 
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der Import 312 Mill.; der Export nur 33 Mill. Daß unter 
ſolcher Concurrenz die Viehzucht in Europa leiden muß, iſt 
klar. In den letzten Jahrzehnten haben 17 europäiſche Län⸗ 
der zwar einen Bevölkerungszuwachs von 13 Mill. erfahren, 
dagegen iſt der Viehſtand außer Pferden in einem entſchiedenen 
Rückgange begriffen (ek. Dr. Lambl, Depecoration in Europa. 
Leipzig 1878). Und wir ſind noch erſt im Anfange. 


34 
Wie auch Deutſchland bedroht iſt, legt folgende That⸗ 
ſache nahe: Pferde kamen auf je 100 Einwohner 1864: 8,9 


Stück, 1873: 8, Rindvieh: 40, reſp. 38,1; Schweine: 16, 


reſp, 17,4; Schafe: 70, reſp. 61,0; Ziegen: 4, reſp. 5%, 
trotzdem zwei der viehreichſten Länder, Schleswig⸗Holſtein und 
Elſaß⸗Lothringen inzwiſchen dem Zollverein beigetreten waren. 

Im Jahre 1865—69 wurden noch ausgeführt Ochſen 
und Zuchthiere: 97,774, eingeführt: 49,652, 1877 dagegen 
129,866 reſp. 156,591; Kühe wurden 1865 —69 ausgeführt: 
48,122, eingeführt: 40,302, 1877 dagegen waren die reſpec⸗ 
tiven Zahlen: 62,186 reſp. 117,930. 

Noch hat ſich der Import der „Neuen Welt“ in Deutſch⸗ 
land kaum geltend machen können; was werden wir da dann 
erſt für die Zukunft zu erwarten baben. Dasſelbe gilt für 
den Import von Getreide — Rußland war bisher der Haupt⸗ 
lieferant. Wenn nun nach den Motiven zu den neueſten Zoll⸗ 
poſitionen die Mehrausfuhr an Cerealien von durchſchnittlich 
8,8 Mill. Scheffel 1849 bis 1853 auf 2, Mill. pro 1855 
herabftel, von da die Mehreinfuhr 210,547 Scheffel 
1860 auf 7,383,261 Scheffel 1870, 33,353,748 Centner 
1877 und 28,452,482 Centner 1878 ſtieg, wenn das be⸗ 
baute Areal, das 1860 noch 58 pCt. der Geſammtacker⸗ 


fläche des Preußiſchen Staates betrug, 1878 auf nur mehr 


50 pCt. geſunken war, wenn deshalb in Folge der Unrenta⸗ 


bilität, auch die Ertragsfähigkeit des Bodens um 20 


pCt. zurückgegangen war: ſo braucht man kein Prophet zu ſein, 
um den Ruin unſerer Landwirthſchaft, falls . energiſch vor⸗ 
gebaut wird, vorauszuſagen. 


dehnter Vorkrag. 


Jutereſſen⸗Bertretung. 


I. Nothwendigkeit und Recht der Intereſſen Vertretung. 


Schutzzoll und Inkertſſen⸗Verkrekung. 


In den Mittelſtänden repräfentirt ſich die concrete 
Verbindung von Kapital und Arbeit. Sie ſtehen deshalb 
zu der Partei des Kapitals wie der Arbeit in gleicher 
Weiſe in Gegenſatz, wie anderſeits aber auch wieder in 
Verbindung. In ihnen treffen ſich die Gegenſätze 
von Kapital und Arbeit, in ihnen ſollten und könn⸗ 
ten ſie fich auch vermitteln. 

Hierin liegt ein bedeutſamer Fingerzeig für die prac⸗ 
tiſche Politik. Man ſollte die Mittelſtände 
mobil machen: damit wäre auf einmal das vermit⸗ 
telnde Element gefunden, den drohenden Kampf 
zwiſchen Kapital und Arbeit zum friedlichen Ausgleich zu 
bringen. Jetzt iſt's die „Arbeiterfrage“, die ſich immer 
als „die“ ſociale Frage aufſpielt, dann wäre der Kriegs⸗ 
ſchauplatz auf einmal verlegt. Wer die Gefahr „des rothen 
Geſpenſtes“ anerkennt, dem muß dieſe Tactik einleuchten. 
Anerkannt iſt ſie aber — durch das Socialiſtengeſetz. 
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Wie ſich doch Alles rächt. Der Socialismus hatte 
es verſtanden, alles öffentliche Intereſſe für die Induſtrie 
in Anſpruch zu nehmen. Bauer und Handwerker galten nicht 
mehr, waren „Stiefkinder“ geworden. Sie ließen es ſich, 
gutmüthig, wie ſie ſind, auch gefallen. Die kapitaliſtiſche 
Induſtrie aber findet ihren Gegenpol im — Proletariat, 
und das Proletariat erzeugt: den Socialismus. Und auch 
der Socialismus tritt als mitberechtigter „Sohn“ des 
Hauſes auf, fordert ſein „Erbtheil“. Vorläufig hat ihn 
der Liberalismus für „unmündig“ erklären laſſen, der ein⸗ 
fach zu „ſchweigen“ hat. Mag der „junge Brauſekopf“ 
das auch verdient haben — ewig kann man ihn aber doch 
nicht unter „Curatel“ ſtellen! 

Eine gute Folge hat dieſer ganze „Auftritt“ aber doch 
gehabt: die bisher zurückgeſetzten Kinder des Hauſes fangen 
auch mal an, wieder ſel bſtſtändig zu werden, ſich auch 
auf ihr Recht wieder zu beſinnen. Schon während des 
ganzen Auftretens des jüngeren „Socialismus“ hatte es 
in ihnen gegährt, viele traten ſogar offen ihm bei — 
wählten ſocialiſtiſche Candidaten — und wurden natürlich 
mit offenen Armen aufgenommen. „Wir müſſen auch die 
Bauern noch haben“, hieß es. 

Jetzt ſind die ſocialiſtiſchen Klagen verſtummt, nun 
machen aber die Bauern und Handwerker wieder „Lärm“. 
Man ſieht, die ſchönen Tage der Ruhe ſind dahin für den 
Liberalismus! Selbſt im eignen Lager droht Verrath. 
Da haben ſich die böſen „Schützzöllner“ eingeniſtet, die 
ſchon offen mit Bauern und Handwerkern, hier und da 
ſogar mit den Arbeitern „conſpiriren“, und ſelbſt durch 
eine drohende „Seceſſion“ ſich nicht ſchrecken laſſen. 

Noch mehr. Auch die Regierung geht in's „reac⸗ 
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tionäre“ Lager über. Der „Schutzzoll“ iſt ſchon eine 


Thatſache; der Zollwächter ſteht ſchon an der Grenze und 
revidirt Jedem ſeine Habe, der die Grenze paſſirt. Der 
„Paßzwang“ iſt auch ſchon da, könnte der Liberalismus 
beifügen: Wer Socialiſt oder Jeſuit iſt, wird blos heraus⸗ 
gelaſſen aber nicht herein. Kurz, überall Polizei! 

Und damit iſt's noch nicht genug. Der leibhaftige 


„Bauernkrieg“ iſt ſchon im Lande. Fürſt Bismarck, der 
Schöpfer „der nationalen Einheit“, ſchreibt „Bauern⸗Briefe“ 


und droht offen mit deren „Mobilmachung“. Und das 


Handwerk blickt mit ſcheelen Augen auf's „Mittelalter“, 


wo das Handwerk „goldenen Boden“ gehabt haben ſoll, 
und ſelbſt Miquel weiß in dieſer geſchäftsflauen Zeit 
nichts Beſſeres zu thuen, als — Innungen zu grün⸗ 


den, um wenigſtens den Boden wieder zu „übergolden“. 


Und damit nichts fehle, gibt Handels miniſter 
Maibach ſein „Placet“ und ſeine „Empfehlung“ dazu. 
Ja ſelbſt der deutſche Reichstag hallt ſchon wieder von 
dem Ruf nach „Innung“, derſelben „Innung“, der man 
vor kaum 10 Jahren die Leichenrede gehalten hat. Kurz, 
Reaction auf allen Gebieten! Selbſt Vergnügen und Kunſt 
— Theater und Wirthſchaft — wird unter „Conceſſion“ 
geſtellt. Bureaukratismus und Reaction ſind eingezogen 
in die deutſchen Gaue, die Freiheit findet keine Stätte mehr. 

So mag der Liberale klagen. Gott ſei Dank, er hat 
Recht: Mit der „Freiheit“ iſt's zu Ende. Wir haben 
bittere Erfahrungen mit ihr gemacht. Sie hat uns wirth⸗ 
ſchaftlich und ſittlich ruinirt. Mit dem bloßen „Geſchehen⸗ 
Laſſen“ iſt's nichts. Aus lauter „Selbſthülfe“ ſind wir 
hülflos geworden wie ein Kind. Nur das Großkapttal 
hat ſich ganz gut „ſelbſt geholfen“, während die Induſtrie 
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ſchon die Geſchenke der ſo oft desavouirten „Staatshülfe“ 
mit Dank entgegennimmt. 

Mit der wirthſchaftlichen „Selbſtregierung“ find wir 
auch nicht weit gekommen, ebenſo wenig, wie mit der 
„Selbſthülfe“. Selbſt die Production hat ſich grün d⸗ 
lich verrannt. Und in Betreff der Vertheilung 
geben die Steuerliſten Aufſchluß. 

Das wirthſchaftliche Leben kann ebenſo wenig ſich 
ſelbſt überlaſſen, den Zufälligkeiten ſeiner ſelbſteignen Ent⸗ 
wickelung preisgegeben werden, als das politiſche. Auch 
unſer wirthſchaftliches „Interregnum“ hat zum „Vehm⸗ 
gericht“ geführt. Wir brauchen nicht nach Irland und 
Amerika zu gehen, unſere heimiſchen Stricke's erinnern 
ſchon genug daran. Wenn das Recht nicht von Oben ge: 
ſchützt wird, dann ſchützt es eben ſich ſelbſt, fo 
gut es geht. | 

Ueberall muß Ordnung fein, auch auf dem wirthſchaft⸗ 
lichen Gebiete; Ordnung macht ſich aber nicht von ſelbſt, 
entſteht nicht aus der Freiheit, ſondern durch Autorität. 
Es iſt ein längſt abgethaner Irrthum, daß die politiſche 
Ordnung — der Staat — aus dem „freien Vortrage“ ent⸗ 
ſtanden ſei; mit der wirthſchaftlichen iſt's nicht anders. 
Abſtract möglich iſt's, aber wahrſcheinlich nicht. 

Die „wirthſchaftliche Freiheit“ iſt — eine Finte. Die 
kapitaliſtiſche Geſellſchaftsordnung hat ihre „Ordnung“, aber 
fie iſt „kapitaliſtiſch“ — nicht einmal „perſönlich“, viel 
weniger „frei“. Das „Kapital“ bildet das „ordnende 
Princip“, um das „Kapital“ concentriren ſich die geſell⸗ 
ſchaftlichen Kreiſe, ja das „Kapital“ iſt das eigentliche 
„ſocialiſirende“ Element. Das Kapital, nicht der Inhaber, 
die Perſon, gilt. Im Mittelalter folgte das Eigenthum 
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dem „Stande“, das Einkommen der „Perſon“, das „Lehen“ 
dem „Dienſt“, die „private“ Stellung der „öffentlichen“ 
Stellung; heute umgekehrt folgt Einkommen, Ehre, Stell⸗ 
ung, wirthſchaftlich wie auch politiſch, dem Eigenthum, 
dem „Kapital“. Ohne „Kapital“ bin ich nichts, mit 
„Kapital“ kann ich Städte verſetzen, Reiche gründen. 

Die kapitaliſtiſche „Geſellſchaftsordnung“ leidet an 
zwei fundamentalen Fehlern: ſie iſt erſtens „unperſön⸗ 
lich“, deshalb zu mechaniſch und tyranniſch in 
der Leitung der Production, und ungerecht in 
der Vertheilung; fie tft zweitens zu zer ſplittert, 
entbehrt des einheitlichen Plan's. In der 
Leitung der Production wie der Vertheilung 
iſt ſie deshalb unter öffentliche Controlle zu 
ſtellen; und in Bezug auf die einheitliche Zuſam⸗ 
menfaſſung der verſchiedenen, arbeitstheiligen 
Productionskörper muß eine Ergänzung reſp. 
Fortführung der Ordnung ſtattfinden, zur Ver⸗ 
hinderung der Ueber⸗ wie der Unterproduction, 
wie auch zur Wahrung einer gerechten Vertheilung 
— Abſchneidung der Expropriation in jeder Form. 

Es muß wieder „regiert“ werden, auch in 
das Erwerbsleben, in die geſellſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe hinein. Staat und Geſellſchaft müßen wieder in 
Beziehungen geſtellt werden. Die Geſellſchaft wird immer 
ihren Einfluß auf den Staat ausüben; der Staat muß 
auch der Geſellſchaft wenigſtens die Directive geben, ſonſt 
kommt er „unter den Pantoffel“, und die „Wirthſchaft“ 
geht zurück. Das Ziel der Geſellſchaft iſt die Unfreiheit, 
das des Staates die „Freiheit“, hat L. Stein ſchon in 
den vierziger Jahren dargelegt: nur durch die Vermittelung 
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des Staates kann die ee Knechtung paralyſirt 


werden. 

Das Privatrecht muß wieder in Beziehung gebracht 
werden zum öffentlichen Recht, in ihm ſeine Er⸗ 
gänzung und Fortbildung finden. Es gibt eben 
kein abſolutes Privatrecht. Der Menſch bleibt immer 
Glied der Gemeinſchaft, der Gemeinſchaft verpflichtet, iſt 
ebenſo ſehr beſtimmt für die Gemeinſchaft 
(„Pflicht“) als die Gemeinſchaft für ihn („Recht“). Recht 
und Pflicht, öffentliches Recht und Privatrecht durchdringen 
ſich fo innig, daß ſie ſich nie trennen laſſen. Das Eigen: 
thum iſt „Recht“, iſt aber auch „Pflicht“, kann ſich der 
geſellſchaftlichen Beziehungen nicht entſchlagen. Das gilt 
nicht blos vom Grundeigenthum ſondern auch vom Arbeits⸗ 
eigenthum. Alle Arbeit vollzieht ſich in geſellſchaftlichen 
Zuſammenhängen, iſt Theilarbeit aus dem großen 
Ganzen der nationalen Arbeit, iſt ein Moment 
in der Arbeit der aufeinander folgenden Geſchlechter, 
ſich ſtützend auf das „Erbe“ an Kapital und Intelligenz, 
was ihm ſeine Eltern und Voreltern geſammelt. — Die 
Arbeit iſt „Recht“, iſt aber auch „Pflicht“ gegen die 
Gemeinſchaft, in deren Schoße ſie ſich gebildet. Sie hat 
empfangen, fie muß auch geben. Die Gemeinſchaft 
muß für ſie aufkommen, ſie auch für die Gemeinſchaft. 

Auch die Arbeit hat ihre individuelle und ihre ſociale 
Seite: iſt „Erwerbsmittel“ und „Beruf“. Unſere Zeit 
liebt es, die individuelle Seite hervorzukehren, die Idee 
des „Berufes“ iſt ihr verloren gegangen. 

Anders das Mittelalter: alle Arbeit unterſtellte es 
der Idee des Berufes, Arbeit wie Eigenthum war ihm 
„Lehen, „Amt“. Dem „Amt“ gebührt Ehre und Lohn, 
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und ſo hat es die Arbeit mit Ehre umkleidet und ihr 
auch Lohn, „Erwerb“ geſichert, wie es unſerer Zeit 
nicht gelungen iſt. Der Berufsſtand fühlte ſich „berufen“ 
für die Geſellſchaft, die Geſellſchaft auch wieder engagirt 
für den Berufsſtand. Es war ein Verhältniß der Gegen⸗ 
ſeitigkeit da: des Meiſter's zum Geſellen, des 
Producenten zum Conſumenten, und umgekehrt und 
dieſe Gegenſeitigkeit fand auch ihren Ausdruck im 
„Recht“. Auch bei uns muß dieſe Idee des „Berufes“, 
der „Gegenſeitigkeit“ wieder Geltung gewinnen. Die ein⸗ 
zelnen „Berufsſtände“ müſſen ſich der Geſellſchaft, die 
Geſellſchaft den Ständen wieder engagirt fühlen, ſich 
gegenſeitig ſchützen. Der perſönliche Vermittler, reſp. Ver⸗ 
walter der Pflichten und Rechte der Geſellſchaft aber iſt 
der „Staat“. 

Immerhin, mögen wir Eigenthum und Arbeit als 
„Recht“ oder als „Pflicht“ auffaſſen: der Staat hat 
Pflicht und Recht, zu ſchützen und zu ordnen. 
Das practiſche Bedürfniß liegt auch klar. 

Der Staat hat das auch bereits practiſch anerkannt, 
offen den „Schutz der nationalen Arbeit“ proclamirt. Der 
„Schutz der nationalen Arbeit“ wird aber auch im 
Schutz der ſtändiſchen Arbeit ſeine Ergänzung finden 
müſſen. Sonſt iſt's nicht Schutz „der nationalen Arbeit“, 
ſondern des internationalen Kapital's. 

„Schutz“ an der Grenze iſt: Abſchneidung des „Rechts“ 
zu kaufen wo man will; iſt: Zuweiſung eines beſtimmten 
Abſatzgebietes an den Producenten, von Staatswegen, iſt: 

Schutz des Producenten auf Koſten des Conſumenten, iſt: 
„Fälſchung“ des Geſetzes des Angebotes und der Nach⸗ 
frage, Susſpendirung der freien Concurrenz, kurz, iſt ein 
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totaler Bruch mit der liberalen Wirthſchaftspolitik. Die 
Conſequenz für die innere Wirthſchaftspolitik iſt klar: wer 
Barrieren an der Grenze errichtet, darf ſie auch im Innern 
nicht ſcheuen. | 

Wer an die „Harmonie“ der internationalen wirth⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen nicht mehr glaubt, der muß auch an 
der nationalen „Intereſſen⸗Harmonie“ irre werden, auch 
der relativen Selbſtſtändigkeit und Gegenſätzlichkeit dieſer 
gerecht werden. Gerade in der Schutzzollbewegung 
haben die Apoſtel der Intereſſenharmonie eine gründliche 
Ernüchterung erfahren. Die producirenden Stände 
fingen mal wieder an, ſich zu regen, die Wogen der Agita⸗ 
tion gingen hoch — ein friſcher Luftzug ging mal wieder 
durch die Lande, geeignet, gründlich aufzuräumen mit dem 
blauen Dunſt des liberalen Doctrinarismus. 

Die Regierung iſt dieſen „Agitationen“ nicht blos 
nicht entgegen getreten, ſondern hat ſich ſogar direct auf 
dieſelben geſtützt, hat den verſchiedenen Intereſſengruppen 
ihr Entgegenkommen bewieſen, ihre Berechtigung anerkannt 
und ihren beſonderen Bedürfniſſen Abhülfe verſprochen — 
der Induſtrie: Schutzzoll, den Bauern: Schutzzoll und 
Steuerermäßigung, den Handwerkern: Gewerbe-„Ordnung“, 
den Arbeitern: Verſicherungskaſſen u. ſ. w. 

Wir müſſen annehmen, daß es der deutſchen Regie⸗ 
rung mit dem „Schutze“ berechtigter Intereſſen Ernſt iſt, 
daß es ihr Ernſt iſt mit dem Anerkenntniß der rela⸗ 
tiven Selbſtſtändigkeit der verſchiedenen Inter⸗ 
eſſenkreiſe, der Verſchiedenheit der Intereſſen der Land: 
wirthſchaft, des Handwerks, der In duſtrie, 
des Handels, dem Anerkenntniß, daß dieſe Intereſſen 
verſchiedene Behandlung erfordern, daß die „ab⸗ 
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ſolute Gleichheit“ des Rechts in wirthſchaftlicher Beziehung 
eine Fiction iſt, daß die abſolute wirthſchaftliche „Frei⸗ 
heit“ nur die Aufſaugung der nationalen, 
producirenden Stände durch das interna 
tionale Großkapial bedeutet. Ferner iſt und 
bleibt es Thatſache, daß die Regierung die — zunächſt 
ſchutzzöllneriſche — Agitation der verſchiedenen I n⸗ 
tereſſengruppen freudig acceptirt und unter⸗ 
ſtützt hat, ja es nicht verſchmähet hat, Vertreter dieſer 
Intereſſengruppen bei Ausarbeitung ihrer Geſetzentwürfe 
hinzuziehen, in ihren Enquéten, bei Feſtſtellung der Tarife 
2c., doch offenbar nur in der Ueberzeugung, daß jede In⸗ 
tereſſengruppe am beſten weiß, was ihr Noth thut, und 
auch eine gewiſſe Berechtigung hat, bei geſetzgeberiſchen 
Acten, die über ihr Wohl und Wehe entſcheiden, auch ſelbſt 
gehört zu werden. Das iſt alſo wieder ſchon ein entſchei⸗ 
dender Schritt aus der „liberalen Aera“ heraus, damit 
iſt der liberale Conſtitutionalismus des allgemein gleichen 
Staatsbürgerthums principiell überwunden, indem hier fac⸗ 
tiſch die Regierung zunächſt nicht die „gleichen Staats⸗ 
bürger“, ſondern die „verſchiedenen Intereſſengruppen“ zur 
Mitwirkung in der Geſetzgebung herangezogen hat. Freilich 
war dieſe „ſtändiſche Vertretung“ noch ſchwach, ſie war 
durchaus noch nicht rechtlich organiſirt, ſie hatte nur 
rathende Stimme — nicht einmal berathend —, die Wahl 
der Vertreter lag ganz im Belieben der Regierung, nicht 
die geringſte Garantie war gegeben für die Richtigkeit der 
Wahl, ob die Gewählten wirklich als „berufene“ Vertreter 
gelten konnten, aber das Alles ändert nichts an der That⸗ 
ſache, daß es eine Intereſſen vertretung war. 
Die Regierung hat dieſes gethan unter Zuſtimmung der 


Ständiſches „Recht“ — ſtändiſche Vertretung. 397 


ſchutzzöllneriſchen Liberalen, wie Conſervativen — Alle, die 
nicht „Freihändler“ waren, haben es gut gefunden. 
Nun, wir ziehen die Conſequenz. Wir ſagen: wenn 


Nees relativ ſelbſtſtändige Intereſſengruppen gibt, wenn dieſe 


relativ ſelbſtſtändigen Intereſſengruppen ein Recht auf ge⸗ 
ſetzlichen Schutz haben, wenn es alſo auch ſtändiſche 
Rechte gibt; wenn es ferner als Grundgeſetz jeder freiheit⸗ 
lichen Entwickelung, ſpeciell alſo gewiß der modernen liberalen 
Entwickelung gelten muß, daß den Betheiligten bei Schöpf⸗ 
ung des Rechts, der Geſetze, eine conſtitutionell garantirte 
Mitwirkung eingeräumt wird, ſo iſt es nichts anders als 
billig und recht, daß das ſtändiſche Recht nur unter 
geordneter Mitwirkung der Stände geſchaffen 
werde. 


Ständliſches „Recht“ — ſtäntliſche Vertretung. 


Das iſt eine Conſequenz, an der Niemand vorbei⸗ 
kommt, der überhaupt noch von „Freiheit“ und „Selbſtver⸗ 
waltung“ ſprechen will. Ja, vom Standpunkt der modernen 
Freiheit muß den Ständen geradezu entſcheidende 
Stimme eingeräumt werden, gerade ſo gut, wie dieſes 
heute für die Kammer gegenüber dem Monarchen 
gefordert wird. Den Ständen ihre Geſetze aufoc⸗ 
troiren wollen, iſt und bleibt Abſolutis mus, ob 
derſelbe nun vom Monarchen oder von einer politiſchen 
Kammer ausgeht. Die politiſche Kammer ſteht dem ein⸗ 
zelnen Stande gerade ſo fremd gegenüber, als der König 
ſeinem Volke. Ja, der König hat mehr Intereſſe fürs Volk, 
als die moderne Kammer für den einzelnen Stand. 

Auch der Mancheſter⸗Liberalismus kann ſich an dieſer 
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Conſequenz nur vorbeidrücken durch Leugnung des Vorder⸗ 
ſatzes, und ſo hat er's in der That immer gemacht. Er 
leugnet einfach die Verſchiedenheit, die relative Selbſtſtän⸗ 
digkeit und Berechtigung der wirthſchaftlichen Inte reſſen; 
Alles geht ihm im Kapital⸗Intereſſe auf. So hat er es 
dem Arbeiterſtande gemacht mit ſeinem Dog ma von der 
„Harmonie zwiſchen Kapital und Arbeit“, ſo machte er es 
den andern Ständen. Dem Arbeiterſtande gegenüber hat 
Laſſalle ein für alle Male den Trug aufgedeckt, den andern 
Ständen hat bisher noch ein Laſſalle gefehlt, und bis in 
die jüngſten Tage haben ſie den Trug geglaubt. Allmälig 
wird's Tag. Der ſchutzzöllneriſche Liberalismus 
hat bereits dieſen Standpunkt aufgegeben, kann deshalb 
nicht umhin, den concreten, ſtändiſchen Unterſchieden auch 
in der „Vertretung“ ihr Recht zu ſichern. 

Und ſelbſt der Mancheſter-Liberalismus muß, ſo ſehr 
er von der „Nichtberechtigung“ und relativen „Gefahr“ 
der „Intereſſenkämpfe“ überzeugt iſt, jetzt, nachdem nun 
einmal die einzelnen Intereſſengruppen anfangen, ihrer 
ſpeciellen ſtändiſchen Intereſſen fich bewußt zu werden, 
nachdem ſie immer mehr zu der Ueberzeugung kommen, daß 
ihre Intereſſen nicht die der politiſchen Kammer ſind, daß 
der herrſchenden Partei es an Verſtändniß und auch an 
gutem Willen fehlt, ihren ſpeciellen Intereſſen gerecht zu 
werden, dieſen Intereſſengruppen die Möglichkeit einräumen, 
in feſt geordneter Weiſe an der wirthſchaftlichen Geſetz⸗ 
gebung ſich betheiligen zu können. Das iſt ein „Recht“ 
unſerer modernen Entwickelung, das auch ſelbſt dann nicht 
erlöſchte, wenn unſere Regierungen und Kammern auch in 
der beſten Weiſe ſchon ohnehin für die verſchiedenen Inter⸗ 
eſſen ſorgten. Die Zeit der „Bevormundung“ in 
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politiſchen Dingen iſt eben vorbei, unſere Zeit iſt nicht 
mehr gewohnt ſich Etwas ſchenken zu laſſen, wo fie 
das Recht zu fordern hat. So iſt es ja liberaler Grundſatz. 

Dazu kommt aber, daß die bisherige Geſetzgebung 
den Intereſſen der producirenden Stände ſchnurſtracks ent⸗ 
gegenlief, nur die Privilegien der Großinduſtrie und des 
Großhandels bedeutete. Dieſe Ueberzeugung iſt wenigſtens 
in allen Nicht⸗Bourgeoiſie⸗Kreiſen die herrſchende, man iſt 
erbittert und voll Argwohn, und das wird nicht eher 
beſſer werden, bis ſie die Verwaltung ihrer Ange⸗ 
legenheiten in ihre eigne Hand gelegt wiſſen. Und 
wenn man es nicht thuen wollte, würde dieſe Verweigerung 
des „Rechts“ auch die eventuellen Wohlthaten der Geſetz⸗ 
gebung mit Undank und Argwohn aufnehmen laſſen. 

Ein gewiſſes Bevormundungsſyſtem, Bureaukratismus 
und Abſolutismus, hat ja auch oft Gutes gebracht, man 
kann ja darüber ſtreiten, ob z. B. der moderne Conſti⸗ 
tutionalismus wirklich beſſer iſt, als eine mehr patriar⸗ 
chaliſche Verfaſſung, ob nicht das gerade das Unglück der 
modernen Entwickelung ausmacht: der Geiſt der Kritik 
und des Mißtrauens, die Sucht nach Freiheit und Selbſt⸗ 
ſtändigkeit, der Egoismus der Intereſſen, mag das Alles 
ſein Wahres haben: genug, dieſer Geiſt iſt einmal herr⸗ 
ſchend, er hat auch ſeine Berechtigung, und die Bourgeoiſie 
hat ihn gerade am meiſten gefördert. Sie kann um ſo 
weniger die Bewegung wieder rückgängig machen wollen, 
als ſie wohl ſelbſt nicht den Anſpruch machen wird, daß 
ſie ſich auch durch die Tugenden der patriarchaliſchen 
und feudalen Periode auszeichne. Und auch der Conſer⸗ 
vative muß dieſe moderne Entwickelung acceptiren. 
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Der Gegenſatz der ſtändiſchen Intereſſen beſteht 
einmal, und deshalb muß man mit ihnen rechnen 
oder — fie ſelbſt vernichten, wie es eben der Socia⸗ 


lismus will. Geltend machen werden ſie ſich immer, offen 
oder verſteckt, und im letzteren Falle war die Herrſchaft 


des einen Standes über die anderen noch ſtets gerade am 
härteſten und willkührlichſten. Der Liberalismus gerade 
mit feinen Phraſen von „Freiheit“ und „Gleichheit“ be— 
zeichnet auch die Periode ärgſter Klaſſenherrſchaft. Selbſt 
geſetzlich kam dieſelbe zum Ausdruck in ſeinem Cen⸗ 
ſuswahlſyſtem, das er auch heute noch zäher wie 
jemals feſthält. Was er Neues gebracht hat, iſt, daß er 
blos zwei Stände kennt: Reiche und Arme, daß er 
an Stelle der Stände die „Klaſſen“ geſetzt hat. 
Und die Socialdemokraten haben ſeine Eintheilung ver⸗ 
ſtanden und freudig acceptirt; ſie ſind bereit, den Hand⸗ 
ſchuh aufzunehmen. | 

Beide Parteien find hervorgegangen aus der rein „Demo: 
kratiſchen“, der wirklichen Vertreterin der abſtracten 
„Menſchenrechte“, der „perſönlichen“ Freiheit und Gleich⸗ 
heit. Der Demokratie war es noch Ernſt mit der reinen 
Theorie des „allgemeinen gleichen Staatsbürgerthums“, ſie 
abſtrahirte in der That von allen ſtändiſchen Unterſchieden: 


nur die „Perſon“, der „Staatsbürger“ ſollte zur Geltung 


kommen. In der Kritik war die Demokratie auch ſtark, 
ihr „reines Evangelium“, ihr „reines Naturrecht“ mußte 
zünden im Kampf gegen die alten, in Egoismus und Ge⸗ 
nußſucht verknöcherten Stände; allein ſobald die Demokratie 
an's Ruder kam, „concret“ wurde, mußte auch ihre Ab⸗ 
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ſtraction ſich als Irrthum herausſtellen: der alte Gegen⸗ 
ſatz der Intereſſen drängte ſich wieder durch, die Demo⸗ 
kratie theilte ſich in die liberale „Bourgeois“- und in 
die ſocialdemokratiſche „Arbeiter“-Partei, beide in gleicher 
Weiſe beſtrebt, die Staatsgewalt in den Dienſt ihrer In⸗ 
tereſſen zu zwingen. Das „Volk“ iſt eben kein Abſtractum, 
keine bloße Zuſammenfaſſung von gleichen Individuen, und 
ſobald das Volk concret wird, handeln ſoll, theilt es ſich 
auch ſofort in ſeinen Anſchauungen, Beſtrebungen, und anſtatt 
der „Gleichheit“ erſcheint die Ungleichheit; es entſteht ein 
Kampf der Ungleichen, der mit dem Siege der Stärkeren 
endet. Das iſt eine Thatſache, die die ganze Weltgeſchichte 
beſtätigt, und die alle Theorien über den Haufen wirft. 
Die ganze bisherige Geſchichte verlief in der Herrſchaft 
eines Standes über die anderen, bald mehr, bald minder 
drückend. In den älteſten Zeiten waren es die Familien⸗ 
älteſten, dann der Prieſter- und Kriegerſtand, die die Herr⸗ 
ſchaft inne hatten, und es iſt Thatſache, daß dieſe Perioden 
patriarchaliſcher und ariſtokratiſcher Staats⸗ und Geſell⸗ 
ſchaftsformen verhältnißmäßig die mildeſten und glänzend⸗ 
ſten waren; bald lag das Uebergewicht in den Händen der 
Induſtriellen und des Handelsſtandes, bald endlich führte 
das „Volk“, der 4. Stand, die Zügel der Regierung, und 
es iſt wieder unbeſtrittene Thatſache, daß in dieſen Perioden 
Gewalthat und Corruption ſich am meiſten bereit machen 
durfte. Auch die Entwickelung dieſer Herrſchaft iſt 
ſo ziemlich bei allen Völkern dieſelbe: zuerſt die patriar⸗ 
chaliſche, dann die ariſtokratiſche, dann die bürgerliche, end⸗ 
lich die demokratiſche. Immer ſuchte der herrſchende Stand 
ſich mehr oder weniger abzuſchließen von den übrigen, 
immer mußte es ſich die Staatsgewalt gefallen laſſen, den 
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Intereſſen des herrſchenden Standes zu dienen, denſelben 
auch in ſeiner ſocialen Herrſchaft zu befeſtigen, und ſtets 
galt Bedrohung ſeiner Intereſſen als Bedrohung des Staates. 
Faſt ſtets war es der Weg der Gewalt, „Revolution“, 
der aus einer Staatsform in die andere führte und wo 
der abtretende Stand nun ebenſo einſeitig unterdrückt wurde, 
wie er vorher die andern niedergehalten hatte. 

Das iſt offenbar ein trauriges Bild, was uns die 
Weltgeſchichte bietet. Es ſcheint faſt, als ſollten wir aus 
der Einſeitigkeit und Gewalt nicht herauskommen. Und 
doch iſt die Lehre der Geſchichte ſo klar. Und Jedem ſagt 
es ſein geſunder Sinn, daß alle Einſeitigkeit verderblich 
iſt, daß Druck Gegendruck hervorruft. Welches iſt denn 
das Ziel der Geſchichte? Doch wohl die Harmonie, 
die Ordnung mit der Freiheit, die Freiheit 
in der Ordnung. Und was ſagt uns die Vernunft 
— und auch die Offenbarung — über die Berechtigung 
der Stände? Sie alle ſind nothwendig, ſie alle ſind 
von Gott gewollt, fie alle ſind der Ehre werth, wenn 
ſie ihren geſellſchaftlichen Beruf würdig ausfüllen. Gewiß, 
der Stand, der höhere Intereſſen vertritt, verdient auch 
höhere Ehre, der Lohn richtet ſich nach der Arbeit. Arbei⸗ 
tende ſind aber Alle, weſentlich ſind ſie gleich. Alſo 
rechtliche „Gleichheit“ der Stände, aber in Unter⸗ 
ordnung unter den Staat — das können wir kühn als 
das Ziel, als das Ideal hinſtellen, das die Weltgeſchichte 
intendirt, das auch wir wollen müſſen. Und das iſt zu⸗ 
gleich das Ziel, das der modernen Bewegung der Freiheit 
und Gleichheit einzig und allein gerecht wird. 

Die liberale Bewegung hatte ihre Berechtigung, ſie 
hat dem Volke eine gewiſſe Theilnahme an Geſetzgebung 
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und Verwaltung gebracht, dieſe Theilnahme durch die „Ver⸗ 
faſſung“ garantirt. Das war die erſte Etappe in 
dem Kampf zur Wiedererringung der Freiheit — im 
Kampf des Einen, Einigen Volkes gegen Bureaukratismus 
und fürſtlichen Abſolutismus. Die Bourgeoiſie hatte die 
Führung übernommen, und auch, nachdem der Sieg er: 
rungen, hat man ihr dieſe überlaſſen. Die Bourgeoiſie 
galt für die Vertreterin des ganzen Volkes, ihre Anſchau⸗ 
ung als die des „Volkes“, ihre Intereſſen als „Volks⸗ 
intereſſen“, Geſetzgebung und Verwaltung empfingen ihre 
Richtung von der Bourgeoiſie. Mit der Zeit hat ſich der 
Irrthum herausgeſtellt, das „Eine“ Volk ſich als Trug 
erwieſen. Die Intereſſengruppe der „Arbeiter“ hat ſich 
bereits abgelöſt, die andern fangen an zu folgen. Der 
Widerſtreit beſteht. Es bleibt nichts anders übrig, als 
ihn offen anzuerkennen, den Kampf der Intereſſen 
zu organiſiren, ihnen legitime Organe zu 
geben, ihnen den Platz anzuweiſen, wo ſie unter 
den Augen der centralen Staatsgewalt 
den Kampf aus kämpfen können. Sie müſſen ſich 
wenigſtens, als gleichberechtigte Parteien, an 
öffentlicher Stätte, in einer oder der Kammer aus⸗ 
ſprechen, ihre Intereſſen und ihre Rechte verthei⸗ 
digen können, ſie müſſen die Gewähr haben, daß die 
Centralgewalt ihre Vorbringungen mit Ernſt 
prüft und ſoweit es das Geſammtintereſſe des Staates 
zuläßt, ihre Wünſche und Forderungen realiſirt, daß 
in Geſetzung und Verwaltung ihrer Eigenart Rech⸗ 
nung getragen wird, ja ſoweit als möglich die⸗ 
ſelbe in ihre Hand gelegt wird. 
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II. Organiſation der Intereſſenvertretung. 
Gliederung und Zafil der Stände. 


Ständiſche Vertretung iſt ein „Recht“. Alter germa⸗ 
niſcher Grundſatz iſt: „Wo ich nicht mit⸗rathe, ich auch 
nicht mit⸗thate.“ Die neue Zeit iſt mit dem „Mit⸗Rathen“ 
nicht einmal zufrieden: ſie will mit⸗entſcheiden, verbittet 
ſich jedes Aufoctroiren der Geſetze von einer außerhalb 
ſtehenden Macht — den Abſolutismus in jeder Form. 
Nun, es gibt unterſchiedene, „ſtändiſche“ Intereſſen, unter⸗ 
ſchiedene „ſtändiſche“ Intereſſen verlangen unterſchiedenes, 
„ſtändiſches“ „Recht“, dieſes unterſchiedene, „ſtändiſche“ 
Recht kann nur unter feſt geordneter Mitwirkung dieſer 
Stände geſchaffen werden: die Conſequ enz iſt klar. 

Eine andere iſt die Frage der Praxis: wie die 
Vertretung zu organiſiren, wie fie dem pol i⸗ 
tiſchen Staatsweſen einzugliedern ſei. Hier 
laſſen ſich die Schwierigkeiten nicht verkennen. ee 

Schon die Eintheilung der Stände iſt nicht leicht, 
da die Grenzen durchaus ſchwanken, die Stände in fort⸗ 
währendem Fluß ſich befinden. Selbſt über die Zahl kann 
man ſtreiten. Die Eintheilung der feudalen Geſellſchaft 
hat natürlich jede Berechtignng verloren. Auch von der 
hiſtoriſchen Entwickelung der Stände müſſen 
wir abſtrahiren. Die augenblicklichen realen wirthſchaft⸗ 
lichen Intereſſen können allein entſcheiden. 
Auch der Adel macht keine Ausnahme. Nachdem einmal 
ſeine politiſchen Vorrechte aufgehoben ſind, kann er auch 
hier nur noch als „Großgrundbeſitzer“ gelten. 
In ähnlicher Weiſe wird der geiſtliche Stand, nur ſoweit 
er auch im Grundbeſitze belaſſen iſt, in der wirthſchaft⸗ 
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lichen Vertretung betheiligt ſein. Bauernſtand und 
Arbeiterſt and umgekehrt treten mit vollem Recht ein; 
ebenſo Induſtrie und Handelsſtand. 

Was letztere anbelangt, ſo könnte es merkwürdig er⸗ 
ſcheinen, ſie als neu eintretende Stände zu bezeichnen. In 
der That iſt es ſo. Freilich ſind unſere Großinduſtriellen 
aus dem mittelalterlichen Handwerk hervorgegangen, und 
man liebt es noch heute, Handwerk und Großinduſtrie 
unter den Namen „Gewerbeſtand“ zuſammen zu faſſen. 
Allein die Großinduſtrie hat ſich zu durchaus ſelbſtſtänz 
diger, ja beherrſchender Bedeutung gehoben, und Mutter 
und Tochter wenn ich ſo ſagen darf, ſtehen jetzt ganz ent⸗ 
ſchieden auf Kriegsfuß. Die Induſtrie hat ganz andere 
Intereſſen als das Handwerk — erſtere bedarf z. B. der 
„Gewerbefreiheit“, letztere der „Gewerbeordnung“, ge— 
wiß ein fundamentaler Gegenſatz —. Unſere ſog. „Gewerbe⸗ 
kammern“ ſind deshalb ein Unding, eine politiſche Heuchelei, 
da ſie in der That nur Großinduſtriekammern ſind. 

Noch mehr faſt hat ſich der Handel zu wirthſchaft⸗ 
licher Selbſtſtändigkeit erhoben, auch ſelbſt der Induſtrie 
gegenüber. Während die Induſtrie noch immer mehr oder 
weniger ſtabil iſt, vertritt der Handel blos das Element 
der Bewegung; er iſt der „freiſinnigſte“ Stand von Allen. 
Das trat z. B. in der Schutzzollbewegung wieder deutlich 
zu Taget unſere großen Handelsſtädte, namentlich an der 
Nord⸗ und Oſtſee, ſind ſämmtlich freihändleriſch, während 
die Induſtriellen zum überwiegenden Theile wohl Schutz⸗ 
zöllner find. Doch ſelbſt der Handelsſtand iſt nicht ganz 
für abſolute gewerbliche Freiheit, vielmehr gilt das wie⸗ 
derum nur ganz rein vom Großhandel; der kleine Handels⸗ 
ſtand verlangt z. B. Schutz gegen die allgemeine Handels⸗ 
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concurrenz, gegen die „Wanderlager“ und „Schleuder⸗ 
auctionen“. Alſo ſelbſt den Handelsſtand, den modernſten 
der Stände, müſſen wir in den des Großhandels und 
des Kleinhandels theilen. 

Wir haben demnach ſieben Stände: den Stand des 
Groß⸗ und des Kleingrundbeſitzes, des Groß- und des 
Kleingewerbes, des Groß- und des Kleinhandels, endlich 
den des Arbeiterſtandes. Die Grenzen dieſer Stände ſind 
allerdings ſchwer zu ziehen, — für verſchiedene Gegenden 
werden ſie verſchieden ſein müſſen — und ganz ohne Will⸗ 
kür kann es dabei nicht abgehen. Allein unüberſteiglich 
iſt dieſes Hinderniß nicht, und findet ſich dasſelbe ja auch 
bei den meiſten andern Geſetzen z. B. bei der Art der 
Steuervertheilung, wo jeder Mißgriff noch viel empfind⸗ 
licher iſt als in unſerm Falle. Ja, man könnte es für 
gewöhnlich ſogar Jedem ſelbſt überlaſſen, welchem Stande 
er ſich anſchließen will, da Jeder durch ſein eignes Inter⸗ 
eſſe gebunden iſt an ſeinen Stand. Es genügte die Be⸗ 
ſtimmung, daß Jeder blos Einem Stande angehören reſp. 
blos Einmal ſein Wahlrecht geltend machen kann. 

Ueberhaupt liebt man, die Schwierigkeit der ſtändiſchen 
Eintheilung zu übertreiben. Freilich die Kopfzahl⸗Wahl 
iſt „einfacher“ — ebenſo gut, als der Anatom es „ein⸗ 
facher“ und leichter hat, als der Phyſiologe. Von den 
Cenſuswahlen möchten wir es ſchon nicht mehr behaupten, 
auch abgeſehen vom falſchen Princip: in ihnen ſpielt der 
Zufall in der Beſtimmung der „Klaſſen“-Angehörigkeit 
eine größere Rolle, als bei der Beſtimmung der „Stände“. 

Im Großen, Ganzen ſind unſere Intereſſen⸗ 
gruppen feſte, und das genügt. Die individuellen 
Zufälligkeiten ändern an dem Verhältniß im Großen nichts. 
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Ob ein Schneider ſich unter die „Arbeiter“ verirrt oder 
ein Kleinhändler unter die „Bauern“: die Arbeiter und 
Baue rn werden den „fremden Stoff“ ſchon „abſorbiren“ 

und ſich ihre Intereſſen dadurch nicht verfälſchen 
laſſen. Man kann ja auch eine, „Inſtanz“ zur e 
dung ſolcher Fälle ſchaffen. | 
Man darf nicht vergeſſen: die „Berufsſtände“ follen 

vertreten werden, nicht die „Kopfzahl“ und nicht „das 


Geld“. Damit fällt eine Menge von Schwierigkeiten ſofort 


zuſammen. Es genügt, wenn die Vertretung die „localen“ 
(der „Wahl⸗Bezirke“) und die „Berufs“ -Intereſſen ſpiegelt: 
ob dabei der eine Wahlbezirk größer iſt als der andere, 
ob der eine Stand mehr Mitglieder reſp. Wähler hat, 
als der andere, iſt durchaus gleichgültig. Alle 
„Intereſſen“ ſind gleich berechtigt, weil gleich 
nothwendig für Geſellſchaft und Staat, ob ſie nun 
mehr oder weniger „Köpfe“ zählen. Kein Stand 
fol majoriſirt, terroriſirt werden. Im „Gleich⸗ 
gewicht“ der Stände ſoll auch das Gleichgewicht und 
der Friede der Geſellſchaft geſichert ſein. 

Freilich, man kann ſagen: die Landwirthſchaft iſt 
wichtiger als die Induſtrie, und die Induſtrie wichtiger 
als der Handel. Allein der Induſtrie und des Handels 
können wir auch nicht entbehren und — unſer Grund⸗ 
beſitz iſt ſicher zufrieden, wenn er den andern Ständen 
nur mal „gleich“⸗-geſtellt iſt. Auf eine Bevorzugung 
wollen wir verzichten, wollen „demokratiſch“ ſein. 

Wir dürfen dieſes um fo eher, als mit der Intereſſen⸗ 
vertretung auch die Majoriſirung der einen Stände 
durch die andern eben aufhören wird. Mit der gleichen 
Nothwendigkeit und gleichen Berechtigung der Stände iſt 
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das ſchon gegeben. Das iſt eine gerechte Forderung, 
das die einzige Garantie der wahren Freiheit. Das 
muß das leitende Princip bleiben, und es wird ſich auch 
ſchon von ſelbſt, abgeſehen von poſitiven Beſtimmungen, 
Anerkennung verſchaffen. Jeder Stand weiß: heute dir, 
morgen mir, da gebietet es ſchon die Pflicht der Selbſt⸗ 
erhaltung, jede Vergewaltigung zu vermeiden. Die Stände 
ſollen ſich in „freier Unterhandlung“, im „freien Vertrage“ 
einigen. Und wenn ſechs Stände für Etwas ſind, wird 
der ſiebte nicht dagegen ſein, falls nicht eine grobe Ver⸗ 
letzung der „eigenthümlichen“ Intereſſen, eine „Expropria⸗ 
tion“ von Bedeutung vorliegt. Und ſolche „Expropria⸗ 
tionen“ ſollen eben nicht vorkommen, wenigſtens nicht 
anders, als gegen volle Entſchädigung und dann — 
wird auch der Stand ſich nicht weigern. 
Freilich, unſerer centraliſations ſü e 
Zeit wird ein ſolcher „Föderalismus“ und „Particularismus“ 
ſehr „reactionär“ vorkommen, ſie wird darin eine Bedrohung 
unſerer ganzen „nationalen Einheit“, der „freien Geſetz⸗ 
gebung“ und jeglichen „Fortſchrittes“ erblicken; ſie hat 
eben den Sinn für die Heiligkeit des wohlerworbenen 
Rechts und der beſtehenden Freiheit verloren. Nur 
Eins iſt ihr heilig: der „Staat“ — gerade die „Frei⸗ 
ſinnigen“ unſerer Zeit beugen ſich am tiefſten vor ihm. 
In der That, es können ja auch Verhältniſſe ein⸗ 
treten, wo die Intereſſen eines Standes dem Ganzen ge⸗ 
opfert werden müſſen, ſelbſt ohne „Entſchädigung“, allein 
das ſind Ausnahmen, die nur in Zeiten der Kriſis vor⸗ 
kommen, auf die aber die normalen, ſtändigen Ein⸗ 
richtungen nicht zugeſchnitten werden dürfen. Solche 
außerordentliche Forderungen der „Zeit“ erfordern auch 


Gliederung und Zahl der Stände. 409 


„außerordentliche“ Garantien. Jedenfalls ſteht es nur 
der centralen Staatsgewalt zu, darüber zu beſtimmen, 
wann und wieweit ſolche Nothwendigkeit vorliegt. 
Gerade in dieſer gegenſeitigen Verſtändigung, in 
dieſem Ausgleich der Intereſſen liegt einerſeits die beſte 
Förderung und Schärfung des Rechts bewußtſeins, 
anderſeits gewinnt in demſelben auch die Staatsgewalt 
wieder jene Bedeutung und jenen Einfluß, deſſen ſie bedarf 
— ſie wird mehr als bloßes Executiv-Organ der Kammern, 
zu dem man ſie heute herabgedrückt hat. 

Und wenn man meint, damit würde die geſetzge— 
beriſche Thätigkeit gehemmt werden, zur Unfruchtbarkeit 
verurtheilt ſein, ſo mag ſein, daß ſie weniger „Geburten“ 
aufweiſt, aber auch ſicher weniger „Fehlgeburten“ und 
„Sterbefälle“. Unſere augenblickliche Geſetzgebungsma⸗ 
ſchine arbeitet zwar billig (2) und raſch, aber ſie liefert 
auch nur „Maſſen⸗Artikel“, die ſchnell abgegriffen ſind, 
und den dauernden individuellen und ſtändiſchen Bedürſ⸗ 
niſſen wenig genügen, während eine ſtändiſche Vertretung 
für die Dauer und für die beſonderen Bedürfniſſe 
arbeiten würde. Der „Maſſen⸗Ware“ — allgemeinen 
Geſetze — haben wir genug, wir müſſen mal aus den 
„Allgemeinheiten“ heraus zum „Beſonderen“ — bedürfen 
der „Kunden“ Ware, den einzelnen Ständen „angemeſſen“. 
H er jetzige Hang zu allgemeinen Geſetzen und Verord— 
nungen iſt der gemeinen Freiheit gefährlich“: ſo lautet eine 
Abhandlung von Juſtus Möſer, und wenn z. B. der 
Präſident des öſterreichiſchen Herrenhauſes ſich „rühmen“ 
konnte, während ſechs Jahren 281 Geſetzesvorlagen erle⸗ 
digt zu haben, ſo möchte man eben wohl für neue Auf⸗ 
legung dieſer Abhandlung auf Staatskoſten plädiren. 

or 
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Umwandlung unſerer polikiſchen Kammern in „Händifde“. 


Wie ſollen die Stände reſp. ihre Vertreter an der 
Regierung reſp. Geſetzgebung theilnehmen? Sollen ſie als 
ſelbſtſtändige Kammern neben unſern Reichs⸗ 
tag treten oder ſollen anſtatt des allgemeinen gleichen 
directen Wahlrechts die Wahlen zum Reichstage 
ſelbſt ſtändiſche werden? Die Conſervativen von 
vom alten Schlage wollen letzteres. Sie ſind grundſätzliche 
Feinde des modernen „Conſtitutionalismus“, und warten 
ruhig ab, daß der „Parlamentarismus“ fich ſelbſt zu Grunde 
richte. Ihre Kritik iſt eine berechtigte, der moderne Con⸗ 
ſtitutionalismus leidet an tödtlichen innern Widerſprüchen 
und er ſcheint es wirklich auf ſeine eigene Vernichtung ab⸗ 
geſehen zu haben. 


1. 


Den Grundfehler unſeres Parlamentarismus haben 
wir ſchon hervorgehoben: Unſere Kammern wollen eine 
„Volksvertretung“ fein, und find es gar nicht. Der Con⸗ 
ſtitutionalismus will blos den „Staatsbürger“ zu Worte 
kommen laſſen, und es gibt gar keine „Staatsbürger“, 
es gibt blos Bauern, Handwerker, Arbeiter, Induſtrielle ꝛc. 
In Zeiten außerordentlicher patriotiſcher Erhebung, wenn 
es gerade den Krieg oder Sieg gegen einen äußern Feind 
gilt, wenn die Bürger gerade aus dem Felde gekommen 
ſind, dann mag die Fiction richtig ſein, dann vergißt der 
Bauer den „Bauern“, der Arbeiter, daß er Arbeiter, der 
Schacherjude vielleicht ſogar, daß er Schacherjude iſt; dann 
fühlen ſie ſich alle als Soldaten, als „Bürger“, dann mag 
man im Rauſche des Jubels ſeiner ſtändiſchen Intereſſen 
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vergeſſen. Aber das ſind doch nicht die normalen Verhält⸗ 
niſſe, nicht maßgebend für den Politiker. Bald verraucht 
der Idealismus und bald machen ſich wieder die realen 
Verhältniſſe des Lebens geltend. 

Welch ein Wechſel doch zwiſchen 1870,71 und heute: 
damals ganz Deutſchland „ein Herz und eine Seele“, heute 
überall Kampf und Erbitterung — um die wirthſchaftlichen 
Intereſſen. Damals gingen die Wogen der Begeiſterung 
ſo hoch, daß nur der „Culturkampf“ erhaben genug war, 
um die geſetzgebenden Factoren würdig zu beſchäftigen, und 
heute — hört man nichts wie von Zöllen und Steuern. 
Und iſt's in Frankreich anders? Erſt endloſer Jubel über 
die Erreichung der „Republik“, dann: der liberalen „Cul⸗ 
turfampf“ = Republik, bald heißt's: „Bourgeoiſie“- oder 
„Arbeiter“-Republik. 

Gerade die Zeiten ſolch idealen Aufſchwungs, ſo ſchön 
und erhebend und erſtarkend für das nationale Bewußtſein 
ſie auch ſind, ſind doch auch meiſtens reich an Verirrungen 
und Mißgriffen. Leidenſchaft und Phraſe kommen zur 
Herrſchaft, und der Periode des „allgemeinen Staatsbürger⸗ 
thums“ und ſonſtigen „Allgemein- Thümlichkeiten“ folgt 
ſtets eine Periode bitterer Enttäuſchung und „allgemeinen 
Bußthums “. 


2. 


Die Aufgabe unſerer Kammern iſt: die Anſchau⸗ 
ungen und den Willen des Volkes zum Aus⸗ 
druck zu bringen. Dazu bedarf es einer gewiſſen Org a⸗ 


ſirung des Wahlrechts in Anlehnung an die 


gleichen Anſichten und Beſtrebungen, und 
das ſind in wirthſchaftlichen Dingen die Stände. Ohne 
27 
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diefe kommen wir aus der Majoriſirung und den 
Zufälligkeiten nicht heraus, dazu einer Majoriſirung, 
die nicht einmal eine ehrliche genannt werden kann. Nicht 
die Stärke der Parteien entſcheidet über den Sieg, ſon⸗ 
dern allein Entſchloſſenheit, Zielbewußtſein und 

agitatoriſche Thätigkeit. Und in dieſer vermag 
wiederum Corruption und Lüge mehr als Pflicht und 
Wahrheitsliebe, findet Leichtſinn und Schmeichelei mehr 
Gehör, als ſittlicher Ernſt und Selbſtprüfung, kurz, Phraſe 
und Leidenſchaft entſcheiden über den Sieg. 

Ein ſolch fortwährender Appell an die Leidenſchaft, 
wie es die Parteiagitation in Preſſe und Ver⸗ 
ſammlung fordert, muß entſittlichend und er mü⸗ 
dend zugleich wirken. Unter dem „Politiker“ leidet der 
„Privatmann“. Die Theilnahme auch am edelſten Par⸗ 


teileben ſchädigt das häusliche und Berufsleben. Das 


Wirthshaus mit feiner „Zeitung“ und das politiſche Ver: 
einslokal liebt man mehr als Familie und Werkſtatt. 
Es kommt ſoweit, daß man ohne politiſche Aufreizung 
nicht mehr leben kann. Es bildet ſich eine Klaſſe von 
Berufspolitikern, denen die Politik Selbſtzweck wird, für 
die das Politiſiren mehr Reiz hat als ihre Berufsarbeit, 
für die es mit der Zeit Bedürfniß wird, die Wogen der 
politiſchen Leidenſchaft hoch zu halten. Gerade dieſe Be⸗ 
rufspolitiker ſind eine große Gefahr. Unſer heutiges Par⸗ 
teileben erfordert fie, und wenn fie ihren „Beruf“ treu 
und würdig ausfüllen, ſo verdienen ſie Ehre und Dank 
vor der ganzen Nation; aber das Partei weſen ſelbſt 
iſt eine ungeſunde Erſcheinung — nicht Partei, ſon⸗ 
dern Stand iſt unſere Forderung. 

Wie die übermäßige Politik das ſittliche 119 Berufs⸗ 
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leben ſchädigt, ſehen wir bei unſern Socialdemokraten. 
Liberale wie Regierung haben einmüthig erklärt, die Social⸗ 
demokraten allein hätten unſern ſittlichen und wirthſchaft⸗ 
lichen Niedergang verſchuldet. Das iſt natürlich ſehr über⸗ 
trieben, und iſt nach unſerer Anſicht die Schuld der libe⸗ 
ralen Parteien viel größer, als die der ſocialiſtiſchen. 
Das Parteitreiben überhaupt iſt ein Uebel, 


und da ſollte, wenn auch nicht die liberale Partei, ſo doch 


wenigſtens die Regierung den Hebel anſetzen. Das 
häusliche und Berufsleben wird eben mit in die Wogen 
des Parteilebens hineingeriſſen und muß darunter leiden. 


3. 


Alles Parteitreiben führt zur Herrſchaft der Phraſe 
und zur Unterdrückung der Freiheit. Die Herr⸗ 
ſchaft der Partei iſt die tyranniſchſte, die es gibt, um ſo 
mehr als ſie die „Freiheit“ im Munde führt. Je zweifel— 
hafter ihre Berechtigung, deſto rückſichtsloſer macht ſie ſich 
geltend. So lange wird gekünſtelt — „wahlgezirkelt“ — 
bis ſie geſichert iſt. Und dann wird per „Majorität“ 
regiert — auf Koſten der Minorität. 

Das iſt fo und wird ſo bleiben, fo lange wir Partei⸗ 
Vertretungen haben. Die Parteien können auf's „Majori⸗ 
ſiren“ nicht verzichten: ſie ſind durch „Zahl“ und Zufall 
an's Ruder gekommen, müſſen ſich auch ſo behaupten. 

Und doch, weder die „Majorität“, noch die „Gleich⸗ 
heit“ des Rechts garantirt die „Freiheit“. Nicht Majori⸗ 
ſiren, ſondern: Allen Intereſſen und Rechten in gleicher 
Weiſe gerecht werden, das iſt das Ziel. Nicht abſtract 
„gleiches Recht für Alle“, ſondern Jedem Stande, 
jeder Intereſſengruppe, jeder religiöbſen Corpora⸗ 


— 
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tion entſprechende Rechte, das iſt das wahre: 
Suum cuique, Möglichſt freie Bewegung für jedes Glied 
der Gemeinſchaft: das iſt die rechte Freiheit und Selbſt⸗ 
verwaltung — das flößt eher Liebe zum Vater⸗ 
lande ein, als nationale Phraſen bei fortdauern⸗ 
der Verkennung und Verletzung der den einzelnen eig en⸗ 
thümlichen Lebens- und Entwickelungsbedingungen, ſeien 
ſte nun religiöſer, wirthſchaftlicher, künſtleriſcher, wiſſen⸗ 
ſchaftlicher oder welcher Art immer. 

Gerade für das religiöſe Gebiet hat der unſterbliche 
Biſchof von Ketteler mit Nachdruck darauf hingewieſen, 
daß unſer „Culturkampf“ nichts anderes ſei als die Ma- 
joriſirung der Katholiken durch die Proteſtanten, daß 
nicht eher vom religiöſen Frieden die Rede ſein könnte, bis 
das ein⸗ für allemale abgeſchnitten ſei, bis allen 
großen anerkannten Religionsbekenntniſſen volle Freiheit 
und Selbſtverwaltung, volle gegenſeitige Gleichberech⸗ 
tigung geſichert ſei, ſo daß die eine vor den andern ſich 
nicht zu fürchten habe; bis ohne gegenſeitige politiſche 
Befehdung und Mißtrauen jede ihrer Aufgabe nachgehen 
könnte. Biſchof v. Ketteler hat ausgeſprochen, was man 
zu verſchleiern ſuchte: die Majoriſirung des Katholicismus 
durch den Proteſtantismus, er hat den Weg zum Frieden 
gezeigt: Selbſtverwaltung, Entziehung der religiöſen Fragen 
aus der politiſchen Discuſſion und Abſtimmung. 

Ganz das Gleiche, wenn auch nicht in ſo eminenter 
Weiſe, gilt in wirthſchaftlicher Beziehung — die ſociale 
Frage iſt nichts anderes als die Majoriſirung der pro⸗ 
ducirenden Stände durch das „Kapital“; und wir können 
nicht eher auf Beſſerung, auf den ſocialen Frieden rechnen, 


bis jedem Stande eine gewiſſe Selbſtſtändigkeit eingeräumt 
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iſt, ihnen allen die Möglichkeit gegeben iſt, durch ſelbſtgewählte 
Organe ſich zu ſchützen vor der Majoriſirung durch die 
Andern, ſich ſelbſt jo in Geſetzgebung und Verwaltung ein- 
zurichten, wie es die beſonderen Verhältniſſe heiſchen. 


4. 


Das vom Liberalismus proclamirte abſolute „Recht“ 
der Majorität iſt die Revolution in Permanenz. Wir 
müſſen wieder „conſervativ“ werden. Der einzige Weg 
dazu iſt aber: Wiedereinſetzung der conſervativen Stände 
in ihr politiſches Recht. Weder Cenſuswahlen, noch all 
gemeines directes gleiches Wahlrecht bringen uns Heil. 
Cenſuswahlen bedeuten nur eine Privilegirung des 
Geldes, ſind dazu auf die Dauer unmöglich, 
da ſie nicht vereinbar ſind mit der allgemeinen gleichen 
Schulbildung, allgemeinen Militärpflicht und 
der demokratiſchen Richtung, die der Liberalismus 
ſelbſt groß gezogen hat. Das allgemeine gleiche 
directe Stimmrecht führt aber mit der Zeit nothwendig 
zur Majoriſirung durch das Proletariat. Da bleibt nur 
der „Ausweg“ ſtändiſcher Wahlen: das ſollten ſich die 
Liberalen ſelbſt noch ſagen, ehe es zu ſpät iſt. Es wäre 
das eine außerordentliche Kräftigung des Eigenthums 
gegenüber der „Arbeit“. In die Kammer ſelbſt würde 
ein ganz anderer, ein conſervativer Zug kommen, 
da nicht ſo ſehr überſtürzende Agitation, als Achtung 
bei den Berufsgenoſſen, als häusliche und 
wirthſchaftliche Berufstreue bei der Wahl von 
Entſcheidung wären. Die Vorſtandſchaften der Berufs⸗ 
genoſſenſchaften würden wohl für meiſtens auch mit der 
politiſchen Vertretung betraut werden, ſo daß dieſe alſo aus 
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lauter in kleinen, und zwar ſchwierig zu verwaltenden 
Kreiſen bewährten Leuten beſtände, aus Männnern 
von Charakter und practiſcher Tüchtigkeit. Jeder: 
man weiß, daß in unſern modernen Kammern Advokaten 
— ein Beweis ad oculos, daß ihre ganze Idee eine ver⸗ 
fehlte iſt — und politiſche Streber das große Wort 
führen: das wäre bei ſtändiſcher Vertretung kaum möglich. 


Das „Leben“ liebt die Ueberſtürzung nicht, und — 


die Männer „des Lebens“ auch nicht. Dieſe müſſen wieder 
in „Action“ treten, dann wird unſere politiſche Entwickel⸗ 
ung ein ruhigeres Tempo annehmen. Ja, wir ſind ſo 
ſehr von dem conſervativen Charakter einer 
ſtändiſchen Kammer überzeugt, daß wir ſie gerade 
in dieſer Beziehung gar über unſere „Erſte 
Kammer“ (Herrenhaus, Senat ꝛc.) ſetzen. Gerade 

weil die ſog. „Erſte Kammer“ als die „geborene“ Ver⸗ 
treterin des „Conſervatismus“ gilt, ſieht ſich die zweite 
Kammer faſt nothwendig in die Rolle des „Fortſchritts“ 
gedrängt. Die erſte Kammer ſteht gleichſam außerhalb 
des Volkes, nachdem einmal der Adel ſeine ſociale Stell⸗ 
ung im Volke ſo ziemlich eingebüßt hat, die zweite Kammer 
gilt als die eigentliche „Volksrepräſentanz“, und da wird 
dieſe um ſo ſtärker erſcheinen und um ſo eher liberalen 
und ſocialiſtiſchen Tendenzen zu folgen verſucht ſein, als 
ſogar die Regierungen in neueſter Zeit durch „Pairsſchub“ 
oft genug die Erſten Kammern desavouirt und als nicht 
auf der Höhe der Zeit ſtehend dem Volke denuncirt haben. 
Unſere Erſten Kammern haben die Volksbewegungen eher 
gefördert — natürlich wider Willen — als gehemmt; ihre 
„mäßigende“ Einwirkung iſt eine ſehr geringe. Sie ſind eine 
reine Verlegenheits-Schöpfung, die, mechaniſch neben Fürſt und 
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Volk geſtellt, von Beiden eben als Hemmſchuh behandelt wird, 
den man in der Zeit der Kriſis, wo es gerade gilt, einfach bei 
Seite ſchiebt. Vernünftigen Sinn hat das Zweikammer⸗ 
ſyſtem nicht, und wenn man dem Adel noch eine politiſche 
Bedeutung zuſchreiben will, ſo kann dieſe nur innerhalb der 
einen „Volkskammer“ ſein. Gerade die Freunde des Adels 
ſollten ſich hüten, ihn vom Volke zu trennen. Wenn man 
ihn in den Dienſt des Staates und des Königs ziehen 
will: gut, dann mache man ihn zum Beamten, Officier ꝛc., 
vielleicht zum Beirath des Königs, aber nicht zum „Ver⸗ 
treter“ in einer von der Volksvertretung getrennten Kammer, 
mit der das „Volk“ nichts zu thun hat. 

Gewiß, jo lange wir den modernen Conſtitutionalis— 
mus haben, wollen wir auch den „Hemmſchuh“ dazu, die 
„Erſte Kammer“ nicht entbehren; aber deshalb bleibt doch 
das Zweikammerſyſtem eine willkührliche Schöpfung, nur 
aus Mißverſtändniß aus England, wo ſie wirklich aus einer 
natürlichen hiſtoriſchen Entwickelung entſtanden war, in den 
Conſtitutionalismus des Continents herübergenommen. 
Haben wir einmal eine wahre Vertretung des 
Volkes, wie es leibt und lebt, in feiner Glieder⸗ 
ung, dann hat daneben ein Herrenhaus ohne „Herrn“ 
keinen Platz mehr — dann wird ſich ebenſo die Sturmfluth 
der Revolution an dem feſten geſunden Sinn des 
„Volkes“ brechen, als auch die politiſche Stagnation 
durch die ſelbſtſtändige, innigſt mit dem Volke ver- 
wachſene Kammer, im vrganifirten Kampf der Intereſſen 
unmöglich wird. 

Ständiſche Wahlen, auch zum Reichs⸗ und Landtag: 
das iſt das Ziel, das wir im Auge behalten müſſen, wozu 
alle politiſchen und ſocialen Beſtrebungen in Beziehung ge: 
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bracht werden müſſen. Anders iſt die Frage, ob wir ſchon 
in allernächſter Zeit, ganz unmittelbar und direct auf 
dieſes Ziel losſteuern können, oder ob wir noch der Mittel⸗ 
ſtufen bedürfen, eine weitere Entwickelung der Dinge und 
Geiſter abwarten müſſen. 


Her „Volkswirkfiſctaftsraln“ als Webergangsfiadium. 


Es läßt ſich nicht verkennen, daß unſere Zeit noch 
wenig Sinn für „ſtändiſche Vertretung“ hat. Die Stände 
ſelbſt ſind nach Innen noch wenig organiſirt, das ſtän⸗ 
diſche Bewußtſein noch in den Anfängen. Das Mancheſter⸗ 
thum hält noch die Geiſter gefangen — eben erſt iſt man 
aus dem Schlafe erwacht. Selbſt die „Wiſſenſchaft“ iſt 
noch nicht frei von dem Aberglauben der „Intereſſen-Har⸗ 
monie“ und der „Freiheit“ — was Wunder, wenn das 
Volk erſt langſam folgt. 
| Dazu kommt, daß wir nun einmal zu ſehr in der 
Partei⸗Politik d'rin ſitzen, als daß wir derſelben auf ein⸗ 
mal los werden könnten. Die geſchäftlichen Politiker ſo⸗ 
wohl als auch „das Volk“ mögen noch nicht auf die Auf⸗ 
regungen der ſog. „hohen Politik“ verzichten. Namentlich 
aber übt das „demokratiſche“ Stimmrecht einen merkwür⸗ 
digen Reiz aus — es thut dem Arbeiter zu wohl, wenn 
er ſeine Stimme mit der des „Pfaffen“ oder „Maſtbürgers“ 
in die Wagſchaale werfen kann. 

Die Hauptſache aber iſt dieſe: Erſt müſſen die 
„hohen politiſchen“ Fragen, wie ſie nun einmal auf die 
öffentliche Bühne gebracht ſind, bereinigt ſein, die 
Partei⸗Kämpfe zu einen gewiſſen Abſchluß gekommen ſein, 
ehe die Parteien ſelbſt „abtreten“ können. Wir denken da 
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vor Allem an den „Culturkampf“: die „Truppen“, die 


er „mobil“ gemacht hat, können nicht eher ihre Waffen 


niederlegen, bis „Friede“ iſt. 

Es war ein Unglück, die religiöſe Frage auf die polf⸗ 
tiſche Tribüne zu zerren. Sie mußte religiöſe, ſtatt ſociale 
Parteien ſchaffen. Hoffentlich wird man von dem Wahne, 

die religiöſe Frage durch „Politik“ zu löſen, gründlich ge— 
heilt ſein. 

Unſere ganze Politik iſt durch den „Culturkampf“ in 
verkehrte Bahnen gerathen. Anſtatt einer wirthſchaftlichen 
und „ſocialen“ Politik hatten wir eine „religiöſe“ Politik 
— nur zu erflärlid, wenn. fie mit dem wirthſchaftlichen 
Bankerott endete. 

Der Culturkampf muß aus der Welt: das iſt die 
erſfte Bedingung zu einer Umkehr unſerer Wirthſchafts— 
politik. Dann erſt können ſich ſoci ale Parteien bilden, 
an denen die Regierung eine Stütze findet — und dann 
wird es auch nicht ſchwer ſein, die ſociale Politik direct 
anzuknüpfen an die ſocialen Gruppen, die Stände. 

Die Regierung hat ſich durch den „Culturkampf“ viel 
Haß und Mißtrauen aufgehäuft. Will ſie ernſtlich eine 
ſociale Reform, will ſie auf Entgegenkommen rech⸗ 
nen dürfen, ohne das ſie nichts erreicht, wiederum: der 
Culturkampf muß aus der Welt. Der religiöſe „Krieg“ 
drängt ſich auch in alle ſocialen Beziehungen ein, läßt eine 
ſociale Neugeſtaltung nicht aufkommen. 

Umgekehrt, eine geſunde ſociale Verfaſſung, eine ſtän⸗ 
diſche politiſche Vertretung wird ſich vor einem Culturkampf 
hüten: wird, conſervativ, die religiöſe Ueberzeugung achten, 
wird ſich hüten, ihr fremde Fragen, die nicht zu ihrer 
Competenz gehören, in Discuſſion zu nehmen. Kurz, ohne 
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Abſchaffung des Culturkampfes keine ſtändiſche Vertretung, 
und umgekehrt: unter ſtändiſcher Vertretung kein Cultur⸗ 

kampf, während Parteien zur Beſchwichtigung der 
ſocialen Forderungen des „Culturkampfes“ 
nicht entbehren können. 


| Die Regierung will eine fociale Reform. Sie bedarf 
dazu der Verbindung mit den verſchiedenen Intereſſen⸗ 
gruppen: ſtändiſche Vertretung. Deshalb ſoll ein „Volks⸗ 
wirthſchaftsrath“ im Plane ſein, das als Organ von. 
Sachverſtändigen bei Ausarbeitung der Geſetze be- 
rathend zur Seite ſtehen ſoll. Merkwürdiger Weiſe ſoll 
derſelbe für Preußen in's Leben treten, während die 
Wirthſchaftsgeſetzgebung doch dem Reiche unterſteht. Ueber 
die Organiſirung desſelben iſt noch wenig bekannt, und ſo 
müſſen wir unſer Urtheil ſuspendiren. Es wird wohl 
mehr ein Ausſchuß von Sachverſtändigen, als 
eine eigentliche „Berufsvertretung“ werden, mehr ein „Pro⸗ 
viſorium“ als eine Inſtitution von dauernder Bedeutung. 
Richard v. Kaufmann“ hat ſich das Verdienſt 
erworben, den erſten Entwurf zu einer wirklichen Organi⸗ 
ſation der Intereſſenvertretung geliefert zu haben. Auch 
v. Kaufmann will einen „Volkswirthſchaftsrath“, ausgehend 
von „Volkswirthſchaftskammern“. Vielleicht hat dieſer Ent⸗ 
wurf Beziehungen zu dem der Regierung. 


Der Grundgedanke des v. Kaufmann'ſ % len | 


wurfes iſt uns natürlich ſehr ſympathiſch. Auch wir haben 


*) „Die Vertretung der wirthſchaftlichen Intereſſen in den Staaten 
Eurepa’s, die Reorganiſation der Handels⸗ und Gewerbekammern und die: 
Bildung eines e Centralorgans in Deutſchland. 1 7 85 
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ſchon lange Bauern- und Handwerfer- und Arbeiterkammern, 
neben den Handelskammern mit dem Recht, bei der 
Geſetzgebung zugezogen zu werden, verlangt. Eine cen⸗ 
trale Zuſammenfaſſung derſelben in einen „Volkswirth⸗ 
ſchaftlichen Senat“ oder „Volkswirthſchaftsrath“ iſt eine 
natürliche Ergänzung desſelben — eine Bereicherung unſeres 
Vorſchlags. — In der Ausführung, der Organi⸗ 
ſation dieſer „Kammern“ aber wird v. Kaufmann der 
Grundidee einer Intereſſenvertretung durchaus nicht gerecht. 
Wiewohl v. Kaufmann weit über die Idee des franzöſiſchen 
Conseil superieur — ein rein miniſterielles Organ — hin⸗ 
ausgeht, ſo ſcheint es doch auch ihm mehr um einen „Aus⸗ 
ſchuß von Sachverſtändigen“ zu thun zu ſein, ſpeciell zur 
Sicherung einer wirkſamen Schutzzollpolitik, als 
um eine wirkliche Intereſſenvertretung. Ueberall tritt die 
Furcht vor „einſeitiger Intereſſenpolitik“ zu Tage. Als 
ob überhaupt „Intereſſenvertretung“ möglich wäre ohne 
Geltendmachung ihrer „Einſeitigkeit“, ihrer „Beſonderheit“. 
Der v. Kaufmann'ſche „Volkswirthſchaftsrath“ würde fo- 
gar die in den „Kammern“ vertretenen Intereſſen kaum 
mehr zur Vertretung bringen — ſelbſt den Grundbeſitz 
bringt er nur durch eine künſtliche Einſchiebung wieder 
hinein! 

Grundbeſitz und Kleininduſtrie haben ihre eigne Be⸗ 
rechtigung und ihre eignen Intereſſen: das gibt v. Kauf⸗ 
mann ſelbſt zu. Und doch: „die Blüthe der Induſtrie 
schließt auch die Förderung der Landwirthſchaft und Klein⸗ 
induſtrie ein, in und mit der Induſtrie find auch fie ver: 
treten.“ Dabei wird aber der Landwirthſchaft doch noch 
eine geringe Vertretung eingeräumt, während das Kleinge⸗ 
werbe einfach mit der Großinduſtrie zuſammengeworfen 
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wird; kurz und gut, die ganze v. Kaufmann'ſche Inter | 
Aenvertretung“ läuft auf eine Intereſſenvertre⸗ 
tung von Induſtrie und Handel hinaus. 
Selbſt die „drei Klaſſen“, der „Cenſus“, treten wieder 
ins Leben: offenbar bei „ſtändiſcher“ Vertretung ohne 
Sinn. Die „Arbeiter“ bleiben ganz ohne Vertretung. Es 
bleibt eben bei „Handels- und Gewerbekammern“, wie 
v. Kaufmann ſie ſelbſt nennt. 

Der v. Kaufmann'ſche Vorſchlag bedarf einer Fort⸗ 
bildung nach folgender Richtung hin: 

Es müſſen erſtens alle berechtigten Intereſſen 
in gleicher Weiſe Vertretung finden. 


Zweitens: die Concentrirung der echte . 


denen Intereſſen muß erſt im Senat ſtattfinden, während 
in den Bezirken nur „Berufs“⸗Kammern: Bauernkammern, 
Arbeiterkammern, Handwerkerkammern ꝛc. in's Leben 
treten. Die geſetzgeberiſche Bethätigung findet ja erſt im 
„Volkswirthſchaftsrath“ ſtatt, dort brauchen alſo auch erſt 
die verſchiedenen Jutereſſen zum Ausgleich gebracht zu 
werden. 

Wir denken uns die Sache etwa ſo: die „Bauern“ 
(auch „Pächter“, weil ſie dieſelben „Intereſſen“ wie denſelben 
„Beruf“ haben), „Handwerker“ (mit „Geſellen“, weil ſie 
doch noch dem „Meiſter“ näher ſtehen, näher als z. B. der 
Lohnarbeiter dem Unternehmer, und gegenüber den andern 
Ständen mit dem Meiſter auch „gleiche Intereſſen“ haben), 
„Arbeiter“, „Induſtrielle“ ꝛc. eines „Kreiſes“ wählen in 
directem gleichem Stimmrecht einen Vertreter zur reſpectiven 
Bezirks⸗Kammer; die Bauern, Handwerker⸗, Arbeiter- 2c. 
⸗Kammern mehrerer combinirter „Bezirke“ beſtimmen dann 
ihren Vertreter zum „Volkswirthſchaftsrath“ oder „Senat“, 
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ſei es nun, daß die „Kammern“ als Ganzes als Wähler 
fungiren, ſei es die Glieder der Kammern. So kommen 
die verſchiedenen Intereſſen in dem Centralorgan zu voller 
gleicher Geltung, ſo hat dieſes umgekehrt in den „Kammern“ 
ſtets bereite Organe, um ſich mit den Intereſſenkreiſen in 
Contact zu ſetzen. Sind mal öffentlich organiſirte Fach⸗ 
verbände da, Innungen, Gewerbevereine ꝛc., fo iſt mittelſt 
der Kammern auch zu dieſen die Verbindung leicht gefun⸗ 
den. Ebenſo kann auch den ſich bildenden „communalen“ 
Verbindungen leicht Rechnung getragen werden. 

Wenn in einem „Kreiſe“ ſich nicht „Berufsgenoſſen“ 
genug befinden — geſetzlich muß ein Minimum feſtgeſtellt 
werden — um einen Vertreter in die reſpective Bezirks⸗ 
kammer zu wählen, müſſen ſie mit denen eines andern 
Kreiſes combinirt werden. Sobald aber die erforderliche 
Zahl der Wähler da iſt, wählen fie, ob viel oder wenig, 
ihren Vertreter. Die „Zahl“ iſt gleichgültig, wie früher 
ſchon ausgeführt. „Kreis“ und „Bezirk“ brauchen auch 
nicht „abgezirkelt“ zu werden. Der „Kreis“ muß ſo groß 
ſein, daß ſich alle Berufszweige angemeſſen vertreten finden 
und die Bezirkskammern nicht zu groß werden. Jeder 
Bezirk hat nach unſerer Aufſtellung ſieben Kammern; wenn 
man nun unſere heutigen Reichstagswahlkreiſe als Bezirke 
nähme, und ſieben Bezirke combinirte behufs Wahl zum 
„Senat“, ſo würde der „Senat“ die Mitgliederzahl unſeres 
Reichstages erhalten. Das wäre offenbar zu viel. Man 
muß alſo entweder die Bezirke größer machen oder mehr 
Bezirke combiniren. 

In allen dieſen Beziehungen ſind, glauben wir, die 
Schwierigkeiten der Organiſation wohl zu überwinden. 
Das iſt die Aufgabe der Männer der politiſchen Praxis. 
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Ihre Löſung iſt möglich, ſchon weil ſie nothwendig 
iſt. Wenn mal dieſe Einſicht ſich Bahn gebrochen hat, 
dann wird auch die Form ſchon gefunden werden. 

Eine ſolche Intereſſen-Vertretung würde einen Fort⸗ 
ſchritt von immenſer Tragweite ſein. Das Mancheſter⸗ 
thum wäre für immer gebrochen. Wir hätten wieder ein 
natürliches Bindeglied zwiſchen „Centralgewalt“, „Regier⸗ 
ung“ (König und politiſchen Kammern) und „Volk“, zwiſchen 
Staat und Geſellſchaft. Die „realen“ Intereſſen kämen 
wieder zur Geltung. Der „Bauer“, der „Handwerker“ 
könnte fi) auch wieder als ſolcher fühlen und be thä⸗ 
tigen, er hätte Organe gefunden, an die er ſich wenden, 
denen er ſeine Anliegen vortragen könnte, von denen er über⸗ 
zeugt ſein könnte, daß ſeine Intereſſen auch ihre ſind, daß 
ſie ſeine Sache vertreten mit klarer Einſicht und warmem 
Herzen. Dann würden auch umgekehrt die erlafſenen Ge⸗ 
ſetze wieder Vertrauen und Entgegenkommen finden, die⸗ 
ſelben auch im „Volke“ wieder Boden gewinnen. Wenn 
der Handwerker denken darf: dieſes Innungsgeſetz haben 
deine Genoſſen entworfen, für dich gemacht, dann wird er 
es mit ganz andern Augen anſehen, als jetzt, wo Advo— 
katen und Gründer es ihm entgegenbringen. Die Geſetz⸗ 
gebung kommt wieder in die Hand von Sachverſt än⸗ 
digen, die die verſchiedenen Bedürfniſſe kennen und den⸗ 
ſelben auch abhelfen wollen: fie wird wieder concret, 
individuell werden. Das „Volk“ wird wieder Freude an 
der Geſetzgebung bekommen, ſich für ſeine Vertretung in⸗ 
tereſſiren, da ſie „Fleiſch von ſeinem Fleiſche“ iſt, wird 
ſich ausſprechen und ausſprechen können. Heute herrſcht 
die Phraſe und die „Zeitung“. 
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In dieſer politiſchen Reorganiſation der Stände 
wäre auch der Anſtoß zu einer wirthſchaftlich⸗ſocialen Reor⸗ 
ganiſation derſelben gegeben. Der Einzelne wäre aus 
ſeiner Vereinzelung wieder herausgeriſſen, wieder in Ver⸗ 
bindung gebracht mit ſeinen Berufsgenoſſen. Es wären 
ſchon Concentrationspunkte gewonnen, „Organe“, an die 
ſich ein ſocialer Zuſammenſchluß anlehnen könnte. Der 
Tag zur Wahl des Kreisvertreters wäre ſchon der „Ge— 
noſſenſchafts“⸗-Tag, der Bauern⸗Vertreter wäre ſchon der 
„Präſident“. Iſt die „Gliederung“ mal da, dann wird 
auch die innere „Bindung“ der Glieder ſich ſchon finden. 
Sitzen die Bauern mal zuſammen, ganz allein, ungeſtört 
von Andern, unterhalten fie ſich mal, wen fie zur Bezirks— 
Bauernkammer wählen ſollen, dann werden ſie auch mehr 
zuſammenkommen; und es wäre Wunder, wenn ſie nicht 
auf die „Ueberſchwemmung“ zu ſprechen kämen, und auf 
den „Preis der Kartoffeln“ in dieſer oder jener Stadt, 
während ihnen der „Aufkäufer“ blos „ſoviel“ gibt, und von 
„dem armen Bauer, den der Wucherer ſchon wieder von Haus 
und Hof gebracht.“ Und es wäre merkwürdig, wenn ihnen 
ihr Vertreter nicht einmal erzählte, was in der Kammer— 
verhandlung zur Sprache gebracht wurde, wo es ſich viel— 
leicht um eine Prämtirung z. B. des „Wagner'ſchen Futter⸗ 
baues“ handelte, ihnen vorſchlüge, ſich auch mal mit dem⸗ 
ſelben bekannt zu machen, vielleicht mal eine Deputation 
zu ſenden zur Beſichtigung; welche Deputation vielleicht 
das nächſte mal zu der fernen Stadt mit den guten Kar⸗ 
toffel⸗Preiſen ginge und ſich mit dortigen Händlern in Ver— 
bindung ſetzte, und ihnen die ſämmtlichen Kartoffeln der 
Mitbauern verkaufte, ſich vielleicht zu gleicher Zeit bei 
einem dortigen Bekannten mit dem Segen eines Credit⸗ 
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verein's bekannt machte und einen ſolchen auch in der Hei⸗ 
mat einführte. Der Creditverein brächte Geld, und — 
die Idee läge nahe, das Geld zu einer Regulirung des 
Fluſſes zu verwenden. Die Regulirung des Fluſſes führt 
zum Bau von Brücken, dieſer zum Bau von Wegen — 
kurz, es wäre ein Anſtoß gegeben, deſſen Wirkungen man 
nicht überſchauen könnte, und gewiß ein Anſtoß zum Guten. 
Erſt muß man die Früchte des gemeinſamen Ar⸗ 
beitens kennen lernen, erſt alle Gefahren durchſchauen, die 
dem Einzelnen in ſeiner Vereinzelung bei dem modernen 
Stand der Verhältniſſe drohen, erſt müſſen die erſten 
Vorurtheile überwunden ſein, das Eis des Egoismus ge⸗ 
brochen, der Geiſt des ſtolzen, des trägen oder auch miß⸗ 
günſtigen und liebloſen ſich Abſchließens gegen ſeine Ge⸗ 
noſſen gemeinſamem Wirken abgelegt ſein, ehe von 
einer umfaſſenden, durchdringenden Aſſociirung die Rede 
ſein kann, und zwar einer Aſſociirung nicht des „Geldes“, 
auch nicht blos der „Geſchäfte“, ſondern der Beruf s⸗ 
genoſſen. Und die beſte Schule dafür bilden eben 
die ſtändiſchen Kammern. Ein politiſches Zuſammenwirken 
wird auch den Geiſt des wirthſchaftlichen Zuſammenwirkens 
wecken. Die politiſchen Vertretungen der Stände werden 
dann vom Staate auch ſchon die entſprechenden Rechte 
und Vollmachten erwirken, um der wirthichaftlichen 
Reorganiſation die nöthige Kraft und Energie zu ſichern. 

So, aber auch nur ſo, durch die politiſche Wie⸗ 
derbelebung der Stände, werden dieſelbe Ans 
trieb und Mittel gewinnen, ſich auch wirthſchaft⸗ 
lich zu organiſiren. Nur eine ſtändiſche Vertretung 
kennt die Verhältniſſe und Bedürfniſſe, hat „Zeit“ und 
„Intereſſe“ genug, um auch die beſonderen, ſpeciellen 
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Geſetze zu eruiren, die „Org a n e“ zu ſchaffen und zu 
gewinnen zur Ausführung der Geſetze, um die wir th⸗ 
ſchaftlich⸗ſtändiſche Reorganiſation auch auf dem Wege 
des Zwanges, des öffentlichen „Rechts“ durchzuſetzen. 
Politiſche Reorganiſation der Stände — wirthſchaft⸗ 
liche Reorganiſation der Stände: darin liegt für uns 
die ganze „Löſung“ der ſocialen Frage, das poſitive Ziel 
unſerer ganzen bisherigen Erörterungen. Wie, das wollen 
wir in den nächſten Vorträgen darlegen. | 
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ofen und Belege. 


Zur Kritik unſerer „Yolksvertretungen“. 


Unſere modernen Parlamente ſollen den Willen des 
„Volkes“ zum Ausdruck bringen, wenigſtens den der „Majori⸗ 
tät“. In ihnen ſoll eben das „Volk“ „ſouverän“ werden, 
und ſich ſeine „Freiheit“ ſichern. Dieſer Zweck wird aber 
durchaus nicht erreicht. 


* 


Es kommt bei unſern Wahlen nicht das „Volk“, ſelbſt 


nicht einmal die „Majorität“ zur Vertretung, ſelbſt beim 
gleichen directen Wahlrecht nicht, geſchweige denn bei Cenſus⸗ 
wahlen. Einmal betheiligt ſich nur ein verhältniß⸗ 
mäßig geringer Bruchtheil bei den Wahlen, dann bleiben 


alle Minoritäten in jedem Wahlkreiſe unvertreten, und die 
können und werden oft zuſammen mehr zählen, als die Majorität. 


Wenn man in Bezug auf Erſteres einwendet: das ſei die 
eigne Schuld der Wähler, ſo iſt das nicht immer zutreffend: 
dieſelben können und wollen eben vielleicht Keinem der aufge⸗ 


ſtellten Candidaten die Stimme geben, weil keiner ihren 


Anſchauungen und Bedürfniſſen entſpricht. Wir haben 
3. B. zahlreiche Anhänger der Handwerkerpartei und der Agra⸗ 
rier: wem ſollen ſie, wo ſie nicht ſtark genug ſind, einen eignen 
Candidaten aufzuſtellen, ihre Stimme geben, da die Centrums⸗ 
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fraction vielleicht ihren religiöſen, die andern Parteien ihren 
wirthſchaftlichen oder auch politiſchen Anſchauungen nicht ge⸗ 
nügen? Man kann rechnen, daß die Zahl dieſer ſich nicht 
Betheiligenden durchſchnittlich ungefähr die Hälfte der Wähler 
ausmacht. Kommt dazu dann noch, daß die Wogen des Wahl— 
kampfes hoch gehen, die „Oppoſitionsparteien“ ſich ſtark geltend 
machen, und es vielleicht zuſammen z. B. auf die Hälfte der 
abgegebenen Stimmen bringen, was wiederum durchaus nicht 
auffallend wäre, ſo repräſentirt die angebliche Majorität nur 
ein Viertel des Volkes — umkleidet ſich mit der Glorie 
der „Volksſouveränität“ und herrſcht auf Koſten des „Volkes“ 
autokratiſcher, als der ärgſte Deſpot. 

In Betreff der Wahlbetheiligung reſp. Enthaltung liegen 
folgende Ziffern vor: Bei der Wahl des deutſchen Reichstages 
1874 betrug die Zahl der Wähler 4, Mill. bei 8, Mill. 
Wahlberechtigten; 1871 wählten ca. 50 Procent derſelben. 
1877 betheiligten ſich 5, Mill. von 8,0 Mill. eingeſchriebener 
Wähler. Selbſt in Berlin, der Metropole der Intelligenz und 
politiſcher Schulung wählten 1871 z. B. im vierten Wahlbe⸗ 
zirke von 29,647 Berechtigten nur 10,455; im Jahre 1877 
war es das Doppelte, aber nur Dank der Rührigkeit der Social⸗ 
demokraten. Im 6. Bezirke ſtimmten 1874 von 29,250 Be⸗ 
rechtigten nur 8115, 1877 dagegen 19,000, aber wiederum 
durch das „Aufgebot“ der Socialiſten. — Bei Cenſuswahlen 
muß ſich dieſes Mißverhältniß natürlich noch ſteigern. In der 
Wahl zum Landtag betheiligten ſich z. B. Herbſt 1879 von 
186,111 Urwählern nur 42,700, d. h. 22,0%. 
| Wie ſich durch die Majoriſirung der Minoritäten in den 
einzelnen Wahlkreiſen das Geſammt⸗Reſultat verſchiebt, zeigt 
folgende Aufſtellung der „Zukunft“ (1877, S. 145): 
ECEs betheiligten ſich an der Wahl 1877 5,557,700 Wähler, 
darunter 560,000 Socialdemokraten. Zu wählen waren 397 
Vertreter, was auf ca. 14,000 Wähler einen macht. Die 
Socialdemokratie legte über den zehnten Theil der Stimmen 
in die Urne, hatte alſo auf 40 Vertreter Anſpruch und ſetzte 

nur 12 ihrer Candidaten durch. — Die Conſervativen mit 
538,740 Stimmen brachten es auf 40, die Fortſchrittler mit 
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438,140 auf 35 Vertreter. Die Freiconſervativen überflügelten 
gar mit 426,418 Stimmen die Fortſchrittspartei, indem ſie 
38 Candidaten durchbrachten und die ihnen um 133,500 
Stimmen überlegene Socialdemokratie, der gegenüber ſie ein 
Mehr von 26 Vertretern aufwieſen. 

Die National = Liberalen mit der Gruppe Löwe gaben 
1,712,000 Stimmen ab und erhielten dafür 140 Vertreter, 
während ihnen nur 122 zuſtanden. Das Centrum hätte wie⸗ 
derum bei ſeiner Stimmen⸗Zahl: 1,416,807, auf 101 Ver⸗ 
treter Anſpruch gehabt, erhielt aber nur 96. Die Polen ſind 
um 2, die Particulariſten um 3—4, die Volkspartei um einen 
Vertreter verkürzt worden. Nach Verhältniß der abgegebenen 
Stimmen berechnet, haben alſo 168,000 Socialdemokraten im 
Reichstage Vertreter gefunden, 392,000 iſt die Majorität einer 
feindſeligen Repräſentation aufgedrängt worden. 1,344,000 Ultra⸗ 
montane ſind durch Männer ihrer Farbe, 72,807 durch Cultur⸗ 
kämpfer, 37,159 Polen durch Deutſche, 42,496 Particulariſten und 
15,147 Volksparteiler durch National- Liberale oder andere 
Gegner vertreten. — Die Conſervativen brauchten, um einen 
Vertreter durchzuſetzen 13,470, die Freiconſervativen 11,224, 
die National⸗Liberalen 12,230, die Fortſchrittler 12,520, das 
Centrum 14,700, die Polen 16,860, die Volkspartei 19,050, 
die Particulariſten 22,500, die Socialdemokraten 46,666 St. 

Im Jahre 1878 betrugen die auf die Abgeordneten bezw. 
Majoritäts⸗Candidaten gefallenen Stimmen bei der erſten und 
zweiten Wahl 62, reſp. 64,3 Procent der ſämmtlichen ab⸗ 
gegebenen Stimmen und gar nur 39,2 reſp. 40, Procent 
der Wahlberechtigten. Das kann dann aber natür⸗ 
lich die herrſchende Partei durchaus nicht abhalten, ſich als 
„das Volk“, die „Nation“, „den Staat“, reſp. „das Reich“ 
zu geriren, und alle Gegenparteien als „antinational“, „reichs⸗ 
feindlich“ hinzuſtellen. Und das bei dem Wechſel der Majori⸗ 
täten. Und welchen „Unſinn“ und zugleich welche „Gefahr“ 
eine ſolche Anmaßung in ſich birgt, zeigt die Thatſache, daß 
z. B. ſelbſt in den ſechs erſten Jahren des „nationalen Auf⸗ 
ſchwunges“, 1871 — 77, die Zahl der „Reichsfreun de“ 
ſich kaum vergrößerte, während die Zahl der „Feinde“ 
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115 mehr als verdoppelte und 1878 bereits die Ma⸗ 


jorität, nach der Stimmenzahl beurtheilt, ausmachten. Es 
erhielten nämlich die „Reichsfreunde“: Conſervative, Reichs⸗ 
partei, Liberale, Nationalliberale, Fortſchrittler und anderſeits 
die „Reichsfeinde“: Centrum, Socialdemokraten, Volkspartei, 
Polen, Proteſtler und Particulariſten 1871: 2,684,315 reſp. 


7112,94 Stimmen 1874: 27748302 Teip. 2,479,388 5% 
1877: 2,974,838 reſp. 2,410,130. Im Jahre 1878 kamen 


zu den „Reichsfeinden“ auch noch der Fortſchritt und die Libe⸗ 
ralen Lasker'ſcher Richtung, ſo daß ſo etwa 2,500,000 „Reichs⸗ 


freunde“ und 3,500,000 „Reichsfeinde“ herauskamen G Vor⸗ 


wärts“, 4. Sept. 1878). 


Solche Abſurditäten zeitigt das „Partei“ = Treiben, 905 
der wirklichen Majorität der „allzeit ſouveränen Staatsbürger“ 


ſogar die Angehörigkeit zur Nation e 


| wird. 


2. 


Nicht das concrete „Volk“, die „Geſellſchaft“ in ihren 


Zuſammenhängen und ihrer Gliederung kommt zur Geltung, 
ſondern nur die abſtracten Individuen, als unterſchiedloſer 
Haufen. So kann ſich gar kein Wille bilden, viel weniger 
übertragen werden. Parteiphraſen ſind es, um die ſich die 
Einzelwillen ſammeln; mit der Inhaltsloſigkeit und Vergäng⸗ 


lichkeit dieſer Phraſen kommt aber auch der „Volkswille“ zu 


keiner Conſiſtenz. Unter den allgemeinen und fließenden 
Partei⸗Bezeichnungen: „Liberal“, „Fortſchritt“, „Conſervativ“ 
ſammeln ſich die Gruppen und was ihre Vertreter dieſen 
Phraſen als Inhalt geben, das wird dem „Geſchick“ über: 
laſſen. Ja, nach conſtitutioneller Doctrin dürfen die Wähler 


nicht einmal ihren Vertreter mit Weiſungen behelligen, vielmehr 


ſteht derſelbe ſofort, mit dem Augenblick der Wahl, vollſtändig 


ILſouverän“ da, jeder Beziehung zu ſeinen Wählern enthoben. 


So ſteht denn die ganze Vertretung, die „Summe“ aller Ver⸗ 
treter — in der Luft! Und 1 ſoll ſie den „Volkswillen“ 
zum Ausdruck bringen. 
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Wenn der „Volkswille“ ſich geltend machen ſoll, fo muß 
er ſich „organiſiren“ können, müſſen ſich die großen Gruppen 
des Volkes, in denen ſich eine gewiſſe Einheit der Ans 
ſchauungen und Beſtrebungen findet, zuſammen 
thuen und ihre reſpectiven, ihre verantwortlichen 
Vertreter wählen: dieſe Vertreter repräſentiren dann wirklich 
im Großen die verſchiedenen Willens-Richtungen im Volke und 
dieſe mögen dann dieſelben zum Ausgleich, zur Einheit 
bringen. Die Volksvertretung ſoll die geſellſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe geltend machen, nicht von ihnen abſtrahiren, ſoll den⸗ 
ſelben entgegenkommen, nicht ſie unterdrücken, „gleich“ machen. 


3. 


In der weiteren Fortentwickelung kommen nicht Volk, 
noch Individuen zur Herrſchaft, ſondern — die Klaſſe. 
Von dem „Ständiſchen“ hat man abſtrahirt, und „die Klaſſe“ 
kommt zum Vorſchein, und zwar bei dem allgemeinen, gleichen 
Stimmrecht die „Bourgeoiſie“, jo lange fie die öffentlichen An⸗ 
ſchauungen beherrſcht, dann, ſobald mal die „Köpfe“ über ihre 
„Intereſſen“ aufgeklärt ſind, das „Proletariat“. 

Vorläufig iſt noch die „Bourgeoiſie“ am Ruder. Sie 
übte die rückſichtsloſeſte Herrſchaft über die andern Stände aus. 
Allen zwingt ſie das „gleiche Recht“ ihrer Intereſſen auf, das 
„Recht“ des „Kapitals“, der — Börſe. Und nicht blos, daß 
alle Verhältniſſe und Stände unter dieſelbe Schablone des 
„Rechts“ gebracht werden: für das Kapital werden direct die 
ausgedehnteſten Privilegien geſchaffen, ihm allein ein beſonderes 
„Recht“ angewieſen. 

Gründer und Börſenjobber ſind es, die in der Aera der 
„Freiheit“ unſere Kammern beherrſcht haben. Sie komman⸗ 
dirten die liberalen Parteien, und die liberalen Parteien majori⸗ 
ſirten die Kammern. Nach einer Zuſammenſtellung von Otto 
Glagau ſaßen z. B. von 1870— 73 im preußiſchen Abgeord— 
netenhauſe unter zuſammen 432 Mitgliedern etwa 90 Gründer 
reſp. „Erſte Zeichner“ und Aufſichtsräthe. In derſelben Periode 
ſaßen im deutſchen Reichstage, der damals 382 Mitglieder 
zählte, 105 Gründer reſp. „Erſte Zeichner“ und Aufſichtsräthe. 
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Von 1870. 1878 zählte man im preußiſchen Landtage und 
im deutſchen Reichstage zuſammen faſt 300 Abgeordnete, die 
bei Gründungen thätig geweſen ſind oder als Verwaltungsräthe 
fungirten. Sogar das preußiſche Herrenhaus hatte noch 1879 
57 Gründer und Aufſichtsräthe in ſeiner Mitte. Zum 
„Troſte“ können wir aber beifügen, daß es im eier 
Abgeordnetenhauſe noch ſchlimmer war: unter ſeinen 203 Mit⸗ 
gliedern befanden ſich 1874 gar 164 Verwaltungsräthe (von 
81 Actiengeſellſchaften, von denen Eine, ein Gredit-Inftitut, 
allein mit 8 Verwaltungsräthen betheiligt war). Mit „Advo⸗ 
katen“ hat der Liberalismus ſeine Herrſchaft angetreten — 
die Etats genereaux von 1789 zählten unter den 621 Abge⸗ 
ordneten des dritten Standes 214 Advokaten — mit „Grün⸗ 


dern“ beſchließt er ſie: die „Demokratie“ hat ihre Ablöſung 


gefunden in der „Bourgeoiſie“. 
4. 


Während die „Stände“ ſtändig, bleibend, conſervativ und 
durch Rückſichten gebunden ſind, ſchon ihrer Natur nach, ſind 
die „Parteien“ von Natur aus revolutionär und tyranniſch. 
| ſichert die „Volksvertretung“ ebenſowenig die Ordnung 
als die Freiheit. Frankreich iſt die Wiege des Conſtitutiona⸗ 
lismus, aber auch die Heimath der Revolution und des Bureau⸗ 
kratismus. Frankreich kommt aus den Aufregungen und dem 
Wechſel nicht heraus; keine „Regierung“ bekommt Ruhe und 
Raſt, dauernde Inſtitutionen, in welchen das Volk 
heimiſch werden und Schutz finden könnte, zu ſchaffen. 
Frankreich hat ſeit 1789 21 Conſtitutionen, und einige Tau⸗ 
ſend Miniſter — 1870 — 78 allein 87 — und ein paar 
Dutzend Regierungen verbraucht und — es iſt noch nichts 
geſchehen für die „Frage der Geſellſchaft“, und die ſociale Re— 
volution ſteht vor der Thür. Und mit jedem politiſchen 
Wechſel wechſelt auch der ganze bureaukratiſche Ver⸗ 
waltungs⸗Apparat: Präfecten, Unterpräfecten, General- 
ſecretäre, bis zu den Officiren und Richtern. Und das iſt dann 
„Freiheit“ und „Selbſtverwaltung“!! Von 1870 — 77 fand 
fünf Mal Präfecten⸗Wechſel ſtatt! Wie können ſich da feſte, 
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eingelebte Verhältniſſe und damit conſervativer Sinn bilden! 
Und wie können da widerſtandsfähige Organe ſich bilden, der 
Centraliſation und Bureaukratie einen Damm entgegen zu ſtellen. 

Das andere „Muſterland“ der „conſtitutionellen Freiheit“ 
ſind — die Vereinigten Staaten. Hier haben die politiſchen 
Parteikämpfe eine noch häßlichere und auch gefährlichere Ent⸗ 
wickelung genommen in der furchtbaren öffentlichen Cor⸗ 
ruption. „Parteien“ ſind eben dem Egoismus und dem 
Ehrgeiz der „Führer“ preisgegeben; dieſe „müſſen“ und 
wollen ſich behaupten, und das einzige Mittel dazu iſt: die 
Corruption. Man kann faſt ſagen: die Corruption wirkt da 
„conſervativ“, iſt das einzige und nothwendige Gegenmittel 
gegen die Revolution in Parmanenz. Wie man die Verfaſſung 
Rußlands als „Abſolutismus, gemäßigt durch Mord“ definirt 
hat, jo könnte man auch wohl von „conſtitutionellen“ Ber: 
faſſungen ſprechen, „gemäßigt durch die Corruption.“ So endet 
auch hier die „Freiheit“ des „Volkes“ in der „Freiheit“, ſich 
beſtechen zu laſſen. In Frankreich corrumpirt, „belohnt“ man 
mit „Stellen“, in Amerika mit Geld und Stellen. 

Vielleicht verweiſt man uns auf England als Muſter 
eines freiheitlichen und conſervativen „Conſtitutionalismus.“ 
Gewiß, England iſt hoch-conſervativ, und auch die politiſche 
Freiheit hat dort eine Stätte, aber England hat auch im 
Grunde eine durchaus ariſtokratiſch-„ſtändiſche“ Verfaſſung; 
Torry's und Wigh's find nichts anders als Grund- und Geld- 
Ariſtokratie. 


Elfter Vorkrag. 


m u 


Acorganifation der Stände. 


„Frage“ und „Antkwork“. 


Der tiefſte und allgemeinſte Grund der ſocialen Frage 
iſt: der Individualismus, die Auflöſung der Geſellſchaft, 
Verwandlung derſelben in einen Haufen „concurrirender“ 
Atome, wo nur das „Kapital“ ſporadiſch eine mech a⸗ 
niſche „Bindung“ ſchafft, eine „Bindung“, die weder an 
ſich, wirthſchaftlich, genügt, noch aber dem „Menſchen“ ge⸗ 
recht wird: die „aufſaugt“. „Productions-Anarchie“ und 
„Expropriation des Schwächern durch den Stärkeren“: 
das iſt weſentlich die wirthſchaftliche „ſociale Frage“; 
Auflöſung der perſönlichen Verbindungen und Erſetz⸗ 
ung derſelben durch die mechaniſchen des „Geſchäft's“, da⸗ 
mit Auflöſung der „Disciplin“ und „Sitte“: das 
iſt die ſittliche Seite derſelben. 

Wenn dieſe Formulirung der „ſocialen Frage“ 
richtig iſt, ſo beſteht offenbar die „Löſung“ der ſocialen 
Frage in: Ablöſung des Individualismus durch den 
„Socialismus“, der Atomiſirung durch die „Zuſammen⸗ 
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faſſung“, der Concurrenz durch die „Solidarität“, der 
mechaniſchen durch die „perſönliche“ Bindung. An Stelle 
der Productions-Anarchie muß „Ordnung“, anſtatt der 
Expropriation des Schwächeren durch den Stärkeren die 
„Erſtarkung“ des Schwachen, die „Einſchränkung“ des 
Stärkeren, an Stelle der Selbſtherrlichkeit des Indi⸗ 
viduums die „Unterordnung“ unter Erziehung und Sitte 
der Gemeinſchaft treten. Es kommt weſentlich auf eine 
„Wiedereinſetzung“ der „Geſellſchaft“ in ihr Recht auf 
Individuum und Kapital hinaus. 


Acht „Freiheit”, fondern „Ordnung“. 


Die Geſellſchaft beſteht, wird eoneret in den „Ve 
rufsſtänden“, wird vor Allem actionsfähig, „pers 
n lich“ im Staate 


Die „Löſung“ der ſocialen Frage ni m icht in; 
ſtinctiv“, nicht „von ſelbſt“, nicht in Weiſe eines 
„natürlichen Heilungsproceſſes“ vollziehen. Die „Geſetze“ 
der beſtehenden Geſellſchaft und der geſellſchaftlichen „Ent⸗ 
wickelung“ ſind nicht (blos) „Naturgeſetze“, ſondern Im 
Producte der Freiheit, werden „gemacht“. 

Die Löſung der ſocialen Frage heiſcht „Bindung“ 
„Ordnung“, „Unterordnung“, „Einſchränkung“, „Socialis⸗ 
mus“, bedeutet alſo den Bruch mit der individnellen 
„Freiheit“. Die ſociale Frage wird alſo nicht auf dem 
Wege der „Freiheit“ ſich löſen laſſen — wohl kaum 
wird die „Freiheit“ zu ihrer eignen Beiſeiteſetzung die 
Hand bieten, „ſich ſelbſt aufgeben“. Wohl mag die Frei⸗ 
heit hie und da ſich Schranken auflegen, ſich ſelbſt ver⸗ 
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geſſen und höheren Intereſſen Opfer bringen, aber allge⸗ 
mein und dauernd ſich „binden“ wird ſie nicht. 

Auf eine Reorganiſation, Neuordnung der Geſellſchaft 
„von Unten herauf“ dürfen wir alſo nicht rechnen. Die 
Individuen werden ſich nie aus ſich ſelbſt zu einer durch— 
und übergreifenden ſocialen Organiſation entſchließen. Der 
„freie Vertrag“, die ſelbſteigne „Föderirung“ mögen in 
kleinen, durch perſönliche Beziehungen ſchon „gebundenen“ 
Kreiſen ihre Wirkung thuen, zu einer Schöpfung im großen 
Style genügen fie nicht. Unſere ſelbſt international⸗„ſociale“ 
Production fordert auch eine wenigſtens die Nation um⸗ 
greifende ſociale Organiſation. Den „Individuen“ fehlt 
dazu der „weite Blick“ und vor Allem die Energie. Da 
muß „von Oben“, von der „Gemeinſchaft“ nachgeholfen 
werden. Der individuelle Egoismus iſt immer kurzſichtig, 
kommt über Tages ſchöpfungen nicht hinaus. Der 
„Kampf um's Daſein“ zudem hält Alle zu ſehr in Athem, 
um für dauernde Schöpfungen Zeit und Intereſſe zu 
gewinnen. 

Das Freiwilligkeitsprincip reicht nun einmal nicht 
aus, weder zur Einführung und kräftigen Durch⸗ 
bildung, noch auch zur Erhaltung einer „Socialiſirung“, 
wie unſere Geſellſchaft fie braucht. Eine auf die „allge 
meine Concurrenz“ aufgebaute Geſellſchaft, wo der unge⸗ 
zügeltſte Individualismus „heiliges Menſchenrecht“ iſt, 
wird am wenigſten in der „freien Aſſociirung“ es zu Etwas 
bringen. Wohl haben wir ein reiches Vereinsleben, aber 
es beruht auf ſehr ausgedehnter „Arbeitstheilung“ — 
„Theilung“ der Zwecke wie Mittel — und: was wollen 
verbindungsloſe ſporadiſche Vereine in der Frage der Reor⸗ 
ganifation der großen Geſellſchaft beſagen. Wohl haben 
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wir ausgedehnte „Aſſociirungen“ des „Kapital's“ — aber 
nicht der „Menſchen“, und dieſer bedürfen wir. | 
Vielleicht verweiſt man auf die Innungen des Mittel: 
alter's, als Zeugen deſſen, was der „freie Volksgeiſt“ zu 
ſchaffen vermag, aus ſich heraus, auch ohne Hülfe von Außen: 


die mitktelalterlichen Innungen als „freie Oralnungen. 


In der That, die mittelalterlichen Zünfte und In⸗ 
nungen ſind aus der „Freiheit“, von Unten aus ent⸗ 
ſtanden, wirklich rein aus dem Volke „herausgewachſen“, 
nicht mittelſt, ſondern erſt trotz der Staatsgewalt zur Be⸗ 
deutung gekommen. Sie ſind „naturgemäß erwachſen“, 
aber ſie haben auch viel Zeit gebraucht, bis ſie ihre 
volle Entwickelung erreicht hatten. So lange können wir 
nicht warten. Dann aber, was die Hauptſache iſt: in 
der Jugend der Völker „erwachſen“ die Verhältniſſe, 
in der Culturperiode, in der wir angelangt ſind, werden die 
Verhältniſſe viel mehr „gemacht“, als ſie „wachſen.“ Zu⸗ 
dem fehlt uns der religiöſe Sinn, der Geiſt der 
Familienanhänglichkeit, der Autorität und der Treue, 
der den Völkern, die der Wiege noch nahe ſind, eigen iſt, 
und beſonders Erbtheil der germaniſchen Nation war. An 
Stelle der Natur⸗ und religiöſen Bande müſſen wir eben 
mehr „mechaniſche“ Bande ſetzen, anſtatt der ſittlichen 
wollen wir „rechtliche“ Ordnung, alle Bande und Ordnung 
ſind uns eine Laſt, wir ſind zu individuell und ſubjectiv 
geworden, und ſo muß unſere Vergeſellſchaftung nothwen⸗ 
dig den Character eines gewiſſen Zwanges annehmen, 
ſollen wir es zu Etwas bringen. 
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Dazu kommt aber noch die Complicirtheit und 
Ausdehnung unſerer wirthſchaftlichen Beziehungen, die 
eben in „Ordnung“ gebracht werden ſollen. Unſere mittel⸗ 
alterlichen Gewerb'sorganiſationen find aus localen 
Verbündungen und Verbrüderungen hervorgegangen, die 
alſo ganz auf perſönlichem Verkehr gründeten, während 
unſere Gewerbsorganiſationen, ſollen ſie ihren Zweck er— 


füllen, nothwendig den ganzen Staat, ja mit der Zeit fo- 


gar ganze Welttheile umfaſſen müſſen. Von perſön⸗ 
lichen Beziehungen kann da gar keine Rede ſein; nur eine 
durchgreifende Geſetzgebung, nur die „allgegenwär⸗ 
tige“ Hand des Staates kann da Ordnung ſchaffen. 

Endlich wäre es weit gefehlt, die mittelalterlichen Cor⸗ 
porationen als rein wirthſchaftliche, rein „privatrechtliche“ 
Verbindungen anzuſehen: ſie waren eminent politiſch, 
durchaus Inſtitutionen „des öffentlichen Rechts“. 
Nicht blos die politiſche Vertretung, ſondern auch der 
Waffendienſt lehnt ſich an die Zunft, ja, oft genug gaben 
„Partei“⸗Kämpfe den Anlaß zu Bildung der Innung. 

So unangenehm es iſt, ſo viele Gefahren es in ſich 
birgt, jo politiſch „anti-freiheitlich“ es ſcheinen mag, dem 
heute ohnehin ſchon jo autokratiſchen, centraliſationsſüch⸗ 
tigen, „allmächtigen“ Staate noch weitere Aufgaben und 
Anlaß zur Alles⸗Regiererei zu geben: ſoll es zu einer 
ernſten „Vergeſellſchaftung“ und feſten „Ordnung“ kommen, 
dann bedürfen wir des Staates. „International“ 
möge eine „Föderirung“ ſtattfinden, aber innerhalb des. 
Staates bedürfen wir der „Centraliſirung“, der „autori⸗ 
tativen“ Zuſammenfaſſung und Gliederung. Es muß eine 
„rechtliche“, mit „Zwang“ ausgeſtattete Organiſation fein, 
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und alles (poſitive) „Recht“ und aller „Zwang“ geht nun 
einmal vom Staate als dem Centralpunkt aus. 
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„Alſo der vollendetſte Staatsſocialismus“, wird man 
uns entgegenrufen! „Centraliſation, Bureaukratismus, 
Staatshülfe à la Laſſalle, das wären ſo etwa die Aus⸗ 
ſichten der Zukunft!“ 

Wir ſagen: „Ja“, oder auch: „nein“, wie man will. 
„Socialismus“ müſſen wir haben, aber wir wollen nicht 
„Staats“ -Socialismus, ſondern — ſtändiſchen Socia⸗ 
lismus. „Centraliſation“, einheitliche Ordnung des 
Wirthſchafts⸗ und Geſellſchaftsleben müſſen wir haben, 
aber die „Einheit“ ſoll ſich anſchließen an die „Glieder“, 
die „Ordnung“ ſoll ſich vollziehen durch gute ſtändiſche 
Organiſation der „Selbſtverwaltung“. Regierung, „Beam⸗ 
tungen“ ſollen ſein, aber wiederum nicht außerhalb, fremd 
der Geſellſchaft, ſondern die Geſellſchaft in ihren Gliedern 
ſelbſt ſoll das Amt führen, „aus dem Volke und für das 
Volk“. 

Wir wollen „Staatshülfe“, aber nicht, um die „Selbſt⸗ 
hülfe“ überflüſſig oder unfruchtbar zu machen, ſondern um 
die Selbſthülfe zu organiſiren, dieſelbe zu 
ergänzen und zu kräftigen durch die Mithülfe 
des Standes. 

Wir wollen alſo den „Stand“, nicht den Staat, wir 
wollen „Decentraliſation“, nicht Centraliſation, wir wollen 
„Selbſtverwaltung“, nicht Bureaukratismus, wir wollen 
„organiſirte Selbſthülfe“, nicht Staatshülfe. Nicht wir 
wollen den „allmächtigen Staat“, Centraliſation und 
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Bureaukratismus und Staatshülfe, ſondern — politiſch — 
die Liberalen und — wirthſchaftlich — die Socialdemo⸗ 
kraten. Nicht wir ſchlagen mittelſt „Staatshülfe“ ganze 
Parteien todt (Socialiſtengeſetz), nicht wir würdigen die 
Ehe zu einem bureaukratiſchen Act herab, nicht wir „cen⸗ 
traliſiren“ die Erziehung: wir wollen die unbeholfenen, 
jeder Selbſtſtändigkeit und Widerſtandsfähigkeit baren, weil 
unorganiſirten, vom grünen Tiſch aus regierten „Maſſen“ 
wieder organiſiren, mit Waffen („Rechten“) aus⸗ 
ſtatten und ſogar gegen einander in's Feld führen, um ſich 
im Kampf zu üben — unter Aufſicht des Staates —: 
gewiß, daß ſieht doch eher nach Bedrohung der Einheit, 
als nach Centraliſation aus. 

In ungeordnete Maſſen können blos „Poliziſten“, 
Bureaukraten, Ordnung bringen; organiſirte Verbände 
laſſen ſich ſolche nicht gefallen, werden ſich ihrer Selbſt⸗ 
ſtändigkeit wehren. 

Unſere Stände haben ſich ſchon tauſendfach orga— 
niſirt. Der krankhafte Individualismus hat ſchon zu einer 
geſunden Reaction geführt. Ueberall regt ſich der „ſocie— 
täre“ Trieb, und er hat ſchon Großes geleiſtet. Es gibt 
wohl kaum einen Berufsſtand, der nicht ſchon ſich ſociale 
Geſtaltung in irgend einer Form gegeben hätte. Wir 
haben „Bauernvereine“, „Gewerkvereine“, „Innungen“, 
„Handelskammern“, ſogar einen „Central verband“ von 
Iduſtriellen 2c. c. Das Bedürfniß, die Noth und Ber: 
legenheit der individuellen Hülfsloſigkeit hat ſie geſchaffen. 
Die Einſicht iſt da und auch der Wille, es braucht die 
Regierung blos „dem dunkeln Drang“ entgegen 
zu kommen, um aus einer unbeſtimmten, ſtückweiſe und 
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zufällig ſich vollziehenden Entwickelung eine durchſchlagende 
und allgemeine zu machen. 

Auch in den Aſſociationsbildungen müſſen 3 ir 
ſammenlegungen“, Arrondirungen ſtattfinden 
und auch wieder „Theilungen“. Für denſelben Stand 
ſind ſo ziemlich die wirthſchaftlichen Bedürfniſſe und Ziele 
aller eventuellen Vereinsbildungen dieſelben: weshalb wer⸗ 
den die verſchiedenen Vereine nicht zuſammengelegt. 
Dadurch käme viel mehr Inhalt und Energie hinein. Um⸗ 
gekehrt iſt z. B. das Creditbedürfniß für den Bauern und 
den Kaufmann ein ſehr verſchiedenes, die Bedingungen ſind 
auch anderer Art: weshalb nun nicht Theilung, Speci a: 
liſirung unſerer Creditvereine. Warum bekämpfen 
ſich Raiffeiſen und Schulze⸗Delitzſch, anſtatt das Gebiet 
einfach zu theilen. | 

Alle Aſſociationen müffen ſtändiſche wer⸗ 
den, müſſen ſich combiniren und ſo den ganzen Inhalt 
des Standes an Zwecken und Bedürfniſſen in ſich auf 
nehmen, kurz alle aſſociativen Organiſationen, alle 
„Ströme“ müſſen zuſammenfließen in den Strom der 
ſtändiſchen Organiſation: dann wird die Aſſociation und 
auch der Stand gut fahren. | 

Unſer ganzes Leben muß wieder ſtändiſch werden, von 
der Politik bis zum — Vergnügen. Nur ſo kann unſer 
Leben wieder „ſocial“ werden. Auch hier muß „Theilung 
der Arbeit“ eintreten: erſt „ſocial“ im Stande, dann 
in und mit dem Stande auch mit der übrigen Welt. Jede 
Aller⸗Welts⸗Verbindung kann nicht von Dauer und Ernſt 
ſein. | 
Die politiſche Organiſation der Stände führt 
zur wirthſchaftlichen, in Production, Conſumtion, 
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Distribution, zur geiſtig⸗ſittlichen, in Erziehung und 
Vergnügen. Dadurch kommen wir zu einem „Socialis— 
mus“, der die wahre „Solidarität“ begründet, ohne Revo⸗ 
lution und Deſpotismus, damit wäre der Expropriation 
von Geſellſchafts⸗ wie von Staatswegen ein Ende gemacht 
und nicht blos eine mechaniſche Arbeits-„Theilung“, ſondern 
auch die organiſche „Einigung“ gefunden. Dadurch würde der 
Socialismus, der ſchon in der Production gegeben iſt, zur 
Wahrheit und zum Heil, in wirthſchaftlicher wie in gei- 
ſtiger Beziehung. | | 


die miftefakterlicken „Zünfke“ als ſotialiſtiſche ®rganifationen. 


Was ein ſtändiſcher Socialismus zu leiſten vermöchte, 
welche weitere Durchbildung er erfahren könnte, zeigen un⸗ 


| ſere alten Zünfte und Innungen — ein richtiges Stück 


„Socialismus“ und Communismus, vor dem wir aber 
nicht zu erſchrecken brauchen. 

„Socialiſtiſch“ war die Arbeit. Das Recht der Ar: 
beit gehörte der Zunft, und nur wer eine durch Zunftſatzung 
vorgeſchriebene Fachbildung nachwies, nur wer ſich band 
an die zünftige Verfaſſung, hatte das Recht, zu arbeiten. 
Und in der Arbeit ſelbſt blieb er abhängig von Sitte und 
Geſetz der Genoſſen, die Zunft überwachte dieſelbe, die 
Zunft übernahm dann aber auch umgekehrt die Garantie 
gegenüber dem Abnehmer. — Socialiſtiſch war das Eig en⸗ 
thum. Jede Werkſtatt galt als Lehen der Zunft; nur 


per belehnt war, durfte dieſelbe beziehen. Die Rohſtoffe 


gehörten der Zunft: Jeder Zunftangehörige war verpflichtet, 

jedem Zunftgenoſſen überall und jeder Zeit ſeine Rohſtoffe 

zum Einkaufspreis abzulaſſen. Faſt ſtets wurden die Roh⸗ 
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ſtoffe gemeinſam eingekauft durch die Zunft und ſo an die 
Einzelnen abgelaſſen (Rohſtoffvereine), und umgekehrt die 
fertigen Waaren auch wieder gemeinſam verkauft in der 
Verkaufshalle der Zunft. Individueller Schacher, Ueber⸗ 
theuerung, Fälſchung, jede Speculation waren da ab⸗ 
geſchnitten. — Socialiſtiſch war die Erziehung: Lehr⸗ 
ling und Geſelle wurden herangebildet unter öffentlicher 
Aufſicht. Unwürdigen Zünftlern wurde das Recht der Er- 
ziehung genommen. Lehrling und Geſelle wurden von 
Zunftwegen geſchützt gegen Willkühr und Druck der Mei⸗ 
ſter; umgekehrt aber auch der Meiſter geſchützt gegen den 
unfolgſamen Lehrling, gegen den vertragsbrüchigen Ge⸗ 
ſellen. Die Zunft garantirte nicht blos gute Fach bil⸗ 
dung, auch auf die ganze ſittlich⸗geiſtige Erziehung 
erſtreckte ſich ihre Fürſorge. — Socialiſtiſch war das ganze 
Leben der Zünftler. Gemeinſam war ihr religiöſes 
Leben: jede Zunft hatte ihre gemeinſame Kirche, von Zunft⸗ 
wegen erbauet, hatte ihren eignen Patron, ihren eignen 
Gottesdienſt, ihre eignen Feſte, ihre eigne Fahne, ihre eignen 
Proceſſionen. Gemeinſam war ihr politiſches Leben: 
nur als Stand vollzogen ſie ihre politiſchen Wahlen, nur 
als Stand zogen ſie auch in den Kampf, ihre Zunftfahne 
voran. Socialiſtiſch war ihr gemüthliches Leben: 
zünftig waren ihre öffentlichen Spiele und Beluſtigungen, 
nur in der „Zunftſtube“ trafen ſie ſich zu gemüthlichem 
Trinken und Plaudern. Solidariſch war ihre Ehre, und 
wieder nicht blos Reinerhaltung der ſtändiſchen, ſon⸗ 
dern auch der perſönlich en Ehre war erſte Bedingung 
der Aufnahme und des Bleibens in der Zunft, und die 
Zunftbehörde wachte eiferſüchtig darüber. Aecht ſocia⸗ 
liſtiſch endlich theilten ſie auch ihre Leiden. Eintreten 
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für den bedrängten Genoſſen war ihre religiöſe und Zunft⸗ 
pflicht. Die ganze Zunft hielt es für Pflicht, dem ver⸗ 
ſtorbenen Bruder das letzte Ehrengeleite zu geben. Kran⸗ 
ken⸗ und Invaliden⸗ und Sterbekaſſen realiſirten auch die 
materielle Solidarität der Zünfte. Selbſt nach dem 
Tode dauerte die Solidarität der Zunft fort: Der Wittwe 


des Verſtorbenen trat ſie ſchützend und helfend zur Seite, 


indem ſie derſelben einen tüchtigen Geſellen zuwies zur 
Fortführung des Geſchäfts. 

Wir ſehen, die Zünfte repräſentiren einen „Socialis— 
mus“, wie der moderne Socialismus nichts Aehnliches 
aufzuweiſen hat. Die Zünfte haben für ihre Zeit die 
ſociale Frage gelöſt. Den damaligen Wirth⸗ 
ſchaftsverhältniſſen waren ſie durchaus ent⸗ 
ſprechend, dem „Menſchen“ wurden ſie ebenfalls gerecht 
— ſie waren der adäguate Rechtsausdruck der 
wirthſchaftlichen Verhältniſſe, ebenſo innig der Production 
ſichanſchmiegend als dieſelbe beherrſchend. Sie 
deckten ſich ebenſo ſehr mit den wirthſchaftlichen, wie mit 
den ſocialen und ſittlichen Bedürfniſſen der Zeit. 
Sie ſtehen, wie ein moderner National-Oekonom, Profeſſor 
Held, offen eingeſteht, wirklich „als ein von der Jetzt⸗ 


zeit nicht erreichtes, aber höchſt anerkennenswerthes Ideal 


da. Die Harmonie zwiſchen den Intereſſen der © e- 
ſammtheit und den dauernden Intereſſen der Ei n— 
zelnen, die Vereinigung wirthſchaftlicher, ſocialer und 
ſittlicher Zwecke, die Sicherung der Exiſtenz jedes Einzelnen, 
der da arbeiten will — das ſind die Ziele, die unſere 
ſocialen Reformatoren für unſere Zeit erſtreben, und 
die damals wirklich erreicht waren.“ 
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Die Innungen dev Sukunft. 

Alle Inſtitutionen ſind „menſchlich“, und auch Innun⸗ 
gen und Zünfte find der „Entwickelung“ zum Opfer ge 
fallen. Eigne „Verſchuldung“ wie auch die „Verhältniſſe“, 
wirthſchaftliche wie politiſche, haben in gleicher Weiſe dabei 
mitgewirkt. Urſprünglich zum Schutz der Arbeit ent⸗ 
ſtanden, haben ſie ſich abgeſchloſſen, das Recht der Arbeit 
monopoliſirt, ſich zu einer ariſtokratiſchen Kaſte verknöchert. 
Auch in ihrer politiſchen Bethätigung haben ſie ſich 
nicht frei von Egoismus gehalten, haben ſich „privilegiren“ 
laſſen von derſelben Staatsgewalt, die dann ſpäter durch 
Beſteuerung der Privilegien und Bureaukratismus ihre 
Auflöſung betrieb. — Aber auch von Außen iſt die 
Auflöſung in fie hineingetragen, durch den politiſchen Ab— 
ſolutismus, die centraliſirenden bureaukratiſchen Eingriffe 
der Fürſten. | | | | 

Endlich find auch die wirthſchaftlichen, die 
Productionsverhältniſſe — durch die Entdeckungen und 


Erfindungen des 15. Jahrhundert's, ſpäter durch die Ma⸗ 5 


ſchine — der zünftigen Ordnung „entwachſen“ und die 
Rechtsordnung war ſchon zu ſehr erſtarrt, beſaß nicht 
Leben genug, um ſich der „Entwickelung“, der neuen 
Ordnung der Dinge anzubequemen. An und für ſich, 
mit der ſittlichen Kraft und Begeiſterung, der Elaſticität 
der „Jugendperiode“ wäre das möglich, ja leicht geweſen, 
die neuen Verhältniſſe in ſich „aufzunehmen“, die Ordnung 
des „Rechts“ und der „Dinge“ in Harmonie zu bringen, 
allein die Geſtaltungskraft der Jugend war eben ver⸗ 
flogen. Die religiöſe wie nationale Kraft war ges 
brochen, die Quellen vertrocknet, aus denen 
Zünfte und Innungen ihr Leben geſchöpft. 
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Kurz und gut, die Innungen und Zünfte ſind gefallen. 
Wir müſſen neue ſchaffen. Dieſelben müſſen den 


veränderten Verhältniſſen Rechnung tragen; eine einfache 


Repriſtinirung der alten wäre ein verhängnißvoller „Ana⸗ 
chronismus“, wäre ein — vergebliches Bemühen. 

Die alten Innungen waren kirchliche „Bruderſchaften“, 
durchaus auf religiöſer Baſis aufgebaut. Das gab ihnen 
ihre Kraft und Würde. Auf die poſitiv religiöſe Baſis 
müſſen wir verzichten — wir haben eben keine Eine Kirche 


mehr. Wir müſſen anſtatt der religiöſen die wirthſchaft⸗ 


lichen Intereſſen in den Vordergrund ſtellen. Die religiöſen 
brauchen wir nicht poſitiv auszuſchließen, vielmehr hoffen 
wir, daß mit der wirthſchaftlich-ſocialen „Reaction“ auch 
eine religiöſe, chriſtliche ſich verbinden wird, ſie wird Jolge, 
aber nicht Grundlage ſein können. 8 | 
Die mittelalterlichen Zünfte waren lokale, waren 
ſo durch perſönliche Beziehungen getragen. Es be⸗ 
ſtand zwar auch eine Verbindung, und zwar ſogar in der 
be ſſern Zeit eine recht energiſche, lebenskräftige Verbindung, 
aber ſie war doch mehr auf die Sitte, als auf das Recht 


baſirt. Wo übrigens das Bedürfniß es forderte, waren 


die Organiſationen auch umfaſſender, ſelbſt bis zur „Inter⸗ 
nationalität“, wie z. B. die Bauhütten beweiſen. 
Heute iſt unſere Productionsweiſe eine „ſociale“ im 
großen Style, und muß auch die darauf ſich gründende 
„Ordnung“ ſich anſchließen.) Nach der „Socialität“ der Pro⸗ 
duction richtet ſich die der Ordnung. Weil die ver⸗ 
ſchiedenen Productionszweige verſchieden 
A etabe“ find, deshalb muß auch die „Ber 
geſellſchaftung“ ſich an die Productions⸗ 
z weige anſchließen — eine ſtändiſche fein, nicht, 
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wie der radicale Socialismus will, eine ſchablonenhafteſtaat⸗ 
liche“. Deshalb werden auch unſere modernen „Zünfte“ ſich 
verſchieden „ſocial“ geſtalten, verſchiedengradig „centra⸗ 
liſirt ſein, aber einer gewiſſen „Centraliſation“ werden ſie 
alle bedürfen. Für Bauern und Handwerker wird auch 
noch heute der Schwerpunkt in der lokalen Organiſation 
liegen, während Induſtrie und Handel kaum mit der n as 
tionalen Centraliſation auskommen; aber auch jene 
ſehen ſich bereits auf den internationalen Markt verſetzt, 
ſtehen perſönlich wie geſchäftlich bereits mit der aaa 
Geſellſchaft in Contact. 

Die international⸗ſociale Production fordert auch eine 
international⸗ſociale Organiſation. Vorläufig müſſen wir 
darauf verzichten. Aber die einmal verwirklichte national⸗ 
ſociale Organiſation wird mit der Nothwendigkeit eines 
„Naturgeſetzes“ auch über die nationale Grenze hinaus 
wirken. Haben wir einmal nationale Berufsgenoſſenſchaften, 
ſo wird auch leicht eine internationale Verbindung ſich 
finden, das eigne Intereſſe zwingt dazu. Damit bahnt ſich 
dann auch der Weg zu einer wirklichen „Verbrüderung“ der 
Völker. Da wird „Nationalität“ wie „Menſchheit“, jede 
zu ihrem Rechte, beide zum Ausgleich kommen können. 
Da wird der Widerſpruch einer „nationalen“ Politik und 
„internationalen“ Wirthſchaft nicht mehr möglich ſein. 
Dann, wenn die Berufsgenoſſenſchaften mal wieder zur 
politiſchen Bethätigung gelangen, wird auch die inter— 
nationale Politik wieder „conſervativ“ werden, auch in 
der hohen Diplomatie wieder die realen Intereſſen des 
Lebens zur Geltung kommen. So würde endlich auch 
wohl die Idee des „ewigen Völkerfriedens“ an Nea 
lität gewinnen, und dem Militarismus endlich eine Grenze 
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geſetzt werden. Die producirenden Stände der Geſellſchaft 
bedürfen des Friedens und der Entlaſtung. 

Auch die internationalen Beziehungen bedürfen der 
„Ordnung“, die ſocialen wie die politiſchen. Nur durch die 
national⸗ſociale Reorganiſation kann auch jene ſich voll 
ziehen, auch die internationale „Arbeitstheilung“ zur Wahr⸗ 


heit werden. Wie innig Politik und Wirthſchaft ſich durch— 


dringen, zeigt ſich auch hier wieder recht auffällig. Nicht 
die Diplomaten beſtimmen mehr über Krieg und Frie⸗ 
den, ſondern die „ſocialen“ Fragen. Wir ſtehen vor der 
Aera der — Zollkriege. Auch hier heißt's: Organiſa⸗ 
tion oder Krieg. Dieſe Organiſation muß gefunden wer— 
den, und die organiſirten Stände werden ſie finden. 

Die mittelalterlichen Innungen arteten aus zur Pri— 
vilegienwirthſchaft. Das wurde ihr Untergang. 
Urſprünglich war das nicht der Fall, waren ſie durchaus 
demokratiſchen Charakter's im beſten Sinne des Wortes. 
— Unſere Zünfte der Zukunft ſollen gerade das (factiſche) 
Monopol — des Kapital's — brechen, ſollen das Recht 
der Arbeit ſchützen, ſollen die Arbeit wieder erwerbsfähig 
machen, eine aufſteigende Klaſſenbewegung wieder 
ermöglichen; ſie müſſen deshalb auch auf demokratiſcher 
Grundlage ruhen, Allen zum Eintrittt offen ſtehen. 
„Rechte“ ſollen ſie haben, aber keine „Vorrechte“. Wer 
eine Arbeit erlernt hat, hat auch den nächſten Anſpruch 
auf dieſelbe: das iſt „Recht“, nicht „Vorrecht“. Jeder 
muß aber das Recht der „Erlernung“ haben, das genügt. 

Wenn die mittelalterlichen Zünfte die religiöſe und 
locale Einheit für ſich hatten, ſo haben wir doch auch die 
geſteigerte wirthſchaftliche Einheit voraus, und 
die geſteigerte Einſicht in die bereits beſtehende 
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wirthſchaftliche „Solidarität“. Dieſe Solidarität 
macht ſich noch als „blindes Naturgeſetz“ geltend, aber 
man wird ſich doch bald „klar“ über dasſelbe, und 
wie unſere Zeit durch Einſicht in die Geſetze der phyſi⸗ 
ſchen Natur die großartigſten Fortſchritte geſchaffen hat, 
ſo wird die ſociale Wiſſenſchaft auch allmählig in die 
„ſocialen Naturgeſetze“ Klarheit bringen und auch ent- 
ſprechende ſociale Veranſtaltungen in's Leben rufen. Selbit 
ohne die Beihülfe der Wiſſenſchaft haben wir ſchon immer⸗ 
hin bedeutſame „Anfänge“ ſocialer Organiſation vor uns. 
Die Engliſchen Gewerkvereine nehmen es z. B. in mancher 
Hinſicht ſelbſt mit den alten Zünften auf, trotzdem ſie noch 
rein auf die Freiheit ſich gründen. 

f Alſo „Wiederherſtellung der Zünfte“, auf erweiterter 
und demokratiſcher Grundlage, alle Stände umfaſſend: 
das wird uns auch heute die Löſung der ſocialen Frage 
bringen müſſen. Sie haben die Probe beſtanden, 
Jahrhunderte lang unſerm Volke den ſocialen Frieden 
garantirt, ſie ſind auch die einzig mögliche „Ant⸗ 
wort“, die wir auch noch heute auf die „ſociale 
Frage“ haben. Haben wir die „ſociale Frage“ rich⸗ 
tig geſtellt, dann iſt auch die Antwort richtig. 
Die „Frage der Vergeſellſchaftung“ kann nur in der „Reor⸗ 
ganiſation der Stände“ ihre Beantwortung finden. Ein 
ſporadiſcher, zufälliger, freiwilliger „Socialismus“ kann 
auch nur eine ſporadiſche, zufällige und in das Gebiet der 
Freiheit, des Beliebens gelegte Beantwortung der ſocialen 
Frage fein. Der eentraliſtiſch-ſtaatliche Socialismus iſt 
weder möglich, noch nothwendig, noch gerecht. Im ſtän⸗ 
diſchen kommen der ſtaatliche wie der individuelle Socialis⸗ 

mus zu glücklicher Combinirung. 


Die Innungen der Zukunft. s 451 


Ohne Socialismus läßt ſich nun einmal die ſociale 
Frage nicht löſen. Unſere ſocialen Verhältniſſe find gründ⸗ 
lich verfahren, wir bedürfen eines gründlichen, ener— 
giſchen Socialismus. Alle „Freiwilligkeits“-Pflaſter können 
die Schäden nicht heilen. „Liebe“ und „Almoſen“ können 
die individuelle Noth lindern, in der großen „ſocialen“ 
Frage wollen ſie wenig beſagen. Nicht „Almoſen“, ſon— 
dern „Selbſthülfe“, aber: „organiſirte“ Selbſthülfe! Wer 
überhaupt von der „Freiheit“ und „Selbſthülfe“ nicht 
laſſen will, der höre auf, von „einer ſocialen Frage“ zu 
ſprechen. Wer aus der „Freiheit“ die „Ordnung“ „er— 
blühen“ laſſen will, der kennt die Menſchen ſchlecht. Eine 
„Ordnung“ ohne „Zwang“ iſt und bleibt ein Meſſer ohne 
Klinge. | 
Man kann ja z. B. aus politiſchen Gründen 
gegen „Staatshülfe“ ſein, man kann die augenblicklich 
herrſchende Staatsgewalt für unfähig oder unehrlich er⸗ 
achten, Etwas für die ſociale Frage zu thun. Man kann 
aus Opportunitätsrückſichten die ſtaatliche Einmiſchung 
perhorresciren: Alles dieſes mag berechtigt fein, aber man 
ſuspendirt damit vorläufig die Löſung der ſocialen 
Frage. 
Man kann auch den Zwang für practiſchunfrucht⸗ 
bar erachten, ſo lange die Menſchen „ſo ſind“, wie jetzt, 
man kann erſt für eine Reform „von Innen heraus“, eine 
„ſittliche“ Reorganiſation plädiren, nur fo ſich vom Zwang 
Erfolg verſprechen, aber auch da ſuspendirt man die 
Löſung der ſocialen Frage — aus Peſſimismus 
oder aber aus „Vermeſſenheit“ auf direct göttliche 
Hülfe. | 


Man kann einzelne Fragen der großen „ ſocialen 
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Frage“ ſehr gut verſtehen und ſehr gute Löſungsmittel 
bei der Hand haben; aber von „der“ ſocialen Frage kann 
man dabei noch wenig verſtehen, deshalb auch an „die“ 
Löſung, eine Löſung im Großen und Ganzen noch nicht 
gedacht haben. „Ueber“ die ſociale Frage laſſen ſich ganze 
Bücher ſchreiben, ohne das Gebiet „der“ ſocialen Frage 
auch nur zu ſtreifen. Deshalb iſt man ſo oft und ſo leicht 
mit Einzel⸗„Löſungen“ zufrieden, weil man nur Einzel- 
„Fragen“ kennt. Und doch, ebenſo wenig, als „die“ ſociale 
Frage die bloße „Summe“ der Einzelfragen iſt, wird durch 
die Löſung der einzelnen Frage „die“ ſociale Frage gelöſt. 

Wenn wir von „einer“ Löſung „der“ ſocialen Frage 
ſprechen, ſo heißt das nicht, Entwickelung und Mittel bis 
in's Detail beſtimmen zu wollen. Die ſociale Frage wird 
nicht durch ein „Recept“ gelöſt, auch nicht durch viele 
„Recepte“. Wir wollen nur ſagen: Reorganiſation der 
Stände iſt das Ziel, worin „die“ ſociale Frage ihre 
Löſung finden muß; darauf haben alle Verſuche ſich hin⸗ 
zurichten, darin ſich zu ſammeln, ſollen ſie nicht in ihrer 
Vereinzelung fruchtlos bleiben. Die Geſtaltung im Ei n⸗ 
zelnen, die Zeit der Entwickelung, die näch ſten 
Mittel zum Ziele: alles das liegt im Schooße der 
Zukunft. Sollte es uns gelungen ſein, das Ziel auch 
nur im Allgemeinen richtig zu bezeichnen, ſo würden auch 
die einzelnen ſocialen Beſtrebungen viel mehr Klarheit, 
Sicherheit und Energie bekommen. 

Reorganiſation der Stände: darin wird weſent⸗ 
lich die Löſung der ſocialen Frage gefunden werden 
müſſen. Betrachten wir doch einmal, was eine ſolche 
Reorganiſation für die einzelnen Stände, zunächſt wirth⸗ 
ſchaftlich, zu bedeuten hat. 


Zwölfter Vortrag. 


Reorganifation des Vauernſtandes. 
Hie rechkliche Aenordnung. 


Als die weſentlichen Gründe des Ruin's unſeres 
Bauernſtandes haben wir das moderne Erbrecht und die 
moderne Verſchuldungsform kennen gelernt. Verbeſſerungs⸗ 
vorſchläge find ſchon zahlreich gemacht worden, aber dieſelben 
haben ihre Einſeitigkeiten und Gefahren; nur in der Er— 
kenntniß und dem Anerkenntniß, daß etwas geſchehen müſſe, 
ſind alle ernſten Politiker einig. Selbſt die Führer der 
liberalen Partei geſtanden das z. B. bei Gelegenheit des 
v. Schorlemer'ſchen Antrages (Mai 1879) offen ein. 
| Die Schwierigkeiten liegen darin, daß es hier eben 

nicht mehr um bloße Erhaltung, ſondern um „Neuordnung“ 
der bereits total verfahrenen Verhältniſſe zu thuen iſt, 
eine Neuordnung zugleich, die ſich nur im Anſchluß an die 
beſonderen Verhältniſſe realiſiren läßt. Allgemeine 
Geſetze genügen nicht. 

Für jede Provinz, ja jede Gemeinde erfordert die 
„Bauernfrage“ ihre beſondere Behandlung; ja ſelbſt der 
einzelne Bauernhof will individuell behandelt ſein. Das 
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Einzige, was bei den heutigen Zuſtänden möglich wäre, 
iſt: abſolute Freigabe der Erbvertheilung und 
Beſtimmung einer Ordnung im Falle der Inteſtat⸗ 
Erbfolge, wie es der Schorlemer'ſche Antrag be— 
zweckte; und, für die Verſchuldung: eine gute 
Wuchergeſetzgebung. Das iſt Alles, was ſich vor⸗ 
läufig erreichen läßt. Erſteres aber iſt eine zweiſchneidige 
Waffe, da der Familienvater in ſeinen Launen ebenſo gut 
nach der einen wie nach der andern Richtung zu weit gehen 
kann, und letzteres hebt nur den acuten Charakter der 
Krankheit, aber die Krankheit bleibt. Und überhaupt, ſo lange 
der Bauernſtand es nicht zu einem ſtändiſchen Bewußtſein 
bringt und auch bei den übrigen Ständen die Ueberzeugung 
ſich Bahn bricht, daß es mit dem Bauerngut etwas Be— 
ſonderes iſt — daß es ein Stück des gemeinſamen vater- 
ländiſchen Bodens iſt, welches nie in dem Sinne Privateigen— 
thum werden kann, wie etwa ein Kleidungsſtück oder ein 
Handwerksinſtrument — ich ſage, jo lange der Bauern⸗ 
ſtand nicht in ſeiner Eigenthümlichkeit erkannt und aner⸗ 
kannt iſt, wird eine beſondere Verſchuldungs- und Erb⸗ 
rechtsform für ihn als willkührlich, ungerecht und gehäſſig 
erſcheinen. 

Ganz anders, wenn der Bauernſtand die Ordnung dieſer 
Verhältniſſe ſelbſt in die Hand gelegt bekommt als „ſeine 
Sache“. Er weiß, was ihm als Stand und auch, was hie 
et nunc noth thut, er iſt mit ganzem Intereſſe engagirt 
zu thuen, was recht iſt, da es immer heißt: wie heute dem, 
ſo morgen dir. Für jeden Kreis, jede Gemeinde, jeden 
Bauernhof kann da wirklich den beſonderen Verhältniſſen Rech⸗ 
nung getragen werden, indem eben der jedesmaligen Vertretung 
für ihren reſpectiven Bezirk die Ordnung überlaſſen wird. 
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Da würde z. B. in einer reichen Induſtriegegend, 
in der Nähe der Stadt der Mobiliſirung des Grund— 
beſitzes ein weiter Spielraum gelaſſen werden können, 
vielleicht ſogar gleiche Erbtheilung und weitgehendſte Zer— 
kleinerung desſelben, um recht vielen induſtriell beſchäf— 
tigten Arbeitern ein eigenes Heim und die Abwechſelung 
auch ländlicher Beſchäftigung zu ermöglichen. In Gebirgs⸗ 
gegenden würde der kleinere, und mittlere Bauernſtand vor- 
zuherrſchen haben, während die Ebene für den großen. 
Grundbeſitz ſich eignete. Kurz, die natürlichen Pro⸗ 
ductions bedingungen wie die ſocialen Bedürfniſſe, 
die Rückſichten auf Geſellſchaft wie Familie würden in 
gleicher Weiſe zur Geltung kommen können, ebenſo unter 
möglichſter Schonung, als auch in Ergänzung und Correc— 
tur der individualiſtiſchen Berechnungen von heute. 

Wir ſagten: ſelbſt jede Familie, ſelbſt jeder Bauern⸗ 
hof müſſe individuell behandelt werden. So kann ein 
Bauerngut für eine vortheilhafte Bewirthſchaftung zu groß, 
ein anderes zu klein ſein, das eine zu viel Wieſen und 
Wald, das andere zu wenig haben u. ſ. w. Da muß die 
Möglichkeit zur Ausgleichung gegeben reſp. erhalten 
bleiben, ſei es auf dem Wege der Erbſchaft, ſei es durch 
Kauf, ſelbſt auf Schulden hin. Gerade die Frage, wie 
viel Schulden auf ein Gut aufgenommen werden können, 
kann nur von Fall zu Fall beſtimmt werden, ſpeciell bei 
unſern modernen Productionsverhältniſſen. Die moderne 
Betriebsweiſe erfordert viel Kapital, überhaupt iſt es That⸗ 
ſache, daß auch die Landwirthſchaft immer mehr ind u⸗ 
ſtrielle Formen annimmt. Deshalb ſchon genügen auch 
die Geſetze der feudalen Geſellſchaft, ſchlechthinnige „Bes 
feſtigung“ des Grundbeſitzes, nicht mehr. Die durchſchla⸗ 
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gende Thatſache, daß unſer Bauernſtand ſchon 
überſchuldet iſt, macht die Ordnung unendlich com⸗ 
plicirt. Für manchen Bauern iſt die einzige Rettung, daß 
er noch mehr Schulden macht, denn ohne reiches Betriebs⸗ 
kapital kann er gar nichts machen. Und ſelbſt der unver⸗ 
ſchuldete Beſitz kann oft nur durch Hypotheken das noth⸗ 
wendige Kapital für Meliorationen, Neubauten, Maſchinen 
2c. auf bringen. 

Aber wie viel des Gutes ſoll denn verſchuldbar, ver— 
pfandbar ſein? Wenn ein zu großer Theil, dann liegt 
die Verſuchung nahe, Erbſchulden zu machen — und das 
ſoll, wie oben ausgeführt, nicht fein — wenn ein zu kleiner, 
dann droht oft Verlegenheit wegen des nöthigen Betriebs⸗ 
kapitals, Ankaufskapitals, um fein Gut zu ergänzen 2c. 
Denken wir, ein Drittel des Gutes ſei verſchuldbar, ver— 
kaufbar — für manchen Bauern droht eine ſolche 
Hypot hekenlaſt den Bankerott, totale Verſtümmelung ſeines 
Gutes, für manch Andern werden Hypotheken ſelbſt bis 
zur Hälfe mit Leichtigkeit getragen und abgelöſt, wird 
ſelbſt eine gleiche Theilung des Gutes faſt eine Erleich⸗ 
terung ſein. Alles das kann nur von Fall zu Fall ent⸗ 
ſchieden werden, und die Bauernvertretung ſelbſt wird Alles 
das am beſten ordnen. Es werden ſich unter ihrer Hand 
ſchon „Geſetze“ bilden, zugleich aber auch die zahlreich noth⸗ 
wendigen „Ausnahmen“ vorgeſehen werden können. 

Das Alles gilt auch für die Frage: ob Freiheit des 
Verkaufs? Soll im Wege der Vererbung und der 
Verſchuldung keine „Theilung“ des Grundbeſitzes mehr 
ſtattfinden, dann fordert es die Conſequenz, auch zu Leb⸗ 
zeiten des Beſitzer's jede Theilung, ſei es durch Tauſch, 
ſei es durch Verkauf, zu verbieten — eine Conſequenz, zu 
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08T ſich auch alle, die eine „Befeſtigung“ des Grund⸗ 
beſitzes wollen, bekennen. Der Grundbeſitz ſoll eben ein 
„Lehen“ ſein, untheilbar, unverſchuldbar und unveräußer⸗ 
lich. Wenigſtens darf es nur als Ganzes veräußerlich 
ſein. Auch hier wieder gilt: Wenn wir eine richtige 
Vertheilung des Grundbeſitzes hätten, dann könnten 
wir ſie auch erhalten. Jetzt aber müſſen wir erſt 
einen richtigen unverſchuldeten Bauernſtand ſchaffen, 
dann können wir ihn auch befeſtigen. Und ſelbſt da müßte 
die nothwendige Freiheit gegeben ſein, um den Grund— 
beſitz mit den wechſelnden Productionsverhältniſſen und 
ſocialen Bedürfniſſen in Einklang zu halten. Weder die 
„Freiheit“, noch die „Stabilität“ kann uns Rettung bringen. 
Der Bauernſtand muß ſich eben ſel bſt retten, aber die 
Geſetzgebung muß ihm die Or gane ſ und die Macht 
geben. Er wird ſich ſchon einzurichten wiſſen, wie es feinen 
Verhältniſſen entſpricht. Man gebe ihm nur ſein „Haus⸗ 
recht“ wieder, dann wird er ſich ſchon zu ſchützen wiſſen 
ebenſo gut gegen den Eindringling von Draußen — das 
Kapital — als auch gegen die Willkür und Sorgloſigkeit 
ſeiner Glieder. 

„Alſo alle Macht ſoll in die Hand der Bauernver⸗ 
vertretung gelegt werden“, ruft man uns vielleicht entgegen, 
„wo bleibt da aber die Freiheit. Eine ſolche Bauern⸗ 
vertretung würde ja wahrhaft allmächtig, und umge 
kehrt, der Einzelne nicht mehr Herr über ſein eignes 
Haus und Gut fein“. — Nun, Einſchränkung der in: 
dividuellen Willkür iſt noch nicht Beraubung der „Brei: 
heit“, und wenn der Bauer nicht mehr die Möglich— 
keit hat, durch liederliche Wirthſchaft, im Trinken und 
e das Erbe ſeiner Väter durchzubringen, Frau und 
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Kind an den Bettelſtab zu bringen, ſo nenne ich das nicht 
„Verletzung“ des Eigenthum's, ſondern „Schützung“ des⸗ 
ſelben — Schützung des Eigenthumes der Familie, Schütz⸗ 
ung der Familienehre und der Ehre des Standes. Und 
wenn dem Bauern das „Recht“ genommen wird, durch 
fortwährende Zerſtückelung und Verſchuldung ſeines Beſitzes 
die Nation zu proletariſiren, den vaterländiſchen Boden zu 
devaſtiren und zu veröden — in Folge der ſteigenden Un⸗ 
fruchtbarkeit des Kleinbetriebes — ſo nenne ich das wie— 
derum nicht eine „Verletzung“ des Eigenthumsrechts, ſon— 
dern eine „Schützung“ des Rechtes der Nation auf den 
heimiſchen Boden und deſſen Früchte. Gewiß letzteres iſt 
ein ſehr relatives Recht, aber erſteres auch wenigſtens nicht 
abſolut, letzteres kann ſehr leicht übertrieben und mißbraucht 
werden, aber erſteres iſt auch nicht dagegen geſichert. Wir 
verlangen nur, daß man beide Seiten beachte, und die 
Standes vertretung gibt die menſchmögliche Sicher: 
heit, daß nach beiden Beziehungen hin kein Mißbrauch 
ſtattfinde. Die Intereſſen des Standes und des Einzelnen 
decken ſich viel mehr, als die des Standes und des 
Staates, und die Beſorgniſſe für die individuelle Freiheit, 
ſoweit ſie berechtigt iſt, find da ſehr überflüſſig. 


die wirkſiſchaftliche Organiſation des Bauernſtancles. 


Das iſt die Neuordnung in rechtlicher Beziehung, die 
dem Bauernſtand durch ſtändiſche Vertretung und durch 
dieſe allein zu Theil werden könnte. Aber auch in rein 
wirthſchaftlicher Beziehung müßten der Bauernver⸗ 
tretung umfaſſende Vollmachten eingeräumt wer⸗ 
den, um auch hier organiſatoriſch wirken zu können. Auch 
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der Bauernſtand muß unter einen gewiſſen „Zunftzwang“ 
geſtellt werden. Wir haben ſchon geſehen, welch kräftiger 
ſocialiſtiſcher Zug in den Handwerkerzünften lebte — ſie 
ſtanden der Productivaſſociation näher als dem reinen 
Privatbetrieb, und in ihrer rechtlich organiſirten Solidarität 
genoſſen ſie einen kräftigen Schutz ſowohl unter ſich, gegen 
gegenſeitige übermäßige Concurrenz, als nach Außen. Und 
wir ſind in innerſter Seele davon überzeugt, daß auch 
heute noch nur eine ſolch durchſchlagende zünftige Orga— 
niſation, nicht blos den Handwerker- ſondern auch den 
Bauernſtand wirkſam zu ſchützen vermag gegen die auf— 
ſteigende Macht des Kapitals und der Concurrenz. 

Wir haben ſchon die wirthſchaftlichen Vortheile des 
Großbetriebes in der Landwirthſchaft auseinander geſetzt, 
gegen die der kleine Bauernſtand dauernd nicht aufzu⸗ 
kommen vermag in ſeiner Vereinzelung. Der einzige Weg 
der Rettung iſt: die Aſſociirung, und zwar ſtändiſche, mit 
Zwang ausgeſtattete Aſſociirung, Aſſociirung auf breiter 
Grundlage. Dieſer Weg iſt dann aber auch ſicher, 
denn in der Aſſociation vereinigen ſich die Vortheile des 
Großbetriebes mit denen der kleinen, auf eigne Arbeit 
gegründeten Wirthſchaft. Dieſe Sicherung der Vortheile 
des Großbetriebes wird zu einer ſchlechthinnigen Noth⸗ 
wendigkeit durch die Concurrenz des Auslandes. Da 
iſt nicht lange Zeit Ueberlegen's, ſondern es muß gehan⸗ 
delt werden. Da hilft weder „Freiheit“ noch eigenſinnige 
„Selbſtſtändigkeit“. Stramme Aſſociirung, nicht die „Frei⸗ 
heit“ kann unſern Bauernſtand retten. 

Es läßt ſich noch viel thuen, es muß aber auch noch 
viel gethan werden. Bis jetzt ſind in Deutſchland diejenigen 
Güter und Gegenden, in denen die Landwirthſchaft auf der 
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Höhe der Zeit ſteht, immer noch Ausnahmen. Mittelſt beſſerer 
Düngung, richtiger Verwendung des Kunſtdüngers, Verbeſſer⸗ 
ung der Getreideſorten, Veredlung der Viehracen ꝛc. ließ ſich 
die Production ſehr leicht ſoweit ſteigern, daß wir, anſtatt zu 
importiren, ſogar an Export denken dürften. Wenigſtens 
wäre der Mehrimport ſehr leicht gedeckt. Abgeſehen da— 
von, daß von 24 bis 25 Mill. Hektare pflügbaren Landes 
überhaupt blos etwa 15 Mill. mit Getreide beſtellt ſind, 
ſo brauchten, nach einer Berechnung der „Germania“ (1879 
Nr. 279), auf derjenigen Fläche, auf welcher bisher 14 
Centner erzielt wurden, künftig nur 15 Centner zu wach⸗ 
ſen, um unſern ganzen Mehrimport überflüſſig zu machen. 
Wirken die „natürlichen Geſetze“ der bisherigen Ent— 
wickelung weiter, dann wird Deutſchland ebenſo „naturnoth⸗ 
wendig“ veröden, wie Italien einſt durch die Getreide-Ein⸗ 
fuhr aus Sicilien, Afrika und Kleinaſien, während eine 
energiſche Reform unſern Bauernſtand nicht blos erhalten, 
ſondern wirthſchaftlich heben würde. 
| Wie weit dieſe genoſſenſchaftliche Örgantfatfon im 
Einzelnen gehen ſoll und wird, kann der natürlichen Ent⸗ 
wickelung, wenn mal der energiſche Anſtoß gegeben iſt, 
überlaſſen werden. Sie wird nach den örtlichen und tech— 
niſchen Verhältniſſen und auch nach dem Bildungsſtande 
verſchieden ſein. Iſt einmal die Organiſation da, dann 
wird ſie ſich mit Leichtigkeit den Verhältniſſen anbequemen, 
das Selbftintereſſe ſorgt ſchon dafür. Es geht nur um 
den Anfang, wo es allerdings wahrſcheinlich an Oppo⸗ 
ſition nicht fehlen wird — der Bauer iſt eben gar zähe 
und mißtrauiſch und läßt ſich nicht gern dareinreden. Sind 
aber einmal die Männer ſeines Vertrauens gewonnen, iſt 
der erſte Schritt glücklich abgelaufen, dann geht's von ſelbſt. 


* 
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Gemeinſamkeit in Wegebau, Flußregulierung, Wieſenbau, 
Waldcultur, Weidewirthſchaft ꝛc.; Güterzuſammenlegung und 
Austauſch; Gemeinſamkeit des Einkaufens und Verkaufens 
— mit Vermeidung des Iucrativen Zwiſchenhandels von 
Juden und Judengenoſſen — Gemeinſamkeit in Anſchaffung 
von Maſchinen, in Prüfung von neuen Betriebsweiſen, Ver⸗ 
beſſerungen aller Art, in Anlegung von Ackerbauſchulen, 
Verſuchsſtationen, Muſterwirthſchaften; gemeinſame Grün⸗ 
dung von Fabriken und induſtriellen Anlagen, zur ſelbſt⸗ 
eigner Verarbeitung der Rohproducte (Zuckerſiedereien 
Brandweinbrennereien, Mahl- und Sägemühlen, Mol⸗ 
kereien u. ſ. w.), zur Beſchäftigung der Arbeiter auch für 
den Winter; ja ſelbſt gemeinſamer Bau von Wohn: 
häuſern, Remiſen, Stallungen ꝛc. — alles das iſt noch 
freies Gebiet für die Aſſociation, das noch der Ausbeu⸗ 
tung reſp. des Anbaues entgegenharrt. Gerade was die 
bäuerlichen Wohn⸗ und Vorrathsräume anbelangt, ſo 
wird die landwirthſchaftliche Maſchine eine Umwälzung 
von ungeahnter Tragweite mit ſich bringen, wirth— 
ſchaftlich, indem die Trennung von Wohnhaus und 
Scheune (wegen Wegfall des Handdreſchens) große Koſten 
erſpart — eine Remiſe nimmt jetzt die Früchte des ganzen 
Dorfes in ſich auf — moch mehr aber ſocial, indem 
an Stelle des alten, in ſich abgeſchloſſenen, ſelbſtſtändigen 
Bauernhauſes mit wenig Zimmern und viel Balken und 
Tenne das moderne Wohnhaus mit mehr ſtädtiſcher 
Einrichtung, getrennt von Scheune und Stall, tritt: ein 
Bild des in „Gewöhnung“ und Sitte ſich vollziehenden 
Wechſel's, Bild und auch wieder Urſache. 

„Aber“ — könnte man einwenden — „mögen wirth— 
ſchaftliche Berechnungen eine ſolche Aſſociirung auch for: 
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dern, in ſittlich⸗ſocialer Beziehung können wir ſie aber un⸗ 
möglich wünſchen und fördern. Denn das iſt gerade die 
Charaktereigenthümlichkeit und die Kraft des Bauern: ſeine 
Abgeſchloſſenheit, das Gefühl ſeiner Selbſtſtändigkeit und 
lotalen Souveränität gegenüber der ganzen übrigen Welt. 
Wer den Bauern in die Aſſociation zwingt, der betrügt 
ihn damit eben um ſein beſtes Erbtheil, um ſeinen Bauern⸗ 
ſtolz und Bauerntrotz, verflacht ihn zu einem modernen Durch— 
ſchnittsmenſchen. Der Bauer mit ſeinem Inſtinkt findet 
das auch ſehr gut heraus, daher ſein Haß gegen all die 
modernen Neuerungen in der Landwirthſchaft, ſein Miß⸗ 
trauen gegen die Propheten der neuen Zeit, mag er ſich 
nun Elementarlehrer, Turnlehrer oder Wanderlehrer nennen, 
mag ihn die Regierung ſchicken, oder der eine oder andere 
Baron oder „„lateiniſche Bauer““. Laſſe man doch wenig: 
ſtens den unverdorbenen Bauern in ſeiner ländlichen Un⸗ 
ſchuld. Ihn in das moderne Treiben hineinziehen, mag es 
nun Politik, oder mag es Nationalökonomie oder wie 
immer heißen, heißt nicht's anders als ihn moderniſiren, 
— ihn corrumpiren.“ 

Wir geſtehen im Voraus ein, daß ſehr viel Wahres 
an dieſer Aufſtellung iſt, und wir ſind die erſten, die 
die „Moderniſirung“ des Bauern beklagen, und die Bauern 
gerne in ihrer alten Sitte und „Ruhe“ erhalten ſehen 
möchten. Wir haben ja ſelbſt das Lob der „Einſeitigkeit“ 
geſungen, und den Durchſchnittsmenſchen desavuirt. Aus⸗ 
prägung der Charaktere, nicht Verflachung iſt auch unſer 
Ideal, und deshalb wollen wir, wie ebenfalls ausgeführt, 
charakteriſtiſche Eigenthums formen, weil 
das Eigenthum die Grundlage der Charakterbildung abgibt. 
Aber hier „liegt auch der Haken“. Das Eigenthum 
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der Bauern iſt eben mit in den Fluß des modernen Ver⸗ 
kehr's hineingezogen und kein Geſetz der Welt kann 
dieſen Strom mehr zurückſtauen. Und ſo gilt auch hier 
wieder der Satz: entweder offen dieſen Factor anerkennen 
und mit ihm rechnen, oder aber einen Kampf beſchwören, 
der nothwendig Entäuſchung und Niederlage bringen wird. 
In der kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsordnung iſt es mit der 
Einfalt und Abgeſchloſſenheit bäuerlicher Zuſtände, wie ſie 
die Vergangenheit, wollen ſagen, „auszeichneten“, unwieder— 
bringlich vorbei, und die einzig mögliche und vernünftige 
Politik iſt, die wirthſchaftliche und geiſtige Kriſis, welche 
das Vordringen der modernen Ideen und der modernen Pro— 
ductionsweiſe auch auf das platte Land hervorruft, mög— 
lichſt unſchädlich zu machen. Nicht Abſchließung, ſondern 
nur glückliche Aſſimilirung und Ueberführung in die 
neue Entwickelung kann das Ziel ſein. Gerade der Bauernſtand 
bietet die meiſte Garantie, daß in ihm der alte Geiſt der Reli 
giöſität und Sitte noch ſtark genug tft, um gegenüber dem neuen 
Eindringling ſeine Stellung ſiegreich zu behaupten, indem er 
ihm nicht ausweicht, ſondern ihn in ſeinen Dienſt zwingt. 
Aus ſolcher Verbindung kann ſich ſogar ein ganz ſchönes 
Gebild geſtalten, wie wir es z. B. in unſerm rheinlän⸗ 
diſchen Bauernſtande gewahren — der rheiniſche Bauer 
weiß die Treue und die Frömmigkeit des Mittelalters mit 
dem Freiheitsſinn und der geiſtigen Beweglichkeit der 
modernen Zeit auf das glücklichſte zu verbinden. 

Wir ſagen alſo ſo: die Beweglichkeit des modernen 
Güterlebens, in die auch der Bauernſtand nun einmal un⸗ 
abwendbar hineingezogen iſt, erfordert auch eine gleiche Beweg⸗ 
lichkeit der Geiſter, und ſo müſſen wir uns mit dem Gedanken 
verſöhnen, auch den Bauern in die moderne „Bildung“, in die 
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politiſch⸗ſocialen Beſtrebungen der Neuzeit hineinzuziehen. Nur 
fo kann er ſich oben halten in dieſer Bewegung, ſowohl wirth⸗ 
ſchaftlich als auch geiſtig — denn auch der geiſtige Zu⸗ 
ſammenſtoß mit der „Welt“ findet nun einmal ſtatt, und 
auch da muß der geiſtig Schwächere zu Grunde gehen. 

Die moderne „Bildungs“ Bewegung ift eben der „gei— 
ſtige Niederſchlag“ und auch wieder Factor der modernen 
wirthſchaftlichen Entwickelung, und nur als ſolche, 
als „einmal beſtehend“ und als „Mittel“ erkennen wir 
ſie an und rechnen mit ihr. An ſich ſtellen wir die „Sitte“ 
höher als die „Bildung“ und den „Fortſchritt“. 

Wir ſind deshalb auch für allgemeine Schulbildung, 
als nothwendige Vorſtufe zur „allgemeinen Bildung“, und 
weil auch hier das Freiwilligkeitsprincip, wie England, 
Italien ꝛc. beweiſen, nicht ausreicht, für „allgemeinen 
Schulzwang“. Und wenn in neuerer Zeit ein hervorragen⸗ 
der Socialpolitiker“) gerade vom Standpunkt der Social⸗ 
wiſſenſchaft aus jeden Schulzwang oder vielmehr jede Schul⸗ 
bildung — alle ſeine Argumente richten ſich nicht allein 
etwa gegen das Staatsſchulmonopol, das auch wir nicht 
wollen, ſondern gegen jede Schulbildung — desavouirt, ſo 
beruht das auf einer vollſtändigen Verkennung unſerer 
modernen volkswirthſchaftlichen, und, können 
wir auch weiter ſagen, unſerer politiſchen Zuſtände. 
Eine Geſellſchaft mit dem Verkehr, mit dem Wechſel der 
Productionsweiſe, mit den ſchwierigen ſocialen Aufgaben, 
wie die heutige, ein Staat mit allgemeinem, gleichem, 


*) S. Lukas, der Schulmeiſter von Sadowa. Mainz, 1874 —ein 
geiſtreiches Buch, das wir mit Freude geleſen haben und jedem Freunde 
des „Volkes“ dringend zur Lectüre empfehlen. N 
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directem Stimmrecht, und, was damit gegeben iſt, mit 
Vereins⸗ und Preßfreiheit, ein Staat mit allgemeinem 
Mailitärzwang, der nun einmal da iſt — ich ſage, eine 
ſolche Geſellſchaft, ein ſolches Staatsweſen erfordert 
auch nothwendig allgemeine Schulbildung. Da wird die 
Schulbildung zu einem nothwendigen Theil der tech⸗ 
niſchen, der Berufsbildung, und zur Vorbedingung der 
irgendwie politiſchen Bethätigung. Selbſt rein religiös. 
betrachtet, ſo groß wir die Gefahren einer nur oberfläch— 
lichen Bildung, wie ſie die Schulbildung nun einmal iſt 
und bleibt, anſchlagen mögen, ſo hat ſie doch auch nicht 
minder ihre ſegensreichen Folgen. Ohne den heutigen Bil- 
dungsgrad (Preſſe) hätte unſer katholiſches Volk den Alt⸗ 
und Staatskatholicismus nie und nimmer ſo ſchnell über⸗ 
wunden. c 
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Noch ſteht uns die fundamentale Frage der 
„Bauernfrage“ zur Beantwortung aus, das iſt die Frage 
der Schulden-Ablöſung. Weder von einer recht⸗ 
lichen Erhaltung und Befeſtigung des Grundbeſitzes, 
noch von einer wiͤrthſchaftlichen Reorganiſation des 
Bauernſtandes kann die Rede ſein, ehe dieſe Frage zur 
Klarheit und Ordnung gekommen iſt. Selbſt rein wirth⸗ 
ſchaftlich betrachtet, muß unſere landwirthſchaftliche Pro— 
duction unter der Laſt der Schulden zu Grunde gehen. 
„Ablöſung der Schulden“: das iſt die fundamentale Auf- 
gabe, die ebenſo ſehr im Intereſſe der nationalen Ernähr⸗ 


ung, als auch im Intereſſe der Erhaltung des Bauern⸗ 


ſtandes überhaupt Löſung heiſcht. 
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Staat und Stand müſſen die Sache 
in die Hand nehmen: das iſt auch hier wieder unſer 
Oberſatz. Alle Löſungen mittelſt „freier Aſſociationen“, 
alle Verſuche im Kleinen, alle Palliativmittel helfen nicht's. 
Alle Aſſociationen des „Kapital's“ helfen auch nicht. 
Unſere freien Credit- und Darlehnskaſſen haben ge 
wwiß ihr „Verdienſt“ — zur Sicherung des landwirth— 
ſchaftlichen Betriebskapital's — aber für eine 
Ablöſung der bäuerlichen „Grundlaſten“ ſind ſie ohne 
jede Bedeutung. Weder vermögen ſie die nöthigen 
Summen aufzubringen, noch einen ſo niedrigen Zinsfuß 
zu vermitteln, daß ihn die Landwirthſchaft tragen könnte. 
Beleihen doch ſelbſt die Raiffeifen'ſchen Darlehnskaſſen 
durchſchnittlich nicht unter 6—7 Procent. Und was die 
„Kapital⸗Aſſociationen“ — die Hypotheken banken 
anbelangt, fo „organiſiren“ fie nur die Aufſau⸗ 


gung des Grundbeſitzes durch das Kapital. Sie ſind 


eben „Aktiengeſellſchaften“, denen es blos um Gründerge— 


winne und hohe Dividenden zu thuen iſt, die auch noch den 


Grundbeſitz zu einem „Börſenpapier“ machen, der Specu⸗ 
lation und den Unredlichkeiten der Börſe preisgeben. 

Wie unſere Hypothekenbanken den Grundbeſitz auswuchern, 
darüber gibt Otto Glagau („Culturkämpfer“, 1880. 
S. 114.) folgende Aufſtellung: „Unſere 30 Hypothekenbanken 
in Deutſchland haben, bei einem eingezahlten Aktienkapital 
von 256 Mill. Mark und bei 37 Mill. Mark Reſerven, 
bis Ende 1879 nicht weniger als 1382 Mill. Mark in 
„„Pfandbriefen““, d. h. in Hypothekeubriefen ausgegeben. 
Halten die Schuldner die ihnen aufgebürdete Laſt aus, ſo 


würden ſie, ſelbſt bei günſtigerer Annahme des Durch⸗ 


ſchnittszinsfußes, bei Ablauf der Amortiſation mindeſtens 
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2600 bis 3300 Mill. M. mehr zurückgezahlt 
haben, als ſie ſchuldig waren.“ 

Die Grundbelaſtung iſt eine Belaſtung des nationalen 
Bodens. Ihre Ablöſung iſt im „öffentlichen Intereſſe“, 
muß „von Staatswegen“ ſtattfinden. Sie muß zugleich 
ſtattfinden im Anſchluß an den Stand, unter Orga⸗ 
niſirung der Selbſthül fe und Selbſtverwal⸗ 


tung — durch bäuerliche Innungen. Die Innungen 


übernehmen die Hypotheken, ſoweit dieſe 
Sicherheit bieten — die unſichern müſſen ihrem Schick— 
ſal überlaſſen bleiben — und zwar für die reſpectiven 
Bezirke, ſo daß die Gemeinde-Innung die Hypotheken ihrer 


Glieder übernimmt, die dann ihre Rückverſicherung findet 
in der Kreisinnung u. ſ. w. Der Staat übernimmt dann 


die Garantie für Alle, und damit bekommen die Hypothe— 
ken den Werth und die Sicherheit von Staatspapieren. So 
muß ſich der Zinsfuß bedeutend reduciren, 
und die Amortiſirung vollzieht ſich unter öffent⸗ 
licher Controlle, und nach der abgelaufenen Zeit haben 
wir einen freien Grundbeſitz. 

Der ganze Umwandlungsproceß beſteht darin, daß die 
„Innung“ zwiſchen Privat-Schuldner und Privat-Gläu⸗ 
biger tritt, Forderung und Schuld übernimmt. Die foli- 
dariſch haftende Sunung beſitzt mehr Credit, als der 
einzelne Schuldner, kann deshalb eher die nöthigen Gelder 
— eventuell unter Beihülfe des weiteren Innungsverbandes 
bis zur „Reichsbank“ hinauf — flüſſig machen, um den 
kündigenden Gläubiger zu befriedigen. Und wenn der Kün⸗ 
digungen zu viel kommen ſollten, müſſen Moratorien 
ſtaatlich garantirt werden. Als „Gläubiger“ in ihrem 
Schuldner gegenüber aber hat die Innung den Vortheil — der 
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ihr eben als Innung zukommen muß — daß ſie dem 
Schuldner „auf die Finger ſehen“ kann, und, falls er ſeine 
„Wirthſchaft“ nicht richtig verwaltet, „von Zunftwegen“ 
ihm einen Verwalter zur Seite geben kann. Dasſelbe 
würde ſtattfinden in Sterbe- Fällen, wo eben die Innung 
die Verwaltung übernähme oder wenigſtens die „Vormund⸗ 
ſchaft“. 

Dieſe Innungs-Banken würden dann auch die Beſor— 
gung des Credit's über haupt für den Grundbeſitz 
übernehmen, auch zu Zwecken der Cultur, für Miliora⸗ 
tionen, Anſchaffung von Maſchinen ꝛc. Und auch in dieſer 
Beziehung würde ſie mehr leiſten können, als unſere mo⸗ 
dernen Credit⸗ und Dahrlehnskaſſen, weil die „Innung“ 
den Einzelnen näher ſteht, ſie beſſer kennt und auch 
mehr Gewalt über ſie hat, als der „Verein“. Sie 
könnte den Credit verſagen, wo ihn der „Verein“ geben 
muß, und geben, wo ihn der „Verein“ verſagen muß — 
ſie könnte die ſittlichen Factoren des Credits viel mehr 
in Mitberechnung ziehen. 
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| Ebenſo, wie die Abfindung der Gläubiger, könnte auch 
die Abfindung der Erben „von Innungswegen“ 
organiſirt werden. Mit den Creditbanken könnten ſich 
Lebensverſicherungsbanken verbinden. Da 
das „Gut“ bei der Erbfolge ſtets intact bleiben muß, ſo 
kann nur auf ſolche Weiſe allen Kindern ein dem Er⸗ 
tragswerth des Gutes entſprechendes Erbtheil geſichert 
werden. Da mit dem Tode des Gutsherrn die Verſicher⸗ 
ungsſumme ſofort flüſſig wird, zur Vertheilung unter die 
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Nebenerben, ſo find auch für den Haupterben alle Be: 
ſchwerniſſe, die ſonſt nöthig wären: Kündigung der 
Kapitalien, Einklagungen 2c.. und die damit wieder ge— 
gebene Drangſalirung der Schuldner des „Hofes“ geſpart. 
Der Beitritt zur Lebensverſicherung könnte ſogar zur 
Pflicht gemacht werden, als Zwang für den verſchwen— 
deriſchen Bauern, für die Zukunft ſeiner Kinder zu ſorgen. 
Wir ſehen eben auf Schritt und Tritt, wie 
Die Innung auch für die Dis ſeiplin von 
Heil ſein würde. Lebensverſicherungszwang iſt nichts 
anders als Sparzwang. | 

Die Lebensverſicherungsbanken find — Spar ban⸗ 
ken, Vorſchußbanken. Das wird uns wieder klar— 
legen, was wir früher über „Zuſammenlegungen“ im Aſſo⸗ 
ciationsweſen ſagten. 

In unſern Lebensverſicherungen ſchießt das kleine 
Kapital zuſammen in den großen Banken; was ſonſt den 
kleinen Geſchäftsleuten, dem Bauern, dem Handwerker, 
oder wenigſtens den Ortsſparkaſſen zufließen würde, co en— 
centrirt ſich jetzt in den Lebensverſicherungsbanken, und 
fließt auch nicht zurück. Um welche Summe es 
ſich dabei handelt, ergibt ſich daraus, daß Ende 1879 bei 
den 50 deutſchen Lebensverſicherungsanſtalten 797,343 Per⸗ 
ſonen mit zuſammen 2, 543,764,076 M. verſichert waren. 
So ſind gerade unſern Lebensverſicherungsgeſellſchaften ein 
mächtiger Hebel des Kapitalismus. Und 
was von den Lebensverſicherungen gilt, das gilt auch von 
allen andern Verſicherungen: ſo ſegensreich 
ſie wirken, ſo eminent ſocial und ſittlich ihr Grundgedanke 
iſt — die Solidarität im Unglück — in der Hand des 
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Kapitalismus werden ſie zu Mitteln der e e zur 
Erſtarkung der Herrſchaft des Kapital's. | 

Denken wir uns aber einmal dieſe Kaſſen in Verbin⸗ 
dung mit der Innung gebracht, dazu auf Gegenſeitig⸗ 
keit gegründet, nicht zum Zweck hoher Dividenden, jo 
werden ſie eine ganz andere Geſtalt annehmen. 
Dann kann die Innung, die die „Vorſchüſſe“ — Ver⸗ 
ſicherungsprämien — empfängt von ihren Mitgliedern, auch 
ſofort durch ihre Creditbanken denſelben dieſe Vor⸗ 
ſchüſſe wieder zur nutzbarer Anlegung zuführen. So 
würde die Verwaltung und Verwendung des Geldes nicht 
blos „ſocialer“, ſondern auch „productiver“, weil die Aus⸗ 


leihungen im Kleinen höhere Procente bringen, als die im 


Großen. Verwaltungskoſten, Dividenden und Gründerge⸗ 
winne wären natürlich von vornherein geſpart. Dazu 
käme noch die wirkſamere Controlle in der Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaft, um jede Betrügerei in der Zuwen⸗ 
dung der Verſicherungsſumme abzuſchneiden. Was 
die Actiengeſellſchaften durch angeſtellte Beamte thuen 
laſſen müſſen, fällt hier den Genoſſen zu. Mag das 
auch in der Lebensverſicherung weniger ausmachen, in der 
Feuerverſicherung z. B. würde beſſere Ueberwachung eine 
bedeutende Minderung der Prämien erlauben. 

Wie ſtändiſche Reorganiſation auf alle Verhältniſſe 
reformirend einwirken würde und mit der „Nothwendigkeit“ 
eines „organiſchen“ Geſetzes ſich immer weitere Aus⸗ 
dehnung geben müßte, dafür nur ein Beiſpiel. Wir 
ſagten, die bäuerlichen Lebensverſicherungen müßten obli⸗ 
gatoriſch werden. Damit wäre aber Krankheit 
oder Geſundheit des Bauern ſofort eine Sache von „öffent⸗ 
lichem Intereſſe“, und was läge näher, als „von In⸗ 
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nungswegen“ einen Arzt anzuſtellen. So 
wäre denn auch „der Arzt“ der Geſellſchaft wieder ein⸗ 
gegliedert, auch die Ausübung der ärztlichen Praxis 
ein „öffentliches Amt“, „Beruf“, nicht mehr bloßer „Er— 
werb“. Eine ſolch wichtige Function, wie die des Arztes, 
unter die Zufälligkeiten der „allgemeinen Concurrenz“ zu 
ſtellen, iſt unverantwortlich, und den Menſchen ſterben zu 
laſſen, weil er gerade kein Geld hat, um den Arzt zu be: 
zahlen, iſt nicht minder ein Hohn auf die Humanität. Das 
ſind alles die Früchte der „individuellen Freiheit“. Was 
kümmert die „Geſellſchaft“, ob ein Menſch früher oder 
ſpäter ſtirbt — das iſt „Privatſache!“ Und wie kann ſich 
die Geſellſchaft darüber aufhalten, ob ein Arzt Cur⸗Pfuſcherei 
und Humbug treibt — das iſt eben „Freiheit des Er- 
werb's“. 

Doch kommen wir wieder auf unſere Sache zurück! 
Wir ſagen: auch das Verſicherungsweſen muß wieder 
ſtändiſch werden, weil nur ſo das vorgeſchoſſene, ange⸗ 
ſammelte Kapital den betreffenden Kreiſen im Wege des 
Credits auch wieder zufließen kann, weil ſo die Verwaltung 
billiger und die Controlle wirkſamer geführt werden kann, 
weil endlich die Dividenden ꝛc. geſpart werden. Warum 
dem Kapital alle ſocialen Inſtitutionen zur Ausbeutung 
überlaſſen, während die Berufsgenoſſenſchaften fie viel beſſer 
in die Hand nehmen könnten. | 

Daß die Actiengeſellſchaften nicht die berufenen Träger 
des Bank⸗ und des Verſicherungsweſen find, dieſe Erkennt⸗ 
niß fängt an nachgerade auch allgemein zu werden. Man 
ſchlägt deshalb Ueberweiſung desſelben an Staat und Ge⸗ 
meinde vor. Alſo: „Staatsſocialismus!“ Nun gewiß 
beſſer, als „Kapitalismus“. 
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Wir wollen Ueberweiſung an die Stände unter 
„Oberleitung“ des Staates. Einmal würde der Staat 
überhäuft mit Laſten, die er durchaus nicht bewältigen 
könnte, dann aber auch fehlt dem Staat die nothwendige 
Vermittelung zur „Geſellſchaft“. Es würde eine 
gewaltige büreaukratiſche Maſchinerie, 
die leicht in's Stocken gerathen könnte. Gerade in wirth⸗ 
ſchaftlichen Dingen iſt der Büreaukratismus von Gefahr, 
und würde namentlich den „ſocialen“ Aufgaben, die z. B. 
der Credit hat, nicht gerecht werden können. 

Auch hier ſagen wir wieder: Büreaukratismus iſt uns 
lieber, als „Kapitalismus“, aber wir dürfen's auch beim 
Büreaukratismus nicht laſſen. Man reorganiſire die Be⸗ 
rufsſtände, ſchiebe denen die Arbeit und die Verantwortung 
zu, da ſie ja auch den Nutzen haben. So liegt's im In⸗ 
tereſſe des Staates, und den Ständen wird's auch recht ſein. 

Wir ſehen, wie wir immer wieder auf die Alternative 
kommen: „Büreaukratismus“, oder aber: „Reorga⸗ 
niſation der Berufsſtände!“ Entweder: „Kapitalismus“, 
oder: „Staatsſocialismus“, oder: „ſtändiſcher Socialis⸗ 
mus“ — kann da die Wahl noch ſchwer fallen? 


| Dreizefinfer Vorkrag. 


Die Reorganiſation des Handwerks. 


Noch mehr, als der Bauernſtand, bedarf das Hand— 
werk ſtändiſcher Reorganiſation. Der Bauernſtand iſt eben 
durch ſeine örtliche Abgeſchloſſenheit ſchon geſchützt. Während 
„Bauern⸗Innungen“ noch etwas ganz Neues ſind, hat denn 
auch die „Handwerkerfrage“ ſchon eine vollſtändige In⸗ 
nungs⸗Literatur gezeitigt. Officiell iſt hier ſchon Bered)- 
tigung und Nothwendigkeit der Innung anerkannt, und die 
ganze Streitfrage ſcheint ſich darauf zugeſpitzt zu haben: 
Ob Zwangs- oder freie Innung. 


„Corporationen“, nicht „Vereine“. 


Für uns iſt dieſe Frage ſchon beantwortet. Wir 
wollen eine „Organiſation der Arbeit“ im Großen. Wir 
wollen „öffentliche Corporationen“, nicht Vereine. Für 
uns iſt: ob Innung, oder nicht? keine „offene“, keine 
„private“, nur die Betheiligten intereſſirende Frage, ſon⸗ 
dern ſie iſt eine eminent politiſche, das Ganze angehend, 
ſie iſt uns „die“ Löſung der ſocialen Frage für „dieſes“ 
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Gebiet und deshalb nicht dem Belieben der Betheiligten 
zu überlaſſen. 

Es ſind auch nicht die „einzelnen“ Zwecke, die der 
Innung gewöhnlich zugewieſen werden, und die man wohl 
an den Fingern aufzählen kann, die uns die Innung em⸗ 
pfehlenswerth machen, ſondern die Geſammtheit der 
Zwecke, und die Zwecke, die ſich noch bilden werden. Die 


Innung ſoll alle Aſſociationen in ſich aufnehmen, ſofern 


ſie in Beziehung zum Handwerk ſtehen; das ganze ſo⸗ 
ciale Leben des Handwerk's ſoll ſich in der Innung con⸗ 
centriren. | 

Die Einzel⸗Zwecke der Innung können auch durch freie 
Vereine erreicht werden, alle zuſammen aber nicht. Auch 
die Summe der Einzelvereine werden nicht die Wirkung 
der Innung haben. Das Leben iſt mehr als die Summe 
der einzelnen Acte, und die Geſellſchaft mehr, als die 
Summe der Individuen. So hoch der höhere Organis— 
mus ſteht über der Geſammtheit der niedrigeren, ſo hoch 
die Innung über den Einzelvereinen. 0 
Wenn das ſociale Leben wieder blühen und Kraft 
gewinnen ſoll, dann muß man es concentriren — 
nicht mechaniſch theilen, ſondern zuſammenlegen, organiſch 
verbinden. Es muß ſich wieder eine „Zunftſtube“ bilden, 
dort alle Intereſſen ſich vereinigen; das muß der ſtetige 
Sammelpunkt ſein, nur ſo können ſich „ſociale Gewöhn⸗ 
ungen“ bilden, die auch tiefer Wurzel faſſen können. Wir 
haben ſie noch nicht, ſie ſind verloren gegangen in dem 
verwildernden Kampf der Concurrenz, wo Jeder ſeine 
eigenen Wege ging, und mehr auf „Mord“ und „Todtſchlag“ 
ſann, als auf „Verbrüderung“ mit feinen „Genoſſen“ — 
wir müſſen ſie bilden, langſam erziehen. 
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Wir haben Credit⸗, Conſum⸗, Rohſtoffvereine, wir haben 
Magazingenoſſenſchaften, wir haben Productivaſſociationen, 
wir haben Bildungsvereine, wir haben Kranken⸗ und 
Sterbekaſſen, wir haben gewerbliche Schiedsgerichte, 
Fachſchulen e. Warum fo viele Formen, da die Eine 
Innung ſie alle in ſich aufnehmen kann? Und welchen 
Inhalt würde da die Innung bekommen ? Die früheren 
mittelalterlichen Innungen dienten all dieſen Zwecken, und 
das gab ihnen ihre Bedeutung. Warum ſollte das heute 
anders ſein? 


Die obligakoriſche Innung und die Keorganiſakion des Ereilik's. 


Nehmen wir nur einmal die Creditvereine: nur eine 
öffentlich ſtändiſche Organiſation des Credit's kann auch 
hier, wie für den Bauernſtand, von durchſchlagender Wir⸗ 
kung werden. Auch für den Handwerkerſtand iſt der Credit 
einerſeits zu theuer, anderſeits ungenügend, und bei Soli⸗ 
darhaft dazu gefährlich. Unſere Creditvereine vertheilen 
hohe Dividenden. Die Handwerker müſſen ſie aufbringen. 
Unſere Creditvereine beleihen nur auf kurze Friſten. 
Der Handwerker muß oft auf Lager arbeiten und ſo ein 
größeres Kapital auf längere Zeit feſtlegen. Der Per⸗ 
ſonaleredit reicht nicht, der Creditverein verläßt ihn und 
— er muß verkaufen mit Schaden oder zum Pfandhaus 
gehen. Und was da erſt in Ausſicht ſteht, weiß Jeder. 
Endlich ſind auch die Gefahren der Solidarhaft bereits 
verſchiedenfach fo concret geworden, daß ſie keiner Schil⸗ 
derung bedürfen. 

Dem gegenüber müſſen Inn ae l b b f ge⸗ 
gründet werden, in gleicher Weiſe wie für den Bauern⸗ 
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ſtand. Dieſe müſſen die Vermittelung zur „Reichsbank“ 
— d. h. zu einer erſt zu ſchaffenden wirklichen „Reichs⸗ 
bank“, denn die heutige „Reichsbank“ iſt weſentlich Juden⸗ 
bank — übernehmen. In den großen Banken iſt der 
Credit billig, aber er kommt eben nicht bis zum Hand⸗ 
werker, oder aber durch „Vermittler“, die wenigſtens den 
gleichen Procentſatz für ſich noch draufſchlagen. Die In⸗ 
nungsbanken könnten dieſe Vermittlung übernehmen, und 
der ganzen Credit⸗Theuerung wäre abgeholfen. Die In⸗ 
nungen kennen ihre Mitglieder, Perſon wie Geſchäft, können 
auch hier, wie die Bauern⸗Innungen beim Bauern, Co n⸗ 
trolle üben, können fo ausgedehnteſten Credit 
gewähren. Haben ſie gemeinſame Verkaufshallen, Maga⸗ 
zine, ſo kann auf die ausgeſtellte Ware hin Geld geliehen 
werden. Ja, Beſcheinigungen, „Waren⸗Noten“ würden ge⸗ 
nügen, und, da immer die Innung ſolidariſch haftete, voll⸗ 
ſtändig den Werth von „Banknoten“ erhalten. So würde 
die Ausgabe ſelbſt „ungedeckter Banknoten“ auch für den 
Handwerkerſtand mal möglich, ein Privileg, das bisher 
blos unſere Großbanken genoſſen. Wir könnten eine ſolche 
Vermehrung des reinen Creditgeldes wohl gebrauchen, 
weil wir auch in dieſer Beziehung gegen andere Staaten 
zurückgeblieben ſind. Wenn England z. B. viermal mehr 
Creditgeld als Baargeld im Umlauf hat, und Frankreich 
dreimal ſoviel Umlaufsmittel beſitzt als wir, ſo leidet unſer 
„Geſellſchaftskörper“ gegenüber dieſen entſchieden an „Blut⸗ 
armuth“. „Waren⸗Noten“ wären das Mittel, dieſem 
Uebel abzuhelfen. So wäre alſo für billigen und aus⸗ 
reichenden Credit geſorgt. Und was die Solidarhaft an⸗ 
geht, ſo würde dieſelbe auch hier beſtehen, aber ohne Ge⸗ 
fahr ſein. Denn einmal kennen ſich Innung und Schuld⸗ 
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ner, kann dieſer ſtets controllirt und eventuell ſein Geſchäft, 
ſobald Gefahr droht, von Innungswegen übernommen 
werden; dann, was auch nicht gering anzuſchlagen iſt, 
während den Creditvereinen blos die Kapitalbedürf⸗ 


tigen beitreten, die Kapitalſtarken und Intelligenten aber 


fernbleiben, die Solidarhaft ſcheuend, würden der Innung 
Alle angehören, und zwar dauernd angehören, ohne 

die Möglichkeit, auszutreten wenn Gefahr droht, alſo die 
„Solidarität“ kräftigen und zugleich auch ſorgen, daß die 
Bank ſolide wirthſchafte. 

Vorausſetzung iſt auch hier wieder, daß die Innung 
obligatoriſch ſei; aber was fie da auch zu einer Reorga⸗ 
niſation des Credit's leiſten könnte, das ſcheint noch viel 
zu wenig Beachtung gefunden zu haben, trotzdem Bankier 
Samter ſchon 1869 die Anregung zu einer ede des 
Geldweſens“ gegeben hat. 

Auch was wir bei Gelegenheit der Bauern⸗J Innungen 
über das Verſicherungsweſen geſagt haben, gilt ebenſo hier. 


Wiclerſinn dev „freien“ Innungen. 


Die obligatoriſche Innung kann Alles leiſten, die 
„freie“ Innung nichts. Letztere iſt ein „Verein“ unter 
Vereinen, erſtere iſt der Innbegriff aller Vereine. Die 
freie Innung genügt in keiner Beziehung. Denn was ſoll 
doch ihr Zweck ſein? Doch wohl: Schutz nach Innen 
— Herſtellung der Disciplin, — und Schutz nach 
Außen — gegen die Uebermacht des Kapital's. 

In erſterer Beziehung bedarf — darüber ſind alle 
einig — das Lehrlings⸗ und Geſellenweſen 
ernſter Reform, zur Sicherung der techniſchen, wie beſon⸗ 


478 Dreizehnter Vortrag. 


5 ders der ſittlichen Erziehung und Durchbildung. Es muß 


wieder Disciplin in das Handwerk kommen, und die 
iſt bei der „Freiheit“ nicht möglich; die muß „von In⸗ 
nungswegen“ wieder hergeſtellt werden. Was kann aber 
die Innung machen, wenn der Meiſter jeden Tag wieder 
austreten und der entlaufene Lehrling und vertragsbrüchige 
Geſelle bei jedem Nichtinnungsmeiſter wieder Unterkommen 
finden kann? c 

Wie kann man der Innung zumuthen, mit „Gewiſſen⸗ 
haftigkeit“ über die Ausbildung der Lehrlinge zu wachen, 
wenn ſie nicht einmal ſicher ſein kann, daß ihr dieſe Lehr⸗ 
linge auch erhalten bleiben; und wie dem Meiſter, 
ſich von der Innung „dreinreden“ zu laſſen, wenn ihm 
dieſe nicht einmal einen durchgebildeten Geſellen garantiren 


kann. Und wozu die koſtſpielige Ausbildung als „Lehr⸗ 


ling“ und „Geſelle“, wozu die „Meiſterprüfung“ ꝛc., wenn 
doch jedem freien Arbeiter und Unternehmer die Con⸗ 
currenz jeden Augenblick offen ſteht — direct „einſpringen“ 
kann in den „Wettlauf“, während der Handwerker Zeit 
und Geld mit der Ausbildung verloren hat. 

Die Innung ſoll Schutz nach Außen gewähren. Aber 
worin beſteht denn dieſer Schutz, wenn jeder Bönhaſe 
„freie Pürſch“ hat, wenn jeder Speculant ein „Magazin“, 
ein „Schuhwarenlager“ 2c. errichten und das Handwerk der 


ganzen Gegend brodlos, oder wenigſtens ſich tributpflichtig 


machen kann? Wo bleibt da Handwerker- und Zunftehre, 
wenn, wer ſich an „billig und ſchlecht“ hält, prosperirt, 
und wer ſolid und mit Einſetzung ſeiner Handwerksehre 

arbeitet, bankerott geht? Wie kann man es zu ſtändiſchem 
Bewußtſein, zu rechtem freudigem „Berufsſtolz“ bringen, 
wenn der Concurrenzkampf nicht Ruhe noch Raſt gewährt 
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und jeder nur darauf ſinnt, in die Bourgeoiſie aufzuſteigen? 
Wie kann ein genoſſenſchaftlicher Geiſt, ein kräftiges Be⸗ 
wußtſein der Solidarität erblühen, wenn der Eine der 
Kranken⸗ und Sterbekaſſe beitritt, der Andere nicht? 

Man ſieht, wer die Innung im Ernſt will, muß auch 
Innungszwang wollen, muß eine umfaſſende und energiſche 
Selbſtverwaltung nach Innen, wie nach Außen, zum Schutz 
gegen „unberufene“ Concurrenz einräumen. Mit der „Ge⸗ 
werbefreiheit“ iſt da nun einmal nicht auszukommen. 
Speciell, wenn das Handwerk geſchützt werden ſoll gegen 
die Aufſaugung durch Maſchine und Kapital, ſo iſt der ein⸗ 
zige Weg: die „privilegirte“, obligatoriſche Innung. 


Obligakoriſche Innung und „Maſchine“. 


Jeder, der in der Handwerkerfrage mitreden will, 
ſollte erſt darauf geprüft werden, was er gegenüber der 
„Freiſetzung“ der Handwerker durch die Maſchine zu thuen 
gedenkt! Wer hier die „freie Concurrenz“ walten laſſen 
will, der hat das Recht verloren, ſich einen „Freund“ des 
Handwerk's und einen „conſervativen“ Politiker zu nennen. 
Was die freie Concurrenz da anrichtet, davon geben unſere 
Weber⸗Diſtricte doch heute noch hinreichenden Aufſchluß! 
Solche „Unmenſchlichkeiten“, ganze Bevölkerungsſchichten 
durch die Maſchine zu Grunde zu richten, Düne nicht 
mehr vorkommen. 
| Man ſage nicht, die Zeit ſolcher umfaſſenden und ge 
waltigen „Freiſetzungen“ läge hinter uns. Vielmehr um⸗ 
gekehrt ſind wir auch hier erſt „im Anfange“ der Ent⸗ 
wickelung. Die Dampfmühlen, die Dampfbädereien, 
die Schuhfabriken haben wir bereits, und ſie machen ge⸗ 
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waltige Fortſchritte. Unſere Schneider und Möbel-Schreiner 
find ſchon in den großen Städten zumeiſt Magazin - Ar: 
beiter. Die Maurer und Zimmerer arbeiten ebenſo meiſtens 
unter „Unternehmern“. Die Handweber haben ſchon 
längſt ihre Selbſtſtändigkeit eingebüßt. Die Metzgerei 
concentrirt ſich auch mit Rieſenſchritten. Die Eon: 
ſum vereine fördern hier, wie auch in der Bäckerei, 
dieſe Concentration. Dazu kommt dann noch der I m⸗ 
port von Außen, der nicht blos Arbeit „freiſetzt“, ſon⸗ 
dern auch die Concentration der Geſchäfte in der Hand 
des Kapital's mächtig fördert. Der Kapitaliſt, der das 
Getreide importirt, wird es auch auf ſeiner Dampfmühle 
mahlen, in ſeiner Dampfbäckerei verbacken, dann direct an 
den „Conſumverein“ ablaſſen. Und ähnlich der Fleiſch⸗ 
Importeur. In allen dieſen Beziehungen ſind wir, wie 
geſagt, noch im Anfange; unſere Handwerker ſtanden noch 
vielfach in perſönlichen Beziehungen zu den Haushaltungen, 
und da werden dieſelben auch jo leicht nicht gebrochen. 
Aber die moderne Zeit ſetzt ſich ſchnell über ſolche Be⸗ 
ziehungen hinweg, die zahlreichen Conſumvereine löſen dieſe 
Beziehungen vollends, und die hie und da ganz unvermittelt 
und unmotivirt ſich geltend machenden „ſtändiſchen“ Be⸗ 
ſtrebungen künſtlicher Hinaufſchraubung oder Feſthaltung 
der Preiſe ſind auch nicht geeignet, die Sympathien für 
das Handwerk zu erhalten. 

Dieſe bedrohten Handwerke gerade machen aber das 
Gros unſeres Handwerkerſtandes aus, und wenn man auf 
Grund der letzten Gewerbezählung darauf verweiſen zu 
können glaubte, daß „die Hauptkraft des Gewerbefleißes 
im deutſchen Reiche noch immer in dem Kleingewerbe be⸗ 
ruht“ (Engel), ſo wird man bei der nächſten oder der nach⸗ 
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folgenden Gewerbezählung ſich wahrſcheinlich bitter ent- 
täuſcht finden. 

Noch iſt's früh genug, Gegenmaßregeln zu ergreifen. 
Aber ſie müſſen energiſcher, durchſchlagender Art ſein. Sie 
müſſen ebenſowohl im Sinne des Fortſchrittes als 
der Erhaltung ſtattfinden. Es muß „Ordnung“ in 
die „Entwickelung“ gebracht werden. Nicht den „Strom 
zurückſtauen“, ſondern ihm „ſeine Bahn weiſen“! Eine 
Concentration des Betriebes wird ſtattfinden; im Inter⸗ 
eſſe der Production iſt ſie berechtigt und die Gefahr für 
die Vertheilung kann paralyſirt werden. Es fragt ſich 
auch hier: ſoll dieſe Concentration ſtattfinden unter der 
Hand des „Kapital's“, ſtoß weiſe und „blindlings“, 
unter Zertretung aller Privatrechte, oder aber unter 
der ordnenden Hand der — privilegirten — „Zunft“, 
allmälig und in Schonung der Betheiligten, unter 
Ausgleich der Intereſſen des Handwerk's und der Ge⸗ 
ſellſchaft. 

Freilich, die bloße „Privilegirung“ genügt da nicht. 
Die Zunft muß in den Stand geſetzt werden, die wirth⸗ 
ſchaftlichen Fortſchritte zu vermitteln, zugleich aber auch 
in Pflicht genommen werden. Sie muß ebenſo ſehr 
ausgedehnteſte Befugniſſe über ihre Glieder 
beſitzen, als auch anderſeits der „Geſellſchaft“, Staat und 
Gemeinbehörde gegenüber unter ſtrengſter Controlle 
ſtehen. Die Zunft muß ſich zu einer Art Productiv⸗ 
aſſociation fortbilden. Von der Zunft aus müſſen 

die Fortſchritte der Technik und die Vereinfachung der Be: 
triebsweiſe allen Zunftgenoſſen in gleicher Weiſe ver- 
mittelt werden. Die Zunft hat z. B. die Zuſammen⸗ 
legung reſp. auch wieder Theilung der vielen Läden, der 


482 Dreizehnter Vortrag. 


vielen Bäckereien und Metzgereien ꝛc. in die Hand zu 
nehmen, die entſprechenden Maſchinen und Räume anzu⸗ 
ſchaffen; die Zunft hat die importirten Producte von den 
Händlern in Empfang zu nehmen und den Abſatz zu be⸗ 
ſorgen — durch ihre „Verkaufshallen“. Kurz die Innung 
hat das Privileg der Production wie des Abſatzes, 
ſie hat dafür zu ſorgen, daß auf alle ihre Glieder in 
gleicher Weiſe Nutzen wie Schaden ſich vertheilt. 

Dieſe Privilegirung der Innungen ſoll ſogar ſoweit 
gehen, daß ihnen das Recht eingeräumt werden fol, ſchon 
beſtehende kapitaliſtiſche Unternehmungen, 
die eben erſt den Boden des Handwerk's verlaſſen haben, 
wie z. B. unſere Schuhfabriken, Dampfbäckereien ꝛc., ein⸗ 
fach zu „expropriiren“ (natürlich gegen volle Entſchädigung) 
und von Zunftwegen zu übernehmen. Das Recht des 
Handwerk's iſt älter, als das Recht dieſer Unternehmungen. 
Ihr vorgeſchoſſenes Kapital ſoll ihnen vollſtändig erſetzt 
werden, auch ihr Riſiko und ihr Verdienſt um den Fort⸗ 
ſchritt der Technik mag anſtändige Belohnung finden, da⸗ 
mit iſt dann aber auch vollſtändig ihrem Recht genügt. 
Das Handwerk hat den nächſten „Beruf“, das Publi⸗ 
kum zu beſorgen, und damit auch das nächſte Recht. Es 
hat ſich zu ſeinem Beruf vorgebildet und dieſes An⸗ 
lagekapital verdient als perſönliches Kapital gewiß mehr 
Schutz als das Kapital des Unternehmers. Wenn der 
Unternehmer im Fauſtkampf der Concurrenz dieſes Ge⸗ 
biet auch „regelrecht“ erobert hat, fo iſt doch nicht unziem⸗ 
lich, wenn mal wieder Frieden in's Land kommt — mit 
der Organiſation der Arbeit —, daß dann ſolche Erober⸗ 
ungen wieder herausgegeben werden. Gewiß, gegen volle 
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Entſchädigung der Auslagen und e theilweiſe auch 
des „entgehenden Gewinnes“. Se 
„Aber“, ſagt man, „wie kann man dem Belieben der 
Innungen überlaſſen, Fortſchritte der Technik und der 


Beetriebsweiſe nutzbar zu machen oder nicht? Die werden 


ſich gewiß hüten, Maſchinen anzulegen, durch welche ſie ſelbſt 
doch noch zum Theil „freigeſetzt“ werden könnten, zumal 
wenn man hinzunimmt die Unbeholfenheit und Uneinigkeit, 
die ſich bei Einführung ſolch gemeinſamer Unternehmungen 
ergeben müßten. Jetzt bei der Concurrenz des Kapitales 
können ſich unſere Handwerker nicht mal ſoviel einigen, um 
es zur Gründung einer Productivaſſociation zu bringen, ge⸗ 
wiß viel weniger, wenn das Privileg ſie doch ſchützt“. 
Nun, was das letztere angeht, ſo fehlt es heute unſerm 
Handwerkerſtande an Initiative, an Einſicht und 
Ruhe. Jeder ſucht ſich im Concurrenzkampf ſein Ge⸗ 
biet zu ſichern und kümmert ſich nicht darum, ja merkt's 
nicht einmal, ob auch dem ganzen Stande der Boden unter 
den Füßen wankt. Die Innung muß da eben Wandel 
ſchaffen. Und dann, ſind wir auch durchaus nicht geſonnen, 
der Innung es zu überlaſſen, ob ſie verbeſſerte Einrich⸗ 
tungen treffe oder nicht — ihr ſoll nur zunächſt das 
Recht dazu geſichert ſein. Falls ſie ſich nicht dazu ver⸗ 
ſteht, auch nicht auf Aufforderung der Gemeinde-Behörde 
hin — die eben als Vertreterin der Conſumenten daſteht 
— dann mag von Gemeindewegen eine ſolche Fabrik ꝛc. 
gegründet, und nun entweder ſelbſtſtändig in Betrieb ge⸗ 
nommen, oder aber der Innung überwieſen werden gegen 
Rückzahlung des ausgelegten Kapital's. 
Ja ſelbſt dem „Kapital“ mag man 1 
weiſe ſolche Unternehmungen zuweiſen, aber dann unter 
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der Pflicht, blos Meiſter und Geſellen (zu⸗ 
nächſt der Zunft) in ſeiner „Fabrik“ zu beſchäftigen, und 
zwar in feſtgeordnetem Verhältniß, und, die 
Hälfte des Gewinnes etwa den augenblicklichen Mitgliedern 
der Innung zukommen zu laſſen. So wäre eine Ver⸗ 
mittelung getroffen zwiſchen dem Rechte der Arbeit 
und dem Rechte des Publikums; ſo wäre den Handwerkern 
das Recht der Beſchwerde genommen. — | 

Damit überhaupt der Fortſchritt im Handwerk 
geſichert wäre, müßte nicht blos Innungen, ſondern auch 
Privaten im Wege des „Patent's“ die Ausbeutung dieſer 
Fortſchritte freigegeben werden. Derjenige, der die Erfin⸗ 
dung gemacht hat, hat auch das Recht dazu, nicht aber ſchon 
jeder Kapitaliſt. Der Erfinder geht der Innung, die In⸗ 
nung aber dem Kapital vor. Und ſelbſt der Erfinder hat 
gegen die Innung Pflichten, er „fructificirt“ nur das 
Kapital von Intelligenz und Erfahrung, was ihm die In⸗ 
nung vermittelt hat. Wenigſtens hat er aus ihrer Mitte 
ſeine Hülfsarbeiter zu nehmen. Es ſollen wenigſtens nicht 
mehr Handwerker „freigeſetzt“ werden, als abſolut noth⸗ 
wendig iſt: das iſt doch ſchon Forderung der Humanität. 


Hbligakoriſche Innung und „ Preiskaxen“. 


Der Innung ſoll Production und Abſatz möglichſt 
geſichert bleiben: das iſt der Grundgedanke unſerer Vor⸗ 
ſchläge. Die Conſumenten („Gemeinde“) haben dann aber 
auch Anſpruch auf gute und billige Verſorgung, ſo gut 
es eben die Fortſchritte der Technik erlauben: das iſt die 
— auch ſchon berührte — Gegenſeite. Conſument und 
Producent und Producent und Conſument ſollen eben wieder 
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in Beziehung gebracht werden, ſollen ihr Verhältniß nach 
vernünftiger Ueberlegung ordnen, nicht nach den Zufällen 
der Concurrenz. Publikum wie Handwerk werden ſich 
beſſer dabei ſtehen. Der ungeordnete Krieg bringt nie 
Gutes. Die Concurrenz ſoll nicht abgeſchnitten ſein, aber 
ſie fol gemäßigt werden. Sie ſoll mehr auf gute 
Arbeit, als auf Billigkeit des Preiſes wirken. 

Der Producent muß für ſeine Arbeit auch ſeines 
Lohnes ſicher ſein. Der Conſument kann für ſein Geld 
auch entſprechende Ware verlangen. Innung und Gemeinde⸗ 
behörde ſind die geborenen Vertreter, die für die Realiſir⸗ 
ung beider Forderungen zu ſagen haben. Die Innung 
ſorgt für gute Arbeit und entſprechenden Lohn, die Ge— 
meindebehörde für mäßige Preiſe. | 

Alſo „öffentliche Preisfeſtſetzungen“, Preis-Taxen: 
das iſt, worauf wir hinauskommen. Das „leibhaftige 
Mittelalter“ kommt wieder zum Vorſchein! Allein, Gott 
ſei Dank, auch dieſes Stück Mittelalter hat ſchon ſeine 
Schrecken verloren. Haben doch ſchon öffentliche, politiſche 
Körperſchaften — z. B. die bayeriſche Abgeordneten-Kammer 
— ſich damit verſöhnt! 

Innungen und Preistaxen find ſich Grund und Folge. 
Wer die Innungen will — ſolidariſche Arbeit —, muß 
auch Preistaxen wollen — ſolidariſche Preiſe —, und um⸗ 
gekehrt. Sollte die Innung den Preistaxen ſich nicht 
fügen wollen, ſo wendet man ſich an die nachbarliche In⸗ 
nung — die Innungen bleiben concurrirende Körperſchaften. 
Gewiß wird ſolcher Ausweg ſelten nöthig ſein. 

Heute verlangt man Preistaxen zum Schutze des 
Publikum 's. Vom Standpunkt der „freien Concur⸗ 
renz“ iſt das nicht berechtigt. Wer im Intereſſe des 


486 Dreizehnter Vortrag. 


Publikums in die „Naturgeſetze“ der freien Concurrenz 
eingreift, muß auch conſequenter Weiſe das Umge⸗ 
kehrte, Preistaxen zum Schutz der Arbeit als berechtigt 
anerkennen. Das Alles hängt innig zuſammen. Man 
braucht überall nur die „ſpontanen“, „zufälligen“, „in⸗ 
ſtinctiven“ Beſtrebungen der Zeit in ihrer Einheit und 
Conſequenz aufzugreifen, und man kommt immer wieder 
bei der „Organiſation der Arbeit“ an — nur in dieſer 
finden alle ihre Befriedigung und ihren Abſchluß, prin⸗ 
cipiell wie practiſch. 

In den „Preistaxen“ liegt die ganze Löſung der 
joctalen Frage. Unſer große — conſervative — Socialiſt 
Rodbertus wollte auf ſie allein dieſelbe baſiren. Der⸗ 
ſelbe hat ſelbſt Muſtertabellen durch Architect Petermann 
in Roſtock für die Tiſchlerei ausarbeiten laſſen, die auch 
die Probe der Praxis beſtanden haben. Für alle Arbeits⸗ 


zeige ſollten ſolche Tabellen angefertigt werden und der 


„Staat“ ſollte dann die Realiſirung dieſer Taxen 
in die Hand nehmen. — Auch Domkapitular Moufang 
fordert in ſeinem ſocialen Programm wenigſtens Feſtſetzung 
des Minimallohnes. 

Principiell halten wir dieſe Forderungen für durch⸗ 
aus berechtigt. Practiſch aber ſind dieſelben nicht 
zu realiſiren. Der „Staat“ iſt durchaus ungeeignet für 
ſolche Feſtſtellungen. Die bureaukratiſche Schablone reicht 
hier nun einmal nicht aus. Selbſt die Beſtimmung des 
Minimal⸗Lohnes — wiewohl ſie doch der Forderung: „der“ 


Arbeit „ihr“ Lohn, nicht im Entfernteſten gerecht wird 


würde nur zur Folge haben, daß die weniger leiſtungs⸗ 
fähigen Arbeiter ohne Beſchäftigung blieben und ſie mußte 
ihre Ergänzung finden in der Verpflichtung des Staates, 
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dieſe zu beſchäftigen, reſp. dem Zwangsrecht des Staates, 
fie den Arbeitgebern zu überweiſen. | 
Preis⸗ und Lohntaxen find eine Aufgabe der Zu: 

kunft. Im Handwerk dürften ſie noch früher Realiſirung 
finden, als in der Induſtrie, weil im Handwerk die Bewe⸗ 
gungen von Angebot und Nachfrage ſich beſſer überſehen 
laſſen, und weil wir es im Handwerk mit „gelernter“ 


Arbeit zu thueu haben, und im Intereſſe der Erhaltung 


des Standes auch ein etwas höherer Lohn, als gerade 
dem „Arbeitsmarkt“ entſpricht, ſo gefährlich nicht iſt. Die 
Vorausſetzung aller Preistaxen, ſei es der Waren, 
ſei es der Arbeit, iſt und bleibt aber: „Organiſation der 
Arbeit.“ Nur durch ausgedehnteſte Mitwirkung der Be⸗ 
theiligten ſelbſt iſt ſie möglich. Sind dieſe Organiſationen 
aber mal da, dann würde auch ſchon in die Bewegung der 
Preiſe, im Anſchluß an die localen und Arbeits⸗ 


Verhältniſſe, mehr „Regel“ und „Ordnung“ kommen — 


ohne Verhältniſſen und Perſonen Gewalt anzuthuen. Auch 
hier gilt's, vorzuarbeiten. Schaffen wir mal die Inſtitu⸗ 
tionen, der Inhalt wird ſich ſchon finden — auch in dieſer 
Beziehung. 

Wir ſehen, wie durch die Innung auch ſoviele andere 
Fragen, die heute Preſſe und Publikum beſchäftigen, ihre 
einfachſte und einzige Erledigung finden. Deuten wir das 
noch in einigen Beziehungen an. 


- Köfung anleret „Fragen“ durch die obligakoriſche Innung. 


u Nehmen wir unſer heutiges Submiſſionsver⸗ 
fahren: weder das Handwerk noch die Oeffentlichkeit 
kommen mit ihm aus. Beiderſeitig bittere Klagen. Das⸗ 
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ſelbe gilt für die Gefängniß-Arbeit. Sie ift unvermeid⸗ 
lich und doch ruinirt fie die nächſtbetheiligten Handwerker. 
Mittelſt der Innung wäre ein Ausgleich leicht. Man hätte 
eben autoritative Organe, mit denen man „verhandeln“, 
mit denen man ſich einigen könnte, um allen Intereſſen 
gerecht zu werden. 

Einen wahren Hohn auf Geſchäfts-Ehre und Re⸗ 
ellität bilden die heutigen Wanderlager und Schleu⸗ 
der⸗Auctionen. Ihre „Gemeingefährlichkeit“ iſt ſchon an⸗ 
erkannt, auch vom Reichstage. Auch hier ſind weder 
„Steuern“ — ein richtiges „Sündengeld“ — noch „allge 
meine Geſetze“ durchſchlagend: man organiſire die Innun⸗ 
gen und gebe ihnen die Aufſicht, das iſt die einzige Löſung. 
Auctionen und Wanderlager mögen auch in Zukunft noch 
ſtatthaben, aber nur unter Leitung und Garantie von 
Innungen. Innungen ſind für die Dauer ihrer 
Geſchäfte engagirt, bürgen für Reellität, aber nicht Specu⸗ 
lanten. 

Ein allgemein anerkanntes Uebel iſt das heutige aus⸗ 
gedehnte Creditgeben, oder vielmehr Credit⸗Nehmen, 
ebenſo ruinirend für den Handwerkerſtand als für die kau⸗ 
fenden Familien. Dieſe unſinnigen Werzehr ſchulden 
haben ſchon manche Familie um ihren Frieden gebracht, 
und ſchon manchen Handwerker in die Arme des — 
Wucherers. Wenn unſere Handwerker heute z. B. nicht auf 
das Wechſel⸗Recht verzichten mögen, jo iſt eben der Grund 
der, daß fie bei dem ihnen aufgezwungenen Credit-Geben 
auch ſelbſt des Credit-Nehmens nicht entbehren können, 
ſelbſt auf die Gefahr hin, daß ſie ſich ſelbſt den Strick 
um den Hals legen. Dieſem Borgſyſtem gegenüber kann 
das Individuum nichts ausrichten, auch „freie Vereine“ 
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nicht. Da muß autoritativ durchgegriffen werden, 
von Inn ungswegen. 

Aehnlich iſt's mit der Sitte, daß unſern Handwerkern 
alle Arbeit, alle „Beſtellungen“, plötzlich und auf 
einmal aufgedrängt werden. In der „Saiſon“, an den 
beſtimmten Tagen iſt Arbeit zu viel, ſonſt zu wenig. Die 
Beſtellungen werden aufgeſchoben, bis zum letzten Augen⸗ 
blick, und dann ſoll Tag und Nacht gearbeitet werden. 
So iſt die Sonntagsruhe auch bei unſern Handwer⸗ 
kern ſchon längſt in Vergeſſenheit gerathen. Auch hier iſt 
der einzelne Handwerker ohnmächtig — es muß von Zunft⸗ 
wegen eingeſchritten werden. | 

Aus Anlaß der letzten Gewerbezählung wurde die 
Oeffentlichkeit aufmerkſam auf die Ueberzahl der dis tri⸗ 
butiven Gewerbe. Die große Ausdehnung des unproduc⸗ 

tiven Zwiſchenhandels iſt eine öffentliche Calamität geworden 
— vb̃ertheuert die Waren unnöthig und noch mehr ver: 
ſchlechtert ſie dieſelben. Der „Händler“ ſieht eben 
mehr auf „Billigkeit“ und „Eleganz“, als auf Solidität. 
Das Loos des Handwerkers iſt ihm natürlich ganz gleich- 
gültig, und ſo findet dann in dieſen „Kaufläden“ gerade 
die Fabrikware ihren Abſatz. So geht dem Publikum die 
Verbindung mit dem Handwerk verloren — im „Laden“ 
ſteht Alles fix und fertig, hochelegant und bequem, wie 
kann man jenem da noch zumuthen, die ſchmutzige, fern ge⸗ 
legene Werkſtatt aufzuſuchen und erſt zu „beſtellen.“ 

Auch hier würde die Innung Wandel ſchaffen. Sie 
hätte öffentliche Verkaufsläden einzurichten, 
wo Fabrik- und Handarbeits-Ware, wo ächte und une 
ächte Ware getrennt ausgeſtellt würde. So wäre 
Arbeit wie Kapital des Zwiſchenhandels geſpart, die Ab- 
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hängigkeit des Handwerkers gebrochen und die Vekrügerei 
des Publikums abgeſchnitten. 

Wie ſich die Trennung vom Handwerker rächt, wird 
dem Publikum klar, wenn es — „flicken“ laſſen muß. 
Dann muß an Flick⸗Koſten gut wieder ausgelegt werden, 
was etwa durch Kauf im „Laden“ verdient worden iſt. 
So „prellt“ man ſich eben gegenſeeitig. 

Endlich ſei noch an die recht bezeichnende Ausartung 
des mittelalterlichen Geſellen-Wandern's in die moderne 
Vagabonda ge erinnert, eine Ausartung, die wiederum 
nur durch officielle Innungseinrichtungen — Legitimationen, 
Innungsherberge mit Arbeitsnachweiſe⸗Büreau — 
ihre Heilung finden kann. Was „Vereine gegen Bettelei“ 
vergebens erſtreben, in der Innung löſt ſich's von ſelbſt. 


Zwangsinnung — der einzige Weg der Retkung. 


Blicken wir auf unſere Darleguugen zurück, fo müſſen 
wir ſagen: „die“ Handwerkerfrage in allen ihren Be⸗ 
ziehungen und Ausgeſtaltungen kann nur ihre Löſung fin⸗ 
den in der obligatoriſchen Innung. Für „einzelne“ Fra⸗ 
gen iſt ſie die „beſte“ Löſung, für „alle“ Fragen iſt ſie 
die „einzige“ Löſung. 

Und auch hier ſagen wir wieder; Was nothwendig 
iſt, iſt auch möglich. Mag es dem Individualismus auch 
wenig zuſagen — ſollen die Prophezeihungen der Social⸗ 
demokratie nicht ihre Erfüllung finden, ſo muß er ſich eben 
fügen. Die „Zwangsjacke“ der Innung iſt beſſer, als die 
Zwangsjacke der Socialdemokratie. Soll dem tollen Wirbel 
der Concurrenz ein Ziel geſteckt werden, ſo dürfen wir 
eben die „Zwangsjacke“ nicht ſcheuen. Die „Zwangsjacke“ 
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hält auch „warm“, und wenn fie vorläufig unbequem ſitzt, 
ſo muß man ſich eben eingewöhnen. Vielleicht werden wir 
dieſelbe bald ſo lieb gewinnen, daß wir ſie um keinen Preis 
losſchlagen. Zehn Jahre der „Ordnung“ und wir werden 
auf unſer früheres eee mit Beſchämung 
zurückblicken. 

Mögen unſere Innungen vorläufig auch noch ziemlich 
„leere Formen“ ſein, den Inhalt werden ſie ſchon erhalten. 
Auch ſelbſt die „todten Formen“ werden ſchon Leben be- 
kommen. Die „anorganiſchen“ Beſtandtheile werden ſich 
ſchon aſſimiliren. Wenn unſer Handwerk überhaupt 
noch lebenskräftig iſt, dann wird es die „Formen“ ſchon 
mit Leben erfüllen. Man verachte doch die Formen nicht 
ſo ſehr — Formen ſind doch immer beſſer als „Form⸗ 
loſigkeit“. 

Jae höher der Organismus, deſto einheitlicher und 
durchgebildeter die Form. Unſer Kapitalismus hat zwar 
das ſociale Leben furchtbar mechaniſirt, desorganiſirt, aber 
daß noch organiſche Lebenskraft da iſt, zeigt die fa ſt 
üppige Vereins bildung. Es find noch krüppel⸗ 
hafte Bildungen — Geſträuch — man beſchneide ſie, bringe 
Einheit und Form in ſie, zeige dem Bildungstrieb die 
Wege, concentrire denſelben, indem man die wilden Schöß⸗ 
linge abſchneidet: nur ſo kann ein Baum werden. 
: Der Innungszwang hat ja ſeine Schwierigkeiten; 
allein ſobald man von der Nothwendigkeit desſelben über⸗ 
zeugt iſt, ſind alle Schwierigkeiten gehoben. Gegen die 
Schwierigkeiten von Militär⸗ und Schulzwang mac ſie 
doch wohl federleicht! 

„Innungen erfordern Scheidung von Groß- und 

Kleinbetrieb und da läßt ſich die Grenze ſchwer ziehen“. 
32* 
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Nun, deshalb hat doch noch Keiner z. B. Aufhebung 
unſerer Gerichte verlangt, weil die Abwägung der Strafe 
oft ſchwer iſt, und die Urtheile oft ungerecht ausge⸗ 
fallen find. „Die Handwerker-Innungen können zu leicht 
zu einſeitiger Privilegierwirthſchaft ausarten“ — wie man 
das von unſern Hochſchulen ja auch behauptet hat! „Für 
viele Handwerkszweige paßt die Innung gar nicht“ — 
alſo deshalb ſollen Alle darauf verzichten! „Die Verhält⸗ 
niſſe der Handwerker ſind ſo verſchiedengeſtaltig, daß ſie ſich 
für eine geſetzgeberiſche Ordnung nicht eignen“ — deshalb 
mache man „beſondere“ Ordnungen reſp. lege dieſelbe in 
die Hand der Betheiligten. „Man kann dem wirthſchaft⸗ 
lich vorgeſchrittenen Handwerker nicht zumuthen, daß er 
mit dem zurückgebliebenen wieder in Gemeinſchaft trete“ 
— aber dabei ſollen die armen „zurückgebliebenen“ Schlucker 
der Innung das „Standesbewußtſein“ pflegen und das 
„Gefühl der Solidarität“ in ihren Lehrburſchen wecken! 
Wenn dieſe „Herren“ mit ihren Genoſſen nichts mehr zu 
thuen haben mögen, ſo iſt's conſequent, daß ſie ihr Hand⸗ 
werk drangeben. Wer das Brod des Handwerks iſſet, dem 
muß auch die Ehre des Handwerks am Herzen liegen. 
Wenn er das ſelbſt nicht fühlt, dann muß man es ihn 
„fühlen laſſen“. Man gebe übrigens den Innungen mal 
eine mehr wie „kleinbürgerliche“ Bedeutung, dann werden 
auch die „kleinbürgerlichen“ Beſtrebungen ſchon ſchweigen. 
Die „Ehre“ muß ſich wieder an die Innung knüpfen 
— nicht an das „Geſchäft“ — der mittelalterliche 
Innungs⸗Stolz wieder lebendig werden. Heute freilich, wo 
die Innung höchſtens als „Zufluchtsſtätte“ der armen 
Handwerker dient, iſt das wohl kaum möglich. Wenn 
man aber die Innung als „ſociale Inſtitution“ überhaupt 
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faßt, und ſie, wie wir es wollen, auf alle producirenden 
Stände ausdehnt, jo wird auch ſchon wieder „idealer 
Schwung“ in ſie kommen, und vom Handwerker und der 
Geſellſchaft mit ganz andern Augen angeſehen werden, als 
heute. 

Die Handwerker ſelbſt haben oft genug obligatorische 
Innung verlangt. Nun, eine ſolche „Selbſtdisciplin“ iſt 
doch wohl hinreichend Bürge, daß der Zwang ertragen 
wird, und daß er dem Bedürfniß entgegenkommt. Was 
für Viele, ja die meiſten „gut“ iſt, kann „für Alle“ nicht 
von Uebel, viel weniger „unmöglich“ ſein. 

Sonſt pflegt man in der Geſetz⸗Macherei fo ängſtlich 
nicht zu ſein — was mag doch unſern Liberalen auf einmal 
das Gewiſſen ſo geſchärft, fo zarte „Schonung aller bethei— 
ligten Intereſſen“ aufgelegt haben? Die „betheiligten 
Intereſſenkreiſe“ ſelbſt haben ſich ſchon größtentheills zu 
dem „Riſiko“ bereit erklärt: was will man denn noch 
mehr? Hier wäre eine Majoriſirung wohl am Platze, 
innerhalb der Kreiſe der gleichen Intereſſen und Bedürf⸗ 
niſſe bedeutet ſie wirklich blos Brechung des Eigenſinnes 
und des Egoismus: warum hier auf einmal einen ſolchen 
Reſpect vor der „Minorität“? Warum hier auf einmal 
dem „Particularismus“ das Feld räumen? 

Bisher hat man auch in den Handwerker⸗Kreiſen die 
liberale Freiheit noch viel zu ſehr für bare Münze ge— 
nommen. Wenn die Aufklärung ſo fortſchreitet, wie 
bisher, dann werden die liberalen Parteien auch wohl 
noch vor dem „Zwangscours“ nicht zurückſcheuen dürfen! 


Noten und Belege zum dreizehnten Vorkrage. 


I. Zur Creditfrage. 
5 


Unſere beſtehende „Reichsbank“ hat wenig mit dem „Reich“ 


zu thuen. Sie gehört weder dem Reiche, noch wirkt ſie 
. für das Reich. Sie iſt eine Schöpfung des großen, in 
ternationalen Kapitals, beſtimmt für den Dienſt des 
Kapitalismus. f 

Von den 40,000 Antheilen befanden ſich (nach Glag au, 
Bankerott des Nationalliberalismus. S. 53) 1877: 28,959 
in den Händen von 6,346 Inländern, und 11,041 in den 
Händen von 1,425 Ausländern. Es kommen alſo durch⸗ 
ſchnittlich ca. 5 Antheile auf Einen Beſitzer. Thatſächlich ſollen 
ſich aber unter den 700 „Meiſtbetheiligten“ Leute befinden, 
die viele hundert Antheile beſitzen. Dazu ſchmilzt die 
Zahl der Eigner fortwährend zuſammen, 1877 z. B. um 400. 
Ebenſo wächſt die Zahl der ausländiſchen Antheilseigner, die 
heute ſchon über ein Viertel beſitzen. Der ganze Nutzen, den das 
Reich für die ausgedehnte Privilegirung der Bank genießt, iſt 
viel geringer, als der der früheren Preußiſchen Bank — 1877 
nur ca. 700,000 Thlr. 

Die Reichsbank iſt weſentlich Judenbank. Von den 15 
Mitgliedern und 15 Stellvertretern des „Centralausſchuſſes“ 
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find 11 reſp. 10 Juden oder doch jüdiſcher Abkunft, und 
faſt ſämmtliche 1 und Stellvertreter ſind berühmte 
Er Gründer“. 


2. 


Wie eine ſolche Bank ihre „ſociale“ Aufgabe löſen wird, 
läßt ſich da vorausſehen. Für die producirenden Stände fällt 
wenig ab — ſie fördert nur den Kapitalismus. 
Nach der Gewerbe⸗Aufnahme vom 1. Dezember 1875 gab es 
in Preußen 1,799,601 ſelbſtſtändige Geſchäftsbetriebe für 


Handel und Gewerbe. Davon haben Bankceredit nur 2316 


— 0,128 Procent!! Von dieſen 2316 Geſchäften dienten der 
Fabrikation 413 18 Procent der mit Bankcredit begna⸗ 


digten Geſchäfte; dem Handel dienten 1044 Geſchäfte 45 | 


Procent; und 859 mit Reichsbankceredit begnadigte Geſchäfte 
waren ihrerſeits Banken und Bankiergeſchäfte = 
37 Procent! Handel und Fabrikation haben alſo nur in der 
verſchwindenden Anzahl von 1457 Firmen den directen, billigen 
Bankeredit. Alle übrigen productiven Geſchäfte, alſo über 
1,700,000 Firmen in Handel und Gewerbe und dritthalb bis 
drei Millionen ſelbſtſtändige Landwirthe, müſſen ſich der Ver⸗ 
mittlung von Privatbankiers bedienen, um aus 
dem großen Capitalreſervoir zu ſchöpfen, das die Keller der 
Reichsbank darſtellen. Dieſe Vermittlung müſſen ſie natürlich 
theuer bezahlen. Site wird hauptſächlich von jenen 859 


Bankfirmen entgeltlich übernommen, die Bankeredit haben. 


Dieſe ſetzen ihr Giro auf den Wechſel eines Producenten und 
discontiren nun den bankmäßigen Wechſel bei der Reichs⸗ 
bank. Von dem hier erhaltenen Gelde ziehen ſie ihre Pro⸗ 
viſion ab und geben den Reſt dem Producenten. So „ver⸗ 
dienen“ ſie mühelos und ohne einen Pfennig eigenes Capital 
einzuſetzen. („Fränk. Volksbl.“ 1877, Nr. 276). 

Wie auch bei der Zuwendung des Bankeredits die Juden 
wieder die große Rolle ſpielen, ergibt ſich aus Folgendem. 

Abgeſehen von öffentlichen und Eiſenbahnkaſſen, exiſtiren 
2,346 Reichsbankconten, davon 228 für Vereine und Actien⸗ 
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geſellſchaften, bleiben 2,118 mit Bankeredit geſegnete Perſonen, 
von denen ſich durch ihre Namen 874, d. i. 41 Procent 
zweifellos als Juden charakteriſiren. — Je mehr die Arbeit 
abnimmt im Geſchäfte, deſto ſtärker wird darin natürlich auch 
der jüdiſche Procentſatz. Bankceredit genießen 348 Privat⸗ 
fabriken, davon find 55 - 16 Procent der Geſammtzahl jü⸗ 
diſchen Beſitzern gehörige. Von 1044 Handelsgeſchäften gehören 
365 — 35 Procent Juden. Von 696 Privatbankiers ſind 
450 = 64,6 Procent Juden! Dieſe Zahl ſteigt noch, wenn 
man bedenkt, daß ſich unter den 35,4 Procent anderen Ban⸗ 
quiers Juden finden, die einen weniger jüdiſch klingenden Namen 
haben, uns alſo entgangen ſind. Endlich ſtehen die 140 Actien⸗ 
banken und Creditvereine, ſowie die 23 Verſicherungsbanken 
zum größten Theile unter der Herrſchaft der Juden, die als 
Verwaltungsräthe, Directoren und größte Actionäre ſie aus⸗ 
nützen zur Ausbeutung des arbeitenden Volkes. Man kann 
alſo gut und gern annehmen, daß drei Viertel aller 
Bankeredit genießenden Bankgeſchäfte und 
die Hälfte aller überhaupt Ban kere di be⸗ 
ſitzenden Firmen und Perſonen in Deut ſch⸗ 
land Juden ſind, obſchon ihnen nach der Volkszahl nur 
ein 1½procentiger Antheil davon zukäme (l. c.). 

Wie die Reichsbank ihre „ſociale“ Aufgabe löſt, erhält 
auch aus folgenden „Thatſachen und Reflexionen eines Groß⸗ 
induſtriellen“ (ſ. „Staatsſocialiſt“, 1880, Nr. 14): 

„Am 7. Februar theilte mir ein Privatbankhaus per 
Circular mit, daß der Berliner Privat-Disconto 2 PCt. ſei 
und daß es zu 2½ pCt. Disconten nehmen werde. 

„Alſo der Privat-Discont für Großverkehr iſt 2 pCt. 
und die Reichsbank hält für den allgemeinen Verkehr 4 pCt. 
feſt, während der Discont andernfalls wohl unzweifelhaft auf 
3 pCt. ſtehen würde. Das Schlimme iſt, daß die Banquiers 
ihren Schuldnern in Conto⸗Corrent 1 pCt. über officiellen 
Bankdisconto rechnen und da ſie ſchon dafür ſorgen, daß ſie 
nur Schuldner haben, ſo koſtet dem allgemein verſchuldeten 
landwirthſchaftlichen und gewerblichen Theile Deutſchlands das 
Geld noch mal fo viel wie dem Beſitzenden und dem Groß⸗ 


x 
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verkehr! Daß jetzt der Bankdiscont künſtlich auf 4 pCt. ge⸗ 
halten wird, wie ich neulich vorher geſagt, iſt unbeſtritten, und 
dieſes auf Koſten der Schuldner, welche den Banquier nicht 
entbehren können, und auf Koſten des allgemeinen Verkehrs“. 


3 


Was von der Reichsbank, das gilt natürlich viel mehr 
noch von den übrigen Banken: ſie ſind nur auf den 
„Erwerb“ gegründet, während ihnen die „ſociale Function“ der 
Creditvermittlung ſehr gleichgültig iſt. Sie dienen nur dem 
Kapitalismus und — der wildeſten Speculation. Gerade unſere 
Banken haben die meiſten unſerer faulen Grün 
dungen auf dem Gewiſſen reſp. repräſentiren ſelbſt 
ſolche. Actien⸗ und Bankſchwindel gingen ſtets Hand in Hand. 
Der Actienſchwindel iſt ſogar die Hauptnahrungsſtelle des mo⸗ 
dernen Bankgeſchäft's. „Die Gründung, Einführung und 
Financiirung der Actiengeſellſchaften“, ſchreibt Dr. Perrot im 
„Reichsboten“, „kann eben nicht ohne die in erſter Linie her⸗ 
vorragende Mitwirkung von Bankgeſchäften geſchehen. Der 
Hauptnutzen der Gründungs⸗Vorgänge pflegt jo in die Kaſſen 
der Bankgeſchäfte und ihrer Clienten zu fließen. Ohne die 
Agiotage an der Börſe wären weitaus die meiſten Actien-Ge⸗ 
ſellſchaften ganz unmöglich; dieſe Agiotage, d. h. die künſtliche 
Inſcenirung und Leitung derſelben, wird aber wiederum von 
den Bankgeſchäften gemacht, und auch hier fließt wieder der 
Hauptnutzen in die Kaſſen der mit dem Börſen- Mechanismus 
genau vertrauten Bankgeſchäfte. Demnächſt machen die Bank⸗ 
Inhaber ſich und ihre Leute auch zahlreich zu wohlbetantiemten 
Verwaltungs⸗Räthen der von ihnen und ihrer Finanz⸗Clique 
geſtifteten Actien⸗Geſellſchaften. Wir haben größere Bank-In⸗ 
haber und Gründer, welche 20⸗, 30- bis 50fache Verwaltungs⸗ 
räthe find und ungeheueres Einkommen aus dieſer Quelle be= 
ziehen. Ferner machen alle Actien-Geſellſchaften conſequent 
große Schulden, und die Vermittelung dieſes Schuldenmachens 
iſt abermals wieder eine große Quelle des Einkommens für 
die Bankgeſchäfte ꝛc. c. So liegt es auf der Hand, daß die 
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Entwickelung des Bankweſens mit derjenigen der Gründerei und 
des Actien⸗Schwindels ſtets auf das engſte verwachſen iſt. 
„Für Wien liegt z. B. bezüglich der jüngſten Schwindel⸗ 
periode der officielle Zahlen-Nachweis für dieſen Parallelismus 
des Bank-, Börſen⸗ und Actien⸗Schwindels vor. Die folgende 
Tabelle, welche wir aus verſchiedenen amtlichen Materialien 
zuſammenſtellen, verzeichnet, wie viele Actien⸗Geſellſchaften über⸗ 
haupt und darunter, wie viele Bankgeſchäfte je am Jahres⸗ 
ſchluſſe von 1867 bis 1875 in Wien vorhanden waren. Der 
Mai 1873 tft dabei als der Höhepunkt des Actien-Schwindels 
in Oeſterreich mit folgendem Krach beſonders aufgeführt. 
Ferner iſt in der Tabelle die Zahl der für den Beſuch der 
Geldbörſe in Wien gelösten Jahreskarten, ſo weit die amt⸗ 
lichen Zahlen bekannt ſind, angegeben. Es muß noch beſon⸗ 
ders bemerkt werden, daß im Herbſte 1869 ein nicht unbedeu⸗ 
tender Vor⸗Krach eingetreten war und daß in Folge deſſen 


1870 ein kleiner Rückgang bez. Stillſtand der allgemeinen Auf⸗ 


wärtsbewegung des Schwindels (Hauſſe) ſich übereinſtimmend 
bemerklich macht. Unſere Tabelle gibt folgende Ueberſicht für 
Wien: 

1867 1868 1869 1870 1871 1872 1873 1873 1874 1875 1876 


Mai 
1. Actiengeſell⸗ 
ſchaften über⸗ 
haupt 46 58 105 109 145 245 294 234 197 — — 
2. Darunter 


Bankgeſchäfte 6 10 23 21 31 59 69 42 28 22 17 


3. Gelöste Jah⸗ 


reskarten f. d. 

Beſuch d. Geld⸗ 
börſe 867 835 1135 1389 1457 2352 — 29412423 — — 
„Dabei iſt zu bemerken, daß der Preis der Jahreskarten 
für den Zutritt an der Wiener Börſe im Jahre 1871 von 30 
auf 45 Gulden und im Jahre 1873 auf 60 Gulden erhöht 
worden iſt. Faſt gleichzeitig mit der ſogenannten Reichsbank 
in Berlin iſt auch in Wien ein prachtvolles neues Börſenge⸗ 
bäude eröffnet worden. Von den 17 Banken, welche Ende 
1876 beſtanden, haben im erſten Quartal 1877 wieder zwei⸗ 
liquidirt, ſo daß zur Zeit (Auguſt 1877) nur noch 15 Actien⸗ 
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Banken in Wien thätig find, gegen 69 im Mai 1873 vor 
dem Krach! Das Actien⸗Capital der Ende 1876 thätigen 17 
Banken betrug beiläufig 138 ½ Million Gulden und hat nur 
zu 2½ Procent im Jahre 1876 rentirt. Da werden wohl 
noch mehr Banken liquidiren müſſen.“ 

5 Und daß es iſt in Deutſchland, in Berlin nicht 
beſſer iſt, zeigen folgende ſtatiſtiſche Notizen der „Berliner 
Börſen⸗Zeitung“: 

„Es befinden ſich hier am Platze, die Hypotheken- und 
Maklerbanken mit eingerechnet, 27 Actiengeſellſchaften, Com⸗ 
manditgeſellſchaften auf Actien und Commanditgeſellſchaften, 
welche ſich mit der Vermittelung von Geldgeſchäften befaſſen. 
Hierunter iſt die Bank des Berliner Caſſenvereins, deren Eut⸗ 
ſtehung in das Jahr 1850 zurückdatirt, die älteſte, dagegen 
ſind die Deutſche Reichsbank, die Berliner Discontogeſellſchaft, 
die Deutſche Bank und die Berliner Handelsgeſellſchaft die be— 
kannteſten und bedeutendſten. Außerdem giebt es hier noch 
453 eigentliche Banquiergeſchäfte. Unter dieſen iſt von 74 
das Datum ihrer Begründung nicht feſtzuſtellen. Von den 
danach verbleibenden datiren noch 7 ihre Entſtehung aus dem 
vorigen Jahrhundert her. In den erſten 20 Jahren dieſes 
Jahrhunderts entſtanden im Ganzen nur zehn neue Firmen. 
In dem Decennium von 1821 — 1830 folgten dann 11 Firmen, 
18311840 nur 9, von 1841 — 1850 dann 22, 1851-1860 
im Ganzen 49, 1861 —1870 die beträchtliche Zahl von 101 
und endlich 1871 bis jetzt 170 neue Firmen. Es ergiebt 
dies eben in Summa 27 geſellſchaftlich und 453 für private 
Rechnung betriebene Geſchäfte. Daß hiermit die Ausdehnung 
der geſchäftlichen Thätigkeit ſelber Hand in Hand gegangen iſt, 
daß das Geſchäft gerade in dem letzten Decennium rieſige 
Dimenſionen angenommen hat, das bezeugt neben vielen an⸗ 
deren Momenten auch der rein äußerliche Umſtand, daß die 
Räumlichkeiten unſerer Börſe, die bei ihrer Begründung in den 
erſten ſechziger Jahren für viel zu groß angelegt galt, gegen⸗ 
wärtig die Zahl ihrer Beſucher nicht mehr faſſen kann und 
eine weitere Vergrößerung nothwendig wird, wobei gerade die 
Fondsbhrſe, auf welche ſich die obigen Angaben ſpeeiell be⸗ 
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ziehen, beſonders ſchwer mit ihren Bedürfniſſen in's Gewicht 
fällt.“ 


4. 


Unſere ungenügende Organiſation des Credit's macht ſich 
gerade zur Zeit des Bedarf 's, der Abſatzkriſe mit doppelter 
Wucht geltend. Das ſo heftig bedurfte Geld liegt in den 
Banken feſt, und die Bedürftigen können es nicht haben. Die 
Nachfrage wird ignorirt, ſofern nicht höchſte Sicherheit vorliegt. 
So erklärt es ſich, daß gerade zur Zeit der Kriſis der Zins⸗ 
fuß in den Banken ſogar oft ſinkt, anſtatt zu ſteigen. So 
betrug (nach E. Naſſe, ſ. „Jahrbuch“ von Holtzendorff-Bren⸗ 
tano, 1879. S. 149) in Paris auf offenem Markte der mittlere 
Disconto 1876 nur 2½, 1877 nur 13/4, in London in beiden 
Jahren 2¼ Procent. Der Bankdisconto wurde, wie gewöhn⸗ 
lich in ſolchen Zeiten, eine Kleinigkeit höher gehalten; in Paris 
betrug er 3⅝ und 2½¼, in London 2½ und 278 Procent. 

In Preußen wurde das Sinken des Zinsfußes einiger⸗ 
maßen aufgehalten durch die Anſprüche, welche insbeſondere 
die Preußiſche Staatsregierung ſowie einige der Reichsfonds 
durch Verkauf von Werthpapieren in den letzten Jahren an 
den Kapitalmarkt machten, aber doch war der mittlere Disconto 
in Berlin in den Jahren 1876 und 1877 niedriger als 
im Jahre 1873, in dem ſich die Hauptfluth der Milliarden 
über Deutſchland ergoß. In dem letzteren betrug der durch— 
ſchnittliche Diskonto der preußiſchen reſp. Reichsbank dos, 1877: 
4,42 und 1876 nur 4ů516 Procent. 

Wir ſehen, was eine richtige Organiſirung des Credits 
für unſern Handwerks- und Bauernſtand bedeuten würde. Und 
welch ein wirthſchaftlicher und moraliſcher Gewinn, wenn der 
Speculation mal die Wege verlegt würden! 


55 


Selbſt für den Staat wäre eine richtige Organiſation des 
Credits, eine Organiſation im großen Style, das einzige Mittel, 
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um auch ſeinerſeits endlich ſich von der Gewalt des Kapitalis⸗ 
mus zu emancipiren. Iſt es nicht ein Hohn auf die Selbſt⸗ 
ſtändigkeit und Würde des Staates, wenn z. B. ſelbſt bei 6 
Mill. M. zur Unterſtützung eines Oberſchleſiſchen Nothſtandes 
die Börſe auch ſchon wieder mit 60,000 (1%) als „Vermitt⸗ 
lerin“ der Anleihe mit zu Theile geht, und wenn bei einem 
nationalen Unglücksſchlage auf 5 Milliarden (Fres.) Anleihe 
eine ſechste an „Koſten“ draufgeht! 


II. Verdrängung des Handwerk's durch den Großbetrieb. 
1. 


Laut der letzten Gewerbezählung vom 1. Dezember 1875 
wurden im deutſchen Reiche ermittelt: 2,927,955 Hauptbetriebe, 
wovon 2,858,405 Kleinbetriebe und 69,550 Großbetriebe („mit 
mehr als 5 Gehülfen“). In ſämmtlichen Betrieben waren be⸗ 
ſchäftigt 6,470,630 Perſonen, und zwar 4,159,231 in den 
Kleinbetrieben und 2,311,399 in den Großbetrieben. — Wenn 
man nun aus der großen Zahl der Kleinbetriebe ohne Weiteres 
auf einen guten Stand des Handwerk's geſchloſſen hat, ſo iſt 
das von vornherein verfehlt. Nicht nur, daß die zwei der In⸗ 
duſtrie beigezählten Berufszweige, der Handel und das Schanf- 
gewerbe, ſowie auch noch das Transportweſen (und letzteres 
dazu mit Ausſchluß der Poſt und der Eiſenbahnen,) die Ver⸗ 
hältnißzahlen zu Gunſten des Kleingewerbes ſtark 
verſchoben, nicht nur daß Wäſcherinnen und Strickerinnen 
doch unmöglich zum Handwerk zählen: ſelbſt die dann noch 
übrig bleibende Zahl der Handwerker reducirt ſich noch bedeu⸗ 
tend durch die, wenn auch nicht „in geſchloſſenen Etabliſſements“, 
ſo doch für einen „Unternehmer“ Arbeitende, wie die meiſten 
unſerer Schneider und Hausweber. So tarirt die „Oeſter— 
reichiſche Monatsſchrift für Geſellſchaftswiſſenſchaft“ (1879. 
S. 570) die Zahl der wirklichen Handwerker auf etwa ein 
Drittel der überhaupt induſtriell beſchäftigen Perſonen. 
Jedenfalls iſt die Gefahr der Verdrängung und Abſorbirung 
des Handwerkes durch die Großinduſtrie keine bloße Einbildung. 
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Noch klarer erweiſt ſich dieſe Gefahr, wenn wir die Haupt: 
träger des „Handwerks“ etwas näher betrachten. Die drei 
ſtärkſten Gewerbetriebe, die es überhaupt gibt, ſind: Schuh⸗ 
macher 374,203, Schneider 298,923 und Tiſchler 230,510. 
Unter den Gewerbszweigen, deren Angehörige nach hundert⸗ 
tauſenden zählen, exiſtiren noch die Maurer, 166,204, die 
Bäcker und Konditoren, 139,034, die Hufſchmiede, 134,555, 
die Zimmerer, 122,557, die Fleiſcher, 110,687 Perſonen. Die 
Schuſter allein kommen alſo, nebenbei bemerkt, z. B. beinahe 
an Zahl gleich der Arbeiterſchaft der ganzen Bergbau-, Hütten⸗ 
und Salineninduſtrie incl. Kohlenbergbau, die 433,000 Vertreter 
zählte, repräſentiren alſo auch, ebenſo nebenbei bemerkt, ein 
gleiches Stück der zu ſchützenden nationalen Arbeit“. 

Was nun die Schuhmacherei betrifft, ſo zählt zwar noch 
der Großbetrieb kaum mit (1409 mit 17,565 beſchäftigten Per⸗ 
ſonen), allein ſo gut wie in England und Amerika, wird auch 
in Deutſchland uns dieſe Entwickelung nicht erſpart bleiben. 
In unſern Großſtädten iſt dieſelbe ſchon in vollem Anzuge. 
Dresden z. B. zählte ſchon 1875 35 Großbetriebe, worunter 
eine Fabrik mit 200 Arbeitern. Und nicht ſo ſehr die Zahl 
der Großbetriebe und der beſchäftigten Perſonen 
kommt da in Betracht, als vielmehr die gelieferte Ware. 
So liefert eine Fabrik mit 15 Arbeitern 150 Paar 
Stiefel per Woche. — Von den in der Schneiderei Be⸗ 
ſchäftigten ſind 17,167 Perſonen als in (1,366) Großbetrieben 
beſchäftigt angegeben, aber die für „Magazine“ Arbeitenden 
ſind eben nicht in beſondere Zählung gekommen. In der 
Tiſchlerei ſollen bereits 33,917 Perſonen in der Großin⸗ 
duſtrie (2,478 Geſchäften) thätig ſein, und auch da ſind gewiß 
viele Magazin⸗Arbeiter ſelbſtſtändig gezählt worden. Dasſelbe 
gilt von den Maurern (2,579 Großbetriebe mit 51,133 Per⸗ 
ſonen), Bäckern und Konditoren (789 mit 9,483 Perſonen, 
Hufſchmieden (309 mit 3,842 Perſonen) und Zimmerern (2524 
mit 43,593 Perſonen) und Fleiſchern (372 mit 4,334 Perſonen). 

Alle dieſe Handwerkszweige werden in und mit der In⸗ 
nung leicht zu retten ſein, ohne dieſelbe aber ſicher ihrem Ruine 
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entgegen gehen. Dieſe Alternative ſollte man ſich bei Zeiten 
vorlegen und anſtatt „Schwierigkeiten“ einer Reorganiſation 
des Handwerkes auszutifteln, mal an die „Löſung“ derſelben 
denken. 5 
Wie z. B. die Nähmaſchine ſowohl mit Trittbewegung 
als namentlich mit Kraftbetrieb Anwendung findet auf bisher 
weniger geeignet ſcheinenden Gebieten, zeigt die Thatſache, daß 
auf die Schuhmacherei bereits 22,242 Nähemaſchinen mit Tritt⸗ 
bewegung und 56 mit Kraftbetrieb, und auf die Riemer⸗, 
Sattler: und Tapezierarbeiten 2,480 mit Trittbewegung und 
12 mit Kraftbetrieb kommen. Für Weißnäherei ſind die be⸗ 
treffenden Zahlen: 30,739 reſp. 96 und für die Schneiderei 

67,532 reſp. 72. | 


3a 


Man hat von einer mit den Fortſchritten der Maſchinen⸗ 
Induſtrie ermöglichten Zunahme der Kleinkraftma⸗ 
ſchinen (Heißluft, Gaskraft⸗, Petroleum⸗ und Waſſer⸗ 
ſäulen⸗Maſchinen) ſich eine Rettung des Handwerk's verſprochen 
(Prof. Reuleaux). Schreiner, Schloſſer, Schuhmacher, Sattler, 
Blechſchläger und viele Andere ſollen ſo entſprechende Arbeits⸗ 
maſchinen, mittelſt dieſer Kleinkraftmaſchinen betrieben, mit 
vollem Vortheile beſchäftigen können. 

Gewiß, eine ſolche „Decentraliſation“ auch des Maſchinen⸗ 
weſens kann ſegensreich werden — wenn ſie nicht zu 
ſpät kommt! Iſt einmal die Centraliſation im Gange, 
dann werden auch die Kleinkraftmaſchinen ſie nicht rückgängig 
machen. Dann fordert aber auch die Kleinkraftmaſchine Ka⸗ 
pital; alſo auch hier iſt wieder Vorausſetzung: „Reorgani⸗ 
ſation des Credits“. Endlich, was die Hauptſache iſt: einer 
Concentration der „Geſchäfte“ würde ſie wohl kaum 
Einhalt thuen. Sie hat eben ihren Grund in der Con⸗ 
centration des Lebens überhaupt — in den großen Städten 
— und in der zunehmenden Macht der „Speculation“. Faſt 
jeder Schneider hat heute ſeine Nähemaſchine, aber hat das 
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etwa die zunehmende Abhängigkeit der Schneider von den 
großen Geſchäften aufgehalten? 
Gerade die zunehmende Bedeutung der Kleinkraftmaſchinen 
verpflichtet uns doppelt und dreifach, auf eine Reor⸗ 
ganiſation des Handwerkerſtandes hinzuarbeiten, da ſo uns die 
Gewähr ſeiner fortdauernden Exiſtenzberechti⸗ 
gung gegeben if. Warum die Großfabriken und 
⸗Geſchäfte aufkommen laſſen, da der Klein⸗ 
betrieb dasſelbe leiſtet! Da it der „Schutz 
zoll“ doch wohl mehr am Platze, wie jemals. 


III. Die unglückliche Entwickelung unſeres „Zwiſchenhandels.“ 
1 


Wir haben bereits die Wirkung der Conſum vereine 
für die Concentration der Handwerke hervorgehoben — der— 
ſelben Conſumvereine, die mit Vorliebe unter „ſocialer“ Flagge 
ſteuern. Alles, was Schultze-Delitzſch durch ſeine Creditvereine 
— bei denen übrigens das Handwerk nur mit einem Drittel der 
Mitgliederzahl betheiligt iſt — den Mittelſtänden vielleicht gegeben 
hat, das nimmt er wieder durch ſeine Conſumvereine. Alle 
ſocialen Veranſtaltungen müſſen eben in der Hand des 
Liberalismus in „ihr eigenes Gegentheil“ verkehrt werden. 
„Kapital“-Aſſociationen ohne Rückſicht auf entſprechende per⸗ 
ſönliche Verbindung werden ſtets auf die Dauer nur dem 
Kapitalismus zu Gute kommen. Die Conſumvereine opfern 
ſchonungslos die Kleingeſchäfte, und der Nutzen, der z. B. den 
Arbeitern in den billigeren Lebensmitteln zufließt, nimmt der 
Fabrikant durch billigere Löhne — nach dem ehernen Lohn⸗ 
geſetz — wieder in Beſchlag. Individuell mögen ſie nutzen, 
ſocial nicht. 

Die liberale wirthſchaftliche Freiheit hat unſeren aus⸗ 
gedehnten Zwiſchenhandel erzeugt, die unnatürliche Ausdehnung 
des Zwiſchenhandels hat die Producte vertheuert und verſchlech— 
tert — hat wieder die Conſumvereine hervorgerufen. So erzeugt 
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das eine Uebel das andere — die „individuelle Freiheit“ den 
„Communismus“. 


2. 


Die Ausbeutung der productiven Gewerbe durch den 
Zwiſchenhandel fand durch die Gewerbezählung vom 
Dezember 1875 volle Beleuchtung — auch für liberale Organe. 
Selbſt die „Pational⸗Zeitung“ konnte ihren Unmuth nicht un⸗ 
terdrücken. Sie ſchrieb (ſ. „Sociale Frage“, 1877 Nr. 41): 

„Neben dem Geſichtspunkt der Vertheilung der Produc⸗ 
tionszweige gegeneinander tritt ein zweiter, das Verhältniß der 
einzelnen Gewerbsthätigen zur Geſammtzahl der Bewohner, 
bedeutungsvoll hervor. So finden wir, daß auf je 73 Be⸗ 
wohner ſchon ein Erwerbsthätiger in der Bekleidungs- und 
Reinigungsbranche kommt; ſowie die auffallende That⸗ 
ſache, daß die zweite Stelle bereits der 
Warenhandel einn immt. Auf 76 Bewohner 
im Staate kommt ſchon ein Warenhandlungs⸗ 
befliſſener! Hier zeigt ſich offenbar eine Abnormität, 
da nicht anzunehmen iſt, daß zur Beſorgung des Tauſch-Ver⸗ 
kehrs zwiſchen Erzeugern und Verbrauchern mehr Perſonen 
nothwendig ſein ſollten, als z. B. Schuhmacher, von denen nur 
erſt je 1 auf 125 Bewohner kommt. Dasſelbe gilt von dem 
Geld⸗ und Kredithandel, dem Speditions- und Kom⸗ 
miſſions⸗Geſchäfte, von denen jeder einzelnen Klaſſe mehr Per⸗ 
ſonen dienen, als dem Buch-, Kunſt⸗ und Muſikalienhandel zu⸗ 
ſammen genommen. Dazu kommt, daß der Waren-Handel 
und die Handels-Vermittelung (Agenturen) häufig als Neben⸗ 
geſchäft betrieben werden, daß obiges Verhältniß ſich demnach 
noch ungünſtiger geſtaltet. Es iſt ein trauriges Zeichen der 
Zeit, das ſich hier zeigt. „„Die Reihen der Productiv-Thä⸗ 
tigen lichten ſich und die der Diſtributiv-Thätigen füllen 
ſich. Je mehr das über das nothwendige Maß hinaus 
der Fall iſt, deſto theuerer müſſen die Waren werden, 
weil ſie über ihre unſchmälerbaren Productionskoſten hinaus 
den zur Erhaltung der Diſtribuenten (Händler) nöthigen Auf⸗ 
ſchlag zu tragen haben. Ein geſteigerter Umſatz vermag dieſen 
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Uebelſtand nicht auszugleichen; denn die Umſatzmenge kann ſich, 
unter übrigens gleichen Umſtänden und ſoweit der eigene Staat 
dabei in Betracht kommt, dadurch nicht vermehren, daß die 
Zahl der Producenten ab- und die der Diſtribuenten zunimmt. 
Wer dieſes Zeichen der Zeit richtig zu deuten verſteht, wird 
ſich a unerfreuliche Erſcheinung in der Gegenwart erklären 
können. 1 5 

„Die Deutung liegt auf der Hand: es iſt die allgemein 
verbreitete Sucht nach müheloſem Erwerbe, die auri sacra fames, 
welche alle Schichten der Bevölkerung, hauptſächlich ſeit der 
Gründer⸗Periode, durchdringt, die Sucht reich zu werden ohne 
entſprechende Gegenleiſtung, mit Umgehung des langſamen Ka⸗ 
pitalbildungsproceſſes auf dem Wege des Sparens. Man 
glaubt, mit Schwindel-Geſchäften, mit Fälſchungen 
aller Art leichter ün d ſchneller zu ren; 
und gerade die in der letzteren Zeit ſo brennend gewordene 
Frage der Lebensmittel⸗Verfälſchungen gehört in dieſes Kapitel. 
Die ſtark überwiegende Anzahl von Perſonen, welche ihren 
Unterhalt aus der Vermittelung zwiſchen Nachfrage und An⸗ 
gebot ziehen wollen, führt eine Vertheuerung der Ware 
herbei, die, an einer gewiſſen Grenze angelangt, nur noch 
durch künſtliche Mittel, durch Verſchlechterung 
der Qualität, geſteigert werden kann“. 

Auch hier muß der übermäßigen Zerſplitterung hie „Zu⸗ 
ſammenlegung“ folgen — die Großgeſchäfte gewinnen immer 
mehr Boden. Auch hier iſt England „Muſter“. In London 
1 ſchon concentrirte Geſchäfte „für Alles“. So beſchäftigt 
3. B. ein ſolcher Univerſallieferant William Whiteley über 2009 
Commis, Mamſell's u. ſ. w. Wenn das Großkapital ſich mal 
dieſem Detail⸗Zwiſchenhandel zuwendet, dann werden auch die 
immerhin ſchwerfälligen Conſumvereine das Feld räumen müſſen. 
So können uns auch hier die „Kapital“-Aſſociationen vor dem 
Großkapital nicht dauernd ſchützen. 
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IV „Die „Netulirung⸗ der Preiſe durch die 105 
| Concurrenz. 


Die freie Concurrenz führt anſtatt zu den „billigſten“ 
Preiſen, zu „Monopol“-Preiſen. Für die großen Speculations⸗ 
Gebiete iſt dieſes ſchon längſt Thatſache. Gerade die drin- 
gendſten Bedürfniſſe des Volkes, Getreide und Petroleum, ſind 
ſchon in der Hand des Groß-Wuchers. Und wie ſelbſt im 
Inlande die Preiſe viel mehr „gemacht werden“, als daß „An⸗ 
gebot und Nachfrage“ reſp. die „Naturgeſetze“ der Volkswirth⸗ 
ſchaft ſie machen, darüber geben z. B. die Motive zu den 
Zollpoſitionen folgende Belege: 

Nach den Verbffentlichungen des kaiſ fake ſtatiſtiſchen 
Amtes koſteten im Januar 1879 1000 Klgr. Weizen in Mann⸗ 
heim 211,20, in Lindau 205,00, in Stuttgart 200,00, in 
Köln 192,00, in München 185,00, in Frankfurt a. M. 180,00, 
in Leipzig 178,38, in Magdeburg 174,50, in Berlin 173,00, 
in Danzig 172,65, in Halle a. S. 170,40, in Königsberg 
166,00, in Stettin 160,00, in Breslau 160,00, in Poſen 
157,00 M. 

Der Durchſchnittspreis für Weizen an den verſchiedenen 
Großhandelsplätzen in Deutſchland iſt mithin in einem und 
demſelben Monat derartig verſchieden geweſen, daß für Weizen 
an dem einen Ort 211,20 M., an dem anderen 157,80 M. 
gezahlt wurden. Das macht auf 1000 Kilogramm einen Unter⸗ 
ſchied von 53,40 M. oder auf 100 Kilogramm von 5,34 M. 
Ebenſo bedeutend ſind die a beim Roggen. Der⸗ 
ſelbe koſtete im Januar d. J. in Lindau 160 M., in Königs⸗ 
berg 104 M., macht auf 100 Kilogramm 5,60 M. Unter⸗ 
ſchied; nicht minder bei Hafer und Gerſte. Wenn die Preiſe 
ſchon im Großhandel in einem ſolchen Maße verſchieden ſich 
geſtalten, ſo werden ſie ſelbſtverſtändlich im Detailverkehr noch 
mehr von einander abweichen. 

Noch willkührlicher geſtalten ſich die Preiſe in der Hand 
der Bäcker. Sie ſpotten wirklich aller „Geſetze der Con⸗ 
currenz“, und man weiß wirklich nicht, ob man mehr im In⸗ 
tereſſe des Publikums, oder aber der Bäcker ſelbſt — die durch 
a 133 
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ſolche künſtliche Steigerungen der Preiſe ja nur ihren eignen 
drohenden Untergang beſchleunigen — dieſen Willkührlichkeiten 
ein Ziel geſetzt ſehen möchte. Einen recht ſprechenden Beleg 
liefern auch hier die „Motive“: 

Am 1. Februar d. J. koſtete in Weimar der Weizen pro 
1000 Kilo 165 bis 176 M., im Durchſchnitt 170 M., der 
Roggen 134 bis 146 M., im Durchſchnitt 140 M., 500 g 
— 1 Pfd. Weizen koſteten mithin im Durchſchnitt 8,50 Pf., 
500 g = 1 Pfd. Roggen 7,00 Pf. Nach einer amtlichen 
Bekanntmachung der Polizeiverwaltung zu Weimar vom 2. 
Februar koſtete 1 Pfund Weißbrod bei 2 Bäckern 15 Pf., 
bei 1 B. 16, bei 4 B. 17, bei 3 B 18, bei 6 B 19, bei 
4 B. 20, bei 1 B. 21, bei 1 B. 28, bei 1 B 25, bei 1 
B. 33 Pf., 1 Pfund Butterſemmeln koſteten bei 1 Bäcker 26 
Pf., bei 2 B. 27, bei 2 B. 28, bei 1 B. 29, bei B 530, 
bei 2 B. 31, bei 1 B. 32, bei 1 B. 33. bei 1 B. 35, bei 
2 B. 36, bei 3 B. 38, bei 2 B. 42, bei 2 B. 45, bei 1 
B. 50, bei 1 B. 60, bei 1 B. 62 Pf. Für Franzſemmeln 
betrug der niedrigſte Preis 24 Pf., der höchſte 50 Pf.; für 
Rücklinge (kleine Brödchen) der niedrigſte Preis 15, der höchſte 
33 Pf.; für Schwarzbrod der niedrigſte Preis 10, der höchſte 
17 Pf. Berückſichtigt man, daß 100 Pfd. Weizen etwa 120 
Pfd. Brod ergeben, ſo zeigt ſich, daß der Preis des Weizens, 
bis der letztere ſich in der Geſtalt von Backwaren zeigt, einen 
Aufſchlag von 100 bis 300 pCt. erfährt. Charakteriſtiſch iſt 
ferner die Thatſache, daß größere Bäckereien bei der Feſtſtellung 
ihrer Preiſe für Backwaren Preisänderungen bei dem Roh⸗ 
product unter 3 M. pro Centner garnicht zu berückſichtigen 
pflegen, woraus ſich denn auch erklärt, daß nach Aufhebung 
der Mahlſteuer, alſo nach Wegfall einer Abgabe von 2 M. 


für den Centner Weizen, von 0,50 M. für Roggen, das Brod 


nicht billiger geworden iſt. 

Der Magiſtrat zu Bayreuth ließ Anfang 1879 durch 
eine Commiſſion die Verhältniſſe der Brod⸗, Fleiſch⸗, Korn⸗ 
und Viehpreiſe vor Aufhebung und nach Aufhebung der Acciſe 
feſtſtellen und es ergab ſich folgendes wunderſame Reſultat: 
In den Jahren 1867 —69, vor Aufhebung der Polizeitaxe, 
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fofteten 100 Kilo Roggen oder Korn im Durchſchnitt 19 M. 
50 Pf. und das Brod 20 M. 20 Pf., mithin koſtete das 
Brod 70 Pf. mehr als das Korn. In den 8 Jahren 1871 
bis 78, nach Aufhebung der Polizeitaxe, koſteten 100 Kilo 
Roggen oder Korn im Durchſchnitt 18 M. 92 Pf., das Brod 
dagegen 29 M. 44 Pf.; mithin koſtete das Brod 10 M. 
52 Pf. mehr! Die Aufhebung der Polizeitaxe hatte das 
Brod um 50 Procent vertheuert! Was die Fleiſchpreiſe be⸗ 
trifft, ſo war der Durchſchnittspreis eines Maſtochſen von 8 
ne Fleiſchgewicht 1867—69 241 M. und der Durch⸗ 
ſchnittspreis des Rindfleiſches beſter Qualität rund 80 M. pro 
100 Kilo. Dieſelben Preiſe waren Juni 1879: 250 und 
reſp. 130 M. (S. „Culturkämpfer“, 1880, S. 40). 

Ende 1879 waren in Folge bedeutender Rindviehtrans⸗ 
porte aus Schleswig⸗Holſtein, Oldenburg, Oſtfriesland und dem 
Bremiſchen am Rhein die Viehpreiſe bedeutend herabgegangen, 
die Fleiſchpreiſe aber ſanken nur ſehr langſam und ungleich. 
„In mehreren Städten“, berichtet der „Staatsſocialiſt“ vom 
6. December, „ſind bedeutende Preisreductionen ſchon vorge⸗ 
nommen, ſo u. A. in Elberfeld, wo das Ochſenfleiſch von 60 
auf 50 bis 45 Pf. das Pfund geſunken iſt. Ebenſo in Haan. 
In Ronsdorf wird das Pfund Ochſenfleiſch jetzt zu 35 und 
bei Abnahme von 10 Pf. ſogar für 30 Pf. verkauft. Wo 
aber die Coalition (der Metzger) gut organiſirt iſt, da zahlt 
das Volk nach wie vor die hohen Preiſe, wie z. B. in Düſſel⸗ 

dorf“. 
| Gegen ſolche willkührliche Preisſteigerungen wird ſich das 


Publikum natürlich mit der Zeit zu ſchützen ſuchen, und gar 


leicht könnte da der einen Einſeitigkeit die andere folgen. 

Be Wie wir in der Metzgerei wenigſtens ſchon „öffentliche 
Schlachthäuſer“ haben, wird auch für Müllerei und 
Bäckerei ſchon offen ſelbſt von nicht ⸗ſocialiſtiſcher Seite 
Staats⸗ und Gemeinde⸗ Betrieb verlangt. Auch 
hier iſt bereits die Alternative: „Ständiſcher“ oder „Staats“⸗ 
Socialismus; der Individualismus und auch die „freie Aſſo⸗ 
ciation“ genügen nicht mehr. 
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Ein Fachmann, Vincenz Dil (ZAunſtmühlenbeſitzer 
in Bruck a. M.) plädirt für „die Löſung der Brodfrage“ 


(Graz, Leykam⸗Joſephsthal, 1877) in dieſem Sinne, ſo⸗ 


wohl wegen der heutigen Willkühr der Preiſe, als auch wegen der 
Productionsvortheile des Großbetriebes. Er ſchlägt den Ver⸗ 
luſt an Nationalvermögen, der durch unwiſſenſchaftliche und ver⸗ 
altete Mahlmethoden entſteht, für Oeſterreich auf jährlich 200 
Mill. Gulden an. „Zur vollſtändigen Löſung der Brodfrage“ 
meint er, „iſt allein und ausſchließlich die Geſammtheit, d. i. 
der Staat, berufen Die Errichtung von tüchtigen Fach⸗ 
ſchulen für Müller und Bäcker, die Aufſtellung und Dotirung 
pracktiſcher Verſuchsanſtalten, ſowohl für Müller als für Bäcker, 
in welchen unter Leitung geſchulter Fachmänner auf die Er⸗ 
reichung vollſtändiger Ausbeute der Nährſtoffe aus dem Ge⸗ 
treide hingearbeitet werden ſoll — das iſt der einzig richtige 
Weg, der zum Ziele führt.“ Till ſetzt ſodann die Erſparniſſe 
auseinander, welche durch Errichtung von Brodfabriken (für 


größere Städte mit einer Erzeugung von 100 — 200 Zollcent⸗ 
nern) gewonnen würden, und meint, der Staat ſolle mit 
Muſterfabriken den Anfang machen. „Der Staat kann es zu⸗ 


dem am nächſten thun, denn nicht nur, daß ihn die Sorge für 
das Gemeinwohl im eminenten Sinne dazu verpflichtet — iſt 
er ſelbſt der größte Brod⸗Conſument, da er für dieſen Nahr⸗ 
ungszweig theils für das Militär, theils für andere ſtaatliche 
Anſtalten im Ganzen jährlich 10 bis 12 Millionen Gulden 


benöthigt, und daher an der Erſparniß, die aus der Gewinnung 


guten und billigen Brodes reſultirt, ſchon unmittelbar als 
Hauptconſument in bedeutender Ziffer participirt.“ 


V. Die Fälſchungen der product. 


„Theuer und cchlecht“: das iſt das Reſultat der 1 7 


Concurrenz. Für das „theuer“ haben wir ſchon Belege ge⸗ 
geben, in Betreff des „Schlecht“ iſt ſchon durch die Geſetz⸗ 
gebung die Nothwen digkeit des öffentlichen 
Schutzes — gegen Fälſchungen der Lebens⸗ 
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mittel — anerkannt. Wie ſehr in der That die gefammte 
Bevölkerung unter den Fälſchungen der Lebensmittel leidet, 
dafür mag folgende Zuſammenſtellung ſprechen, welche ſich in 
Berliner Blättern findet. Nach der „Landwirthſchaftlichen 
Preſſe“ berechnet ſich das Quantum Waſſer, welches allein in 
Berlin als Milch verkauft wird, auf drei bis vier Millionen 
Liter jährlich, der Conſum an Milch auf 36 Millionen 
Liter, d. h. 38,3 Liter pro Kopf. Dem Mehl ſetzt man Schwer⸗ 
ſpath, Gyps, Kreide, Marmorſtaub hinzu. Dem Brodteig wird 
Alaun oder Kalkwaſſer beigemengt, um das Brod weißer zu 
machen, und Jalappenwurzel, um die verſtopfende Wirkung des 
Alauns zu heben. Schlechter verdorbener Kaffee wird gefärbt, 
ſogar mit giftigen Farbſtoffen. Im Stampfkaffee finden ſich 
Cichorien und Roggen. Im Cichorienpulver hat man wieder⸗ 
holt Ocker, Eiſen⸗Oxyd, Ziegelmehl; im Cichorienkuchen mit⸗ 
unter alten Kaffeeſatz, Baumrinde, ja Erde nachgewieſen. Zur 
Chocoladenbereitung verwendet man mitunter anſtatt der theueren 
Cacaobohnen als Zuſatz Peru⸗Balſam oder Storax, anſtatt des 
Zuckers Melaſſe⸗Syrup oder Stärke. Zur Vermehrung der 
Maſſe führt man derſelben Mehl von Getreide, Hülſenfrüchten, 
Kaſtanien, gepulverte Cacaoſchalen, Gummigyps, Kreide hinzu. 
Anſtatt der Cacaobutter, welche man aus der Maſſe entfernt, 
wird Schmalz, Fett und Pflanzöl genommen. Gewürze werden 
im großen Maßſtabe mit mineraliſchen und organiſchen Sub⸗ 
ſtanzen verfälſcht. Um Baumöl zu imitiren, verſüßt man ge⸗ 
meines Rüböl mit Bleimitteln. Schlechter Eſſig wird oft mit 
ſcharfen, brennenden Gewürzen ſo ſcharf gemacht, als wäre er 
abgezogen worden. Welche ekeligen Stoffe zur Butter Fabrika⸗ 
tion genommen werden, iſt bekannt; Schmalz, Talg, gekochte 
Kartoffeln müſſen mitunter die Maſſe vermehren. Um Ligeuren 
Anſehen zu geben, werden lebensgefährliche Färbemittel ange⸗ 
wandt. Zur Wurſt⸗Fabrication müſſen ſcheußliche, ungenieß⸗ 
bare Abfälle, Fleiſchreſte und Stärkemehl dienen. Man hat 
ſogar die feine Farbe der Cervelatwurſt mittels arſenikhaltigen 
Anilins hergeſtellt. Am übelſten aber ergeht es deu Wein⸗ 
trinkern. Aus Waſſer, Kartoffeln, Gerſtenmalz, Rohrzucker, 
Hefe, Weinſäure, Weingeiſt, Malvenblüthen, Veilchenwurzeln, 
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Hollunderblüthen, 5 Tannin, Weinſtein, Roſinen, Kino⸗ Gummi, 
Himbeerſaft, Hopfen, Tamarinden, Melaſſe⸗Syrup, Glycerin, 
jungen Rebenblüthen ꝛc. werden Hunderte verſchiedener „Weine“ 
ohne einen Tropfen Naturwein fabricirt. So viel iſt nach 
einem Vortrage des Chemikers Dr. Zinrek gewiß, daß, um 
ſaueres Bier trinkbar zu machen, Pottaſche, Kalk oder Laugen⸗ 
ſalz verwendet wird, welches gefährliche Krankheitsfälle erzeugen 
kann. Natürlich iſt die Lifte der Lebensmittel-Fälſchungen hier- 
mit noch lange nicht erſchöpft, ſondern je jest fih bis in's 
Unglaubliche fort. | 
Wenn es jo mit den Lebensmitteln gehalten wird, wo. 
Geſundheit und Leben auf dem Spiele fteht, wie wird da erft 
in den übrigen Geſchäfts branchen, wo blos der 
Geldbeutel den Schaden trägt, geſündigt werden! Für die 
Geſchäftswelt hat ſich ſchon vollſtändig eine eigne „Moral“ aus 
gebildet, und die offenbarſten Betrügereien, z. B. in der An⸗ 
gabe des Gewicht's, der Qualität, falſcher Etikette ꝛc. haben 
ſchon in dem Katechismus der „Geſchäftswelt“ direct Aufnahme 
gefunden. Und was das Schlimmſte iſt: auch das Publikum 
hat den Sinn für Solidität und Ehrlichkent 
verloren. Der Begriff der Solidität iſt uns abhanden ge⸗ 
kommen, ſowohl moraliſch, als metaphyſiſch genommen: der 
ehrliche und unehrliche Geſchäftsmann gelten der Oeffentlichkeit 
gleich — ſie fragt nur, wer „billiger“ verkäuft — und Nie⸗ 
mand findet etwas Beſchämendes darin, wenn ſeine Kleider, 
ſeine Möbel und Geräthe, ſein Schmuck als „falſch“ befunden 
werden. Und doch iſt ein „Betrug“ entlarvt worden! Mag 
dieſe Unwahrheit im äußern Auftreten auch individuell nicht 
ſo unmoraliſch ſein, mag man ſie z. B. mehr als eine „Ver⸗ 
irrung der Kunſt“ ꝛc. — fie iſt nicht blos eine „Verirrung“, 
ſondern auch der Untergang der Kunſt — bezeichnen: 
ſocial leidet der Volkscharakter unberechenbar 
darunter. Die Unreellität der Production hat uns vielleicht 
mehr um unſere Einfachheit der Sitten, um „Treue und 
Glauben“, die alten Nationalgüter der Deutſchen, betrogen, als 
alle franzöſiſchen Romane und Theater ⸗-Zoten, denn letztere 
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dringen nur in wenige Kreiſe, aber die Production übt auf 
das ganze Volk ihren beherrſchenden Einfluß. 

Auch hier, der Fälſchung im weiteſten Sinne, kann nur 
eine corporative Organiſation ein Ziel ſetzen. Auch hier iſt 
die Bureaukratie ohnmächtig, kann nur die „Selbſtverwaltung“ 
Wandel ſchaffen. Die Corporationen können die Ueber⸗ 
wachung führen und müſſen ſie führen im eignen In⸗ 
tereſſe. Ihr Intereſſe als „Zunft“ gegenüber dem Publikum, 
wie auch die Rückſicht gegen die einzelnen Genoſſen zwingen 
fie dazu. Wenn die Zunft es Einzelnen hingehen läßt, 
ſo iſt das eine Benachtheiligung der übrigen, die gewiſſen⸗ 
haft ſind, und wenn alle es thuen, dann hat Keiner mehr 
Profit davon, und die Corporation büßt ihre Stellung, ihr 
Vertrauen beim Publikum ein. Ein „Geſchäft“ rechnet auf 
den Tages⸗Erfolg, eine Zunft muß und wird ſich aber ſtets 
auf die Dauer einrichten, und da hat allerdings der Spruch: 
„Ehrlich währt am längſten“, noch ſeine alte Bedeutung. 


VI. Das herrſchende Borgſyſtem. 


Die Waren werden gefälſcht und — die Preiſe werden 
gefälſcht durch das ausgedehnte Borg ſyſtem. Trotzdem 
Publikum wie Geſchäftswelt von den Schäden des Borgſyſtem's 
überzeugt ſind, können ſie ſich doch nicht davon losmachen. 
Auch hier iſt ſowohl der Einzelne als auch die Geſetzgebung 
machtlos. Ueber die böſen Folgen und die Unwirthſchaftlichkeit 
der Borgwirthſchaft hat beſonders die Osnabrücker Han⸗ 
delskammer in ihrem Jahresberichte von 1877 ein ſcharfes 
und treffendes Urtheil gefällt. Die Kammer hat berechnet, 
daß in Deutſchland in den meiſten Fällen auf den Preis 
geſchlagen werden müſſen für Zins verluſt: vom 
Fabrikanten 2 pCt., vom Groſſiſten 3 pCt., vom Detailliſten 
4 pCt.; für Abzüge und Agio: vom Fabrikanten 1 PCt., 
vom Groſſiſten 1 pCt.; für Ausfall an Ausſtänden: vom 
Fabrikanten 2 pCt., vom Groſſiſten 2 pCt., vom Detailliſten 
3 pCt. — zuſammen 18 pCt., wenn der Borg 4 reſp. 
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6 oder 8 Monate nicht überſteigt und einigermaßen geſchäfts⸗ 
mäßig regulirt wird. Wenn aber 6, 9, 12 Monate und 
darüber als Ziel in Anſpruch genommen werden, ſo muß eine 
Preisvertheuerung von 30 pCt. und mehr ſtattfinden, 
ſobald die Ware, wie es Regel iſt, durch die Hände von Ver⸗ 
mittlern in diejenigen des Conſumenten übergeht. „Dieſe Be⸗ 
rechnung“ bemerkt der Bericht, „iſt faſt allſeitig als zutreffend 
anerkannt und es darf ſolchen Ziffern gegenüber gewiß als 
undenkbar erſcheinen, daß ſowohl Händler als Conſument ſchließ⸗ 
lich nicht erkennen ſollten, welche ungeheure Summen vom Na⸗ 
tionalvermögen und welcher namhafte Betrag des eigenen Ver⸗ 
mögens jedes Individuums bei Fortdauer des bisherigen 
Schlendrians dem Moloch der Borgwirthſchaft ohne jede pro- 
ductive Gegenleiſtung zum Opfer gebracht wird.“ 


Vierzelinter Vortrag. 
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Für den Bauern⸗ und Handwerkerſtand liegt die Haupt⸗ 
Wirkſamkeit der ſtändiſchen Vertretung in wirthſchaftlicher 
Beziehung in der Gemeinde, weil dieſe Stände doch 
noch immer mehr oder weniger ſich einer gewiſſen Selbſt— 
ſtändigkeit, Abgeſchloſſenheit und Decentraliſation zu er⸗ 
freuen haben. Die centrale Behörde hat nur die politiſchen 
Forderungen an die ſtaatliche Geſetzgebung zu vertreten, 
während ſie den Einzelbehörden gegenüber nur mehr an⸗ 
regend, belehrende allgemeine Directiven gebend, in wirthſchaft⸗ 
licher wie ſpeciell auch in techniſcher Beziehung aufzutreten 
hat. Ganz anders iſt es bei der Großinduſtrie, in der 
eben Alles von den „wirthſchaftlichen Zuſammenhängen“ 
beſtimmt wird, wo nicht in der Entwickelung der Einzel⸗ 
kraft, ſondern viel mehr noch in dem feſten einheitlichen 
Zuſammenwirken Aller der Erfolg beruht. 

Die ganze Großinduſtrie iſt ja regulirt, zuſammenge⸗ 
halten durch den einen „Weltmarkt“, und dieſer ſtraffen 
Centraliſation in wirthſchaftlicher Beziehung muß die ſo⸗ 
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ciale Organiſation folgen. In der Schaffung einer ver⸗ 
ſtändigen, ſtarken Centralleitung liegt die Haupt⸗ 
aufgabe für die induſtriellen Stände. Dieſelbe muß ganz 
genaue Statiſtik führen über Production und Abſatz, 
muß bekannt geben die Entwickelung, der die einzelnen 


Productionszweige entgegen gehen, muß ſelbſt autor i⸗ 


tativ eingreifen können, wenn in irgend einem Zweige 
Ueberproduction droht, auch ſelbſt eine gewiſſe Aufſicht 
führen dürfen, um Schwindelunter nehmungen, 
Verfälſchungen, um Ausbeutung der Kunden und Arbeiter ꝛc. 
abzuſchneiden. | 

Selbſt in techniſcher Beziehung kann ſie Großes leiſten, 
indem ſie ſofort mit den Erfindungen, den techniſchen Fort⸗ 
ſchritten bekannt macht, dieſelben prämiirt, namentlich auch 
ihre Aufmerkſamkeit darauf lenkt, humane Einrichtungen 
zu Gunſten der Arbeiter zu fördern, und auch die wider— 
haarigen Induſtriellen zwingt, dieſe ihren Arbeitern zu ge⸗ 
währen, um eine Bevortheilung der Gewiſſenloſigkeit im 
Kampfe der Concurrenz abzuſchneiden. 


Bei ſolcher Centraliſation wären auch Einrichtungen 
zur Förderung der Induſtrie im Großen 
leicht in's Leben zu rufen, z. B. Bau von Haupt⸗ und 
Secundärbahnen, Telegraphen, von Canälen, Unternehmung 
von Expeditionen zur Gewinnung neuer Abſatz⸗ 
märkte, Ausſtellungen, Muſterfabriken, Einrich⸗ 
tung von Gewerbe- und Handelsſchulen ꝛc.*) Jetzt ſoll 
Alles das der Staat beſorgen — wiederum eine Verwech⸗ 


*) Was wir für die andern Stände über Bedeutung einer Or⸗ 
ganiſation des Credit's, des Verſicherungsweſens ꝛc 
geſagt haben, gilt natürlich auch für die Induſtrie. 8 
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ſelung der Handels- und Induſtrieintereſſen mit denen der 
Geſammtheit — und wenn dann auch, auf das gleiche 
Princip der Solidarität ſich ſtützend, die Arbeiter ähnliche 
Unterſtützungen fordern, dann beklagt ſich der Liberalismus 
über „Socialismus“. Zunächſt ſollte doch der Stand 
ſolidariſch eintreten, und erſt wenn der nicht genügt, möge 
man auch die Solidarität des Staates in Anſpruch nehmen. 
Wenn der Liberalismus für den Arbeiter grundſätzlich die 
Staatshülfe ausſchließt, dann ſollte er doch der erſte 
ſein, der eine Staatshülfe für Induſtrie und Handel 
desavouiren, und eine dieſe ergänzende Organiſation des 
Standes willkommen heißen müßte. 


2. 


Beſonders unſer auswärtige Handel kann ſich 
von dem egoiſtiſchen „Krämergeiſt“ nicht loswinden: Jeder 
ſucht ſich einen Abſatz zu erhaſchen, und dann durch „billig 
und ſchlecht“ ein „Geſchäft“ zu machen, unbekümmert darum, 
ob der Abſatz auch erhalten bleibt und die „deutſche 
Induſtrie“ auch Ehre einlegt. Das ſind Klagen, die wir 
tagtäglich in Handelsberichten zu leſen bekommen, die aber 
eben, wenn nichts gethan wird zur Abänderung, nur dazu 
dienen können, auch die guten deutſchen Geſchäftshäuſer 
noch zur Verzweiflung zu bringen. Dabei ſchiebt man 
dann noch der Regierung die Aufgabe einer „energiſchen 
Colonialpolitik“ zu, zur Gewinnung neuer Abſatzmärkte. 
Da ſoll wieder der Staat eintreten, wo es doch erſte Auf⸗ 
gabe wäre, ſelbſt Hand anzulegen, ſich ſelbſt unter Mit⸗ 
hülfe des Staates für Ordnung und Coulanz des aus⸗ 
ländiſchen Handels zu organiſiren. 
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Wir bedürfen des ausländiſchen Marktes und für 
viele Induſtriezweige würden wir die Concurrenz der an⸗ 
dern Induſtrieländer, Frankreichs, Englands ꝛc. ganz wohl 
beſtehen, wenn nicht der unglückliche Geſchäftsegoismus 
die deutſche Induſtrie in Verruf brächte. 

Es müßten großartige „Cen tralſtellen“ im Auslande 
geſchafft werden, die die Abſchließung der Verträge, die 
Controlle der Waren vermittelten, die Anweiſung gäben, 
welche Waren dort markfähig ſind, in welchen Branchen 
eine Behauptung des Marktes möglich erſcheint, wo Con⸗ 
currenz droht und wie dieſelbe zu beſtehen iſt, welche neue 
Productionszweige für die vaterländiſche Induſtrie zu ge⸗ 
winnen wären ꝛc. Statt deſſen weiß man heute nicht ein⸗ 
mal richtig zu verpacken, und fündigt man gegen die 
erſten kaufmänniſchen Geſchäfts⸗-Uſancen. Während man 
ſonſt vom „nationalen“ Phraſen überfließt, ſcheuet man 
im „Geſchäft“ nicht, ſelbſt unter fremder Flagge zu 
ſegeln, deutſche Ware unter franzöſiſcher oder engliſcher 
Marke auf den Markt zu bringen. | 

Erinnern wir uns doch unserer „beſſeren“ Vergangen- 
heit — der großartigen, die ganze bekannte Welt um⸗ 
ſpannden Organiſation der deutſchen Hanſa: was die 
„kleinbürgerlich⸗zünftige“ Zeit vermocht hat, ſollte das in 
der Zeit der Eiſenbahnen und Telegraphen nicht mehr mög⸗ 
lich ſein? 

Der ausländiſche Handel, die Frage von Import 
und Export iſt für uns von entſcheidender Bedeutung ge⸗ 
worden. Auch die internationale Arbeitstheilung bedarf, 
wie ſchon angeführt, der „Ordnung“; die wieder inaugurirte 
Schutzzollpolitik ſchließt das Anerkenntniß dieſer Nothwen⸗ 
digkeit in ſich. Auch hier acceptirt man die „Staatshülfe“, 


Organiſation der Großinduſtrie. | 519 


aber über den Bureaukratismus kommt man nicht hinaus. 


Mit der Aufſtellung eines Zolltarifes iſt es noch nicht ge⸗ 
than. Wie kann von einer vernünftigen Schutzzollpolitik 
die Rede ſein, ſo lange wir noch keine zuver⸗ 
läſſige Productionsſtatiſtik haben? Dieſe 
mangelt uns aber noch durchaus, ebenſo wie eine Statiſtik 


der Conſumtion. Alle ſtatiſtiſchen Angaben entbehren der 


Ehrlichkeit — die Furcht vor höherer Beſteuerung ver⸗ 


fälſcht dieſelben. Und das wird nicht anders werden, fo 
lange die Statiſtik ihren bureaukratiſchen Charakter be- 


hauptet. Auch die Statiſtik muß in die Hände der Be⸗ 
theiligten gelegt werden, „organiſirt“ werden. 

Wenn von einem „Schutz der nationalen Arbeit“ die 
Rede ſein ſoll, dann muß der Stand der nationalen Arbeit 


in dem Rahmen der internationalen Arbeit, und zwar für 


jede Branche ganz genau feſtgeſtellt werden, und ſollte 
doch auch der Antheil der wirklichen Arbeit an der 
„nationalen Arbeit“ nicht ſo ſehr ignorirt werden. Heute 
iſt es unmöglich, auch nur die Wirkungen des ſchon ein⸗ 
geführten Schutzzolles zu überſchauen, und werden 
Freihändler und Schutzzöllner noch lange Behauptung gegen 
Behauptung ſtellen. Einige Productionsgebiete haben Vor⸗ 


ftheil vom „nationalen“ Schutzzoll, andere Nachtheil, und 


jedenfalls ſteht der Antheil der „Arbeit“ an den Segnungen 
desſelben nicht im Verhältniß zu dem des Kapitals: das 
iſt ſo ziemlich das einzige ſichere Reſultat. Im Ganzen 
hat der Schutzzoll — ſo dürfen wir wohl annehmen, wenn 
der „Beweis“ auch nicht erbracht werden kann — gut ge⸗ 
wirkt, indem ohne ihn der Stand der Geſchäfte eben 
noch ſchlimmer ſein würde. 
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Die Hauptſache bleibt aber immer: Beſeitigung 
der Productionsanarchie. Dieſer gegenüber iſt 
die Schutzzollfrage eine „Kleinigkeit“. Die Ueberproduction 
iſt es, die unſere Kriſis verurſachte, nicht ſo ſehr die aus⸗ 
ländiſche Concurrenz. Die verhältnißmäßig geringe Wir⸗ 
kung des Schutzzolles iſt die „Probe“ für unſere Auf⸗ 
ſtellung. Innerhalb der nationalen Arbeit liegt die 
Urſache der Kriſe, nicht (allein) im Auslande — es iſt 
eben die Ornungsloſigkeit. 

Die „inner“- nationale Ordnung der Piep iſt 
die Lebensfrage für die kapitaliſtiſche Geſellſchaft, 
und wenn dieſe ſelbſt ſie nicht löſt, dann muß und wird 
ſie der „Socialismus“ löſen — gelöſt wird ſie. Produc⸗ 
tion und Bedarf müſſen in Harmonie gebracht werden, ent⸗ 
weder durch die Betheiligten ſelbſt, den Stand, oder aber 
durch den Staat. Das können vor Allem auch die Ar⸗ 
beiter verlangen, die regelmäßig bei dieſem Spiel des 
Zufalls, wie er heute herrſcht, ihre Haut zu Markte tragen 
wüſſen.!) Wenn die Producenten ihren Individualismus 
und Egoismus nicht einmal ſo weit verleugnen können, 
um ſich zu einer gewiſſen Gemeinſamkeit der Production 
zu entſchließen, dann haben fie ihre ſociale Miſſion, Leiter 
der Production zu ſein, verwirkt, dann beweiſen ſie damit, 
daß ſie ebenſo wenig ein Verſtändniß für ihr eigenes Beſte, 
als einen Sinn für die Gemeinſchaft haben, wenigſtens nicht 


1) In England z. B. find von 187577 60% der Kohlengruben einge: 
gangen, über 10% der Arbeiter entlaſſen, in Eiſenwerken ſogar 500%, und 
die beſchäftigten Arbeiter auf die Hälfte des Lohnes der Jahre 1872/73 
beſchränkt, während die Lebensbedürfniſſe nicht entſprechend ſanken (Wiener 
„Vaterland“, 19. Jan. 1879). — 
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die moraliſche Kraft beſitzen, ihrer e 5 vractiſch 
That folgen zu laſſen. 

Trotzdem die Großinduß trie ſich ſchon feng 0 fe 
Kammern erfreut, haben dieſe doch noch nicht einen 
Schritt zu einer ſolchen Organiſation der Production ge— 
than. Man ſieht, wie gerade die liberale Bourgeoiſie un⸗ 
fähig iſt zu einer irgendwie lebensfähigen dauerhaften ſo⸗ 
cialen Reorganiſation. In der Aſſociation des Kapitals 
hat ſie Großes geleiſtet, ſobald es aber einer Aſſociirung 
der Menſchen auch über das augenblicklich abgeſchloſſene 
Geſchäft hinaus gilt, erweiſt fie ſich als total unfrucht- 
bar. Man ſollte meinen, gerade die letzte furchtbare Kriſe, 
die Marx ſchon 1873, in der Blüthezeit, vorausſagte, 
hätte ihr „Dialektik einpauken“ müſſen, allein in der 
Theorie iſt man der Sache noch nicht mal näher ge⸗ 
treten. Nationale Zufälligkeiten ſollten eine regelmäßig 
wiederkehrende internationale wirthſchaftliche Erſchütterung 
erklären — man ſieht, wie weit die liberale Intelligenz 
geht. Wollte doch unſere Bourgeoiſie mal bei ihren ſocia⸗ 
liſtiſch gebildeten Arbeitern in die Schule gehen! Alle 
Stände wiſſen beſſer Beſcheid, erweiſen mehr Kraft zum 
Schutz ihrer Intereſſen, als die Bourgeoiſie; wenn's mehr 
gilt als die Ausbeutung der andern Stände, hört ihre 
Weisheit auf. Will der Liberalismus endlich mal den 
Schrecken der Kriſen ein Ziel ſetzen, dann muß er ſich zu 
einer ſtändiſchen Organiſation entſchließen, dann müſſen 
die Handelskammern z. B. aus ihrer Iſolirung heraus- 
treten und ſich zu einer ſtraffen Centraliſation zuſammen 
thuen. Der „Freiheit der Production“ müſſen Schranken 
geſetzt werden. Man entſchließe ſich bei Zeiten dazu — ehe 
der „Staat“ kommt. Die Alternative: Staat oder Stand, 

34 
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liegt vielleicht näher, als man ahnt. Gewiß, ein ſchweres 
Verhängniß für den Stand, der ſich mit Vorliebe den 
„liberalen“ nennt; der zwar in „organiſchen Geſetzen zur 
Ordnung des Verhältniſſes von Staat und Kirche“ ſtark 
iſt, aber an „organiſche Geſetze“ im eigenen Hauſe noch 
nicht gedacht hat. Immer wieder rennt man in die alte 
Sackgaſſe der Ueberproduction und wundert ſich jedesmal, 
wie das doch komme! Das muß wohl „Naturgeſetz“ ſein 
— dieſe Blindheit! 


4. 

Die Schwierigkeiten der Frage und noch mehr der 
Löſung verkennen wir ja nicht, und wir find, um das nod): 
mals zu betonen, gewiß nicht gewillt, Wege und Termin 
der Löſung bis ins Einzelne zeichnen zu wollen. Aber 
wenn man auch nur mal die Frage „ ſtellte!“ Anſtatt 
deſſen macht man „Maigeſetze“, zetert über Socialdemo⸗ 
kraten, ſtraft jeden mit Mißtrauen, der noch von einer 
ſocialen Frage ſpricht; nur der „Schutz der nationalen 
Arbeit“ oder die „Pfeife des armen Mannes“ vermag 


noch anzuziehen. Die fundamentale ſociale Frage 


der beſſeren Ordnung der Production aber wird total 
ignorirt. Liberale Profeſſoren werden für ſchweres Geld 
angeſtellt, und die Socialiſten, bei denen man doch allein 
ſich gründlich unterrichten könnte wenigſtens über die 
„Frage“, werden in Acht erklärt. Heute wie vor zwanzig 
Jahren wird der Unternehmergewinn als „Riſiko-Prämie“ 
hingeſtellt, aber daß das „Riſiko“ eben abgeſchafft, auf 
ein Minimum reducirt werden kann und muß, indem klare 
Ueberſchau des Marktes vermittelt wird, daran denkt Nie⸗ 
mand. Daß der Arbeit ein größerer verhältnißmäßiger An⸗ 
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theil am nationalen Arbeitsproduct zugeſichert werden muß, 
wird ſicher unter Hinweis auf den ſchlechten Stand der 
Geeſchäfte „ ſiegreich“ zurückgewieſen, daß aber gerade 
dieſer zu geringe Antheil des Arbeiters am Product 


den ſchlechten Stand der Geſchäfte, die Ueberproduction 


verſchuldet hat, wird nicht verſtanden werden. 

Wenn es gilt, die Löhne herabzuſetzen, künſt⸗ 
liche Preiserhöhungen zu vereinbaren, Socialdemokraten 
zu maßregeln oder einen Gewerkverein zu ſprengen, oder auch, 
einen Schutzzoll durchzuſetzen, dann weiß man ſich ausge⸗ 
zeichnet zu organiſiren, allein in guten Zeiten die Pro- 
duction zu mäßigen, ſich zur ehrlichen Theilung 
des ſteigenden Productionsertrages mit den Arbeitern zu 
entſchließen, um ſich in dieſen einen Abſatz- Markt zu er⸗ 
halten, die Arbeiter vor zu ſtarkem Zuſtrömen zu dem 
gerade für den Augenblick günſtigen Productionszweig zu 
warnen, bei drohender Ueberproduction die Arbeit s⸗ 
zeit bei Zeiten herabzuſetzen, anitatt wie heute zu 
erhöhen, dazu iſt man nicht im Stande! Wenn „unge⸗ 
bildete Maſſen“, wie die Engliſchen Arbeiter, ſich in Ge⸗ 
werkvereinen eine „Organiſation der Arbeit“ haben geben 
können, ſollten dann gebildete, ſchnell gezählte Induſtrielle 
es nicht leicht zu einer „Organtſation der Production“ 
bringen? 

In der Politik ſchwärmt man für die „großen 
nationalen Geſichtspunkte“, freuet ſich der „deutſchen Ein- 
heit“, auf wirthſchaftlichem Gebiete will man von 
Einheit nichts wiſſen, herrſcht die engherzigſte, blindeſte — 
nicht „Kirchthurms⸗“ ſondern — Schornſteinpolitik. Man 
lebt wirklich, mehr wie „ kleinbürgerlich“, von der 
Hand in den Mund“. Anal ſich etwas en die Dauer 

34* 
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= einzurichten, ſich mal zu verſtändigen, wie man ar wohl 
am beſten auf dem Weltmarkte behaupten kö önnte, ſinnt a 
blos Jeder darauf, noch billiger zu arbeiten, wie ſein . 
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Jünfzeſinker Vortrag. 


Organiſation des Arbeiterſtandes. 


Der Arbeiterſtand iſt der von der focialen Frage am 
acuteſten getroffene Stand. Ihm hat ſich deshalb auch 
das öffentliche Mitleiden am meiſten zugewandt und auch 
— die Leidenſchaft. Iſt man es doch ſogar gewohnt, 
die Arbeiterfrage als „die ſociale Frage“ ſchlechthin zu 
bezeichnen — eine Verwechſelung, die eine totale Verkenn⸗ 
ung des tiefſten Grundes des Uebels einſchließt, und alſo 
auch zu einer Heilung desſelben nicht führen kann. Dieſer 
tiefſte Grund iſt, nach unſerer Aufſtellung, die Atomiſirung 
der Geſellſchaft, die Heilung: die Reorganiſation der 
Stände in ſich und im Verhältniß zum Ganzen. Und 
gerade für den Arbeiterſtand in ſeiner geiſtigen wie materiellen 
Abhängigkeit von den übrigen Ständen iſt dieſe geſell⸗ 
ſchaftliche Reorganiſation im Großen gerade eine 
Lebensfrage, ſchlechthinnige Bedingung ſeiner eignen . 
niſation und Wohlfahrt. 

Nehmen wir z. B. die zuletzt beſprochene Neothagt 
ſation der Großinduſtrie: was kann dem Arbeiter aller 


geſetzliche Schutz, alle relative Erhöhung der Löhne 2c. | 
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helfen, wenn die ewigen Kriſen Kapital und Arbeit zugleich 
in den Abgrund ziehen und z. B. die Engliſche Baum⸗ 
wollen-Induſtrie auf 20 Jahre der Prosperität 28 
Jahre des Druckes und der Stagnation (1815 — 63) 
aufzuweiſen hat (Marx, Kapital, Seite 449). Und wie 
kann von einer Milderung der Abhängigkeit für den 
Arbeiter die Rede ſein, wenn die Macht des Großkapitals 
durch die Aufſaugung der Mittelſtände immer wächſt, und 
anderſeits auch die Mittelſtände noch, ins Proletariat hin⸗ 
abſinkend, das Angebot der „Hände“ vermehren. Nur 
vom rein ſocialiſtiſchen Standpunkte, vom Standpunkte 
abſoluter Allein berechtigung des Arbeiterſtandes 
kann von einer Trennung des Arbeiterſtandes von den 
übrigen die Rede ſein, und ſelbſt da muß man vorläufig 
und practiſch die Intereſſen derſelben noch als ſolidariſch 
betrachten. Jede Löſung der „Arbeiterfrage“ hat alſo 
von der Löſung der „ſocialen Frage“ auszugehen. 


Kritik der feutigen Bewerknereine. 


Auch das Unglück des Arbeiters liegt in feiner Ber: 
einzelung, in ſeiner Schutzloſigkeit gegenüber den 
andern Ständen, ſpeciell dem Kapital, und den Schlägen 
individuellen Unglückes, denen er preisgegeben iſt. Was 
der Einzelne nicht vermag, das vermag der Stand, des⸗ 
halb: ſtändiſche Organiſation. Einen Anlauf dahin haben 
wir in den „Gewerkvereinen“. Man könnte fie 
die Zünfte der Neuzeit nennen, nur daß ſie noch ſehr un⸗ 
beſtimmte ſchwache Anfänge find. Als ſolche müſſen fie 
betrachtet und gewürdigt werden. Da hat man denn anch 
gleich die Erklärung, weshalb ſie auf liberalem Boden 
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nicht gedeihen wollen, weshalb die liberalen Arbeiterführer 
ſie anfangs als „Rückſchritt“ desavouirten. Nur in 
dem noch ſtark „feudalen“ England haben ſie es zu einer 
gewiſſen Blüthe gebracht. 

Der Grundfehler in den continentalen Gewerkver— 
einen iſt, daß ſie mehr politiſche als ſtändiſche 
Schöpfungen ſind. So müſſen ſie auch mehr politiſchen 
als ſtändiſchen Intereſſen dienen. Mit dem Wechſel der 
politiſchen Anſchauungen und Intereſſen müſſen deshalb 
auch die Gewerkvereine wechſeln, zuſammenbrechen. Sie 
ſind Partei, nicht Stand. Die Gewerkvereine ſollten 
ſich nur mit Politik beſchäftigen, ſoweit es ſich um Stan⸗ 
desintereſſen als ſolche handelt, weiter nicht, und deshalb 
entbehren unſere ſocialiſtiſchen wie liberalen (Hirſch-Dun⸗ 


ker'ſchen) Gewerkvereine jeder Bedeutung für eine Reorga⸗ 


niſation des Arbeiterſtandes. 

Selbſt rein ſocial betrachtet, entbehren unſere Gewerk— 
vereine jeder poſitiven, dauernden Bedeutung, weil ſie 
eigentlich nur eine Kam pforganiſation bilden, um 

Strikes ⸗ Schlachten zu ſchlagen gegen die Arbeitgeber. 
Gewiß haben ſolche Kampforganiſationen auch ihre Berech— 
tigung und wir ſind weit entfernt, dem Arbeiterſtande 
auch dieſes Mittel im Concurrenz⸗Kampfe gegen das ohne⸗ 
hin noch übermächtige Kapital nehmen zu wollen. Wir 

find ſogar der Ueberzeugung, daß fie in Zeiten des Auf- 
ſchwunges ein wirklich durchſchlagendes Mittel ſind, eine 
Aufbeſſerung der Arbeiterlage zu bewirken — in Zeiten 
der Kriſis ſind Arbeitseinſtellungen dem Fabrikherrn nur 
willkommen und endeten dieſelben z. B. in den letzten 
Jahren in England, Frankreich und Deutſchland faſt ſtets 
mit einer völligen Niederlage — ſowie namentlich die 
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Achtung vor dem Arbeiterſtande zu erhöhen und mag man 
auch die Einbuße an materiellem und ſittlichem Kapital, 
die der Strike ſtets im Gefolge hat, noch ſo hoch an⸗ 
ſchlagen, die Furcht vor dem „Kriege“ iſt doch geeignet, 
das „Gewiſſen“ der Arbeitsherrn zu ſchärfen, Arbeitgebern 
wie Arbeitnehmern Reſpect vor der Solidarität einzu⸗ 
flößen. Daneben bleibt aber beſtehen, daß eine reine 

Kampforganiſation immer ihre Gefahren hat, und daß 


ſelbſt zum Zwecke des Kampfes eine dauernde, durch andere 


Zwecke zuſammengehaltene und gefeſtigte Organiſation vor⸗ 
zuziehen iſt. Die Solidarität des Haſſes genügt weder ideal 
noch practiſch. 

Endlich iſt 11 Gewerkſchaftsbewegung noch fo 
ſchwach, daß fie gegen das Gros der Arbeiter ganz und 
gar verſchwindet, ſo unbeſtändig und wechſelnd, daß ſelbſt 
in England kaum von „corporativer Organiſation“ 
die Rede ſein kann. Und das wird nicht anders werden, 
als bis der Staat ſich derſelben annimmt, ſie mit öffent⸗ 
lichen Rechten ausſtattet und neue umfaſſende Selbſtver⸗ 


waltung einräumt. Nicht die politiſchen und kriegeriſchen 


Ziele müſſen in den Vordergrund geſtellt werden, ſondern 
die „Organiſation der Arbeit“ und die anderen zahlreichen 
Zwecke, die theils ſchon beſtehen, a ſich noch 1 
werden. 

Die ganze Gewerkbereinsbewegung wird ſchon von 
| en eine ganz andere Geſtaltung nehmen, auch den 
Arbeitern in anderem Lichte erſcheinen, wenn ſie als 
Theil der allgemeinen geſellſchaftlichen Organiſation auf⸗ 
tritt, und als ſolche vom Staat in die Hand genommen 
wird. Heute iſt die Gewerkvereinsbewegung eine Los⸗ 
reißung, eine Sonderung von der übrigen Geſell⸗ 
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ſchaft; dann würde ſie eine Einfügung, eine Organi⸗ 
ſation unter Organiſationen ſein. Die übrigen conſer⸗ 
vativen Stände würden den Arbeitern den Weg zeigen, 
ſie anregen und der Staat ſie zwingen, conſer⸗ 
vative Ziele ſich zu ſetzen, neben der Ordnung zum 
Kapital auch Ordnung im eignen Hauſe zu ſchaffen. 


Die Socialilemokratie als „Arbeiterpartei.“ 


Die erite Aufgabe für Löſung der Arbeiterfrage iſt: 
den Arbeiterſtand aus der Umarmung der politiſchen Par⸗ 
teien herausreißen, ihn auf feine ſtändiſch-politiſchen 
Forderungen zurückdrängen und dieſe beſtimmt formuliren 
lehren. Der Arbeiterſtand iſt in Erkenntniß und Betonung 
feiner ſel bſtſtändigen Intereſſen gegenüber denen 
des Kapitals am weiteſten vorgeſchritten, weiter, wie alle 
anderen Stände, er wacht am eiferſüchtigſten über dieſelben, 
voll Mißtrauen gegenüber den übrigen Ständen, die, wie 
er meint, kein Verſtändniß und kein Herz für ihn haben. 
Der materielle und geiſtige Druck, der auf ihm laſtet, mehr 
wie auf jedem andern Stand, macht ihn geneigt, das 
Kind mit dem Bade a fih der Revolution 
an die Arme zu werfen. Der Weg der Reformen — „gi: 
| tiger Conceſſionen“ von Seiten der übrigen Stände — iſt 

ihm zu weitläufig, der Weg der Revolution ſcheint ihm 
kürzer. Der Gedanke der ſocialen Revolution verbindet 
ſich mit dem derpolitiſchen undreligiöſen Revolu⸗ 
tion und damit haben wir die natürliche eee zur 
Socialdemokratie. 

Die Socialdemokratie ſpielt ſich als die „Arbe i t er 

partei“ par excellence auf, und fie iſt das factiſch 
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auch, freilich in einſeitiger und direct falſcher Weiſe. Aber 
„Arbeiterpartei“ iſt ſie, mehr wie jede andere Partei, und 
darin liegt ihre Kraft. In der Social⸗Demokratie 
vereinigen ſich Stand und Partei, und wenn ſeiner Zeit 
bei den Reichstagswahlen nicht weniger als 500,000 
Stimmen für die Socialdemokratie abgegeben wurden, ſo 
leitete, nach unſere innigſten Ueberzeugung, die Mehrzahl 
dieſer Wähler nicht das Partei- ſondern das ſt ä n⸗ 
diſche Intereſſe. Nicht, weil ſie Atheiſten, nicht weil 
ſie Republikaner waren, ſondern weil ſie Arbeiter waren, 
wählten ſie ſocialiſtiſch, laſen ſie ſocialiſtiſche Zeitungen —den 
Atheismus und Republikanismus mußten ſie nun einmal 
mit in Kauf nehmen. Es iſt das ein Troſt, zugleich 
aber auch damit der Weg zum Frieden klar vorgezeichnet. 
Man trenne ſtändiſches und Parteiintereſſe, 


und die Socialdemokratie hat ihre Kraft verloren. Man 


gebe den Arbeitern die Möglichkeit, außer und unabhängig 
von einer rein politiſchen Vertretung ihre ſtändiſchen In⸗ 
tereſſen zur wirkſamen Geltung zu bringen, und der Schwer⸗ 
punkt der Agitation und zwar geſunder Agitation iſt in 
die ſtändiſche Kammer verlegt, der Arbeiter wird ſich kaum 
mehr um die allgemeine Politik DerTHnEIN., und wenn, 
im conſervativen Sinne. 

Gerade die ſtändiſchen Fragen geben der Agitation 
in der Arbeiterwelt ihre Schärfe. Gerade ihre Ignorirung 
als Stand ärgert die Arbeiter; ſie ſind eine Macht und 
wollen auch als ſolche reſpectirt ſein, in gleichem Maße 
als die andern, und das iſt eine Forderung, gegen die 
nichts einzuwenden iſt, das iſt eine geſunde Rechtsgleichheit. 
Verweigerung ihrer Forderung erhöht nur dieſelbe: wie⸗ 
derum eine Erſcheinung, die nur zu natürlich iſt, als daß 
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man ſich wundern und über die „Ungerechtigkeit“ entrüſten 
ſollte. = | 

Die ſocialdemokratiſche „Partei“ ⸗Preſſe hat man 
jetzt mit der Gewalt des Geſetzes zum Schweigen gebracht, 
die Agitation durch „Belagerungszuſtand“ und Ausweiſung 
vollſtändig unterdrückt. Wir wollen nicht unterſuchen, wie 
weit eine ſolche drakoniſche Maßregelung der „Partei“, na— 
mentlich vom liberalen Standtpunkt aus, gerechtfertigt 
war, noch auch, ob fie wirklich geeignet war, den „Socia— 
lismus“ wirkſam zu bekämpfen, ob derſelbe nicht vielleicht 
nur noch an Reiz gewinnt und den Charakter der Ge: 
heimbündelei und Verſchwörung annimmt, und ſo 
Zuſtände provocirt, wie ſie jetzt Rußland aufweiſt: wir 
wollen nur auf die verhängnißvolle Thatſache aufmerkſam 
machen, daß mit der Arbeiterpartei auch der Arbeiter: 
ſtand mundtodt gemacht iſt, daß es ihm wenigſtens 
factiſch unmöglich gemacht iſt, ſich über ſeine Intereſſen zu 
unterrichten und dieſelben politiſch geltend zu machen. Die 
Socialiſten waren unwürdige Vertreter der Arbeiter, 
Vertreter einer ſehr geringen Minorität, aber es war doch 
immer eine Vertretung. Jetzt aber entbehrt der Arbeiter 
derſelben vollſtändig — d. h. die Vertretung vom eignen 
Fach und Stand. Gewiß zählen alle Parteien warme 
Freunde der Arbeiter in ihrer Mitte, aber das iſt zufällig, 
durch Güte, und damit iſt der Arbeiter nicht zufrieden. 
Er hat nun einmal zum „Bourgeois“ wenig Vertrauen 
in wirthſchaftlichen Dingen und nur ganz beſondere Verdienſte 
bringen ihn von ſeinen ſpeciell ſtändiſchen Intereſſen und 
ſeinem Mißtrauen ab, wie z. B. Schützung der religiöſen In⸗ 
tereſſen, wie fie die katholiſche Arbeiterwelt den Männern des 
Centrums verdankt. Und ſelbſt da iſt bekannt, wie die 
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katholiſchen Arbeiter in Aachen und Eſſen auf eignen 
Arbeiterkandidaten beſtanden — eine Forderung, gegen die 
man an und für ſich, abgeſehen von der Pflicht des Dankes 
gegen den verdienten früheren Abgeordneten und anderen 
beſonderen Umſtänden, da die Arbeiter die Mehrzahl der 
Wähler ausmachten, nichts haben konnte. Wenn das 
aber gegenüber der Centrumsfraction, die doch mehr für 
den Arbeiterſtand thut, als jede andere Partei, geſchieht, 
wie ſoll man es da den nichtkatholiſchen Arbeitern verübeln, 
wenn fie ſich weigern, den kapitaliſtiſchen Liberalen 
oder ariſtokratiſchen, reactionären „Conſervativen“, denen 
3. B. criminelle Beſtrafung des Vertragsbruches mehr am 
Herzen liegt als der Normalarbeitstag, ihre Stimme zu 
geben? 2 
Der Staat ſelbſt hat das Ungenügende der blos nega- 
tiven Bekämpfung des Socialismus anerkannt, hat ſelbſt 


poſitive Maßregeln in Ausſicht geſtellt. Nun, da wäre 


das erſte: man gebe dem Arbeiterſtande anſtatt der corrum⸗ 
pirenden ſocialiſtiſchen Organiſation eine ſtändiſche Orga⸗ 
niſation, zwinge die ſocialiſtiſchen Führer, die Forderungen 
des Standes zu formuliren, und mitzuarbeiten an ihrer 
Einführung. Dann ſind ſie gezwungen, ihrer Phantaſie 
Zügel anzulegen, den langſamen Weg practiſcher Reformen 
zu wandeln, dann verliert ihre Agitation alles Gefährliche. 
Der „Arbeiter“ kann ſich ausſprechen, ſeine Anſichten und 
Wünſche geltend machen, er weiß, daß an ihrer Realiſir⸗ 
ung gearbeitet wird; in ſeinen eigenem Kreiſe erfährt er 
täglich, daß Beſſermachen ſchwerer iſt als Tadeln, poſitives 
Schaffen ſchwerer als Fordern — Agitiren. Er lernt 
ſich mit dem Leben vertragen, lernt mit den concreten Ver⸗ 
hältniſſen rechnen, kurz es iſt der Weg geſchaffen für eine 
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geſunde Agitation, für practiſch realiſirbare Reformen. 
Man ſieht ein, daß man Arbeiterfreund ſein kann ohne 
Socialiſt zu fein, daß der Socialismus mit den practiſchen 
Verhältniſſen des Lebens ſich nie und nimmer verträgt. 
Das iſt die einzig mögliche, geſunde, poſitive Bekämpfung 
des Socialismus. | 


| Sfnnflicer Schuß der Arbeiter — unter Mithülfe des Standes. 


Nicht blos tactiſch, ſondern auch materiell 
iſt eine politiſch⸗ſtändiſche Vertretung der Arbeiter eine 
Nothwendigkeit. Der acute Character der Arbeiterfrage 
erfordert auch eine energiſche Behandlung derſelben von Seiten 
des Staates, und dieſe iſt nicht möglich ohne Mithülfe 
des Standes. Es muß eine umfaſſende Schutzgeſetzge⸗ 
bung für den arbeitenden Stand geſchaffen werden: das 
it die erſte der poſitiven Maßnahmen, die in Angriff ge 
nommen werden muß. Damit dieſelbe aber lebens⸗— 
kräftig werde und dankbare Aufnahme bei den 
Arbeitern finde, muß der Arbeiter ſelbſt entſcheidend 
mitſprechen können. Es iſt kein Geſchenk, ſondern ein 
„Recht“, was in dieſer Schutzgeſetzgebung zum Ausdruck 

gebracht werden ſoll, und jedenfalls iſt es politiſch klüger, 

der nun einmal dahingehenden Ueberzeugung der 
Arbeiter Rechnung zu tragen, als fich derſelben i 
zu widerſetzen. 

Principiell iſt die Nothwendigkeit dieſes Schutzes von 
Regierung wie Parteien bereits anerkannt. Die bereits 
beſtehende Geſetzgebung iſt nur weiterzuführen. Wir 
haben an anderer Stelle Begründung und weitere Aus⸗ 
führung der einſchläglichen Forderungen gegeben, und 
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können uns hier um ſo mehr auf Aufzählung beſchränken, 
als dieſelben bei etwas Wohlwollen ſchon von ſelbſt einleuch⸗ 
len.“) Einführung eines Normalarbeitstages für 
Land⸗ wie für Induſtriearbeiter, für Erwachſene wie für nicht 
Erwachſene, verſchieden nach den verſchiedenen Verhältniſſen; 
Wahrung der Sonn- und Feiertagsruhe; Verbot reſp. 
Einſchränkung der Nacht arbeit und der Arbeit der ver⸗ 
heiratheten Frauen; Schützung der Frauen und Kin⸗ 
der gegen Ueberarbeitung und Corruption; ſtrenge Ueber⸗ 
wachung der Fabrik und ſelbſt der Ar beiter wo h⸗ 
nung in geſundheitlicher und sittlicher de 
ziehung; volle Verantwortlichkeit des Herrn für 
durch ihn verſchuldete Unglücksfälle: in allen dieſen Be⸗ 
ziehungen iſt noch durchaus ungenügend geſorgt. Und das 
wird auch wahrſcheinlich nicht beſſer, wenigſtens nicht gut 
werden, bis die Arbeiter politiſch zu Wort kommen und 
in den „Arbeiterkammern“ einen Rückhalt haben. | 8 

Und wie wäre bei „Arbeiterkammern“ die Verwaltung, 
die Handhabung der Geſetze ſo leicht, wie leicht, Enquste 
und ſtatiſtiſche Erhebungen zu machen, um die Geſetze ganz 
den Verhältniſſen anzupaſſen; wie könnte da auch der letzte 
Arbeiter feine Klage voll Vertrauen anbringen, ohne be⸗ 
fürchten zu müſſen, ſeine Offenheit mit Entlaſſung u. ſ. w. 
büßen zu müſſen; wie würde ihn das zufrieden machen, 
auch wenn er unerhört bleibt, kurz wie wäre Alles anders, 
als heute, wo der Fabrikinſpector, mag er auch noch ſo 
tüchtig und wohlwollend ſein, dem Arbeiter doch immer 
fremd als Oberer, „Staats“-Beamter gegenüber ſteht, wo 
der Arbeiter nie ſicher ſein kann, ob nicht der Fabrikin⸗ 


*) S. „Sociale Frage“ S. 292. 
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ſpector doch von kapitaliſtiſchen Vorurtheilen und Inter⸗ 
eſſen angeſteckt iſt, nicht vielleicht mit ſeinem Arbeitsherrn 
im Einvernehmen ſteht. Und in der That iſt es ja nicht 
leicht für den Inſpector, im Zuſammenleben mit den 
Bourgeoiſiekreiſen ſich ganz von aller Einſeitigkeit frei zu 
halten. | 
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Zu dieſer Schutzgeſetzgebung kommt noch eine Reihe 
poſitiver Inſtitutionen, die ebenfalls durch die 
jüngſt geſchaffenen Geſetze über Krankenkaſſen ꝛc. principiell 
als zur menſchenwürdigen Exiſtenz des Arbeiters noth- 
wendig anerkannt find. Es find das die Kranken-, In⸗ 
validen⸗, Altersverſorgungs⸗ und Ster be⸗ 
kaſſen, Kaſſen für Wittwen⸗ und Waiſenver⸗ 
ſorgung — zur Realiſirung einer gewiſſen mate ri⸗ 
ellen Solidarität der Arbeiter und ihrer Familien unter 
ſich und mit den Arbeitgebern, indem auch dieſe durch 


Zwangsbeiträge für dieſe Kaſſen gezwungen wer⸗ 


den, wenigſtens mit aufzukommen für die in ihrem Dienſte, 
„auf dem Felde der Ehre“ Gefallenen und Bleſſirten. 
Dieſe Kaſſen haben eine individuelle und ſtän⸗ 
diſche Bedeutung. In erſterer Beziehung ſchützen fie 
den Arbeiter vor den individuellen und zufälligen Uns 
glücksſchlägen, wie ſie namentlich in der Familie 
des Arbeiters ſo häufig vorkommen, und ſind inſofern 
heute, wo der Geiſt der freiwilligen Armenpflege und auch 
die materiellen Mittel, wie ſie früher in Kirchen- und 
Kloſtergütern gegeben waren, jo gut wie verſiecht find, 
eine abſolute Nothwendigkeit. Die jetzige Aushülfe durch 
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die ſtaatliche Armenpflege iſt, auch abgeſehen von der 
Mangelhaftigkeit und den practiſchen Bedenken, der reinſte 
„Communismus“ — erſt müſſen die betheiligten 
Kreiſe, Familie, Arbeitsherr und Stand aufkommen, 
dann erſt der Staat. In ſtändiſcher Hinſicht ſind 
dieſelben geeignet, die durchſchnittliche Leben s⸗ 
haltung der Arbeiter (standard of life) auf einer ge⸗ 
wiſſen Höhe zu halten, und damit auch eine all 
mälige geſunde Steigerung desſelben herbei⸗ 
zuführen — nach dem „ehernen Lohngeſetze“. Die Prämie 
für dieſe Kaſſen wird ein- und für alle Male vorweg ge: 
nommen und iſt dem Bereich des durch Angebot und 
Nachfrage beſtimmten Theiles des Lohnes entzogen. 
Dieſe geſetzliche Regelung iſt um ſo mehr angebracht und 
gerecht, als die Riſikoprämie für dieſe außergewöhn⸗ 
lichen Fälle des Lebens und für die Tage des Alters 
heute in der Lohngeſtaltung kaum in Anſatz kommt, 
ſo daß heute nach unſerer Ueberzeugung die Lohnhöhe ſich 
mit der durchſchnittlichen — das ganze Leben des 
Arbeiters, Jugend, Alter, Unglücksfälle ꝛc. umfaſſenden — 
Lebensnothdurft nicht deckt, wie ſie es nach dem 
ehernen Lohngeſetz müßte. Die durchſchnittlichen Produc⸗ 
tionskoſten der Arbeit: alles was für Erziehung, Ernähr⸗ 
ung, Kleidung ꝛc. in der Jugend, in der Krankheit, im 
Alter, in der Zeit der Arbeitsloſigkeit u. ſ. w. ausgegeben 
werden muß, ſind heute höher, als auf dem Arbeits⸗ 
markte im „Verkauf“ der Arbeit erzielt wird — eine 
Menge Productionskoſten bleiben ungedeckt. Wenn der 
Staat durch Verſicherungszwang für dieſe Fälle die Bro- 
dauctionskoſten den Arbeitern ein- für alle Male ſicher t, 

jo tft das nicht blos chriſtlich, ſondern ſelbſt rein wirt 
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I: chaftlich, vom Standpunkt des „ehernen Lohngeſetzes“ 
aus geboten. Ein Geſchäft, das die Productionskoſten 
im Durchſchnitt nicht erreicht, muß bankerott gehen, und 

eine Nation, die Arbeitskräfte auf den 
Markt wirft, ohne die Productionskoſten 
der durchſchnittlichen Ernährung ꝛc. zu erzielen, muß ſich 

phyſiſch Ech ö pfe n, 

Nicht der ledige Arbeiter iſt er Maßſtab zur Be⸗ 
rechnung der Lohnhöhe — ob der Lohn nach dem ehernen 
Lohngeſetz ſich mit der durchſchnittlichen Lebensnothdurft 
deckt — ſondern der Familienvater mit einer durch⸗ 
ſchnittlich ſtarken Familie, und auch dieſer wieder nicht 
in ſeinen beſten Jahren und in flotter Zeit, ſondern unter 
Anrechnung der durchſchnittlich in einer Arbeiterfamilie herr⸗ 
ſchenden Krankheiten, Unglücksfälle c. Wenn der ledige 
Arbeiter als Norm dienen ſoll, dann muß das Ver⸗ 

dienſt ſeiner Arbeitsjahre auf ſein ganzes Leben 
vertheilt werden, und zugleich das ganze „Anlage: 
Kapital“ für ſeine Jugend — was ſich wiederum nicht 
blos auf Eſſen und Trinken und Schulſteuer, ſondern 
namentlich auch auf die Pflege ꝛc. erſtreckt, — und ebenſo 
die Auslagen des Alter 's mit in Verrechnung kommen, 
nicht zu vergeſſen die Riſikoprämie für die Ver⸗ 

Lufte an nationalem „Anlage⸗Kapital“ durch Tod, Krank⸗ 
heit ꝛc. Kurz, die nationale Arbeitskraft muß nicht blos 


in ihrem Beſtande, ſondern auch in ihrer Erzeugung 


reſp. Wiedererzeugung betrachtet werden und auch da wenig: 

ſtens auf die Productionskoſten kommen. Dafür muß der 

Staat, ſoviel er kann, ſorgen, ſchon in Pflicht der Selbſter⸗ 

beg, und der ſicherſte und auch vorläufig ſchon mögliche 
35 
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Weg iſt: Einrichtung obligatoriſcher Kaſſen, deren Prämie 
ein⸗ für alle Male den Arbeitgebern aufgelegt wird. 

Die Prämie muß als Theil der Productions⸗ 
koſten gelten — als Fond zur Erhaltung der Pro- 
ductions kräfte — und wenn die Unternehmer dieſelbe 
nicht tragen können, dann müſſen ſie eben durch Zölle ge— 
ſchützt oder der betreffende Productionszweig muß als 
„unproductir“ aufgegeben werden. 

Die heutigen Schutzzölle ſind zunächſt und direct ein 
Schutz der Unternehmer, während ſie den Arbeitern die 
Lebenshaltung nur noch ſchwieriger machen. Die Schutz⸗ 
zölle haben zum Zwecke und erreichen auch eine Steigerung 
der Preiſe, und da die Arbeiter die Hauptconſumenten 
find, jo muß das Budget derſelben — zunächſt — bes 
laſtet werden. Schon um deswillen muß der Staat es 
ſich angelegen ſein laſſen, den Arbeitern auch ſofort und 
poſitiv einen Ausgleich durch Zuwendung eines Theiles 
des künſtlich geſteigerten Productions-Ertrages zuzuſichern. 
Andernfalls wird der „Schutz der nationalen Arbeit“ zu 
einem Schutz des internationalen Kapitals auf Koſten 
Ber untionalen Arbeit | 

Soll überhaupt der „Schuß der nationalen Arbeit” 
nicht Phraſe bleiben, dann muß der nationale Schutzzoll 
ſich zum „ſocialen“ fortbilden, d. h. der geſteigerte 
relative Antheil der Arbeiter am nationalen Productions⸗ 
Ertrag — der Lohn — muß nicht blos die durch 
die Zölle geſteigerten Ausgaben für die Conſumtion 
decken, ſondern auch noch einen Ueberſchuß ergeben, 
der zu dem geſteigerten Unternehmergewinn im Ver⸗ 
hältniß ſteht. Dieſe Fortbildung des nationalen Schutz⸗ 
zolles zum ſocialen hin vollzieht ſich nicht von ſelbſt, nach 
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„Naturgeſetzen“, ſondern muß durch poſitive Inſti⸗ 
tutionen garantirt werden. Der kürzeſte und ſicherſte 
Weg auch in dieſer Beziehung iſt — neben der vorhin 
betrachteten Schutzgeſetzgebung — der Kaſſenzwang. 

Das Kaſſenweſen bedarf noch dringender, als die 
Schutzgeſetzgebung, der geordneten Mitwirkung 
der Arbeiter, nicht blos, um mit Vertrauen und Dank 
aufgenommen zu werden, ſondern auch, um gut zu wirken. 
Hier iſt das eigentliche Feld, wo der Arbeiter die Selbſt⸗ 
verwaltung erlernen muß, wo ihm namentlich Gelegen⸗ 
heit gegeben iſt, die moraliſchen Gebrechen ſeines Standes 
kennen zu lernen — und zu bekämpfen. Nichts iſt 
ieh geeignet, Den Arbeiter don allen 
ſocialiſtiſchen Beſtrebungen zu heilen, als 
dieſe eingeräumte Selbſt verwaltung. Dieſes 
iſt auch der Weg, die Arbeiter zur Selbſtdisciplin 
zu erziehen. 

Nur die gegenſeitige intereſſirte und vom 
Standesbewußtſein getragene Control le der 
Arbeiter kann die Mißbräuche des heutigen Kaſſenweſens 
— die betrügeriſche Aneignung der Penſion — abſchneiden. 
Heute ſteht der Arbeiter den Kaſſen immer fremd gegen⸗ 
über, deshalb macht er ſich kein Gewiſſen daraus, auf 
Koſten derſelben zu ſündigen. Er muß lernen, die Kaſſen 
als ſeine Kaſſen zu betrachten, den Betrug der Kaſſe als 
einen Betrug ſeiner Genoſſen; gewiß wird Ehre und 
Pflicht es ihm dann nahe legen, gewiſſenhafter zu ſein. 

Der Staat muß die allgemeinen Normen geben, Staat 
und Arbeitgeber mögen mit Controlle führen: die eigent⸗ 
liche Verwaltung aber muß in der Hand der Arbeiter 
liegen, und müſſen dieſelben auch das Recht haben, in dem 
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Rahmen der geſetzlichen Normen die Inſtitutionen ihren 
beſondern Verhältniſſen anzupaſſen und auszu⸗ 
bauen. So würden Invaliden- und Altersverſorgungs⸗ 
kaſſen von ſelbſt ihre Ergänzung finden im Bau von 
Häuſern für Alte und Invaliden. So würde die Kaſſe für 
Arbeitsloſe vielleicht zur Einrichtung eines Arbeits hauſes, 
einer ländlichen Arbeiter⸗Colonie ꝛc. führen — heute eine mit 
Recht perhorrescirte Einrichtung, dann aber eine ſelbſtge— 
ſchaffene wohlthätige Veranſtaltung. Dann würde z. B. bei 
einer gewiſſen Anzahl von Kindern dem Familienvater die Prä⸗ 
mie „geſtundet“ werden können, um ſpäter, wenn ſeine 
Kinder groß ſind, dieſe für dieſelbe heranzuziehen, während 
in der heutigen ſocialen Ordnungsloſigkeit eine ſolche 
Stundung riskant erſcheint. Selbſt Vorausbezahlung der 
kapitaliſirten Rente um zehn bis zwanzig Jahre im ein⸗ 
zelnen Falle, wo dieſelbe gut angelegt werden kann, wäre 
da unbedenklich, weil die Arbeiter ihren Genoſſen und feine - 
Verhältniſſe kennen und die zwangsgenoſſenſchaftliche Orga- 
niſation ihnen die Mittel gibt, denſelben in Zucht zu 
halten. So wäre auch das Creditweſen — wie wir 
früher ſchon beim Bauern- und Handwerkerſtande geſehen 
haben — einer wirklich ſocialen Ausgeſtaltung auch für 
den Arbeiterſtand fähig. 


Organiſakion des Credits und der Conſumkion. 


Die Organiſation des Credit's für den Arbeiterſtand 
wäre ein Erfolg von unabſehbarer Tragweite. Der 
Vater der hiſtoriſchen Schule der Nationalökonomie, Hilde⸗ 
brand, hat in dieſer Beziehung vielleicht einen prophe⸗ 
tiſchen Blick gethan. Er unterſcheidet drei Perioden in 
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der Wirthſchaftsgeſchichte: die der Naturalwirthſchaft, der 
Geldwirthſchaft und endlich die der Creditwirthſchaft, die 
der Zukunft noch angehört. Der Credit, d. h. die Glaub⸗ 
würdigkeit reſp. der Glaube an die moraliſche und wirth— 
ſchaftliche Zuverläſſigkeit der Perſon als ſolcher wäre 
die Unterlage dieſer Zukunftsperiode. Credit iſt Kapital, 
und würde mit der Creditfähigkeit des Arbeiters als Perſon 
die „Arbeit“ auch wieder kapitalbildend, d. h. die ſo— 
ciale Frage als Einkommensfrage gelöſt fein: jo der 
Grundgedanke von Hildebrand. 

| In der That, der perſönliche Credit iſt noch 
einer fruchtbaren Ausgeſtaltung fähig, und kann durch 
„Zuſammenlegung“ des perſönlichen Credits eine 
wirthſchaftliche Kraft erreicht werden, die es mit dem heutigen 
Realeredit an Wirkung aufnimmt. Ein Umſchwung in der 
heutigen Creditwirthſchaft in dieſem Sinne muß und kann 
real werden. Einmal wird die zunehmende Zahl der be— 
trügeriſchen Bankerotte, die furchtbaren Verluſte der heu— 
tigen Creditgeber dieſelben überzeugen, daß die heutige 
Art und Weiſe des Creditgebens die reinſte Schleuder— 
wirthſchaft iſt, und daß es nicht blos eine ſociale Ver⸗ 
fündigung, ſondern auch der unverantwortlichſte Leichtſinn 
war, wenn man bisher einem ehrlichen und tüchtigen Hand⸗ 
werksmeiſter oder Arbeiter einige Thaler nicht anvertrauen 


mochte, während man jedem neue gegründeten und mit 


Eclat auftretenden „Geſchäft“ Tauſende entgegen brachte 
und jeder faulen Gründung — Hunderttauſende. Dieſe 
Einſicht wird dem Credit eine geſundere Richtung 
geben. Anderſeits muß die Aufnahme-Fähigkeit, 
die perſönliche Creditwürdigkeit durch corporative 
Verbindung ſich ſteigern — eine Verbindung, in 
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welcher die „perſönliche“ Creditfähigkeit des Einzelnen nicht 
abgeblaßt, wie in den heutigen Creditgenoſſenſchaften trotz 
Solidarhaft thatſächlich der Fall iſt, ſondern wirklich con⸗ 
ſolidirt zur Wirkung kommt. Der Arbeiter⸗Zunft müſſen 
in dieſer Beziehung, ebenſo wie der Handwerker- und 
Bauern⸗Innung, ausgedehnte Vollmachten über den 
Genoſſen gegeben werden, um das beanſpruchte „Vertrauen“ 
(„Credit“) auch zu realiſiren. So wäre ſelbſt die Wieder: 
einführung der perſönlichen Schuld-Haft unbe⸗ 
denklich, weil man der Innung wohl das Urtheil, ob den 
die Zahlung verweigernden Schuldner der Vorwurf der 

Bosheit oder des Leichtſinnes trifft, anvertrauen darf. 
Für die unverſchuldeten Rückſtände wäre eben eine „Rück⸗ 
verſicherung“ zu ſchaffen. 

So könnte dem Arbeiterſtande auch der Credit der 
zu gründenden Reichsbank unbedenklich erſchloſſen 
werden. Damit wäre aber der ſolide Arbeiter ſofort aus 
der beſitzloſen Klaſſe in die beſitzende aufgerückt 
— eine Thatſache von eminenter Tragweite, ebenſo ge— 
eignet, das Bewußtſein des Arbeiters zu heben, als 
auch, die Arbeit wieder kapitalbildend zu machen. 
Der Arbeiter lernte ſich wieder ſelbſt, ſeine Arbeitskraft 
— auf die er eben jo gut eine Hypotheke aufnehmen kann, 
wie der Grundbeſitzer auf ſein Grundſtück — ſchätzen, ge 
winnt den Muth, weiter zu ſtreben, zu ſparen, um durch 
Sparſamkeit und Benutzung des Credits vielleicht ein 
eignes Heim zu gründen, oder gar ſelbſt kleiner Unternehmer 
zu werden. | | 

Auch heute gebraucht reſp. mißbraucht der Arbeiter: 
ſtand ſchon den Credit in ausgedehnteſtem Maße — als 
Borg. Die Verzehrſchulden unſeres Arbeiterſtandes haben 
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eine Ausdehnung gewonnen, die, wenn die Summe mal 
feſtgeſtellt werden könnte, die Credit-Fähigkeit des 
Standes im glänzendſtem Lichte erſcheinen laſſen würde. 
Heute birgt die Realiſirung dieſes Credits einen Abgrund 
von Elend, Betrügerei und Ausbeutung in ſich, wäh: 
rend bei öffentlicher Organiſation des Credits 1 5 
reichen Segen ſtiften könnte. 

Die Mißbräuche der heutigen Creditwirthſchaft find 


. ſpeciell auch für den Arbeiterſtand bereits zu einer öffent⸗ 


lichen Calamität geworden, und haben auch hier die Au⸗ 
hänger der „Naturgeſetze“ der Volkswirthſchaft glänzend 
Fiasko gemacht. Auch hier haben Regierung wie Par: 
teien die Nothwendigkeit einer Correctur anerkannt und 
derſelben im „Wuchergeſetz“ Ausdruck gegeben. Daß aber 
das Wuchergeſetz durchaus nicht genügt, gerade die 
ſchlimmſten Fälle des Wuchers (aus Anlaß des Borgens) 
gar nicht trifft, darüber iſt man ebenfalls einig. Der 
Credit muß unter öffentliche Controlle, unter 
die Controlle der Standesgenoſſen geſtellt werden — das 
iſt der einzige Erfolg verſprechende Weg. Die „Zunft“ 
hat den Credit zu genehmigen und zu vermitteln. Wenn 
die Zunft ſelbſt den Vorſchuß nicht geben kann wegen zu 
großen Riſiko's, dann hat ihr der Zunftgenoſſe jedenfalls 
Rechenſchaft zu geben, wo und unter welchen Bedingungen 
er die Anleihe aufnimmt, und von derſelben genehmigen 
zu laſſen. „Jeder Schuldſchein, jeder Wechſel, jede 
mehr als vierwöchentliche Rechnung muß in Zukunft zu 
ihrer Gültigkeit mit dem Stempel der Innung 
verſehen ſein“: mit die ſer Beſtimmung wäre die ganze 
„Wucherfrage“ gelöſt und dem Leichtſinn, der Ver⸗ 
ſchwendungsſucht und dem wirthſchaftlichen und ſittlichen 
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Elend ſo mancher Familien ein für alle Male die Quelle 
verſtopft und dem Betrug in allen Formen das Feld wenig⸗ 
ſtens eingeengt. 

Ein weiterer Schritt in dieſer Beziehung wäre: ſtän⸗ 
diſche Organiſation der Conſumtion. Wir verſtehen 
darunter nicht blos Gründung von Conſumgenoſſenſchaften 


im heutigen Sinne, ſondern auch: Bau von Arbeiterwoh⸗ 
nungen, Einrichtung von Arbeiter-Reſtaurationen, von Ar⸗ 


beiter⸗Hoſpitien, „Herbergen“, Veranſtaltung von Unter⸗ 
haltungen ꝛc. In allen dieſen Beziehungen halten wir die 
Entwickelung des heutigen „Zwiſchenhandels“ für ein Un⸗ 
glück, in wirthſchaftlicher wie in ſittlicher Beziehung. Gewiß 
möchten wir den Krämer und Wirth und Muſikanten vom 
guten alten Schlage gern erhalten wiſſen, allein heute hat 
ſich in unſern Läden und Lädchen und in unſern Wirths⸗ 
häuſern und Unterhaltungsbuden ꝛc. ein gewiſſenloſes und 
direct auf die Leidenſchaften ſpeculirendes Schmarotzerthum 
eingedrängt, das keine Schonung verdient. Sittlich wie 


materiell ſteht der Arbeiter beſſer dabei, wenn er ſich 


emancipirt, auch in dieſer Beziehung „unter ſich iſt“. 

„Alſo fol der Arbeiterſtand vollends iſolirt werden 
von den übrigen Ständen: das erſcheint doch wahrhaftig 
wenig geeignet, den Arbeiterſtand zu heben, noch viel weniger 
dazu beſtimmt, den geſellſchaftlichen Frieden zu fördern. 
Umgekehrt ſollte Alles gethan werden, dieſe Trennung zu 
verhüten, ſollten die Arbeiter wieder mit den übrigen 
Ständen in Contact gebracht werden, und iſt z. B. das 
Wirthshaus gerade in dieſer Beziehung von hoher ſocialer 
Bedeutung.“ 

Wir antworten: Wo die Verbindung der Stände 
noch beſteht, wie auf dem Lande, da möchten auch 
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wir dieſe Harmonie um keinen Preis geſtört wiſſen. Die 
Arbeiter-Innung wird und ſoll dort die geſellſchaftlichen 
Beziehungen nicht „kündigen“. Aber wie weit herrſcht 
denn noch dieſer geſellſchaftliche Verkehr? In unſern In⸗ 
duſtrie⸗Centren iſt derſelbe längſt geſchwunden, herrſcht 
eine Kluft zwiſchen Arbeiter und den andern Ständen, die 
zunächſt und direct unausfüllbar iſt. Da bleibt eben nichts 
Randers übrig, als mit der Thatſache zu rechnen — die 
ſelbe möglichſt unſchädlich zu machen und vielleicht ſogar 
einen poſitiven Gewinn daraus zu ziehen. 

Wir möchten auch wieder Sammlung der Arbeiter 
in der — „Zunftſtube“ und was an dieſe ſich anſchließt. 
Dort ſollen die Arbeiter als ſolche zuſammenkommen, in 
Ernit berathen und ſchaffen und dann auch zuſammen als 
Genoſſen ſich freuen. Ich glaube, die heutige Schnapps⸗ 

kneipe iſt entſchieden gefährlicher für die Verhetzung der 
Maſſen, als ſolche Zunftſtube. Hier werden auch die 
ſoliden Arbeiter zu Wort kommen und im Intereſſe der 
Zunft auf Ordnung und Mäßigung halten und den ächt 
ſtändiſchen Geiſt wecken, während heute die Elemente des 
Aufruhrs und der Liederlichkeit allein das Wort führen 
und gerade die heran wachſende Generation 
vollſtändig in Beſchlag nehmen. Gerade in der 
heutigen allgemeinen ſocialen Auflöſung liegt die Gefahr 
der Verführung, vor allem unſerer Jugend — heute orga— 
niſirt ſich die Verführung und zieht die Atome des Stan— 
des nach einem „Naturgeſetz“ an ſich, wir wollen den 
Stand organiſiren, um die organiſirte Verführung (ſittliche 
wie ſocialiſtiſche) lahmzulegen und zu ſprengen. Wir 
halten eben das Gros der Arbeiter noch für gut und in 
der corporativen Organiſation derſelben werden die guten 


. 
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Elemente die Führung bekommen, während in „dem Haufen“ 
die Schlechten dieſelbe an ſich reißen. Die Organiſation 
ſelbſt eben wirkt ſchon verſittlichend. Unſere Arbeiterſchaft 
iſt noch nicht zum Proletariat ausgeartet 
die induſtrielle Entwickelung iſt bei uns noch jungen Da- 
tum's und die Arbeiter zehren noch von dem „Erbe 
der Väter“, von den guten Gewohnheiten und Tra— 
ditionen der Mittelſtände und des platten Landes, in denen 
ſie ſelbſt oder ihre Väter noch aufgewachſen ſind — wird 
dieſer ſittliche Fond aber nicht „flüſſig“ gemacht, wird 
der gute Geiſt, der noch vorhanden iſt, nicht „künſtlich“, 
durch Zwangscorporation, ſchöpferiſch zur Ausgeſtaltung 
gebracht, ſo wird das alte ſittliche Kapital bald verzehrt 
ſein und die Jugend in der „Verwilderung“ aufwachſen 
und ſelbſt verwildern. Man muß die Guten zwingen, in 
Action zu treten, damit die Böſen nicht die Ueberhand be— 
kommen. | | 

Unſere Politik geht alſo dahin: er ſt den Stand als 
ſolchen organiſiren, in welcher Organiſation ſchon 
von ſelbſt, weil es poſitive Arbeit gibt, als auch 
durch ihre factiſche Majorität die Guten wie⸗ 
der oben kommen; dann wird ſich auch ſchon die 
Brücke ſinden, den organiſirten Stand wieder mit 
den übrigen Ständen in Contact zu bringen. 


Oränung des Verhäftniffes zwiſchen Arbeit und Kapital. 
Kofinfrage. 


Zu der Schutzgeſetzgebung und dem Unterſtützungs⸗ 
weſen kommt als dritte große Kategorie in der Löſung 
der Arbeiterfrage: Ordnung des Verhältniſſes zwiſchen 
Arbeiter und Arbeitgeber. 
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Die ſociale Frage iſt nichts Anderes als der dem 
Arbeiterſtande zum Bewußtſein gekommene 
Widerſpruch der heutigen wirthſchaftlichen 
Ordnung zu dem Ideal der Freiheit, Gleichheit und 
Brüderlichkeit, das der Liberalismus in der politiſchen 
Ordnung nicht blos aufgeſtellt, ſondern auch ſo ziemlich 
realiſirt hat. So hat v. Scheel die ſociale Frage 
formulirt und iſt dieſe Faſſung heute allgemein acceptirt. 
Wir haben dieſes Ideal eingehend gewürdigt und ſeine 
innern Widerſprüche und practiſche Unausführbarkeit in 
politiſcher wie ſpeciell in wirthſchaftlicher Beziehung genug⸗ 
ſam klargelegt. Den Verſuch der practiſchen Geſtaltung 
wenigſtens der Freiheit und Gleichheit in unſerem modernen 
Conſtitutionalismus haben wir ebenfalls geprüft und un⸗ 
genügend gefunden. Um ſo mehr haben wir wohl das 
Recht, das Stück Wahrheit, was in dem Ideal liegt, mit 
ganzer Schärfe auszuſprechen. 

Wir ſagen demnach: der Deſpotismus und 
Abſolutismus der heutigen wirthſchaft⸗ 
lichen Ordnung iſt auf die Dauer unhalt⸗ 
bar und wird derſelbe ebenſo gut eine mehr de⸗ 
mokratiſche, conſtitutionelle Geſtaltung 
nehmen, als der politiſche Abſolutismus des vorigen Jahr: 
hunderts durch den Liberalismus. Die demokratiſche Be: 
wegung iſt einmal da, iſt von den herrſchenden Klaſſen 
ſelbſt großgezogen, fie wird auch vor der wirthſchaftlich— 
ſocialen Ordnung keinen Halt machen. 

Auch hier iſt die einzig mögliche Bekämpfung: die 
einmal gegebene Entwickelung in geſunde Bahnen 
zu lenken. Das kann man wirklich als „Naturgeſetz“, als 
„Geſetz der Weltgeſchichte“ hinſtellen: die Fortbildung der 
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Ariſtokratie zur Demokratie, die Berufung immer 
breiterer Schichten der Geſellſchaft zur politiſchen und 
ſocialen Herrſchaft, und jeder Verſuch, ſich dieſem Geſetz 
zu verſchließen, hat ſich bitter gerächt — endete in Revolution 
und Deſpotismus, in dem Untergang der Nation. Dieſe 
Bewegung wird um ſo wuchtiger ſich Durchbruch verſchaffen, 
als fie der „Maſſen“ ſich bemächtigt hat und die Verkehrs— 
und Bildungsmittel des neunzehnten Jahrhunderts ihr zu 
Dienſten ſtehen. 5 

Und wer an die Geſetze der Weltgeſchichte nicht 
glaubt, dem muß wenigſtens die geſunde Vernunft ſagen, 
daß politiſche Demokratie und ſociale Oligarchie ſich auf 
die Dauer nicht vereinigen laſſen. 

Auch hier ſollte man ſich bei Zeiten klar werden 
über die Situation, den Muth haben, ſich „die Frage“ 
in ihrem vollen Ernſt zu „ſtellen“, um endlich zu einer 
Antwort zu kommen, wie ſie der Frage entſpricht. 
Auch hier läßt ſich viel „ſagen“, ohne die Frage auch nur 
zu verſtehen; mit der Kirchthurmsweisheit kommt man 
ſchlechterdings nicht aus. Die Politik von der Hand in 
den Mund genügt auch nicht. Große Geſichtspunkte, große 
Maßregeln können allein der Wucht der Frage die Stange 
halten, und wenn man ſich heute noch kleinlich hinter die 
Schanzen des Socialiſtengeſetzes verkriecht: bei dem näch⸗ 
ſten wirthſchaftlichen Aufſchwung werden die „Maſſen“ 
ſchon wieder vorrücken, die kleinen Schanzen ſpielend nehmen 
und beſchämt wird unſer „gebildetes Bürgerthum“ einge⸗ 
ſtehen, daß es „ſo nicht gemeint“ ſei. 

Gewiß iſt es ein furchtbarer Gedanke für den ſo⸗ 
cialen Philiſter — die Maſſen zu „organiſiren“, die⸗ 
ſelben „geſchloſſen“ ins Kampffeld zu führen. Da 
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aber nun der ſociale Krieg mal beſteht, ſo erſcheint 
uns der organiſirte „Krieg“ viel menſchlicher 
und auch viel eher zum Frieden führend, als der 
Guerilla Krieg, wie er heute herrſcht. Und fo plä— 


diren wir ganz ohne Bedenken für Aufſtellung der Schlacht⸗ 


reihen. | 
V•Va Dazu kommt ber noch ein Anderes. Civiliſirte und 
ſtaatlich geordnete Völker führen Krieg zum Zwecke des 
Friedens, während ungeordnete Heeresmaſſen, wilde Na— 
turvölker den Krieg um feiner felbit willen lieben. Die 
mit den Geſetzen des wirthſchaftlichen Lebens vertrauten 
Völker aber werden vollends den Krieg ſcheuen, das Be— 
dürfniß des Friedens empfinden. So glauben wir, wird 
der ſtändiſch organiſirte Arbeiterſtand viele leichtſinnige 
Putſche (Strike) und kleinliche Ausfälle verhindern und 
nur im höchſten Nothfalle ſich zum Kampf entſcheiden. 
Der Stand der Arbeiter wie Arbeitgeber büßen ja ſtets 
in gleicher Weiſe ein. Das Höchſte, wozu es kommen 
kann, iſt: Strike oder Lock-out. Beide find aber zwei⸗ 
ſchneidige Waffen, deren man ſchon bald leid werden wird. 
Sie ſind das geeignetſte Mittel, zum Frieden zu ſtimmen. 
Zwiſchen Arbeitern und Arbeitgebern beſteht ein 
Intereſſen⸗Gegenſatz und eine Intereſſen-Harmonie. Der 
heutige „blinde“ verbiſſene Klaſſenhaß läßt blos den Gegen- 
ſatz der Intereſſen zur Erkenntniß kommen, während im 
organiſirten Kampf, Stand gegen Stand, die relative 
Identität der Intereſſen ſchon bald fühlbar werden und 
die Luſt am Kriege geſtillt ſein würde. Die ſocialen Rei⸗ 
bereien wegen der „Vertheilung“ ſchädigen die Production, 
die Production iſt aber die Grundlage der Vertheilung. 
= RUN, beitimmt auch wieder die Pro⸗ 
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duction, kurz die „organiſche“ Einheit der nationalen 
Wirthſchaft brauchte nur in einigen „Stößen“ ſich mal 
Anerkennung zu erzwingen, man brauchte ſich gegenſeitig klar 
auszuſprechen, und auch die geſellſchaftliche organiſche Einheit 
und Harmonie würde ſchon wieder gefunden werden. 

Endlich iſt es, wenn wir für „offene Feldſchlacht“ 
und „geſchloſſene Heere“ plädiren, durchaus ſo ſchlimm 
nicht gemeint, wie es ſcheint — immer iſt noch die ſtarke 
Hand des Staates da, um „die feindlichen Brüder“ in Zucht 
zu halten. 

Wiewohl der Strike ebenſo wie der Krieg nur als 
„nothwendiges Uebel“ berechtigt iſt, ſo iſt uns doch auch 
wieder der organiſirte, offene, ehrliche Strike lieber als der 
zügelloſe, auf Willkühr und Verrath baſirte von heute. 
Es iſt eine Schande, wenn Arbeiter — natürlich meiſtens 
das ächte Proletariat derſelben, die „induſtrielle Reſerve⸗ 
Armee“ — die Gelegenheit benutzen, ſich in die gerade 
vacanten Stellen ihrer ſtrikenden Genoſſen einzu⸗ 
drängen — ein Verrath der Standesehre für dieſe, und 
eine Unehrlichkeit, wenigſtens eine Verletzung der Nobleſſe 
von Seiten des Arbeitgebers. Mag der Arbeiter ſelbſt 
den Strike ungerechtfertigt finden, ſo muß er doch ſoviel 
Standesgefühl beſitzen, daß er ſeinen Genoſſen nicht im 
Stiche läßt, wenigſtens nicht die Gelegenheit benutzt, den 
auf einen Augenblick verlaſſenen Platz für ſich zu neh⸗ 
men. Noch mehr kann man es aber vom Arbeitsherrn 
verlangen, daß er an Stelle ſeiner ſtrikenden Arbeiter 
wenigſtens Arbeiter gleicher Qualität heranzieht, nicht 
aber vielleicht — Italiener und Polen. Wenn Arbeit⸗ 
gebern und Arbeitern dieſes Ehrgefühl noch mans 
gelt, ſo muß der Staat nachhelfen, durch poſitive 
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Beſtimmungen dem Kampfe den ehrlichen und nobeln 
Charakter wahren. Gerade dieſe Mißgeſtaltungen der 
Strikes find mehr geeignet, Demoraliſation und ſocialen 
Haß zu ſäen, als die Strikes an ſich. 


Auch den Strikes gegenüber muß der Staat Stellung 
nehmen: entweder gegen oder für dieſelben. Grund— 
ſätzliches Verbot des Strikes und „Lock-out's“ wird wohl 
nicht möglich ſein und jedenfalls zunächſt, ſolange nicht 
untrügliche Inſtanzen der Entſcheidung von Streitig⸗ 
keiten gefunden ſind, auch nicht wünſchenswerth. Einge⸗ 
ſchränkt könnten und ſollten ſie aber werden, und das 
erſte und beſte Mittel dazu iſt: 
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Zu gleichen Theilen zuſammengeſetzt aus gewählten 
Vertretern der Arbeiter und der Arbeitgeber, würde den⸗ 
ſelben ein Beamter präſidiren. Die Organiſirung erfolgt 
im Anſchluß an die gewerbliche Organiſation, in aufſtei⸗ 
genden Inſtanzen: von der einzelnen Fabrik anfangend, 
wo das Einigungsamt aber wohl blos als „Sühneamt“, 
nicht als „Schiedsgericht“ zu fungiren hätte — bis zur 
Gemeinde und Provinz. 


Um eine zufällige oder durch Verrath erkaufte Ma⸗ 
joriſirung zu verhüten, müßten etwa / ͤ der Stimmen zur 
endgültigen Entſcheidung erfordert werden. Alle jo ges 
fällten Urtheile wären dann aber auch bindend, und jeden⸗ 
falls ein Appell an höhere Inſtanz nur in beſchränktem 
Maße, ein Strike aber nie erlaubt. | 
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Damit wäre zunächſt eine Reihe von Strikes abge- 
ſchnitten, zugleich auch den Willkührlichkeiten gegen den 
Einzelnen ein Ziel geſteckt. | 

Wären überhaupt die „Einigungsämter“ mal geſchaffen, 
ſtänden dieſelben als vollberechtigte, geſetzlich geſicherte Ver⸗ 
treter der Arbeiter und Arbeitgeber da, ſo wäre die orga- 
niſche Verbindung zwiſchen beiden Ständen wiederge⸗ 
wonnen, und der Weg zu einer wirklich „conſtitu⸗ 
tionellen“ Geſtaltung des Arbeitsverhältniſſes gefun⸗ 
den — die heutige Phraſe vom „freien Arbeitsvertrage“ 
wäre der Wahrheit wenigſtens näher gebracht. Aber ſie 
müſſen organiſirte Stände zum Rückhalt haben, 
mit Befugniſſen ausgeſtattet ſein, um ihren Entſcheidungen 
Nachdruck zu geben. Da wir für dieſe Entſcheidungen 
Zweidrittel Majorität verlangen, ſo iſt jede Gefahr einer 
ungerechten Vergewaltigung abgeſchnitten. Für die Fälle, 
wo dieſe Zweidrittel Majorität nicht erzielt wird, 
mag eine ſtändige neutrale d. h. aus den an⸗ 
deren Ständen ſich rekrutirende Commiſſion 
durch die Einigungsämter gewählt werden, die dann ent⸗ 
weder definitiv entſcheidet, oder ſich für incompetent erklärt, 
in welchem Falle dann die Streitenden ſich den „Krieg“ 
erklären mögen, — es tritt dann eben ein, was heute all- 
gemein iſt. Ueber die in die ſtändige Commiſſion zu 

wählenden Perſonen müßten ſich die Vertreter der Arbeiter 
und Arbeitgeber im Einigungsamte eben einigen, ſo daß 
dieſelben auch wieder etwa Dreiviertel der Stimmen 
erhalten müßten. Schwierigkeiten hätte das nicht, da es 
immer Perſonen genug gibt, denen Arbeitgeber wie Arbeiter 
gleiches Vertrauen entgegen bringen. Da alle an die 
Commiſſion gelangenden Sachen vorher im Einigungsamte 
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ſchon verhandelt ſind, und das Für und Gegen ſicher hin— 
reichend auseinandergeſetzt worden iſt, fällt der Commiſſion 
nur die „Abwägung“ der Gründe zu. 

Die ſchwierigſte der Aufgaben der Einigungsämter 
iſt offenbar die Ordnung der Lohnfrage. Allein bei 
den Cautelen, die wir vorgeſchlagen haben, wird eine ge— 
waltſame Majoriſirung, überhaupt eine Verſchlimmerung 
gegen heute nicht zu befürchten ſei. Der individuellen 
Ausbeutungsſucht einzelner gewiſſenloſer Fabrikanten wer⸗ 
den Schranken geſetzt werden, es wird eine gewiſſe Stetig⸗ 
keit und Gleichheit (natürlich für die Arbeiter gleicher 
Kategorie) in den Lohnſtand kommen, und das iſt gewiß 
eine gute Folge, ſpeciell auch für die guten Fabrikanten, 
die andernfalls gegen die gewiſſenloſen Mitconcurrenten 
im Nachtheile ſind; eine Steigerung der Löhne 
überhaupt iſt von den Einigungsämtern aber zunächſt 
weder zu fürchten noch zu hoffen. Aber indirect und mit der 
Zeit, auf dem Wege friedlichen Zuſammenwirkens wird 
auch der Lohnſtand, der verhältnißmäßige Antheil des 
Arbeiterſtandes am Nationalproduct, erhöht werden. Und 
dieſer Weg erſcheint uns viel ſicherer und auf die Dauer 
erfolgreicher, als die heutigen Forcirungen durch Strikes, 
die einmal, wie ſchon angeführt, nur bei aufſteigen⸗ 
den Chancen Erfolg haben, anderſeits aber durch Verein— 
barungen der Unternehmer mit Leichtigkeit fruſtrirt werden 
können. Die Strikes haben eigentlich blos in der heutigen 
Anarchie der ſocialen Zuſtände eine relative Berechtigung 
und Bedeutung, in der ſtändiſchen Organiſation, wie wir 
ſie erſtreben, könnten fie mit Fug und Recht ſogar ver⸗ 
boten oder das Recht dazu an die Entſcheidung des 
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Einigungsamtes reſp. der ſtändigen e geknüpft 
werden. 


Ausgeflaltung ler Fahrikorinung zum Zwecke ller Sittlichkeit uni 
ler Erziehung. Lehrling — Geſelle — Meeiſter. 


Uebrigens iſt die Ordnung der Lohnfrage die ſchwie⸗ 
rigſte, aber durchaus nicht die Haupt-Aufgabe der 
gewerkſchaftlichen Organiſation. Es iſt z. B. ſtatiſtiſch 
erwieſen, daß mehr Strikes wegen der Handhabung der 
Fabrikordnung geführt worden ſind als wegen Lohn⸗ 
ſtreitigkeiten. Gerade die Fabrikordnung läßt ganz gut 
eine „conſtitutionelle“ Behandlung zu und iſt dieſelbe der 
fruchtbarſten Fortbildung fähig. Wir wollen 
dieſelbe nur nach zwei Richtungen hin andeuten. 
| Erſtens wäre die Fabrikordnung eines ethiſchen 

Ausbaues ebenſo bedürftig als fähig. Heute iſt die 
Fabrikordnung nur durch das rein materielle Intereſſe des 
„Herrn“ dictirt, zum Zwecke der techniſchen Ordnung, 
während in ſittlicher Beziehung vollſtändige Freiheit und 
Frechheit herrſcht, und gerade von den Meiſtern und Vor⸗ 
geſetzten in der Fabrik ihre Stellung oft in der ſchändlichſten 
Weiſe mißbraucht wird. Die Vertrauensmänner der 
Arbeiter würden ſicher ſittlichen Ernſt genug beſitzen, ſolche 
Mißſtände abzuſtellen, und für die Ehre und Sittlichkeit 
ihres Standes in der Fabrikordnung Schutzwehren errichten. 
Würden ſolche Uebelſtände mal ernſtlich beſprochen 


und berathen, dann würde auch Abhülfe geſchaffen; aber 


heute frißt der Krebsſchaden um ſich und Niemand hat 
den Muth, das Meſſer anzulegen. Die Vertretung der 
Arbeiter wird durchſchnittlich ſtets aus älteren, verheira⸗ 
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theten Arbeitern beſtehen, und wird dieſen die Sittlichkeit 
und moraliſche Disciplin der Fabrik ſicherlich am Herzen 
liegen. Da Feſtſtellung wie Handhabung der Fabrikord⸗ 
nung mit von den Arbeitern reſp. ihren Vertretern aus⸗ 
geht, ſo wäre zugleich auch jeder Schein gefährlicher un— 
gerechter Bevormundung vermieden. Die „Selbſtverwal⸗ 
tung“ würde auch zur Ausbildung der „Standes-Ehre“, 
und damit zur Selbſtdisciplin führen. Auch da 
brauchten die guten Traditionen des Standes nur wie⸗ 
der „flüſſig“ gemacht zu werden, und man würde ſich über 
die heute ſchlummernde Kraft des religiöſen und ſittlichen 
Geiſtes in unſerm Arbeiterſtande wundern. 

Das beſte und durchſchlagendſte Mittel, auch in die 
Fabrik wieder Sittlichkeit und Ordnung zu bringen, und 
namentlich der nachfolgenden Generation die Wohlthaten 


einer ſittlichen Erziehung zu ſichern, wäre die 


Wiedereinführung eines gewiſſen Lehrganges 
in die Fabrik. Heute ift der letzte Fabrikjunge gerade fo 
ſouverän, als der alte, im Dienſte ergraute Arbeiter. 
Heute verdient die junge Arbeiterin oft mehr, als der ver⸗ 
heirathete Mann. Das find unnatürliche Erſchei⸗ 
nungen, in gleicher Weiſe in ſittlicher wie ſocialer Be⸗ 
ziehung vom Uebel, geeignet, Unzufriedenheit auf der einen. 
und Zügelloſigkeit auf der andern Seite zu fördern. 
„Lehrling“ — „Geſelle“ — „Meiſter“: das ift Die 
Ordnung der Natur, und wenn dieſe Ordnung von der 
Fabrik durchbrochen wird, fo muß ſich das rächen. Die 
Auflöſung des Familienlebens in unſern Fabrikdiſtricten, 
Verdrängung der Familie durch das „Koſthaus“ mit feinen. 
endloſen ſittlichen Verirrungen, die vielen jugendlichen Ver⸗ 
brecher, die ſittliche und damit geſundheitliche Degenerirung, 
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unſerer Fabrikjugend, die Früheirathen und die damit wieder 
gegebene proletariſche Volksvermehrung: alles das 
ſind die Früchte der Selbſtſtändigeit der jungen Fabrik⸗ 
Arbeiter und Arbeiterinnen. 

Selbſt in techniſcher Beziehung wäre ein gewiſſer 
„Bildungsgang“ auch in unſern Fabriken wohl angebracht, 
für viele Branchen ſogar nothwendig. Wenn und ſoweit 
die wirklich erſchreckend weit getriebene Arbeitstheilung die 
Lehrjahre überflüſſig macht, iſt dieſe Arbeitstheilung eben 
zu weit getrieben und ſollte jedenfalls der junge Fabrik⸗ 
arbeiter ſchon um deswillen nicht ausſchließlich in der Aus⸗ 
bildung auf ſeine Theilarbeit beſchränkt bleiben, um im 
Nothfalle auch ſeine Arbeit wechſeln zu können. Es gibt keinen 
hülfsloſeren und gebundeneren Menſchen, als einen ſolchen 
Theilarbeiter. 

Die Ausbildung in der ganzen Arbeitsbranche hal 
aber auch noch einen anderen Vortheil, der gerade für die 
nationale Production höchſt befruchtend wirken kann: das 
iſt die erhöhte Einſicht in den ganzen Gang der 
Arbeit, das damit geſteigerte Intereſſe an ihrer Entwickel⸗ 
ung, wodurch nicht blos eine gewiſſe geiſtige Befriedigung, 
ſondern auch die wirkſamſte Anregung für Erfindungen 
auf dem Gebiete der Technik gegeben iſt. Unſere bedeutend⸗ 
ſten Erfinder ſind aus dem Arbeiterſtande hervorgegangen, 
und wenn z. B. Amerika an Erfindungsgeiſt hervorragt, 
ſo liegt das ſicher an der freieren e des ameri⸗ 
kaniſchen Arbeiters. a 

Aber auch ſelbſt zugegeben, daß in lechriſcher Bezieh⸗ 
ung die „Lehrjahre“ eine unnöthige Beläſtigung der In⸗ 
duſtrie ſind: in ſittlicher Beziehung, für die Er⸗ 
ziehung ſind ſie eine „nationale“ Nothwendigkeit, 
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und es wird eine Zeit kommen, wo man die Gewiſſen— 


loſigkeit der Gegenwart in dieſer Beziehung unbe 


greiflich finden wird. Es iſt wahrlich mehr wie auf⸗ 


fallend, wie dieſer Punkt der öffentlichen Aufmerkſamkeit 
noch gar nicht einmal gewürdigt worden iſt, und es beweiſt 
dieſes, daß, wie unſere Wiſſenſchaft überhaupt, ſo nament⸗ 


lich auch die Pädagogik ſich der ſocialen Frage viel 


zu ſehr entzieht. Während man die Söhne und Töchter 
der gebildeten Stände unter die ſchärfſte Aufſicht ſtellt, 
und heute ſelbſt die Freiheit der Univerſitäten für unſere 


mehr als zwanzigjährigen Studenten zu weitgehend findet, 
während die Zügel der Disciplin für die Handwerkslehr— 
linge ſchon wieder ſtraffer angezogen werden ſollen, wäh— 
rend der Bauernſohn ſelbſt mit 25 Jahren noch nichts zu 


ſagen hat, während die zunehmende Disciplinloſigkeit der 


Knechte und Mägde allgemein beklagt wird, iſt für die 
Fabrikjugend auch noch nicht einmal die Forderung 


einer „Erziehung“ geſtellt worden.“) Die zunehmende 
Verwilderung derſelben iſt mehr wie einmal conſtatirt, 


aber ſie aus der Verwilderung herauszureißen, daran denkt 
Niemand. 

Die Erziehung muß auch hier, 05 in 15 andern 
Ständen, mit dem Beruf ſich verbinden. Die Eltern 
allein ſind machtlos, ſchon weil ihnen bei den heutigen 


Zuſtänden die Autorität fehlt. Die Fabrik, die Stätte 
der Arbeit, muß auch die Erziehung geben. Und wenn 


3. B. die Vertretung der Fabrik, wie wir fie oben for: 
derten, dieſer Erziehung nicht ihre volle Aufmerkſamkeit 


3 Dr. Norrenberg („Zweiter Jahresbericht des kath. Arbeiter⸗ 


innen⸗Vereins in Vierſen.“ Vierſen 1878. S. 7 ff.) hat unſeres Wiſſens 
zuerſt und allein dieſen wunden Fleck berührt. 


N 
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zuwenden würde, ſo hätte hier der Staat ebenſo gut diri⸗ 
girend einzugreifen, wie heute in Ben Schulen, 1 
ſionaten, Gymnaſien u. ſ. w. | 
Nach den Lehrjahren kommen die „Geſellenjahre“. 
Auch dieſe haben eine erziehliche Bedeutung und iſt da 
ebenſowenig unbedingte Freiheit einzuräumen, wie heute 
unſern Gymnaſiaſten. Und wenn die Grenze der Geſellen— 
zeit durch die techniſche Ausbildung nicht normirt werden 
kann, weil eben von einer ſolchen „Ausbildung“ kaum Rede 
ſein kann, ſo ſind eben die Jahre, das Alter Norm. 
Der Hierarchie der Arbeit folgen natürlich 
auch die Abſtuf ungen des Lohnes. Mögen Lehr: 
ling und Geſellen auch ſelbſt dieſelbe Arbeitsleiſtung auf⸗ 
weiſen, wie der Meiſter, ſie beziehen nur einen aliquoten 
Theil des Meiſterlohnes. Es iſt dieſes keine Ungerechtig— 
keit, da Lehrling und Geſellen in den ſpäteren Jahren 
dieſelbe Vergünſtigung auf Koſten ihrer Lehrlinge und 
und Geſellen genießen — es iſt gleichſam nur ein „Spar 
zwang“ für dieſe fpäteren Jahren. Umgekehrt fließt ein 
doppelter Segen aus dieſer Einrichtung: die jungen Ar: 
beiter werden eher in Zucht gehalten, ſind mehr an das 
elterliche Haus gebunden, und heirathen nicht ſo 
früh; die ältern Arbeiter aber, die Familienväter, 
genießen ein größeres Einkommen, gemäß ihren 
höheren Bedürfniſſen. Gerade die Verhinderung früher leicht— 
ſinniger Heirathen durch dieſe Inſtitution erſcheint uns von 
großer Bedeutung um jo mehr, als hier die ſittlichen 
Gefahren aller geſetzlichen Beſchränkungen der Ehe 
vermieden find.*) Die ſichere Ausſicht der ſpäteren Mög⸗ 


*) Vergl. „Sociale Frage.“ S. 37 ff. und 202. 
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lichkeit einer Eheſchließung macht das Opfer leicht, wäh⸗ 
rend heute die Ausſicht auf Ausbeutung der Frauen- und 
Kinderarbeit geradezu zum Frühheirathen ver lockt. 
Efndlich hat die Einführung des Lehrlings- und Ge— 
ſellenweſens noch eine eminent ſociale Bedeutung, in⸗ 
dem ſo auch in unſere Fabriken wieder gleichſam eine 
aufſteigende Klaſſen bewegung hineinkömmt. 
Die furchtbar niederdrückende Unterſchiedsloſig⸗ 
keit der Fabrikbevölkerung, das, was ſo recht das Prole— 
tariat ausmacht, iſt gehoben — es kommt wieder ein friſcher 
Zug in dieſelbe. Der Fabrikarbeiter hat wieder ein Ziel 
des Strebens — mal Meiſter zu werden. Es gibt nichts 
Furchtbareres, als einen ſiebzehnjährigen Arbeiter, der nun 
ſchon vollſtändig an ſeinem Ziele angelangt iſt, dem nichts 
weiter mehr obliegt, als — da er ja zum Militär 
zu ſchwach iſt — ein Weib (natürlich eine Fabrikarbei⸗ 
terin) zu nehmen, um mit der das Elend des Lebens zu 
theilen reſp. weiter zu pflanzen, oder gar, da ſie ja vielleicht 
mehr verdient als er, ſich von derſelben ernähren zu laſſen. 
Freilich, die hierarchiſche Gliederung der Arbeit 
iſt auch wieder nur möglich im Rahmen der Organiſation 
der Arbeit im Großen, bei ſtändiſcher Ordnung.“) Heute 
läßt ſich an eine Einführung des Lehrlingsweſen 
in die Fabrik, trotzdem das Bedürfniß ſchon vielfach em— 
pfunden und auch ausgeſprochen worden, ſelbſt ſchon 
Verſuche gemacht ſind, nicht denken — noch weniger, wie 
beim Handwerk. Ein „Geſellenweſen“ — eine Löhnung 
nach Anciennität — hat heute, wo blos „Angebot und 


) In einem gewiſſen Maße haben die Engliſchen Gewerkvereine die 
Hierarchie der Arbeit ſelbſt heute ſchon durchgeführt. 
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Nachfrage“ gilt, erſt recht keine Bedeutung, wiewohl doch 
die ungenügende Löhnung der Familienväter und die Früh⸗ 
heirathen anerkannte Uebelſtände ſind. Wenn heute 
ſchon der ältere Arbeiter ſchwer Arbeit findet oder ſogar 
von Entlaſſung bedroht iſt, ſo würde derſelbe bei höherer 
Löhnung erſt recht keine Arbeit finden — es muß das 
Verhältniß der Zahl der Lehrlinge, der Geſellen und der 
Meiſter feſt geordnet, vom „Einigungsamt“ beſtimmt werden. 


Feftigung des Krbeiksverſiälkniſſes. 


Wir kommen damit wieder zu einer weiteren Ent: 
wickelung — einer gewiſſen Feſtigung des Arbeitsverhält⸗ 
niſſes. Das iſt wieder ein Punkt von fundamentaler 
Bedeutung, wo ſo viele Fragen, die heute die Oeffentlich— 
keit beſchäftigen und über welche die Politiker ſich den 
Kopf zerbrechen, auf einmal ihre Erledigung finden. 

Nehmen wir z. B. den leichtſinnigen Contract⸗ 
bruch: einerſeits corrumpirt derſelbe die Arbeiter und 
ſäet Mißtrauen in die Herzen der „Herren“, anderſeits 
iſt aber eriminelle Beſtrafung desſelben eine gehäſſige 
Ausnahmegeſetzgebung, die den Klaſſenhaß nur 
ſteigern muß. Iſt der Arbeiter ſtändiſch organiſirt, dann 
kann und muß der Stand für ſeine Glieder aufkommen. 
Ebenſo wird dann aber auch die Verlockung der Ar⸗ 
beiter zum Contractbruch durch die organiſirten ele 
reprobirt werden. 

Zwang zur Führung eines Arbeits buches wäre 
allein ein durchſchlagendes Mittel zur Verhütung des Con⸗ 
tractbruches, indem eben Annahme eines noch anderweitig 
gebundenen Arbeiters verboten würde. Allein auch 
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dieſer Zwang iſt heute in der Periode der „Freiheit“ ein 
einſeitiges Mißtrauen und ungerechte Bevormundung; bei 
ſtändiſcher Organiſation würde derſelbe ſelbſtverſtändlich 
fein und ſogar auch auf diemoraliſche Führung aus⸗ 


gedehnt werden, da die örtliche Arbeiterinnung wiſſen will, 


was ſie an ihrem neuen Mitgliede hat. 

Anderſeits würde ſich auch freilich eine gewiſſe Con⸗ 
trolle in Bezug auf die Induſtriellen: wie ſie für 
Geſundheit und Sittlichkeit ſorgen, was ſie für Erziehung, 
für Alter und Krankheit ihrer Arbeiter thuen ꝛc., bilden 
und die Arbeiter eventuell gewarnt werden, und das wäre 
wieder die gerechte Gegenſeite zum Arbeitsbuch. Heute 
fehlt nicht blos dieſe Gegenſeite, ſondern iſt das Arbeits⸗ 
buch auch wirklich des Mißbrauches von Seiten des Herrn 
fähig. Das Einigungsamt würde ſolche Mißbräuche bei 


„ Gegenzeichnung“ reſp. auf Beſchwerde des Buch-Inhabers 


corrigiren. 
8 Die plötzlichen Verſchiebungen der Arbeiter, 
namentlich der ländlichen nach den Städten hin, bei auf— 
ſteigendem Schwindel wäre auch durch unſere Ordnung ab⸗ 
geſchnitten, indem vor Schwindelunternehmungen 
gewarnt würde und namentlich ungelernte, nicht-beruf⸗ 
liche Arbeiter nur in beſchränktem Verhältniß zuläſſig 
find. Damit wären der Ueberſpeculation die 
Flügel gründlich beſchnitten, und wer die „Drehkrankheit“ 
von 1870/73 mitgemacht hat und dieſelbe noch als Krank— 


u heit zu fallen im Stande iſt, follte wegen dieſer Folge 


allein alle „Gefährlichkeiten“ der Arbeiter-Organiſation mit 

Dank in Kauf nehmen. | 
In den Schwindeljahren hat die Induſtrie ganze 

Heeresmaſſen „aufgeboten“ und der Landwirthſchaft ent⸗ 
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zogen, und im Krache wurden dieſelben unbarmherzig wieder 
„abgeſtoßen“; jetzt durchſchwärmt dieſe „induſtrielle 


Reſervearmee“ als Bettler und Bummler und Arbeitsloſe 


ganz Deutſchland und „ brandſchatzt“ die Städte und 
Dörfer. Bei einer Organiſirung der Arbeit wäre ein 
ſolches unſinniges „Aufgebot“ abgeſchnitten. 

Eine beſondere „Abtheilung“ der induſtriellen „Reſerve⸗ 
armee“ und gerade der unglücklichſte Theil derſelben bilden 
die Freigeſetzten der regelrechten Armee, der 
„Linie“. Dieſe Freiſetzungen bieten eine der traurigſten 
Seiten der ſocialen Frage, an deren Abhülfe zugleich am 
wenigſten gedacht wird. Hier wäre wieder ein Feld für 
die Arbeiter⸗-Innung. Solche durch neue Maſchinen und 
techniſche Fortſchritte freigeſetzte und brodlos gewordene 
Arbeiter haben entſchieden einen Anſpruch anf Ent ſch ä⸗ 
digung. Und nicht blos die direct Betroffenen, ſondern 
auch der ganze Stand, da die Freigeſetzten durch ihr An— 
gebot den Lohn in den übrigen Branchen herabdrücken — 
ſo fordert's die Gerechtigkeit. Endlich iſt es aber auch 
wenigſtens billig, und, wie wir früher dargelegt haben, 
zur Vermeidung der Ueberproduction ſchlecht⸗ 
hin nothwendig, daß die Arbeiter an dem durch 
ſolche Fortſchritte geſteigerten Productions⸗ 
Ertrag wenigſtens in gleichem Verhältniſſe wie die 
Unternehmer mit zu Theile gehen. 

Daß auch die durch ſolche Fortſchritte bedrohten Un- 
ternehmungen Anſpruch auf Entſchädigung haben, iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich, und ſo ſehen wir auch hier wieder, wie die 
organiſirten Arbeiter und Unternehmer ſich bald von 
der „Harmonie“ ihrer Intereſſen überzeugen und in dem 
Sinne zuſammen arbeiten würden. Auch in der Großin- 
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duſtrie ſollen die Productionsfortſchritte ja nicht abge⸗ 
ſchnitten, ſondern nur die revolutionären Wirkungen 
derſelben gemäßigt, ſie für Alle fruchtbar gemacht werden. 
Bei corporativer Organiſation und Berathung würden die 
Mittel und Wege ſich ſchon finden, in ähnlicher Weiſe, 
wie wir es beim Handwerk angedeutet haben. | 
Eine Mäßigung der Productions-Wechſel im ange: 
deuteten Sinne würde ſelbſt der „nationalen Production“ 
(gegenüber dem Weltmarkt) auf die Dauer nur zum 
Vortheil gereichen, indem die furchtbare nationale Einbuße 
von Kapital und Arbeit, mit der heute die forcirte Pro- 
duction bezahlt wird, und der regelmäßig folgende Rück⸗ 
ſchlag dem vorübergehenden Erfolg nicht die Wage hält.“ 
Natürlich muß auch hier der ſociale Schutzzoll in einer 
weiſen nationalen Schutzzollpolitik ſeine Ergänzung finden 


E wiederum, nebenbei erwähnt, ein Beweis, daß die 


Stände als ſolche auch in der Politik mitzuſprechen haben 
müſſen. 

Gewiß wird es in allen dieſen Beziehungen nicht 
leicht Sein, gleich den richtigen Weg zu finden, aber jeden- 
falls ſind ſelbſt kleine Ab- und Irrwege, die aber dem 
Ziele näher führen, beſſer, als das Tappen im Blinden, 
wie es heute herrſcht. 

„Stetigkeit der Entwickelung“ — „Befeſtigung der 
Exiſtenzen“: das die Aufgabe, die wir für gewichtiger 
halten, als die Erhöhung des Einkommens. Die Löſung 
jener Aufgabe iſt die ſchlechthinnige Bedingung einer Ver⸗ 
beſſerung der ſocialen Lage nach allen Richtungen hin. So 
lange die Fieber der Kriſen den geſellſchaftlichen Körper 
ſchütteln, kann von einer Geſundung keine Rede fein, Erſt 
müſſen die Unternehmer ſelbſt ihrer Exiſtenz froh werden 
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können, ehe ſie ſich mit Liebe und Fürſorge den Arbeiter 

zuwenden. Erſt muß der Arbeiter in ſeiner Arbeitsſtelle 

wieder „warm werden“, muß derſelbe ebenfo ſicher fein, 
wie heute der „Beamte“ ſeines Amtes, ja wie der 
Bauer feines Bauerngutes, ehe er wieder conſervativ 
und zufrieden wird. Es muß wieder Feſtigkeit in die 
einzelnen Productionskörper kommen. Nur ſo können 
ſich auch wieder feſte Sitten, perſönliche Be⸗ 
ziehungen zwiſchen den Arbeitern wie zwiſchen Arbeiter 
und Arbeitgeber herausbilden. Dauerhaftes Zuſammen⸗ 


leben und Zuſammenarbeiten ſtiftet perſönliche Bande ſchon 


von Natur aus. | 
Wenn nur mal die Parole ausgegeben würde: 
„Ordnung der Production“ — ſofort würde die Parole 
der heutigen Gewerkvereine: „höherer Lohn“ paralyſirt und 
das Kampfgebiet verlegt ſein; es wäre der Punkt 
gefunden, wo Arbeitgeber und Arbeiter zufammengehen 
könnten. Auch anderer Fragen gibt es eine ganze Reihe, 
wo gemeinſame Action im beiderſeitigen Intereſſe liegt. 
Kommen dann noch dazu die Aufgaben innerer Organiſa⸗ 
tion — deren wir der Arbeiter-Innung recht viel zuweiſen 


möchten — ſo wird die Lohnfrage entſchieden in zweite 


Reihe gedrängt und die poſitive Arbeit den eee 
vergeſſen machen. 
Und auch in Bezug auf die Sohne Weihe ſich die 
Anſchauungen klären, die Unternehmer einſehen, daß ein. 
gut ſituirter Arbeiterſtand die beſte Bürgſchaft für Erhal⸗ 
tung und Kräftigung der nationalen Production und zu⸗ 
gleich ihren ſicherſten Abſatz⸗Markt bietet, und ſind wir 
ſicher, daß unſere Unternehmer ſich gern mit dem halben 
Unternehmergewinn von heute begnügen würden, 
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wenn ſie dann dieſes Gewinnes dauernd ſicher ſein 
könnten. Mit andern Worten: wenn es gelänge, durch 
Ordnung der Production die heutigen Unternehmer von 
der Laſt des Riſiko's zu befreien, und die Riſiko⸗ 
Prämie, die heute dem Unternehmer (mit Recht) zu⸗ 
fällt, dem Arbeiter zuzuwenden, ſo wäre das 
ſicher die beſte Weiſe einer Lohnerhöhung, mit der Arbeitern 


wie Arbeitgebern zugleich gedient wäre. 


| Schon heute beiteht, die Unternehmer als Geſammt⸗ 
heit genommen, kein Riſiko: ſie verdienen im Durchſchnitt 
ſtets, und wenn für die Einzelunternehmung das Riſiko 


zum Theil auch beſtehen bleibt, fo kann durch von der 


Innung aus errichtete und verwaltete Verſicherungs⸗ 
kaſſen gegen geſchäftliche Unglücksfälle dasſelbe ebenſo 
gut auch für die Einzelunternehmung auf einen geringen 
jährlichen Prämienbeitrag reducirt werden, wie heute die 
Gefahr einer Feuersbrunſt. Dieſe Form des „Credit's“ — 
das mit der Aufnahme in die Bankerott⸗Verſicherungskaſſe 
bethätigte Vertrauen in die Ehrlichkeit und Geſchäftsfähig⸗ 
keit des Unternehmers — würde ſicher nicht fo große Ver⸗ 
luſte mit ſich bringen, als die heutige Creditverſchleuderung. 
Selbſtverſtändlich fiele der Innung, wie früher bei der 
Organiſation des Credit's für Arbeiter- und Bauernſtand 
dargelegt, auch eine gewiſſe Controlle zu, und 
wären zweifelhafte Unternehmungen und Speculationen aus⸗ 
geſchloſſen. So wäre wieder umgekehrt für Solidität der 
Geſchäftsführung geſorgt, und die leichtſinnigen Unterneh⸗ 
mungen von vornherein gekennzeichnet. Vielleicht würde 
auch die gehörige perſönliche Durchbildung des 
Unternehmers als Garantie in die Bedingungen aufge⸗ 
nommen, wiederum ein Fortſchritt gegen heute. Wer 
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ſich als Leiter der „nationalen Production“ aufſpielt und 
den „geiſtigen Arbeitslohn“, wie heute der Unternehmer⸗ 
gewinn hingeſtellt wird, beziehen will, der muß auch tüch⸗ 
tiger und durchgebildeter „Arbeiter“ ſein. Das wäre alſo 
wieder ein Stück Mittelalter —, nur der „Meiſter“ darf 
das „Handwerk“ üben — und wiederum geeignet, verſoͤh— 
nend zwiſchen Kapital und Arbeit zu wirken. 


Offene Geſchäftsfüftrung. Keilutirung des Kiſiko's und des Zinsfußes. 


Im weiteren würde wohl in Folge ſtändiſcher Orga- 
niſation die Geſchäfts führung eine mehr „offene“ 
werden. Schon die ſtatiſtiſchen Feſtſtellungen würden dazu 
führen. Die ſoliden Unternehmungen würden auch dadurch 
nur gewinnen, während die zweifelhaften allerdings die⸗ 
ſelben nicht wünſchen möchten. Heute, wo die ungezügelte 
Speculation herrſcht, hat allerdings die Forderung „offener 
Geſchäftsführung“ keinen Sinn reſp. wäre ein unberech⸗ 
tigter Eingriff, der auch dem Klaſſenhaß hier und da nur 
neue Nahrung geben müßte. Daß aber auch da die Ge⸗ 
fahren überſchätzt werden, zeigen unſere Actiengeſellſchaften, 
deren zahlreicher Zuſammenbruch eher aus der Verſchleierung 
als aus der Offenheit der Geſchäftsführung reſultirt. In 
der Zukunfts⸗Organiſation aber könnte die offene Geſchäfts⸗ 
führung (ſelbſtverſtändlich mit Ausſchluß der Fabrikations⸗ 
geheimniſſe) nur gut wirken, da ſie allgemein iſt und die 
Controlle in discreter Hand liegt (des Innungs⸗Ausſchuſſes 
nämlich), und die kleinen Unannehmlichkeiten durch die da⸗ 
mit gegebenen Vortheile — Ueberſicht des Marktes, Ver⸗ 
ſicherung gegen Bankerott, ausgedehnten Genuß des Credits 
— mehr wie aufgewogen erſchienen. Damit wäre dann 
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auch das Fundament für eine klare und feſte Ordnung des 
Verhältniſſes von Kapital und Arbeit gewonnen: man 
könnte den Durchſchnittsgewinn für jedes Jahr und für 
eine Reihe von Jahren für jede Productionsbranche feſt— 
ſtellen, könnte genau ausſcheiden, wie viel als Riſiko-Prä⸗ 
mie, wie viel als „geiſtiger Arbeitslohn“, wie viel als 
Kapital⸗Zins zu gelten hätte, und was endlich als reiner 
Unternehmergewinn übrig bliebe; man hätte dann zu über- 
legen, ob derſelbe eine weitere Theilung mit den Arbeitern 
zuließe, reſp. ob der Arbeitslohn eine Erhöhung erfahren 
könnte, jet es direct, ſei es als Prämie, jet es als Steuer- 
nachlaß oder wie immer.*) So horrend dieſes Zukunfts⸗ 
bild — es iſt ja in der That, wenn man will ein „ſocia⸗ 
liſtiſches“ Zukunftsbild, das wir noch nicht zu „fürchten“ 
haben — auf den erſten Blick unſern Unternehmern auch 
erſcheinen mag, fo find wir doch von ganzer Seele über 
zeugt, daß die abſolute Sicherheit und Stetigkeit dieſes 
Einkommens und der geſellſchaftliche Frieden mit einer 
kleinen materiellen Einbuße nicht zu theuer erkauft wäre. 
Ich ſage: „kleine Einbuße“; denn wenn wir heute den 
:einen Gewinn der Unternehmungen unter Abzug der furcht⸗ 
baren Verluſte — ganzer Vermögen — auf alle vertheilen, 
dann wird der Durchſchnitts-Procentſatz erſtanlich klein 
fein, und kaum den Zinsfuß unſeres Kapitales 


) Die Steuerfrage wäre jo auch auf einmal gelöft, wie 
denn überhaupt die Erleichterung der Steuer⸗Veranlagung bei ſtändiſcher 
Organiſation klar zu Tage liegt. Unter Controlle der Innung wäre die 
Selbſteinſchätzung ſofort für alle Stände realiſirbar, und die directe 
progreſſive Einkommenſteuer, mit Unterſcheidung des fun⸗ 
dirten und Arbeitseinkommens, abſtract ſicher die einzig richtige Form 
der Beſteuerung, auch concret möglich. 
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erreichen. Wir ſind ſogar geneigt, anzunehmen, daß 
die Unternehmer bei ſolch „ehrlicher“ Theilung nur ge⸗ 
winnen würden und die Einbuße auf das „Kapital“ als 
ſolches kommen, d. h. zu einer Erniedrigung des 
Zins fußes führen würde, nicht im Wege der e 
ſondern durch ſich. 

Die Ordnung der Production, noch in die. offene 
Geſchäftsführung würden der heutigen Verſchleuderung des 
Kapitals ein Ziel ſetzen, das Riſiko desſelben auf Null 
reduciren. Vielleicht würde die nationale Politik auch der 
Feſtlegung oder vielmehr der Wegwerfung des inländiſchen 
Kapitals in ausländiſche Papieren ein Ende machen oder 
dieſelbe wenigſtens durch hohe Steuer einſchränken, um das 
aus der nationalen Production gewonnene Kapital dieſer 
auch zu erhalten. Auf ſolche Weiſe würde das Leih⸗ 
kapital in ſolcher Fül le ſich der Induſtrie anbieten 
und anderſeits die Aufnahmefähigkeit dieſer in ſo enge 
Schranken gebannt ſein, daß das Angebot die Nachfrage 
überholen müßte und der Zinsfuß des Leihkapitales ſicher 
auf 1— 2% fallen würde. 

Die ungeordnete Nachfrage der Ke Unterneh⸗ 


mungen bringt dieſelben in die verhängnißvolle Abhängig⸗ 


keit des großen Kapital's und wird ihnen ſo der Boden 
unter den Füßen weggezogen. Die Unternehmer ſollten 
freudig die Hand bieten zur einer Organiſation, die allein 
geeignet iſt, ſie vom Kapital zu emancipiren — wiederum 
ein Gebiet, wo die Unternehmung und Arbeit Hand in 
Hand gehen können und ſollen. 5 
Wenn man das angedeutete „ Zukunftsbild „ wpür⸗ 
digen will, dann muß man überhaupt von der ganzen 
Wucht der heutigen ſocialen Frage durchdrungen ſein, 
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ſie als die Frage des Jahrhunderts begreifen. Ja noch 
mehr — wir gehen einer neuen Periode der Weltgeſchichte 
entgegen, einer „ſocialiſtiſchen“ Periode im großartigſten 
Sinne des Wortes, wenn auch hoffentlich nicht in dem 
Sinne des radicalen Socialismus. Es muß und wird 
ſich eine ſociale Verfaſſung der Geſellſchaft bilden, die der 
ſocialen Productionsweiſe entſpricht, ſie in Dienſt nimmt, 
oder aber die wahrhaft furchtbaren Productions⸗ und Ver⸗ 
kehrsmittel werden die Geſellſchaft ſprengen, die Menſchheit 
zu Grunde richten. 

Eine große Aufgabe erfordert große Mittel. Unſere 
herrſchenden Klaſſen müſſen mit ihren kleinlichen Berech— 
nungen gründlich brechen. Der geſellſchaftliche Bau iſt bis 
in ſeine Fundamente aus den Fugen gegangen — ein mäch⸗ 
tiger Riß geht durch denſelben. Alle Verkleiſterungen, 
alle Bindemittelchen können nichts helfen, es muß eine 
Bindung und Verbindung im Großen geſchaffen werden, 
erſt beide Theile in ſich, dann gegenſeitig. Der Riß iſt 
zu groß geworden, um direct Stein in Stein zu fügen.“) 


Keligiös fitflihe Bedeutung der fändifchen Organiſation. 


Leider iſt es nicht blos das Gebäude, das Einſturz 
droht — das Fundament ſelbſt iſt wankend. Das 
Fundament der Geſellſchaft iſt die Religion. Mit 
dieſer ſteht und fällt die Nation: ſo hat's die Geſchichte 
noch ſtets beſtätigt. Unſere Geſellſchaft hat als Untergrund 
das Chriſtenthum, mit dieſem ſteht und fällt ſie. 
* ) Selbſtverſiändlich trifft die Verantwortung für alle in dieſen Vor⸗ 


trägen niedergelegten Anſchauungen und Vorſchläge uns perſönlich. 
Gerade in der Frage der Organiſation des Arbeiterſtandes kann man ja 


verſchiedener Anſicht ſein, und hat die „Katholiſch⸗ſociale Partei“ eine 


Stellung noch nicht genommen. 
37 
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Die Entchriſtlichung der Geſellſchaft hat furchtbare 
Fortſchritte genommen. Wenn wir überhaupt das Recht 
der Verzweiflung hätten, ſo möchten wir faſt peſſimiſtiſch 
die Hände in den Schooß legen. Allein dem Chriſten 
ziemt Vertrauen und wenn wir mit den Augen des Glau⸗ 
bens die Entwickelung der Dinge betrachten, ſo müſſen wir 
uns ſagen: Gott muß Großes mit der Menſchheit vor⸗ 
haben. Die rieſigen Productionsmittel, die weltumfaſſen⸗ 
den Verkehrswege müſſen im Plane der Vorſehung auch 
ein entſprechendes Ziel haben. Die Welt geht noch 
nicht zu Grunde; erſt wird dieſes Ziel ſich klar zeigen 
und Gott der Welt ſich in großartiger Weiſe offenbaren 
in ſeiner Kirche. 

Sollen wir nun abwarten, bis Gott die Wunder 
ſeiner Gnade zeigt? — Auch dazu haben wir nicht das 
Recht — wir beſtellen das Feld und beten, daß 
Gott ſeinen befruchtenden Thau ſende und die Saat aufgehe. 
Und als beſte Weiſe der Beſtellung des Ackers erſcheint 
uns wieder — die ſtändiſche Organiſation. 

Die Entchriſtlichung der Geſellſchaft hat uns die ſo⸗ 
ciale Auflöſung gebracht, die ſociale Auflöſung aber auch 
wieder die Entchriſtlichung gefördert. Beide ſind Hand 
in Hand gegangen, gegenſeitig Grund und Folge. Schon 
Franz Baader hat den innigen Zuſammenhang des „An— 
griffs auf das Chriſtenthum mit jenem auf die Stand- 
ſchaften und Corporationen“ aufgezeigt und den modernen 
Liberalismus in dieſer Beziehung als „verhaltene Chriſto⸗ 
phobie“ bezeichnet. — Der ganze Aufbau der modernen 
kapitaliſtiſchen Geſellſchaft iſt auf den Egoismus ge⸗ 
gründet und wenn die Aufgabe der Kirche practiſch als 
eine Bekämpfung des — in der gefallenen Natur 
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nun einmal ſtets einſeitig ſich geltend machenden — Egois⸗ 
mus ſich darſtellt, ſo muß, wieder unter Vorausſetzung 
der gefallenen Natur, der Aufbau ſich als antichriſtlich 
und verfehlt erweiſen. Eine von chriſtlicher Ueberzeugung 
getragene Geſellſchaftsordnung muß direct die Zügelung 
des Egoismus in ihre Ordnung aufnehmen. Wenn der 
Egoismus von vornherein in die Herrſchaft eingeſetzt 
wird, ſo heißt das die Aufgabe der Kirche durchkreuzen, 
oder aber ihr eine Aufgabe ſtellen, die ſie zu leiſten 
nicht im Stande iſt und zu der ſie auch factiſch nicht 


berufen iſt. 
Man hört oft ſagen: „Macht die Welt chriſtlich und 


die ſociale Frage iſt gelöſt“, allein man vergißt zu ſagen, 
wie das geſchehen ſoll, und iſt der Ausſpruch eine Ver⸗ 
meſſenheit oder eine Phraſe. Die Welt wird nie fo 
chriſtlich werden, daß ſie die heutige allein auf die 
Freiheit und den Egoismus gebaute Geſellſchaftsordnung 
ertragen könnte — immer werden die Meiſten die 
„breite Straße“ wandeln. Mit dieſem Spruche kann man 
ſich alſo von der Aufgabe einer Fortbildung unſerer Ge⸗ 
ſellſchaftsordnung nach einer Ordnung hin, die den Egois⸗ 
mus nicht ſo ungezügelt zur Herrſchaft erhebt, nicht ent⸗ 
binden. Man ſollte unſerer Zeit nicht höhere Aufgaben 
ſtellen, als das durchaus katholiſche Mittelalter ſich geſtellt 
hat, und die Wehren, die damals gegen den Egoismus 
errichtet wurden, heute nicht für überflüſſig erachten. 

Wir möchten das corporative Princip an Stelle des 
Egoismus ſetzen, und erblicken in dieſer Zurückdrängung 
des Egoismus ſchon an ſich einen Gewinn für das Chriſten⸗ 
thum. Mag dieſe Zurückdrängung auch vorläufig blos 
noch eine äußerliche ſein, ſie wirkt nach Innen nach. 

37* 
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Wir wollen den corporativen Verbänden poſitive Auf⸗ 
gaben geben, Aufgaben, die den ganzen Ernſt erfordern und 
wo die Leidenſchaft und Sünde als bitterſten Feind ſich 
zeigt. Ernſte Arbeit ſtimmt ernſt, und hoffen wir wieder, 
daß der Leichtſinn und die Freigeiſterei des Jahrhunderts 
dort abgelegt und eine ernſte Reaction ſich Bahn bricht. 
Wenn der heute ſchon mit der wirthſchaftlichen Umkehr 
ſich verbindenden ſittlichen Reaction auch noch der Ernſt 
mangelt, fo bereitet fie doch vor. 

Die organiſirten Stände ſollen als ſolche ſich fühlen 
lernen, in ihren Gliedern das Gefühl der „Standesehre“ 
wieder wecken. Der „Beruf“ ſoll wieder zu freudigem 
Bewußtſein kommen — nicht das „Geſchäft“, ſondern der 
Mann gilt. Der Stand ſoll über die Ehre der Glieder 
wachen, ein „Ehrengericht“ grobe Verletzungen der Stan 
des⸗ und auch der perſönlichen Ehre — ſchwere ſittliche 
und Berufsvergehungen — ahnden und ſelbſt mit Aus⸗ 
ſchluß beſtrafen. Das iſt wiederum ein Schritt aus dem 
Materialismus heraus, ein Desaveu der liederlichen An⸗ 
ſchauung von der gleichen Berechtigung des Guten und 
Böſen. Es wird ſich wieder eine ſittliche Ueberzeugung 
bilden, das ſittliche Gefühl, was in unſerm Volke noch 
durchaus vorhanden iſt, ſich conſolidiren. Die Tugend 
wird wieder wagen, offen aufzutreten und das Laſter ſich 
vor der Oeffentlichkeit zurückziehen. Es wird ſich wieder 
eine ſtändiſche Sitte ausbilden und der perſönlichen Sitt⸗ 
lichkeit Rückhalt gewähren. 

Das Gefühl der Standesehre gibt auch den Muth, 
ſich zum Stande zu bekennen. Die ganze Hohlheit 


und Heuchelei und zugleich das glänzende Elend des heu⸗ 


tigen Luxus iſt auch damit wieder überwunden. Heute 


| Die Blüthe corporativen Lebens — die Productivgenoſſenſchaft. 573 


machen „die Kleider die Leute“, gilt Jeder nach den An⸗ 
ſprüchen, die er macht, triumphirt der Schein; dann 
kommt wieder der Mann, der Mann des Berufes zur 
e | 

Heute heißt 's: Jeder für ſich; in der Corporation 
heißt's: Einer für den Andern. Man lernt zuſammen 
arbeiten, lernt ſich vertragen, ſich lieben. Das Gefühl 
der ſtändiſchen Solidarität zieht wieder in die Bruſt ein 
und verſöhnt mit ſo mancher Härte, die das Leben bietet. 


Die eiſige Kälte, die das Mancheſterthum um das Herz ge⸗ 


legt, iſt gebrochen — und das aufthauende Herz wird der 
Sonne des Chriſtenthums gegenüber ſicher empfänglicher 
ſein. 
l Nehmen wir noch alle die materiellen und ſocialen 
Vortheile, die in der ſtändiſchen Organiſation nach unſerer 
Anſicht eingeſchloſſen liegen und die die ſittlichen Gefahren 
der heutigen ſocialen Fragen zu heben geeignet ſind, ſo 
glauben wir mit Recht von der ſtändiſchen Organiſation 
auch die ſittlich⸗religiöſe Regenerirung der Geſellſchaft unter 
Mithülfe der göttlichen Gnade verſprechen zu ſollen. 


Die Glütſie corporakiven Lebens — die Droduckingenoffenfcaft, 


| Und daran dürfen wir endlich auch vielleicht noch eine 

eminent ſociale Hoffnung knüpfen: daß der ſtändiſch ge⸗ 
ſchulte, techniſch durchgebildete und ſittlich regenerirte Ar⸗ 
beiterſtand wenigſtens in Einzelnen feiner Glieder 
den Gegenſatz von Kapital und Arbeit vollſtändig 
überwindet — in der Productivaſſociation.“) 


9 Eine ausführlichere Würdigung der e haben 
wir gegeben in der „Socialen Frage“. S. 207 — 216. 
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Dieſelbe iſt und bleibt uns ein Ideal, das wir nun 
einmal nicht aufgeben dürfen. Einzelnen ausgezeichneten 
ſtrebſamen Arbeitern kann und muß es möglich ſein, auch 
ſelbſt wenigſtens Mit unternehmer zu werden, und ſo in 
die „‚dirigirende“ Klaſſe aufzuſteigen. Ohne 
eine aufſteigende Klaſſenbewegung bleibt der Gegenſatz der 
Klaſſen beſtehen und verkümmern dieſelben zur Kaſte. 
Auch in dieſer Beziehung ſtehen wir erſt am Anfange, da 
unſere Induſtrie noch jung iſt; um ſo mehr müſſen wir 
daran denken, eine Brücke zwiſchen den beiden Klaſſen offen 
zu halten reſp. zu bauen, und dieſe Bedeutung der Pro— 
ductivaſſociation iſt nicht hoch genug anzuſchlagen. Heute 
fehlt es dem Arbeiter an Mitteln, an Initiative und 
Disciplin, um an Gründung von Productivaſſociationen 
denken zu können, zwanzig Jahre der Innung und unſer 
Arbeiterſtand wird ſchon ganz anders geſtellt ſein. 


Sehzehnfer Vorkrag. 


Staats: und Gemeinde-Betrieb. 


9 5 


Wir haben bis jetzt die Organiſation der Einzelnen 
Stände in ſich betrachtet. Das iſt aber erſt der erſte 
Schritt, der nothwendig weiter führen wird zu einer neuen 
Organiſation der Stände unter einander. Dieſer zweite 
iſt unendlich leicht gegenüber dem erſten — auch hier fehlt 
es bei uns eben an den Organen — und er iſt unendlich 
bedeutend. Dadurch erhält die Reorganiſation der Geſell— 
ſchaft erſt ihren Abſchluß. Hat die Solidarität der Stände 
in ſich mal Kraft und Leben gewonnen, dann erſt wird 
auch die Solidarität der Stände, der ganzen Geſellſchaft 
zur Wahrheit werden können. Die liberale „Solidarität“ 
iſt eine Lüge, die Niemand mehr glaubt. Sie beruht auf 
der Vorausſetzung der abſoluten Identität der Intereſſen, 
und das iſt eine Fiction. Die Intereſſen der verſchiedenen 
Stände ſind ſehr „beſondere“, daneben aber haben ſie 
ebenſoſehr auch ihre gemeinſamen Intereſſen z. B. 
das Intereſſe der Erhaltung und Ordnung des Staates, 
des Wohles und Gedeihens des Ganzen; denn nur im 
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geſunden Ganzen kann auch der Theil gedeihen. Weiß 
jeder Stand ſeine beſonderen Intereſſen gewahrt, dann 
gewinnt er auch Muße, die gemeinſamen Intereſſen in 
Berathung zu ziehen; iſt der Blick in Behandlung der 


Standesintereſſen geſchärft und erweitert, dann iſt auch 


für Behandlung der Intereſſen des Ganzen die genügende 
„Weite des Blickes“ geſichert. Liegt dem Einzelnen etwas 
an dem Intereſſe des Standes, dann wird er auch In⸗ 
tereſſe für den Staat gewinnen; wer dem Stande Liebe 
und Opferſinn entgegenbringt, dem wird auch das poli- 
tiſche Gemeinweſen nicht gleichgültig ſein. Wer in ſeinem 
und für ſeinen Stand Tüchtiges leiſtet, der wird auch als 
Staatsbürger nicht pflichtvergeſſen ſein. Der Stand — 
das iſt ächte Schule nationaler Tugend. Wenn dagegen, 
wie es jetzt factiſch der Fall iſt, Standes-Ehre und Stan⸗ 
des⸗Wohl dem Belieben, dem Egoismus des Einzelnen 
preisgegeben iſt, wie kann man ſich da wundern, wenn auch 
dem politiſchen Gemeinweſen, dem Vaterland gegenüber 
Gleichgültigkeit und egoiſtiſche Berechnung immer mehr 
Platz greifen. Der Revolutionirung des Standes folgt 
nothwendig die Revolutionirung des Staates, und umge⸗ 
kehrt, wer politiſch zur „Partei der Ordnung“ ſich rechnet, 
der muß auch für die Ordnung der Stände mit Leib und 
Seele eintreten. 

Beſonderung in der Einheit, Einheit in der Beſon⸗ 


derung, das iſt das Ideal auch in der Politik, das in der 


ſtändiſchen Organiſation ſich realiſirt. Der Liberalismus 
ignorirt die Beſonderung und ihr Recht, er ſpricht nur 
von der Einheit, vom allmächtigen Staat, und jede In⸗ 
tereſſenpolitik iſt ihm „Verrath an Vaterland“. Das muß 
nothwendig zur einſeitigen Betonung der Beſonderung führen, 
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zur — Revolution, und es iſt nicht zufällig, wenn in dem 
liberalen Staat katexochen, in Frankreich, mit der ausge: 
bildetſten Centraliſation und der nationalſten Ge⸗ 
ſinnung, auch das Heimathsland der Decentraliſationspartei 
katexochen, der „Commune“, iſt. 


ö 2. 
Die ſtändiſche Organiſation iſt die erſte und vorläufig 
einzig mögliche Form des „Socialismus“. Mit der weis 
teren Einigung der Stände aber würde auch der Socia— 
lismus“ weitere Durchbildung erhalten können, und wie 
die ſtändiſche Organiſation wohl ſchon zu rein wirthſchaft⸗ 
lichen und gemeinſamen Unternehmungen führen würde, ſo 
würde die Zuſammenſchließung der Stände auch den Weg 
bahnen zu einem gefunden Staats⸗ und Gemeinde: 
Socialis mus. 

Wir wiſſen, daß der wirthſchaftliche radicale Socialismus 
nichts weiter will, als: Ueberführung aller Privatunterneh⸗ 
mungen in Staats⸗ und Gemeinde-Beſitz reſp.⸗Betrieb, ähn⸗ 
lich wie unſere Staatseiſenbahnen, Poſten, Telegraphen, 
Wegebauten ꝛc. Sein Fehler beſteht wieder in ſeiner Genera⸗ 
liſirung: was für einzelne Productionsgebiete gut und berech— 
tigt iſt, das will er ohne Weiteres auf alle Gebiete ausgedehnt 
wiſſen. Alle ſind z. B. darüber einverſtanden, daß die 


0 Poſt am beſten vom Staate verwaltet wird, ſehr viele, 


daß überhaupt alle Verkehrsanſtalten ſtaatlich, 
ſocialiſtiſch organiſirt fein ſollen. Auch die For ſtwirth⸗ 
wirthſchaft fängt man an, immer mehr dem Staat 
und der Gemeinde zuzuweiſen. Alle dieſe Veranſtaltungen 
haben viel mehr ein öffentliches, allgemeines als privates 
Intereſſe, erfordern zu guter Verwaltung ſo umfaſſende 
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Mittel, daß ſie aus Privatmitteln kaum aufgebracht wer⸗ 
den können, find endlich Sehr leicht zu verwalten, zu con⸗ 
trolliren, ſo daß auch nicht direct intereſſirte Beamte die 
ſelben in die Hand nehmen können. Dieſe beſondern Um⸗ 
ſtände fallen aber eben für die meiſten übrigen PBroduc- 
tionsgebiete, entweder alle oder einzeln, weg, oder ſind die 
Gründe und Vortheile des Privatbetriebes derart, daß ein 
Tauſch mit Staats- und Gemeindebetrieb von Unheil wäre. 
Wie weit gerade Gemeinde- und Staatsbetrieb, wie weit 
Privatbetrieb, wie weit endlich genoſſenſchaftlicher Betrieb 
— dieſer wird vom Liberalismus wie Soctalismus weit 
unterſchätzt — am Platz iſt, läßt ſich a priori nicht feſt— 
ſtellen, muß für jeden einzelnen Fall geprüft werden. Alſo 
auch hier iſt die Phraſe: „Liberalismus“ und „Socialis— 
mus“ durchaus nichtsſagend; Staatseiſenbahnen ſind des⸗ 
halb noch nicht zu verwerfen, weil ſie ſocialiſtiſch ſind, und 
ebenſo wenig Feld- und Gemüſebau, weil ſie liberaliſtiſch 
in Privathänden ruhen. Der Liberalismus geht viel zu 
weit in ſeiner Begeiſterung für Privatwirthſchaft, der 
Socialismus in ſeiner Forderung der Gemeinde- und 
Staatswirthſchaft, auch hier liegt die Wahrheit in der 
Mitte. | 
Darin liegt Schon ausgeſprochen, daß auch wir der 
Meinung ſind, daß dem Gemeinde- und Staatsbetriebe 
noch viele Productionsgebiete zufallen werden und müſſen, 
einige jetzt ſchon, andere ſpäter. Es liegt viel daran, dieſe 
Gebiete auszufinden, und Staat und Gemeinde in den Stand 
zu ſetzen, dieſe Verwaltung gut zu führen. Und da gerade 
erwarten wir wieder viel von der ſtändiſchen Organiſation. 
Jetzt fehlt es denſelben an der nöthigen Anregung 
und der fachmänniſchen Tüchtigkeit, in der Ver⸗ 
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tretung der Stände würde ihnen Beides. Auch die pio li⸗ 
tiſchen Gefahren zu großer Erſtarkung der Central— 
gewalt und der Verſuchung, die wirthſchaftliche Macht im 
Intereſſe politiſcher Parteizwecke, ſpeciell der Regierungspartei 
zu mißbrauchen, wird durch die Selbſtſtändigkeit und Kraft 
der Stände paralyhſirt. | 

Wennüberhaupt heute alle ſocialen Maßnahmen des Staates 
nur zu leicht durch Parteirückſichten in ſchiefe Bahnen gezerrt 
werden, ſo bringt das eben das Parteileben als ſolches 
mit ſich; mit Verdrängung der Parteien durch die Stände 
wäre dieſen Maßnahmen der ſociale Charakter gewahrt. 
Und was die Centralgewalt anbelangt: ſo iſt es nur zu 
natürlich, wenn heute die Regierungen, bei dem unſichern 
Hin⸗ und Herfluthen des Schwerpunktes zwiſchen Regierung 
und Parteien, ihre Macht mißbrauchen, während eine ſtän⸗ 

diſche Kammer ebenso einerſeits „confervativ“ fein würde und 
faſt mehr Grund hätte, die Centralgewalt zum Ausgleich 
der ſtändiſchen Intereſſen zu ſtärken, als zu ſchwächen, 
als auch anderſeits einen feſten Untergrund hätte, 
um ihre Forderungen mit Nachdruck durchzuſetzen. Par- 
teien herrſchen oder find ohnmächtig; Stände, Corpora⸗ 
tionen fühlen und üben ihre Macht mit Mäßigung, | 
und demgemäß auch die Regierung. 


3. 


Die Gründe, welche für ſocialiſtiſche Betriebsweiſe 
durch Gemeinde und Staat maßgebend ſind, ſind theils 
techniſcher, theils ſocialer Natur. In erſterer 
Beziehung eignen ſich ſpeciell die Productionsgebiete, in 
denen Großbetrieb vorherrſcht, wo deshalb das private 
Kapital und die Privat⸗Intelligenz und-Macht nicht aus⸗ 
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reicht. Freilich kann, wo die Einzelkraft nicht genügt, 
Aſſociirung eintreten, wie denn in der That die ſogen. 
Actiengeſellſchaften bisher ſich faſt aller ſocia⸗ 
liſtiſch angelegten Productionsgebiete bemächtigt haben. In 
techniſcher Beziehung kann man ſogar zugeben, daß die 
Actiengeſellſchaften wirklich Staat und Gemeinde vollſtän⸗ 
dig zu erſetzen vermögen. Anders wird die Sache aber, 
wenn wir ſociale Rückſichten walten laſſen und da können 
wir uns nach den bittern Erfahrungen der letzten Jahre, ſelbſt 
rein volkswirthſchaftlich betrachtet, für Actiengeſellſchaften 
nicht begeiſtern. Unſere jetzige Kriſis in ihrer acuten 
Form verdanken wir allein den Actiengeſellſchaften, Ueber⸗ 
production und Ueberſpeculation, das „billig und ſchlecht“ 
der deutſchen Production iſt faſt ganz ihr Werk. Und noch 
verderblicher als der wirthſchaftliche iſt der ſittliche 
Bankerott, den ſie uns gebracht haben. Im Alles anſtecken⸗ 
dem Börſenſpiel hat unſer Volk ſeinen idealen Sinn, den 
Ernſt der Arbeit und der Sparſamkeit eingebüßt; ſelbſt 
die Beſſeren des Volkes haben es nicht verſchmähet, den 
Tanz ums goldene Kalb mitzumachen, mit ihren Namen 
und ihrer Ehre das falſche Spiel der Gründer und ihrer 
Genoſſen zu decken. Selbſt der Culturkampf mußte dienen 
zur Verhüllung der Volksausbeutung im Großen. Es 
war eine traurige Epoche, die Zeit der „Actiengeſellſchaften“ 
und „Gründungen“, die uns wirthſchaftlich und ſittlich 
unendlichen Schaden gebracht hat: „ ſind alle ernſten 
Beobachter der Zeit einig. 

Wir ſind nun zwar weit entfernt, dieſe exorbitante 
Entwickelung des Actienweſens in der liberalen Aera als 
nothwendige Folge der Actiengeſellſchaft an ſich zu nehmen, 
vielmehr ſind auch wir der Anſicht, daß durch eine 
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ſtrenge Actiengeſetzgebung, vielleicht verbunden mit Conceſ⸗ 
ſionszwang und Ausſicht durch eine ad hoc zu ſchaffende Be⸗ 
hörde, ein guter Theil dieſer Folgen abgeſchnitten werden 
kann. Aber ob alle? — Wir glauben nicht. Die Specula⸗ 
tion wird ſich immer wieder des Gebietes bemächtigen, und in 

Zeiten des Aufſchwunges wird ſich die Menge ebenſo gut 
bethören laſſen, wie bisher — immer werden die Actiengeſell⸗ 
ſchaften bei Ueberproduction und Ueberſpeculation in erſter 
Reihe ſtehen, und im Augenblicke der Kriſis auch immer 
wieder die meiſten Krache und Bankerotte aufweiſen. Das 
Böbrſenſpiel bleibt immer ein unehrliches Spiel, in dem nur 
wenige die Karten kennen und ſtets gewinnen, und die 


Maaſſe bezahlen muß. Schon gegen das „Spiel“ find wir, 


und viel mehr gegen das unehrliche Spiel; der Geiſt der 
ehrlichen Arbeit und der Zufriedenheit geht damit verloren. 
Zudem kann für die Gründungen auch der umfaſſendſte 
Conceſſionszwang nicht garantiren, da ſich nur ſelten im 
Voraus der Erfolg berechnen läßt, ſpeciell gerade bei den 
Productionsgebieten, die für Actienbetrieb ſich eignen, wie 
z. B. Bergbau, Hüttenwerke, Eiſenbahnen ꝛce. Und wenn 
ſie eben totale Sicherheit der Prosperirung bieten, dann 
weiß ich auch nicht, weshalb der Staat den Actionären 
gerade den Vortheil zuwenden und nicht vielmehr ſich ſelbſt 
vorbehalten ſoll? Damit kommen wir zu einem ſpeciell 
ſocialen Geſichtspunkt: die Rückſicht auf die Ar beiter 


end Steuerzahler. 


Die Actiengeſellſchaften ſtärken die Macht des Kapi⸗ 
tales, und zwar auf Koſten der Mittel- und arbeitenden 
Stände. Gerade die Zeit der Gründungen hat unſere 
großen Kapitalmagnaten geſchaffen, und gerade der Krach 

hat, ſtatt ihnen zu ſchaden, ſie in ihrer Macht nur noch 
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befeſtigt. Das kann Niemanden auffallen, der das Actien⸗ 
und Börſenweſen kennt, und es braucht gar nicht einmal 
poſitive Unehrlichkeit mit zu unterlaufen. Das bringt eben 
das Actienweſen mit feinen Gründern, Directoren, Lief⸗ 
ranten ꝛc. 5 mit ſich — entweder ſteinreich oder totale 
Verarmung. 

Wer nun in der Ebern des Kapitales den 
eigentlichen Grund der ſocialen Frage zu erblicken ge⸗ 
lernt hat, der wird deshalb auch das Actienweſen ſchon 
aus dieſem Grunde verurtheilen, um ſo mehr, wenn die 
Ueberzeugung hinzutritt, daß der Staat ebenſo gut ein⸗ 
treten und die Gefahr der Kapitalconcentration umgekehrt 
zu einem Mittel der Kapital⸗Decentraliſation 
machen kann, zu einer Unterſtützung für Arbeiter und Mittel⸗ 
ſtände. Staat und Gemeinde ſollen als „Arbeitgeber“ mit 
einem guten Beiſpiele vorangehen, die materielle und 
ſittliche Hebung ihrer Arbeiter — anſtändiger Lohn, Pen⸗ 
ſionskaſſen, Arbeiterhäuſer, Theilnahme am Gewinn, Beför⸗ 
derung techniſcher Ausbildung — viel mehr Ziel ſein als 
wirthſchaftlicher Erfolg. Aber auch letzterer iſt nicht aus⸗ 
geſchloſſen, und was da „verdient“ wird, kommt nicht min⸗ 
der der Gemeinſchaft durch Verminderung der Steuern zu 
Gute. 
5 Uebrigens it der Staat ſchon thätiger geweſen als 
die Gemeinde. Wir haben ſchon eine Menge Productions⸗ 
zweige aufgezählt, die ſich ſchon im Staatstrieb, zum Theil 
wenigſtens, befinden, und dieſen haben wir nur wenige, ſo 
weit jetzt die Sache zu überſchauen iſt, zuzufügen. Als 
ſolche könnten und müßten wir noch das Verſicher⸗ 
ung s⸗ und Bankweſen bezeichnen. „Geldmachen“ 
iſt immer Monopol des Staates geweſen, und Banknoten 
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ausgeben iſt nichts anderes als Geldmachen. Das Ver⸗ 
ſicherungsweſen hat ebenſo einen mehr öffentlichen als pri⸗ 


baten Charakter, und ſollte dem perſönlichen Belieben und 


noch mehr der kapitaliſtiſchen Ausbeutung durch Actienge— 
ſellſchaften ein- und für alle Male entzogen werden. Wie 
wir uns die Organiſation denken, haben wir früher aus⸗ 
geführt — nicht büreaukratiſch, ſondern im Anſchluß an 
die Stände. 


4. 


Ein viel weiteres Feld ſteht noch den Gemeinden 
offen, und nichts bezeichnet ſo ſehr den Mangel an Thä⸗ 
tigkeit und Fähigkeit durchgreifender Selbſtverwaltung, als 
dieſe wirthſchaftliche Unthätigkeit der Communen. 

Was im Einzelnen dem Gemeindebetrieb zuzuweiſen 
iſt, außer den ſchon aufgezählten Productionszweigen, die 
thatſächlich ſchon vielfach im Beſitz der Gemeinde ſind, läßt 
ſich nur individuell, nach den ſpeciellen Verhältniſſen jeder 
Gemeinde beſtimmen. In Landgemeinden iſt es anders, 
wie in Stadtgemeinden, in armen anders als in reichen, 
in Gemeinden mit mancherlei Erwerbsarten anders als 
in ſolchen, wo eine Erwerbsart prädominirt. So 
werden Productionszweige, die für den Durchſchnitt durch⸗ 
aus der Privatwirthſchaft zuzuweiſen ſind, im einzelnen 
Falle, wo es eben an dem nöthigen privaten Kapital oder 
Unternehmungsgeiſt fehlt, oder auch die Privatunterneh- 
mung ihre Stellung wucheriſch ausbeutet, von der Gemeinde 
in die Hand zu nehmen ſein. So entſtanden z. B. zur 
Zeit der hohen Fleiſchpreiſe trotz geſunkener Viehpreiſe 
vielerorts gemeindliche Schlachthäuſer zur Concurrenz mit 
den wuchernden Metzgern. In ähnlicher Weiſe wären 
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Gemeinde⸗Bäckereien am Platze, wo die Bäcker trotz nie⸗ 
driger Getreidepreiſe das Brod theuer halten, wie ſtatiſtiſche 
Nachweiſe für ſehr viele Städte es darthuen. Auch Auf⸗ 
ſchraubung der Getreidepreiſe durch wucheriſche Kaufleute 
iſt nicht ſelten. Auch da iſt das beſte Mittel, wenn die 
Gemeinde oder auch ein weiterer Verband das Getreide 
käuft. In der Schweiz hatten wir neueſtens eine dahin⸗ 
gehende Bewegung, die es ſogar zur Volksabſtimmung 
brachte. Wir halten dieſe Bewegung für berechtigt und 
wenn z. B. ein katholiſches Blatt Süddeutſchlands ſich mit 
viel Eifer und wenig Verſtändniß gegen ſolche „ſocialiſtiſche 
Verſuche“ ins Zeug warf, ſo iſt das zu bedauern. 

Daß unſere Mühlen den Anforderungen der Neu⸗ 
zeit nicht genügen, haben wir ebenſo bereits hervorgehoben; 
alſo auch hier wäre Gemeinde-Socialismus am Platze. 
Für Landgemeinden wäre die Nothwendigkeit der Ver— 
bindung von Induſtrie und Landwirtſchaft 
Anlaß, gemeinſam ſolche induſtriellen Anlagen ins Leben 
zu rufen: Bierbrauereien, Branntweinbrennereien, Spiritus⸗ 
fabriken und Zuckerſiedereien, Kalkbrennereien, Ziegelbäcke⸗ 
reien, Holzſägereien, bis zu Walz: und Hüttenwerken hin⸗ 
auf. Auch in geſundheitlicher Beziehung wäre eine ſolche 
Decentraliſation der Induſtrie von großem Segen; ja wir 
halten fie für eine weſentliche Aufgabe einer vernünf⸗ 
tigen Social Politik. Gerade die großen Städte, die 
Fabrikſtädte ſind der geſundheitliche und ſittliche Ruin 
unſeres Volkes, find zugleich auch der Heerd unſerer po—⸗ 
litiſchen Revolutionen. Gerade in dieſer Beziehung, durch 
einſeitige Beförderung unſerer Großſtädte hat unſere 
liberale Politik ſchwer geſündigt. Das muß an⸗ 
ders werden, und anſtatt der Privilegien für die Groß⸗ 
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| ſtädte muß Alles aufgeboten werden, die Industrie i 0. 


Kleinſtadt und Dorf zurückzuziehen. Damit wäre auch die 
billige Waſſerkraft (mittelſt Turbinen) wieder einer 
weiteren Ausnutzung fähig — ein geſundheitlicher und 


wirthſchaftlicher Vortheil zugleich. Was uns der Dampf 


gebracht hat, liegt doch vor Aller Augen — Ueberproduc⸗ | 
tion und Proletariat, Krach und Socialismus. | 
Von dieſem Zielpunkt aus: Decentraliſation der In⸗ 
duſtrie, möchten wir nochmals auf die Bedeutung der 
Secundärbahnen verweiſen. Sie ſind die nothwen⸗ 
dige Bedingung der induſtriellen Decentraliſation, wie gerade 
die Primärbahnen umgekehrt gerade unſere Großſtädte ge⸗ 
ſchaffen haben. Hier liegt eine der bedeutſamſten Aufgaben 
der Zukunft. Auch ſelbſt im Intereſſe der „verkrachten“ 
Primärbahnen ſind Secundärbahnen eine Nothwendigkeit, 
denn mit den Secundärbahnen ſteigt auch der e der 
Primärbahnen. | 
| Es iſt wenig Hoffnung da, daß das Kapital ſich 
der Secundärbahnen annimmt, da ſie vorläufig wenig 
Ausſicht auf hohe Procente gewähren. Sie fallen deshalb 
wohl dem Staat und der Gemeinde zu — traurig genug, 
daß den Profit der großen Bahnen die Actiengeſellſchaften 
eingeſtrichen haben, während die Steuerzahler jetzt die Er⸗ 
gänzungsbahnen auf ihre Koſten nehmen müſſen. Wir 
ſagen: Staat und Gemeinde, beide müſſen ſich in die 8 | 
theilen. x 
Andere Gebiete, die ſich für Gemeindebetrieb eignen, 
ſind alle jene, welche wir ſchon den einzelnen Ständen und 
Genoſſenſchaften zugewieſen haben. Beſteht z. B. eine 
Landgemeinde aus lauter Bauern, ſo fällt Gemeinde und 
Stand zuſammen, und was der Stand wegen noch un⸗ 
| 38 
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genügend gefeſtigter Organiſation nicht vermag, das iſt der 
Gemeinde leicht. Was natürlicher, als daß die Gemeinde 
eintritt? So z. B. Flußregulirungen, Weide und 
Waldwirthſchaft, Wieſenbau ꝛc. 
85 In den großen Städten ſpielen in der neueſten Zeit 
die Berieſelungsanlangen eine große Rolle. An dieſe 
ſchließen ſich naturgemäß Grasbau, Vieh- und Milchwirth⸗ 
ſchaft an, weiter daran Gartenbau ꝛc. So kämen unfere 
großen Stadtkommunen unwillkührlich in Beſitz und Ver⸗ 
waltung umfaſſender el An⸗ 
lagen. 
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Urtheile der Preſſe 


über 


bie die oa Frage und die Beſtrebungen zu 
ihrer Löſung.“ 


| Die „ſociale Frage“ von Hitze iſt in der ganzen Preſſe 
mit außerordentlichem Beifall aufgenommen worden, ſowohl in 

der katholiſchen, als auch in der akatholiſchen. Vor Allem 
haben unſere periodiſchen Zeitſchriften: „Archiv für Kirchenrecht“ 
(1. Heft 1878 S. 174— 184), „Katholik“ (März⸗Heft 1878 
S. 287 — 315) und „Stimmen aus Maria-Laach“ (14 Bd. 
von 1878 S. 83— 93) ausführliche Recenſionen gebracht. 
Ebenſo haben fie „die heſſiſchen Blätter“ (1879, Nr. 489 — 497) 
in Parallele zu R. Todts Schrift: „Der radicale deutſche 
Socialismus und die chriſtliche Geſellſchaft“ — als „zwei 
unzweifelhaft ſehr beachtenswerthe Bücher“ — ſehr eingehend 
beſprochen und in vielen Beziehungen ihr den Vorzug zuerkannt. 
Kleine Recenſionen und warme Empfehlungen haben alle be— 
deutenderen katholiſchen Organe gebracht. Von akatholiſchen 
ſeien, außer den genannten „heſſiſchen Blättern“, noch ange 
führt: „Deutſche Landeszeitung“, „Deutſcher ea 
55 e Zeitung“, „Staatsſocialiſt“ ꝛc. 


Allgemeine Alrtſteile. 
„Archiv“ (Prof. Dr. Kleinwächter). Hitze's Schrift „bildet 


einen ſchätzenswerthen Beitrag zur Literatur über die ſociale 


Frage .... Der Verfaſſer erweiſt ſich als ein gründlicher 
Kenner, namentlich der modernen ſocialiſtiſchen Literatur, er be⸗ 
herrſcht ſeinen Stoff, ſeine Darſtellung iſt eine klare und über⸗ 
ſichtliche und gibt dem Leſer einen kurzen und richtigen Ueber— 

blick über die herrſchenden Verhältniſie und Geiſtesſtrömungen.“ 


„Katholik“ (Dr. Sch.): „Dem dringenden Bedürfniß nach 
einem Han dbuche der ſocialen Frage in ſehr befriedigender 
Weiſe abgeholfen zu haben, iſt das nicht geringe Verdienſt des 
Verfaſſers dieſer drei Vorträge. Wenn er ſelbſt verſichert: 
„„Mit Liebe und Hingebung habe ich ſchon ſeit Jahren die 
Entwickelung der ſocialen Frage und die Beſtrebungen ihrer 
Löſung ſtudirt, und ich muß geſtehen, die ſo verwandten Stun— 
den waren ſchöne Stunden““, ſo liefert den Beweis dafür das 
Buch ſelbſt, das mit einer großen Sachkenntniß und Literatur: 
bekanntſchaft, mit kritiſch und ſelbſtſtändig ſchaffendem, in fließen⸗ 
der Sprache und aus warmem, für die Sache höchſt intereſſir⸗ 
tem Herzen geſchrieben iſt.“ 

„Stimmen aus Maria⸗Laach“ (P. L. v. Hammerſtein): 
„„Ueberſichtlichkeit und Reichhaltigkeit der einſchläglichen Notitzen 
hiſtoriſcher, politiſcher, doctrinärer und polemiſcher Natur machen 
den Werth dieſes Buches aus.““ Dieſes Urtheil aus dem 
Munde der radikalen Frankfurter Zeitung über das vorliegende 
Werk lenkte zuerſt unſere Aufmerkſamkeit auf dasſelbe und er⸗ 
weckte in uns die Vermuthung, der Verfaſſer müſſe etwas Tüch⸗ 
tiges geleiſtet haben . . . . Unſere Erwartungen find bei Durch: 
lefung des Buches nicht getäuſcht worden . . . . Die Veröffent⸗ 
lichung des Buches freuet uns um ſo mehr, als es an einem 
Werke ähnlichen Inhalts fehlt, in welchem die ſociale Frage 
in ſyſtematiſcher Ordnung und mit Berückſichtigung des neneſten 
ſtatiſtiſchen Materials erörtert würde . . . .“ Dieſes „iſt ganz 
geeignet, als Handbuch in das Studium der ſocialen Frage 
einzuführen ....“ „Auch die apologetiſche Bedeutung desſelben 
iſt nicht zu unterſchätzen, da es in unſerer Zeit, wo ſo Vieles 
wankt und zerfällt, das ſociale Wirken der katholiſchen Kirche 
in großartigem Lichte erſcheinen läßt, und die geängſteten Völker 
auf das Chriſtenthum als die einzige Hoffnung des Heiles ver- 
weist.“ 

„Ausgsburger Poſtzeitung“ (v. 20. November 1877 Beil.): 
„Wer aber Intereſſe hat für die ſociale Frage und ſich darüber 
raſch in einer geiſt- und herzanſprechenden Form möglichſt all- 
ſeitig und gründlich orientiren will, der greife zu den drei 
Vorträgen.“ 

„Germania“ (September 1877. Sonntagsbeil.): Die Schrift 


„zeigt nicht allein das regſte Intereſſe für dieſe Frage, Sondern 
gibt auch denen, an die jene Mahnung der (25.) Generalver⸗ 
ſammlung gerichtet iſt, ein Mittel an die Hand, einerſeits 
ſchnell einen umfaſſenden und gründlichen Einblick zu gewinnen, 
anderſeits die richtigen Geſichtspunkte in der Beurtheilung der 
ſocialen Frage zu erlangen . . ..“ „Bei der großen Fülle des 
gut geordneten Stoffes kann der Preis nicht zu hoch erſcheinen.“ 
„Literar. Handweiſer“ (Nr. 215): „Eine ſolche Aufgabe 
(„weitere Kreiſe über die wichtigſte und zugleich ſchwierigſte 
Frage der Gegenwart zu belehren“) wird ſich höchſt ſelten ein 
eivis academicus ſtellen, und noch ſeltener wird er fie in be— 
friedigender Weiſe löſen. Hier iſt aber wirklich etwas Außer⸗ 
ordentliches geleiſtet und Stud. Hitze hat ſeine Kraft nicht über- 
ſchätzt .... Da der Verfaſſer ſchon ſeit Jahren „„mit Liebe 
und Hingebung““ ſein Thema ſtudirt hat, ſo braucht die große 
Beleſenheit, welche er durch viele gut ausgewählte Citate be⸗ 
kundet, nicht gerade zu überraſchen; überraſchender iſt die Reife 
des Urtheils und das Geſchick, mit welchem der immenſe Stoff 
auf verhältnißmäßig knappem Raume zuſammengedrängt iſt, 
ohne daß die Klarheit und Vollſtändigkeit dabei gelitten. So 
tt das Buch reichhaltig, intereſſant und inſtruetiv in hohem 
Grade, und verdient die weiteſte Verbreitung, beſonders in 
ſtudentiſchen Kreiſen, für die es ja zunächſt berechnet iſt. Aber 
auch der ältere Mann kann hier Belehrung ſinden, die dadurch 
nichts an ihrem Werthe verliert, daß ſie aus dem Munde und 
der Feder eines jo jugendlichen Autors kommt.“ 

Viterar. Rundſchan (Nr. 18 v. J. 1877 „In an⸗ 
ſpruchsloſem Gewande, mit beſcheidener Aufſchrift, entſtanden 
aus Beſprechungen in einem Kreiſe von Studiengenoſſen, die 
wohlthuende Wärme jugendlicher Begeiſterung nicht verleugnend, 
können dieſe Vorträge auch dem gereiften Denker und insbe— 
ſondere dem Clerus in ſeinen Berufsarbeiten zur richtigen und 
ſo nothwendigen Orientirung dienen .... Wir bringen dieſe 
Schrift zur empfehlenden Anzeige, weil gerade der Clerus dieſen 
Fragen ſo nahe ſteht. Weniger die politiſchen als die 
ſocialen Fragen ſind es, die uns in der Seelſorge Noth 
machen und deren Löſung doch zuletzt in unſere Hand gegeben 
iſt. Da heißt es, wenn man den ſo ſchwierigen Weg zwiſchen 


zwei &rtremen auf dieſem Gebiete nicht verfehlen will, nicht 
von Fall zu Fall entſcheiden, ſondern mit klarer Erkenntniß 


der Principien und mit „„künſtleriſcher Beſonnenheit“ Hand 
anlegen.“ (Regens Dr. Renninger.) 


„Ratibor⸗Leobſch. Zeitung“ (v. 2. Nov. 1877): Heutzu⸗ 


tage, wo die ſociale Frage die wichtigſte aller Fragen iſt, haben 
die meiſten Leute kein Verſtändniß dafür, und ſelbſt den ſog. 


Gebildeten iſt ſie zumeiſt ein „böhmiſches Dorf“. Unſere eigenen 
Geſinnungsgenoſſen leiden an derſelben Unwiſſenheit. Es iſt 


eine Pflicht, ſich darüber zu unterrichten, und das ſchleunigſt 
nachzuholen, was vor Jahren hätte geſchehen ſollen. — Unter 
den verſchiedenen kleinen und großen Büchern, die ſich mit der 
Frage beſchäftigen, haben wir eines entdeckt, welches nicht zu 


mager und nicht zu dick iſt und unſern Freunden zunächſt volle 
kommen genügen wird, insbeſondere denen unſerer Freunde, 


welche ſich zu der zeitgemäßen Thätigkeit eniſchloſſen haben, in 


größeren oder kleineren Kreiſen Vorträge über die ſociale 0 | 


und Alles, was mit ihr zuſammenhängt, zu halten er 
v. Florencourt.) 


Maggar Allam in Budapeſt (6. Dec. 1877): „Wir kennen 
kaum ein Werk, das trotz ſeiner Kürze uns ſo eindringlich mit 


der neueſten Entwickelung der Geſellſchaft bekannt macht, welches 
ſo klar und deutlich jene Gefahr uns hinſtellt, in welche unſere 
Geſellſchaft ſchließlich hineingeräth, wenn ihre weitere Entwickel⸗ 


ung nicht gehindert wird .... So können wir mit Freuden 


anzeigen, daß wir endlich von einem katholiſch denkenden Ver⸗ 


faſſer Erklärung und gründliche Vorſchläge a 1 der 5 


1 Frage bekommen.“ 


Urtheile iber 1 1 Theile. 


Der erite Vortrag behandelt „Weſen und Bedeutung der 
heutigen ſocialen Frage“, der zweite den „liberalen“ und „radi⸗ 
kalen“ Socialismus. „Dieſer Theil des Buches verdient im 
Allg. m. E. uneingeſchränktes Lob.“ (Archiv.) Speciell im 


ſtatiſtiſchen Theil „zeigt Verfaſſer eine erſtaunliche Beleſenheit 


in der ſocialen Literatur, einen bewunderungswürdigen Sammel⸗ 


fleiß und eine herrliche Combinationsgabe“ (Augsb. Poſtztg.) 


„Die lichtvolle 115 treffende Darſtellung der Beſtrebungen 


Schulze's wie Laſſalle's, welche Hitze liefert, wird jedem, der 


ſich darüber einigermaßen prientiren will, Aufſchluß geben“ 
(Heſſ. Bl.). In der Darſtellung des „Socialismus“ „möchten 
wir vor Allem die Mäßigung rühmend hervorheben, mit welcher 
der Verfaſſer den Socialiſten gegenüber auftritt, das Berech⸗ 
tigte in ihren Forderungen anerkennt und ſie gegen ungegrün⸗ 
dete Anſchuldigungen vertheidigt.“ (Stimmen a. M. L.) Trotz 
dieſer Mäßigung „ſcheint uns Hitze in der Beurtheilung des 
Socialismus eine feſtere und begründetere Stellung einzunehmen 
als Todt“ (Heſſ. Bl.) In feiner Expropriationsidee iſt jeden⸗ 
falls, „wie Hitze ſehr gut ausführt“, der Socialismus nur der 
conſequente Liberalismus (Heſſ. Bl.) „Klar iſt der Nachweis“, 
daß practiſch der Socialismus unhaltbar iſt (Stimmen). 
„Nach einer treffenden Kritik dieſer ſocialiſtiſchen Geſell⸗ 
ſchaftsordnung kommt der Verfaſſer im dritten Vortrage („„der 
chriſtliche Socialismus““) auf das eigene Gebiet, wo er ſich 
am meiſten ſelbſtſtändig bewegt — bei den erſten war eben 
das Material gegeben — ſeine Gedanken, Ideen, Vorſchläge 
ausgibt, das weitere Verdienſt ſich erwirbt, dem chriſtlichen 
Socialismus eine poſitive Grundlage zu ſchaffen und für die 
äußerſt ſchwierigen Fragen, die hier auftauchen, eine ſolide Be⸗ 
gründung wenigſtens anzubahnen“ (Augsb. Poſtztg.) „Nach... 
überleitenden, an Ideen fruchtbaren Reflexionen geht der Ver⸗ 
faſſer dazu über, in drei Theilen darzulegen, wie die chriſtlich⸗ 
ſociale Partei die Kirche, die Aſſociation und den Staat 


be A engagirt zur Löſung der ſocialen Frage. Die Kirche ift dazu 


berufen und befähigt, denn ſie „„vergeiſtigt das Eigenthum, 
heiligt die Freiheit, adelt die Arbeit, weihet den Schmerz, gibt 
Kraft der Liebe, verinnerlicht das Familienleben, gründet feſt 

die Aſſociation.““ Dieſe „ſieben“ Punkte werden dann im 


EN Einzelnen meiſterhaft ausgeführt, — „in ausführlicher, geift- 
voller und vielfach origineller Weiſe“ (Katholik) — wobei ich 


beſonders aufmerkſam mache auf das Kapitel, in dem die Noth⸗ 
wendigkeit eines Privateigenthums auch an Productiv- Kapital 


begründet wird (A. Poſtz.) Die Heſſ. Bl. finden letztere ge⸗ 


rade „ſo treffend“, daß fie dieſelben faſt ganz wiedergeben — 
„wie denn (auch) Hitze's Ausführungen über die Freiheit viel 


zutreffender find“ (wie die Todt's). — In Bezug auf das 
Genoſſenſchaftsweſen („und zwar inſonderheit die Productiv⸗ 
genoſſenſchaft“): „In welchen Grenzen und in welcher Weiſe 
dasſelbe einen wirklichen Beitrag zur Löſung der ſocialen Frage 
geben könnte, dafür müſſen wir auf die verſtändigen Ausführ⸗ 
ungen Hitze's in dem 2. Theil ſeines dritten Vortrages ver⸗ 
weiſen“ (Heſſ. Bl.) In der dritten Abtheilung endlich wird 
die Aufgabe des Staates dargelegt. „Treffliches ſtatiſtiſches 
Material führt (auch hier) der Verfaſſer (zur Darlegung der 


Sünden des liberalen Mancheſterthums, das er „kräftig aber | 


mit gutem Recht bekämpft”) in's Feld“ (Stimmen). Dann 
werden im Einzelnen „gewiß maßvolle, berechtigte zweckdienliche 
Vorſchläge ausführlich erörtert.“ (Poſtztg.) | 
Diefe Urtheile mögen genügen. Außer den genannten 
Organen haben noch Recenſionen und Empfehlungen gebracht: 
„Chriſtlich⸗ſociale Blätter“, „L' Economiſta“, Kölner Paſtoral⸗ 
blatt“, „Sächſiſches Volksblatt“, „Schleſiſche Volkszeitung“, 
„Sociale Frage“, „Eſſener Volkszeitung“, „Deutſche Mn, 
zeitung“, Tijd (Prof. „„ 2 | 
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